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Editorial ❘ zfmr 2 ❘ 2022

EDITORIAL

Die vorliegende Ausgabe der zfmr ist gleich in mehreren Hinsichten ungewöhnlich. 
Zunächst wurden ausnahmsweise die üblichen Rubriken der Zeitschrift teilweise 
aufgegeben. Neben dem Themenschwerpunkt ist der zweite Heftteil stattdessen dem 
Gedenken an den verstorbenen Philosophen Georg Lohmann gewidmet, der als Autor 
und als Mitglied des Wissenschaftlichen Beirates der zfmr eng verbunden war und der 
als engagierter Gesprächspartner dem Menschenrechtsdiskurs schmerzlich fehlen wird. 
Einige Wegbegleiter*innen treten zu seinem Gedenken nochmals gedanklich in einen 
Dialog mit dem Philosophen, sei es in Bezug auf Menschenwürde, moralische Rechte 
oder Sozialkritik. 

Der Themenschwerpunkt wiederum umfasst sowohl Erfahrungsberichte aus der 
praktischen Menschenrechtsarbeit von professionellen „Menschenrechtsarbeiter*innen“ 
und -anwälten als auch wissenschaftliche Beiträge von Autor*innen, die sich mit 
Menschenrechten in ihren Berufen beschäftigen. Deutlich wird, dass verschiedene 
Professionen einerseits Rechtsgaranten sind, andererseits aber auch Menschenrechte 
verletzen können und daher in der Praxis gewissenhaft Menschenrechte achten müssen. 
Exemplarisch aufgezeigt wird dies u. a. anhand der Nutzung von Künstlicher Intelligenz 
durch die Polizei und anhand der Frage, wie rassismuskritische Menschenrechtsbildung 
mit Polizeikräften gestaltet werden kann; anhand des allgemeinen Umgangs von 
Fachkräften mit Menschen in vulnerablen Situationen; sowie anhand des Verständ-
nisses von „Sozialer Arbeit“ als Menschenrechtsprofession. Auch Menschenrechtsbil-
dung in der Kommunalverwaltung kommt zur Sprache. Zwei Beiträge behandeln 
zudem die große Bedeutung der Pressefreiheit für die Menschenrechte, sei es allgemein 
oder in Bezug auf gerichtliche Medienprozesse in der Türkei. 

Noch ein Hinweis: Wir überlassen es unseren Autor*innen, auf welche Weise sie 
gendern. Das heißt, die Art und Weise einer gendersensiblen Sprache wird in dem 
Heft nicht einheitlich verwandt. 

Wir wünschen Ihnen eine zum Nachdenken anregende Lektüre.
Das Herausgeber*innen-Team der zfmr

Menschenrechte in Professionen

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Barbara Lochbihler und Silke Voß-Kyeck
Lochbihler/Voß-Kyeck

Professionelle Menschenrechtsarbeit

Abstract 

Neben den offenkundigen Menschenrechtsprofessionen tragen auch „professionelle 
Menschenrechtsarbeiter*innen“ zur Realisierung der Menschenrechte bei. Als „Men-
schenrechtsprofis“ gelten in diesem Beitrag diejenigen, die ihr Berufsleben in NGOs, 
in der Wissenschaft, bei den Vereinten Nationen und anderswo den Menschenrechten 
widmen, die als Multiplikator*innen in die Breite der Gesellschaft wirken und als 
Lobbyist*innen für eine menschenrechtsbasierte Politik kämpfen. Für sie gibt es weder 
eine eigene Berufsbezeichnung noch exklusiv qualifizierende Studiengänge, aber zur 
Kernqualifikation gehören hohe Resilienz und erhebliche Frustrationstoleranz. Dies gilt 
vor allem dann, wenn unzureichende Gesetze, mangelnde Ressourcen und menschen-
rechtsfeindliche Diskurse die professionelle Menschenrechtsarbeit erschweren oder 
gar unmöglich machen. 

In addition to the obvious human rights professions, „professional human rights wor-
kers“ also contribute to the realisation of human rights. In this paper, „human rights 
professionals“ are those who dedicate their professional lives to human rights in NGOs, 
in academia, at the United Nations and elsewhere, who act as multipliers across so-
ciety and advocate for human rights-based policies. There is neither a specific job 
title nor exclusively qualifying courses of study for them. However, the core qualification 
includes high resilience and considerable frustration tolerance. This is especially true 
when insufficient laws, lack of resources and political discourses hostile to human 
rights make professional human rights work difficult or even impossible.

Einleitung

Luzie ist angehende Juristin und organisiert mit anderen einen angesehenen Blog zu 
völkerrechtlichen Themen, die im Studium zu wenig vorkommen. Franz ist Webde-
signer und macht bei einer NGO komplexe menschenrechtliche Themen für ein 
breites Publikum zugänglich. Inga ist Religionswissenschaftlerin und konzipiert im 
Auftrag der Vereinten Nationen in Indonesien Menschenrechtstrainings für die Zivil-
gesellschaft. Ahmad ist Lehrer und bildet Grundschüler*innen zu Konfliktlots*innen 
aus. Emilia ist Abgeordnete im Menschenrechtsausschuss und muss ihre Fraktion 
davon überzeugen, dass Menschenrechte kein Gedöns sind, sondern für nahezu alle 
politischen Bereiche relevant. Olaf ist Manager in einem Textilunternehmen und muss 
das neue Lieferkettengesetz in den Produktionsabläufen umsetzen und davon auch die 
Kaufleute überzeugen. Zina ist Studentin und engagiert sich in einer Flüchtlingsun-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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terkunft für zusätzliche Bildungsangebote für die dort lebenden Kinder und Jugend-
lichen. Juan ist Rechtsmediziner und verbringt seine Urlaube damit, in einem Bürger-
kriegsland bei der Identifizierung und forensischen Untersuchung von Leichen aus 
Massengräbern zu helfen.

1.	 Menschenrechtsprofessionen und professionelle 
Menschenrechtsarbeit

Diese Liste ist nahezu unbegrenzt verlängerbar um weitere Beispiele von Menschen in 
Deutschland und weltweit, die Menschenrechtsarbeit und -bildung im weitesten 
Sinne, d. h. in den drei Dimensionen der UN-Erklärung über Menschenrechtsbildung 
und -training leisten. Die beschriebenen Menschen zählen längst nicht alle zu den 
gemeinhin als „Menschenrechtsprofessionen“ bezeichneten Berufsgruppen – also 
denjenigen, in denen Menschenrechtsgewährleistung und Menschenrechtsverletzun-
gen einen besonderen Stellenwert einnehmen, wie etwa Polizei, Justiz, Militär, Bildung, 
Soziale Arbeit und Gesundheitswesen. 

Erstens sind die in diesen Bereichen Tätigen als Adressat*innen von Menschen-
rechtsbildung schon deshalb relevant, weil sie eine besondere Fürsorgepflicht haben 
in ihrer Arbeit mit vulnerablen Gruppen oder gar Betroffenen von Menschenrechts-
verletzungen, weil ihnen eine herausgehobene Verantwortung zugewiesen wird, sich 
in ihrem Beruf menschenrechtskonform zu verhalten, und weil sie zum Teil auch selbst 
explizit Menschenrechtsbildung leisten. 

Zweitens sind diese Berufsgruppen auch als Angehörige des öffentlichen Dienstes 
und damit für den Staat Tätige zuvorderst Adressat*innen von Menschenrechtsbildung, 
denn die Staaten tragen die Hauptverantwortung für deren Förderung und Bereitstel-
lung. Dies bestimmt die genannte UN-Erklärung, die dem Staat für sein Personal die 
„angemessene Ausbildung in Menschenrechtsfragen“ aufträgt, ebenso wie Art. 1 Abs. 
1 des Grundgesetzes, der die Achtung und den Schutz der Menschenwürde zur Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt erklärt. Diese zu den „Menschenrechtsprofessionen“ 
gezählten Berufsgruppen sind also offenkundig zugleich Subjekt und Objekt von 
Menschenrechtsbildung.

Die anfangs genannten Beispiele zeigen allerdings, dass Menschenrechte die Pro-
fession von weit mehr als den offenkundigen Berufsgruppen sind. Dies ist zweifellos 
im Sinne der UN-Erklärung, gemäß der Menschenrechtsbildung „alle Aktivitäten in 
den Bereichen Bildung, Ausbildung, Information, Sensibilisierung, Bewusstseinsbil-
dung und Lernen [umfasst], die auf die Förderung der universellen Achtung und 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

8

Einhaltung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten gerichtet sind, und so unter 
anderem einen Beitrag dazu leisten, Menschenrechtsverletzungen und Übergriffen 
vorzubeugen, indem Menschen Kenntnisse, Fähigkeiten und Verständnis erwerben 
sowie Einstellungen und Verhaltensweisen entwickeln, mit denen sie zum Aufbau und 
zur Förderung einer universellen Kultur der Menschenrechte beitragen können“ 
(Artikel 2 Absatz 1). 

Aus dieser Definition geht klar hervor, was nicht nur in der Menschenrechtsarbeit 
unbestritten sein sollte: Menschen als Rechteinhaber*innen müssen ihre Rechte ken-
nen, damit sie diese einfordern und sich für die eigenen und die Rechte aller einsetzen 
können. Die Verwirklichung der Menschenrechte setzt Menschenrechtsbildung – im 
Sinne der Erklärung verstanden als Bildung und Empowerment – voraus. Um ein 
solides Menschenrechtswissen und -bewusstsein in der breiten Gesellschaft zu veran-
kern, bedarf es also unbedingt, aber nicht nur, gute und umfassende Curricula für die 
Menschenrechtsbildung im engeren Sinn. Es braucht vor allem auch Menschen, die 
sich beruflich oder privat mit Wissen und Überzeugung für die Verwirklichung der 
Menschenrechte einsetzen. So weit, so trivial. 

Mit diesem Verständnis von Menschenrechtsbildung lassen sich die Menschen-
rechtsprofessionen im engeren Sinn und die professionellen Menschenrechtler*innen 
nicht klar voneinander abgrenzen, vielmehr sind Übergänge fließend und Berührungs-
punkte zahlreich. Das lässt sich etwa an der Berufsgruppe der Sozialen Arbeit illustrieren, 
die zwar vor allem dank der akademischen Pionierarbeit der Schweizer Professorin Silvia 
Staub-Bernasconi heute als Menschenrechtsprofession gilt, im eigenen Selbstverständnis 
von Sozialarbeiter*innen und in deren Ansehen aber längst nicht immer so wahrgenom-
men wird. Dabei spielt in Ausbildung und Praxis die Selbstbestimmung von Menschen 
und somit das Bewusstsein für deren Rechte eine herausgehobene Rolle. 

In der Sozialen Arbeit mit und für Frauen zum Beispiel ist es beständiges Thema, 
das Gleichberechtigungsgebot des Grundgesetzes vollumfänglich durchzusetzen. 
Genannt sei hier etwa das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper. Erst 1997 
wurde gegen den jahrzehntelangen erbitterten Widerstand konservativer, meist männ-
licher Abgeordneter die Vergewaltigung in der Ehe zum Straftatbestand. Es hat Jahre 
gedauert, das umstrittene „Werbeverbot“ für Abtreibungen aus dem Strafgesetzbuch 
zu streichen. Diese menschenrechtlichen Meilensteine wären nicht möglich gewesen 
ohne das Zusammenwirken von Sozialarbeiterinnen an der Basis, etwa in Beratungs-
stellen und Frauenhäusern, von Frauen, die um ihre Rechte wissen und sie einfordern, 
Menschenrechtsaktivist*innen und -lobbyist*innen in Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) und kritischen Journalist*innen.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Zu den „professionellen Menschenrechtsarbeiter*innen“, die in diesem Beitrag im 
Vordergrund stehen, gehören diejenigen, die ihr Berufsleben in NGOs, in der Wis-
senschaft, bei den Vereinten Nationen und anderswo den Menschenrechten widmen. 
Ein großer Teil der Leser*innen dieser Zeitschrift dürfte hierzu zählen. „Menschen-
rechtsprofis“ sind diejenigen, die mit ihrer Arbeit zur Realisierung der Menschenrech-
te beitragen – als Multiplikator*innen in die Breite der Gesellschaft und in die Tiefe 
bestimmter Berufsgruppen, und als Lobbyist*innen für eine menschenrechtsbasierte 
Politik.

Zur Veranschaulichung kann die Entstehung und Durchsetzung der Internationa-
len Konvention gegen das gewaltsame Verschwindenlassen als Beispiel herangezogen 
werden. Als in den 1970er Jahren vor allem in Lateinamerika zehntausende Menschen 
Opfer dieser schweren Menschenrechtsverletzung wurden, schlossen sich Angehörige 
von Verschwundenen zusammen, um nach diesen zu suchen und Verantwortliche zu 
identifizieren. Sie bekamen juristische Unterstützung von mutigen Rechtsanwält*innen, 
und couragierte Journalist*innen verbreiteten Berichte über diese Verbrechen über 
Landesgrenzen hinaus. NGO-Kampagnen und engagierte Diplomat*innen sorgten 
dafür, dass die UN sich des Themas annahmen und 1980 die Arbeitsgruppe gegen das 
gewaltsame und unfreiwillige Verschwindenlassen eingesetzt wurde, deren unabhän-
gige Expert*innen bis heute rund 60.000 Fälle mit einem humanitären Mandat un-
tersucht haben. Angehörigenorganisationen und NGOs wurden über die Jahrzehnte 
in vielen Ländern gegründet, denn diese schwere Menschenrechtsverletzung ist weder 
auf Lateinamerika beschränkt noch gehört sie der Vergangenheit an. 

In Kooperation mit internationalen NGOs betrieben sie weltweit Lobbyarbeit für 
ein internationales Abkommen, das gewaltsames Verschwindenlassen als schwere, 
mehrdimensionale Menschenrechtsverletzung definieren, bekämpfen und möglichst 
für die Zukunft verhindern sollte. In Deutschland war die professionelle Lobbyarbeit 
besonders erforderlich, da die damalige Bundesregierung die Erarbeitung eines solchen 
Abkommens zwar befürwortet hatte, in den späteren Verhandlungen aber zeitweise 
erhebliche Widerstände im Detail leistete. Nach Verabschiedung der Konvention 2010 
wurde – analog zu bisherigen UN-Menschenrechtsabkommen – ein Ausschuss einge-
setzt, in dem zehn unabhängige Expert*innen die Umsetzung und Einhaltung der 
Konventionsbestimmungen überwachen. Angewiesen sind sie dabei auf die 
Mitarbeiter*innen des Ausschusssekretariats, die genauso zum Personal des UN-
Hochkommissariats für Menschenrechte gehören wie deren Mitarbeiter*innen in den 
regionalen OHCHR-Büros, die Seminare und Trainings organisieren und vor Ort 
ganz konkrete Menschenrechtsarbeit leisten. 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Der erste Besuch einer Ausschussdelegation nach Mexiko im November 2021 
zeigte sehr deutlich, wie viel Wissen, Verständnis und Kapazitäten bei Polizei, Militär, 
Justiz und wie viel politischer Willen in der Regierung erforderlich ist, damit die 
Konvention gegen das Verschwindenlassen für die Betroffenen vor Ort einen Unter-
schied macht, und dies gilt wahrlich nicht nur für Mexiko. 

All dies ist ohne kontinuierlichen öffentlichen Druck seitens gut vernetzter zivil-
gesellschaftlicher Organisationen und engagierter Journalist*innen kaum zu erreichen, 
und genauso braucht es Politiker*innen und Diplomat*innen, die gegenüber der 
Regierung des betreffenden Landes auf Abhilfe drängen. Für die Suche nach Ver-
schwundenen und die strafrechtliche Verfolgung der Verantwortlichen, auch über 
Landesgrenzen hinweg, müssen Polizist*innen, Anwält*innen, Staatsanwält*innen 
und Richter*innen auch in solchen Ländern sensibilisiert werden, in denen das Ver-
schwindenlassen vermeintlich „kein Thema“ ist, wie es beispielsweise aus der deutschen 
Ministerialbürokratie heißt.

Dieses Beispiel zeigt, wie viele und wie unterschiedliche „Menschenrechtsprofis“ 
beteiligt und erforderlich sind, um Menschenrechtsverletzungen nachhaltig zu be-
kämpfen und so gut es geht zu verhindern. Und während es in diesem Fall um ein 
zumindest auf den ersten Blick relativ abgrenzbares menschenrechtliches Thema geht, 
wird es umso komplexer, für Menschenrechte zu sensibilisieren und diese politisch 
durchzusetzen, wenn es die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen 
betrifft oder die Auswirkungen des Klimawandels auf die Menschenrechte. 

2.	 Menschenrechtsprofi werden, sein und bleiben

Wie aber kommen diese Menschen zur ihrer Profession, und was brauchen sie dafür? 
Während bei den klassischen Menschenrechtsprofessionen eine formale menschen-
rechtliche Aus- und Weiterbildung zum Berufsbild und zur Berufsausübung gehört, 
ist das bei den anderen beschriebenen Menschenrechtsarbeiter*innen keineswegs 
selbstverständlich. Bei vielen ist das menschenrechtliche Interesse der Ausgangspunkt, 
bei anderen steht eine konkrete Unrechtserfahrung am Anfang, und nicht wenige sind 
Autodidakt*innen und werden durch „learning-by-doing“ zu Expert*innen.

2.1	 AUSBILDUNG
Es gibt in Deutschland und vermutlich auch anderswo keine eigene Berufsbezeichnung 
„Menschenrechtsprofessional“. Beide Autorinnen beispielweise widmen zwar seit 
Langem ihr Berufsleben dem Schutz der Menschenrechte und einer besseren Men-
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schenrechtspolitik, doch ihre Ausbildung war dafür nicht die Grundlage bzw. hätte 
auch in ganz andere Berufsfelder führen können. Die eine kam im Erststudium und 
-beruf der Sozialen Arbeit mit der Menschenrechtssensibilität dieses Berufs in Berüh-
rung, engagierte sich in frauen- und friedenspolitischen Gruppen der 1980er Jahre 
gegen Repression und Gewalt gegen Frauen im Globalen Süden, entschied mit einem 
weiteren Studium (nun Politikwissenschaften) das theoretische Gerüst für die Hinter-
gründe internationaler Zusammenhänge zu festigen und konnte mit einer inspirie-
renden Mentorin wichtige erste Erfahrungen in der Politik machen. Die andere geriet 
eher zufällig während eines Auslandsjahrs in die Todesstrafendiskussion der USA, 
erkämpfte sich als Arbeiter*innenkind die in Deutschland längst nicht selbstverständ-
lichen Bildungschancen und konnte schließlich die Finanzierung des Politikstudiums 
mit praktischer Erfahrung im politischen Betrieb verbinden. Auch hier führte Berufs-
tätigkeit zunächst in ein anderes (wissenschaftspolitisches) Feld, bevor die Berufung 
in die Menschenrechtsarbeit folgte.

Diese exemplarischen Bildungswege sind nur insoweit typisch für die professionel-
le Menschenrechtsarbeit, als sie wenig oder kaum zielgerichtet verlaufen. Es gibt keine 
exklusiv qualifizierenden Studiengänge – Politologie, Sprach- oder Regionalwissen-
schaften, Theologie, Philosophie, Psychologie oder Journalistik sind unter professio-
nellen Menschenrechtler*innen zwar verbreitet, aber genauso kann auch ein Physiker 
zum Pressesprecher oder eine Erzieherin zur Geschäftsführerin einer Menschenrechts-
organisation werden. Auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene am häu-
figsten in dieser Branche sind zweifellos die Jurist*innen mit Schwerpunkten im 
Völkerrecht oder Strafrecht, mit akademischer oder praktischer Ausrichtung. Dies ist 
insoweit naheliegend und sinnvoll, als genaue Kenntnis der Rechtslage eben eine 
entscheidende Voraussetzung ist, um Recht einzufordern oder Gesetzesänderungen 
voranzutreiben. Im besten Fall ergänzen sich die Kompetenzen, um mit Argumenten 
aus den unterschiedlichen Perspektiven und den Erfahrungen betroffener Aktivist*innen 
schließlich die politisch Verantwortlichen zu überzeugen, wie am Beispiel der Ver-
schwindenlassen-Konvention oben illustriert wurde.

Es sind also die unterschiedlichsten Berufe, die erfolgreiche Menschenrechtsarbeit 
machen oder mit einem menschenrechtsbasierten Ansatz mittelbar zur Durchsetzung 
von Menschenrechten beitragen können. Entscheidend dafür ist, dass – neben einem 
persönlichen Bewusstsein – bereits in der Ausbildung auf eine solide Kenntnis der 
Menschenrechtsrelevanz und auf Reflexion des eigenen professionellen Handelns 
gesetzt wird. Dies ist leider längst nicht selbstverständlich, insbesondere wenn die 
Berufe zunächst nicht als unmittelbar relevant für die Realisierung von Menschen-
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rechten gesehen werden. Ärzte, Ingenieurinnen, Betriebswirte, Informatikerinnen und 
andere werden reflektierter handeln und gestalten können, wenn ihnen die menschen-
rechtliche Bedeutung ihres Tuns bewusst ist und sie diese bereits in ihrer Ausbildung 
und Weiterbildung vermittelt bekommen. Es muss nicht immer eine zusätzliches 
Human Rights Master Programm sein – aber Menschenrechtswissen mindestens als 
Querschnittsthema in Ausbildung und Studium zu integrieren, ist absolut erforderlich. 
Zugleich ist dies in manchen Berufen noch keine hinreichende Bedingung. 

In der Ausbildung der Angehörigen des deutschen diplomatischen Dienstes etwa 
haben die Menschenrechte über die Jahre einen größeren Stellenwert bekommen, und 
durch die punktuelle Einbindung von NGO-Vertreter*innen leisten diese nicht nur 
Lobbyarbeit, sondern auch konkrete Menschenrechtsbildung. Eine Garantie für eine 
menschenrechtsbasierte Diplomatie ist dies gleichwohl nicht, wie manche Erfahrun-
gen von Zivilgesellschaft mit deutschen Botschaften vor Ort zeigen. Hier ist neben 
der Ausbildung auch persönliche Überzeugung und politische Rückendeckung durch 
die jeweiligen Minister*innen notwendig.

Gemeinsam ist allen diesen Menschenrechtsprofis, dass geradlinige Karrieren fast 
nie damit verbunden sind, zumindest nicht in den herkömmlichen Kategorien von 
Aufstiegsmöglichkeiten wie in der Wirtschaft oder gar damit verbundenen Gehältern. 
Führungspositionen, etwa als Chef*innen von NGOs, erfordern neben der Fachkennt-
nis, Management- und Kommunikationskompetenzen wie anderswo auch, sind aber 
selten mit Ruhm und Reichtum verbunden. Immerhin gibt es inzwischen eine ganze 
Reihe von Studiengängen zum Non-Profit-Management. 

Gute und transparente Geschäftsführung sind für die politische Arbeit auch deshalb 
wichtig, weil der Blick von außen hier meist besonders kritisch ist. Die Vernachlässigung 
von guten Geschäftsführungspraktiken und Personalführung in einer zivilgesellschaft-
lichen Organisation ist nicht selten für Kritiker*innen ein willkommener – und meist 
vorgeschobener – Anlass, um Glaubwürdigkeit und Kompetenz der NGO in Frage zu 
stellen und deren Arbeit zu diskreditieren. Dies kann NGOs in Zeiten von „shrinking 
spaces“ in vielen Staaten schnell zum Verhängnis werden.

2.2	 VERNETZUNG
Die Ausbildung sowie die persönliche Motivation und Überzeugung sind also wich-
tige Voraussetzungen, um in der professionellen Menschenrechtsarbeit anzukommen. 
In der Praxis sind es dann die Vernetzung und der kontinuierliche Austausch mit 
anderen, die den eigenen Horizont erweitern und die Arbeit bereichern, um sie letzt-
lich auch erfolgreicher im Sinne der Menschenrechte zu machen. Das gilt sowohl für 
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den Austausch im eigenen engeren Arbeitsgebiet wie auch mit Expert*innen zu ande-
ren Menschenrechtsfeldern und schließlich die Vernetzung über Länder und Konti-
nente hinweg, um Menschenrechte universell durchzusetzen.

In Deutschland ist das Forum Menschenrechte ein ausgezeichnetes Beispiel dafür, 
wie sich Menschenrechtsprofis mit unterschiedlichster Berufsbiografie und Organisa-
tionen mit ganz verschiedenen thematischen Mandaten gemeinsam für einen besseren 
und umfassenden Menschenrechtsschutz einsetzen. Die Erarbeitung gemeinsamer 
Forderungspapiere, etwa anlässlich von Bundestagswahlen, sind keineswegs ein kon-
fliktfreier Prozess, aber stets argumentationsreich und von Gewinn für nahezu alle 
Beteiligten. Wenn es beispielsweise gelingt, Forderungen zum Schutz von Frauenrech-
ten von Vertreter*innen der Wohlfahrtsverbände, von kirchlichen Organisationen und 
solchen aus der queeren Szene, von großen internationalen NGOs und von 
Flüchtlingsexpert*innen in einer substantiellen gemeinsamen Stellungnahme zusam-
menzuführen, haben im besten Falle alle Beteiligten ihre Perspektive erweitert und 
können umso kompetenter diese Forderungen in den politischen Prozess einbringen.

Von zahlreichen Beispielen aus dem internationalen Kontext seien die argentini-
schen Rechtsmediziner*innen genannt, die seit Beginn der Aufarbeitung der Militär-
diktatur mit Tausenden gewaltsam Verschwundenen umfassende Expertise bei der 
Untersuchung und Identifizierung verstorbener Opfer von Menschenrechtsverletzun-
gen gewinnen konnten. Hiervon profitieren heute viele Forensiker*innen etwa in den 
Nachbarstaaten, auf dem Balkan oder im Irak, wo solche Kapazitäten und Kompeten-
zen bei der Suche nach Verschwundenen und der Ermittlung von dafür Verantwort-
lichen ebenfalls gebraucht und aufgebaut werden müssen. Gleiches gilt selbstverständ-
lich auch für andere Themen- und Kompetenzbereiche. 

Neben dem Austausch zu fachlicher Expertise und nationalen, regionalen und 
globalen Lobbystrategien kommt hier auch Solidarität ins Spiel, die in der Menschen-
rechtsarbeit nicht hoch genug geschätzt werden kann.

2.3	 WERTSCHÄTZUNG, FRUSTRATIONSTOLERANZ UND RESILIENZ
Solidarität und Wertschätzung sind in der professionellen Menschenrechtsarbeit oft 
die Währung, die über die fehlenden monetären Möglichkeiten hinwegschauen lassen. 
Viele Opfer von Menschenrechtsverletzungen bekommen mit grenzüberschreitender 
Solidarität die notwendige Bestärkung, um ihren eigenen Regierungen mit Kritik und 
Forderungen entgegen zu treten. Wertschätzung für ihre gesellschaftlich relevante 
menschenrechtliche Arbeit ist für den Kita-Erzieher, der sich konkret gegen Rassismus 
schon im frühkindlichen Bereich engagiert, genauso wichtig wie für die Lobbyistin, 
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die eher abstrakt für stärkere UN-Resolutionen streitet. Selbstverständlich ist das nicht 
– das haben in den letzten Jahren vor allem in der Flüchtlingsarbeit Tätige schmerzhaft 
erfahren müssen, wenn sie nicht nur von Rechtsextremist*innen beschimpft wurden 
und mit Beleidigungen, Bedrohungen oder gar tätlichen Angriffen konfrontiert waren.

Dies führt zu einer weiteren Qualifikation, die für professionelle Menschenrechts-
arbeit unerlässlich ist. Es braucht eine hohe Resilienz, um der ständigen Konfrontati-
on mit höchst belastenden menschlichen Schicksalen und empörenden politischen 
Umständen langfristig standzuhalten. In Fällen von Krisen oder Überforderung braucht 
es auch den Mut, psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen, statt der 
verbreiteten Selbstausbeutung zu viel Raum zu geben. 

Erforderlich ist zudem eine erhebliche Frustrationstoleranz angesichts der vielfäl-
tigen Widerstände, denen Menschenrechtsarbeit regelmäßig begegnet. Manchmal ist 
es allein die zermürbende Dauer – bis inhaftierte Aktivist*innen freikommen, bis 
Täter*innen zur Verantwortung gezogen werden, bis Gesetze geändert und in der 
Praxis umgesetzt werden. Zum Spektrum gehören außerdem Ignoranz, Vereinnah-
mung, Geringschätzung, Verleumdung oder gar Kriminalisierung. Um solchen Wi-
derständen standzuhalten, ist es unumgänglich, genau diese zerstörerischen Methoden 
und Strategien zu erkennen und sich ihnen nachhaltig zu widersetzen.

3.	 Gesetze, Ressourcen, Diskurse

Schließlich wird auch die umfassendste Menschenrechtsbildung und -weiterbildung 
mehr oder weniger wirkungslos bleiben, wenn sie nicht von einer menschenrechtsori-
entierten Politik einen soliden Wirkungsrahmen vorgegeben bekommt: Gesetze 
schaffen die notwendigen rechtlichen Grundlagen, ausreichend zur Verfügung gestell-
te Ressourcen ermöglichen deren Umsetzung, und politische und gesellschaftliche 
Diskurse schaffen ein Klima, in dem Menschenrechtsprofis gut und wirksam arbeiten 
können. In der Realität sind diese idealen Bedingungen leider äußerst selten gegeben. 

Eines von vielen Beispielen für diesen asynchronen Dreiklang ist etwa das Men-
schenrecht auf Bildung und auf Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Deutsch-
land ist international verpflichtet zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion, was in Bezug auf Bildung im föderalen System weitgehend auf Länderebene 
erfolgt. Mit entsprechend ausgerichteten Schulgesetzen, sofern es sie flächendeckend 
gäbe, ist es jedoch nicht getan. Ein tatsächlich inklusives, diskriminierungsfreies 
Schulsystem braucht viele und qualifizierte Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen, 
Erzieher*innen, überarbeitete Unterrichtsmaterialien und angemessene Räumlichkei-
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ten, damit behinderte und nichtbehinderte Kinder miteinander und voneinander 
lernen können. Und es bedarf weit mehr Akzeptanz und menschenrechtsbewussten 
Diskurs in Politik und Gesellschaft, einschließlich der Eltern, dass es hier nicht um 
soziales Wohlwollen, sondern um Rechtsansprüche geht. Das ganze Spektrum von 
Menschenrechtsbildung bis hin zu menschenrechtlicher Lobbyarbeit ist hier gefordert.

3.1	 GESETZE FÜR DEN SCHUTZ DER MENSCHENRECHTE
Warum es notwendig ist, für Gesetze zum besseren Menschenrechtsschutz zu kämpfen, 
zeigt der Blick auf die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen. Deren 
Geschäftstätigkeit über meist internationale Lieferketten hinweg beruht allzu oft auf 
– oder trägt gar bei zu – ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen, Umweltzerstörungen 
und vielfältigen Menschenrechtsverletzungen. Die Verantwortung hierfür wurde von 
einer starken Wirtschaftslobby jahrzehntelang abgelehnt oder bestenfalls auf freiwil-
lige Initiativen verwiesen. 

Die fortgesetzten und zahlreich dokumentierten Menschenrechtsverletzungen im 
Verantwortungsbereich auch deutscher Unternehmen haben jedoch gezeigt, dass mit 
Freiwilligkeit keine oder allenfalls minimale Verbesserungen erreicht werden konnten. 
Erst die beharrliche Lobbyarbeit von Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen 
brachte Schritt für Schritt eine gewisse Anerkennung von menschenrechtlicher Un-
ternehmensverantwortung auf der UN- und OECD-Ebene, der sich auch die deutsche 
Wirtschaft nicht dauerhaft entziehen konnte. 

Mit der Verabschiedung des deutschen „Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes“, das 
2023 in Kraft treten wird, werden Unternehmen ab einer bestimmten Größe verpflich-
tet, ihrer Verantwortung in der Lieferkette in Bezug auf die Achtung international 
anerkannter Menschenrechte und bestimmter Umweltstandards nachzukommen. Als 
hart erkämpfter politischer Kompromiss ist das Gesetz noch in vielen Bereichen ver-
besserungswürdig, aber dennoch ein Paradigmenwechsel, von Freiwilligkeit zu rechtlich 
verbindlichen Vorgaben. Damit es seine Wirksamkeit aber überhaupt entfalten kann, 
müssen sehr viele Manager*innen ihre menschenrechtlichen Kompetenzen auf- und 
ausbauen. Dies zeigt zugleich, warum auch in wirtschafts- und ingenieurwissenschaft-
lichen Studiengängen eine Menschenrechtskomponente unbedingt geboten ist.

3.2	 MENSCHENRECHTSSCHUTZ NICHT UMSONST
Ein Beispiel dafür, dass es neben gesetzlichen Vorgaben auch ausreichende Ressourcen 
braucht, um einen Wirkungsrahmen für gute Menschenrechtsarbeit zu schaffen, ist 
der Kampf gegen geschlechtsspezifische Gewalt und die Unterstützung der Opfer 
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dieser Menschenrechtsverletzungen. 2011 verabschiedete der Europarat die „Europä-
ische Konvention zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt“. In Deutschland ist die sogenannte Istanbul-Konvention 2018 in 
Kraft getreten. Auch vier Jahre später ist es bei uns um den Schutz und die Unterstüt-
zung von Opfern (Kapitel IV der Konvention) schlecht bestellt: Hilfesysteme, Fach-
beratungsstellen, Notrufe, Frauenhäuser sind chronisch unterfinanziert, personell 
unterbesetzt und regional höchst unterschiedlich verteilt, mit teils gravierender Un-
terversorgung im ländlichen Raum. Die Folgen tragen sowohl die Opfer als auch die 
Sozialarbeiter*innen, denen die Unterstützung der Opfer anvertraut ist. Auch hier 
sind wieder die Menschenrechtsprofis – zusammen mit Sozialarbeiter*innen und 
Betroffenen – gefordert, gegenüber den politisch Verantwortlichen auf diese Missstän-
de hinzuweisen und bessere Ressourcen zu erstreiten.

3.3	 MENSCHENRECHTSFEINDLICHE DISKURSE 
Noch herausfordernder wird es, wenn kritische Rechtslagen und mangelhafte Ressour-
cen auch noch von einem menschenrechtswidrigen oder gar -feindlichen politisch-
gesellschaftlichen Diskurs begleitet werden. Dies war besonders deutlich zu beobach-
ten an der politischen Entwicklung in Deutschland und Europa in Folge der großen 
Zahl von geflüchteten Menschen, die seit 2015 bei uns Schutz und Zuflucht suchen 
und dabei teils lebensgefährliche Risiken auf sich nahmen. 

Besonders drastisch beschädigte CSU-Politiker Alexander Dobrindt mit seinem 
(zum Unwort des Jahres 2018 gekürten) zynischen Begriff der „aggressiven Anti-Ab-
schiebe-Industrie“ nicht nur mutwillig den Rechtsstaat, sondern lud auch zur Verur-
teilung derjenigen Flüchtlingshelfer*innen, Seeleute, NGOs und Rechtsanwält*innen 
ein, die sich solidarisch zeigten mit den Geflüchteten. In Italien tat sich der damalige 
Innenminister Matteo Salvini mit der Kriminalisierung der Seenotrettungsinitiativen 
hervor – bewusst verstoßend gegen internationales Recht und unübersehbar rassistische 
Ressentiments in der Bevölkerung schürend. 

Das Bayerische Sozialministerium drohte 2017 allen in der Asylsozialberatung 
tätigen Organisationen mit dem Entzug der finanziellen Förderung, wenn sie weiter-
hin Geflüchtete umfassend über ihnen zustehende Rechte, insbesondere Rechtsmittel 
gegen Abschiebebescheide, beraten würden. Dies stand explizit im Widerspruch zur 
Pflicht von Sozialarbeiter*innen, sich für die Rechte ihrer Klient*innen einzusetzen. 
Erst kürzlich veranlasste der Tod von über 20 Migrant*innen am Grenzzaun von 
Melilla den spanischen Ministerpräsidenten zwar dazu, die spanische und marokka-
nische Sicherheitskräfte für die Sicherung der „territorialen Integrität Spaniens“ zu 
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loben, doch Worte des Bedauerns für die Opfer oder ihre Angehörigen fand er nicht. 
Die Signale all solcher Aussagen sind fatal.

Diese und unzählige weitere Beispiele zeigen, wie eine menschenrechtsfeindliche 
Politik auf unliebsame Kritik einer engagierten Zivilgesellschaft reagiert: Sie wird ig-
noriert, lächerlich gemacht, diskreditiert, bedroht und kriminalisiert. Neben den teils 
drastischen unmittelbaren Folgen für die Menschenrechtsarbeitenden sind die mittel-
baren Auswirkungen eines solchen Diskurses auf die Gesellschaft insgesamt verheerend. 
Statt eine humane Flüchtlings- und Menschenrechtspolitik mit Wort und Tat zu 
vertreten, wird zu Ausgrenzung, Stigmatisierung und Rassismus eingeladen. 

Bei allem Engagement der unterschiedlichsten Menschenrechtsprofis braucht es 
auch die politischen Rahmenbedingungen, um menschenrechtliches Bewusstsein und 
Handeln in der breiten Gesellschaft zu verankern. Menschenrechtspolitiker*innen 
sind insofern ganz besonders geforderte Menschenrechtsprofis. Sie müssen innerhalb 
des politischen Systems, nicht selten gegen Widerstände in den eigenen Reihen, Ge-
setze oder Vereinbarungen durchsetzen, für deren konsequente Umsetzung sorgen, 
sich für Finanzmittel einsetzen. Sie sind auf starke Menschenrechtslobbyist*innen 
angewiesen und auf einen gesellschaftlichen Druck, den sie gleichzeitig durch ihre 
Öffentlichkeitsarbeit auch bedienen müssen. 

Die Herausforderung liegt für Menschenrechtspolitiker*innen und Aktivist*innen 
gleichermaßen darin, die Spielräume in einem politischen Umfeld auszuloten und zu 
nutzen. Dabei sind günstige Zeitfenster wichtig, die frühzeitige Identifizierung der 
Gegenspieler*innen und die detaillierte Kenntnis des parlamentarischen Regelwerkes 
und der Mehrheitsbeschaffung. Gibt es aber keinen politisch-gesellschaftlichen Kon-
sens mehr für eine menschenrechtsbasierte Politik, dann helfen auch Rechts- und 
Verfahrenskenntnisse kaum noch weiter. Nach 2015 gab es europaweit keinen politi-
schen Willen für eine humane menschenrechtsorientierte Flüchtlingspolitik und über 
Jahre hinweg konnten offen rassistische Parteien beständige Zuwächse bei Wahlen 
verzeichnen. Der Gegenwind für die professionelle Menschenrechtsarbeit kann stark 
sein, doch die einzig mögliche Schlussfolgerung daraus ist „Jetzt erst recht“. 

4.	 Menschenrechtsarbeit – so früh wie möglich und 
unter allen Umständen

Die letzten Jahre haben in vielen Lebensbereichen sehr deutlich gemacht, dass längst 
als gesichert geltende Menschenrechte in unserer Gesellschaft alles andere als selbst-
verständlich sind. Autoritarismus, Rechtspopulismus, Zweifel an Demokratie, 
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Hasskriminalität und mehr sind Gift, das starkes und überzeugendes Gegengift er-
fordert.

Eine solidarische, gerechte und Menschenrechte achtende Gesellschaft entsteht 
nicht von allein. Menschenrechtsbildung in Sinne der UN-Erklärung bedeutet Lernen 
über, durch und für die Menschenrechte. Damit Menschen erkennen, wenn rassistische 
Positionen vertreten werden, wenn Menschen diskriminiert werden, wenn Unrecht 
geschieht, kann diese Menschenrechtsbildung gar nicht früh genug anfangen. Die 
menschenrechtliche Ausbildung im Beruf muss korrespondieren mit Menschenrechts-
bildung von Kindesbeinen an und fortdauernder Sensibilisierung in allen Lebenspha-
sen und -bereichen. 

Damit Menschen ihre Rechte kennen, einfordern können und Unterstützung er-
halten, wenn ihre Rechte verletzt werden, bedarf es der Menschenrechtsarbeit über 
alle Professionen hinweg. Auch und besonders unter schwierigen Umständen. 

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter
DOI https://doi.org/10.46499/1859.2570
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rechtsanwält*innen.

Based on his own biography the author outlines how the engagement for human rights 
created new professional work opportunities over the last decades, in his case as a 
human rights lawyer. Furthermore, he provides a short insight in the practical work of 
human rights lawyers in Germany.

Einleitung

Wann haben Sie zum ersten Mal in Ihrem Leben von Menschenrechten gehört? Ver-
mutlich nicht nur Angehörige meiner Generation, sondern viele Menschen davor und 
danach verbanden und verbinden mit dem Begriff „Menschenrechte“ die Menschen-
rechtsorganisation Amnesty International und deren Aktivitäten. In dieser Sichtweise 
sind Menschenrechte weniger eine Profession als vielmehr ein als neutral und über-
parteilich bezeichnetes Engagement ehrenamtlicher Mitglieder eines höchst glaub-
würdigen Vereins. Professionell? Sicherlich schon auch, wenn man an die Faktenge-
nauigkeit der Informationen, an die Infrastruktur und vor allem an die Berichte denkt. 
Aber ansonsten lebt die Organisation von der aktiven Beteiligung von Mitgliedern 
und Sympathisant*innen, die Briefe und Appelle unterzeichnen, aktive Unterstützung 
sowie Spendengelder einwerben. Und weil Amnesty unser Verständnis von Menschen-
rechten und von der Menschenrechtsarbeit so geprägt hat, ist auch unser Begriff von 
Menschenrechten vergleichsweise eng. Menschenrechte betrafen – in den vergangenen 
Jahrzehnten – zumeist die von autoritären Regimen unterdrückten Oppositionellen, 
meist der Mittelschicht zugehörige kritische Journalist*innen und Dissident*innen 
vornehmlich aus dem Süden der Welt, dort, wo nach westlicher Ansicht die meisten 
Menschenrechtsverletzungen stattfinden. 

Ich möchte in den nachfolgenden Kapiteln anhand meiner eigenen beruflichen 
Biografie zunächst skizzieren, wie aus dem Einsatz für Menschenrechte eine Professi-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



21

Menschenrechte in Professionen ❘ Kaleck

on entstehen kann, wie man – in meinem Falle – Menschenrechtsanwalt wird. Danach 
möchte ich in weiteren Kapiteln einen Einblick in die praktische Tätigkeit von 
Menschenrechtsanwält*innen und in die damit zusammenhängenden Probleme und 
Fragestellungen geben. 

1.	 Jurastudium und Menschenrechte in den 1980er 
Jahren

Hätte mich jemand während meines Jurastudiums in der alten Bundeshauptstadt, im 
Bonn der 1980er Jahre gefragt, wie und wo ich in meinem späteren Berufsleben tätig 
werden wolle, hätte ich alle möglichen Antworten geben können. 

Die erste und naheliegendste Option war für mich seinerzeit – und so habe ich 
auch meine spätere Berufskarriere begonnen – die des Strafverteidigers. Mir gefiel die 
Idee, unmittelbaren Kontakt mit den Mandant*innen zu haben und auf die 
Opponent*innen, die Vertreter*innen des Staates, im theaterähnlichen Gerichtssaal 
zu treffen. Da mag viel historische Projektion dabei gewesen sein. Nicht nur mir schien 
es jedenfalls seinerzeit, dass die dem Zugriff und dem Strafanspruch des übermächti-
gen Staates ausgelieferten Individuen am Dringendsten meinen und unseren Beistand 
benötigten. Strafverteidigung bedeutete für uns praktische Machtkritik.

Internationales Recht bzw. Völkerrecht studierte ich aus Interesse für das interna-
tionale Geschehen – und aus einer politischen Haltung heraus, die ich weniger als 
Engagement für die Menschenrechte als vielmehr mit dem wesentlich politischeren 
Begriff der internationalen Solidarität beschreiben würde: Solidarität beispielsweise 
mit den Opfern der lateinamerikanischen Militärdiktaturen und Identifikation mit 
ihren Kämpfen. Aber das Feld des internationalen Rechts und des Völkerrechts boten 
lediglich angehenden Diplomat*innen und Anwält*innen von internationalen Wirt-
schaftskanzleien Berufsmöglichkeiten. Der Einsatz für Menschenrechte gehörte in die 
Freizeit, als ehrenamtliches, aktivistisches Engagement. 

Eines jedenfalls hätte ich seinerzeit nicht geantwortet, nämlich, dass ich Menschen-
rechtsanwalt werden wolle. Dieser Begriff war damals keineswegs geläufig. 

2.	 Rechtsreferendariat in den 1990er Jahren

Auch im juristischen Referendariat in Berlin spielten weder für mich noch für andere 
die Menschenrechte – in dem oben beschriebenen engeren Sinne – irgendeine Rolle. 
Bei der Auswahl unserer Referendarsstationen im Zivilgericht, Strafgericht oder vor 
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allem in Anwaltskanzleien orientierten wir uns an unseren mutmaßlichen späteren 
Arbeitsschwerpunkten und suchten uns dementsprechend zu uns passende Kanzleien.

Da das Jurastudium seinerzeit noch wesentlich weniger international ausgerichtet 
war als heute – Fremdsprachen und Kenntnisse von ausländischem Recht gehörten 
jedenfalls nicht dazu, ein Erasmus-Studium gab es seinerzeit noch nicht –, war die 
Option von Auslandsstationen im Referendariat für uns die erste Möglichkeit, unsere 
Perspektive zu erweitern. Doch die meisten von uns wählten vor allem spannende Orte 
aus, an denen sie drei oder sechs Monate verbringen wollten. Das Arbeitsfeld interes-
sierte weniger. Hauptsache man war in New York oder Mexiko – wie in meinem 
Falle. Meine Station absolvierte ich bei einer im Exil arbeitenden guatemaltekischen 
Menschenrechtskommission in Mexiko-Stadt. Dort arbeiteten Menschen, die aus 
politischen Gründen ihr Heimatland Guatemala verlassen mussten. Ihre Arbeit bestand 
im Wesentlichen darin, die Fälle von ihnen bekannten verhafteten, gefolterten und 
getöteten Menschen zu sammeln und in Berichtsform an internationale Institutionen 
zu übermitteln. Es war eine deprimierende Arbeit, viele der dort Beschäftigten waren 
mit Fällen von ihnen persönlich bekannten Menschen und Organisationen in Guate-
mala befasst. Keine*r von uns, weder die Guatemaltek*innen im Exil noch die inter-
nationalen Besucher*innen der Kommission, hätte es seinerzeit im Entferntesten für 
möglich gehalten, dass ein knappes Jahrzehnt später lateinamerikanische Diktatoren 
und ihre Folterschergen sich vor einem ausländischen Strafgericht zu verantworten 
haben. Die damalige Arbeit diente der Aufbereitung von Fakten und der Lobby- oder 
Advocacy-Arbeit. 

Nach dem Ende meines Referendariats gründete ich mit gleichgesinnten Kollegen 
im Frühjahr 1991 eine Kanzlei im damaligen Haus der Demokratie in der Friedrich-
straße 165, dem Hauptquartier der Bürger*innenrechtsbewegungen und Organisati-
onen wie dem Neuen Forum, die noch zu DDR-Zeiten entstanden sind. Neben den 
bereits erwähnten Tätigkeitsfeldern der Strafverteidigung und insbesondere der Ver-
tretung von Strafgefangenen und dem Eintreten für deren Rechte im Strafvollzug 
sowie dem Arbeitsrecht für Arbeitnehmer*innen, hatten wir es aufgrund der grund-
legend veränderten politischen Situation mit vollkommen neuen Rechtsgebieten zu 
tun: der Recherche von Rechtsverletzungen in diversen Aktenbeständen in Ost-Berlin 
und Ost-Deutschland, der neu eröffneten Möglichkeit der Akteneinsicht in die Stasi-
Akten, der neu geschaffenen Rehabilitierung von Oppositionellen in der DDR, aber 
auch von als „asozial“ bezeichneten Menschen, vor allem schwulen Männern. Ein 
wenig zeitversetzt kamen dann noch zahlreiche Nebenklagen von Opfern rechtsradi-
kaler Gewalt in Brandenburg und vor allem in Sachsen-Anhalt dazu. 
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3.	 Die Rechtsanwaltschaft und die Menschenrechte

Jede einzelne dieser Tätigkeiten könnte man mit Fug und Recht als Menschenrechts-
arbeit bezeichnen. Ebenso könnte man all die Kolleg*innen als Menschenrechts
anwält*innen titulieren, die nicht-deutsche Mandant*innen im Ausländer- oder 
Asylrecht oder Mieter*innen im Mietrecht vertraten oder Arbeitsrecht für Arbeit
nehmer*innen betrieben. Doch es wäre weder mir noch meinen Kolleg*innen in den 
Sinn gekommen, uns als Menschenrechtsanwält*innen zu sehen oder zu bezeichnen. 
Wenn überhaupt, sprachen wir Anwält*innen und die Organisationen, in denen wir 
uns betätigten, wie der Republikanische Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV), die 
Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen (VDJ) von einem Einsatz für 
Bürger*innen- oder Grundrechte. So heißt der jährlich erscheinende Bericht der ge-
nannten und weiterer Gruppen bis heute „Grundrechte-Report“.

Dabei entwickelte sich in den 1990er Jahren langsam ein genuin menschenrecht-
liches Engagement sowohl in Deutschland als auch in Europa. Anwaltsverbände traten 
für die Rechte von bedrohten oder verfolgten Anwält*innen in autoritär regierten 
Ländern ein. Anwaltskammern und Anwaltsvereine organisierten die Beobachtung 
von Prozessen vor allem in der Türkei, wo das Risiko der Inhaftierung und Verurteilung 
für engagierte Kolleg*innen seinerzeit am höchsten war.

Es war dann das historische Verdienst des Berliner Rechtsanwalts und Notars Bernd 
Häusler, das Anwaltsbild und die Anwaltstätigkeit in Deutschland um das ausdrück-
lich als solches bezeichnete inhaltliche Programm der Menschenrechte anzureichern. 
Häusler veranstaltete zum 40. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte vom 10. Dezember 1948 über das Jahr 1998 hinweg eine mehrteilige Serie mit 
Rechtsanwält*innen, aber auch Jurist*innen im Dienst der Justiz aus Deutschland 
sowie internationalen Gästen. Dort wurden auch innerdeutsche soziale Probleme 
explizit als menschenrechtliche Thematiken behandelt. Bernd Häusler wurde später 
der erste – und für lange Zeit einzige – Menschenrechtsbeauftragte einer Anwaltskam-
mer in Deutschland, nämlich der Berliner Rechtsanwaltskammer. 

Doch dieses Engagement blieb die Ausnahme. Nur langsam näherten sich vor allem 
Strafverteidiger*innen europäischen und internationalen Themen und explizit auch 
den Menschenrechten. Denn Ende der 1990er Jahre wurden europäische strafrecht-
liche Instanzen wie die europäische Polizeibehörde Europol oder wenig später – nach 
dem 11. September 2001 – auch das europäische Haftbefehlssystem geschaffen. An 
diesen und an folgenden rechtspolitischen Projekten wurden Rechtsanwält*innen und 
Strafverteidiger*innen praktisch zu keinem Zeitpunkt beteiligt. Dementsprechend 
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waren die Rechte von Beschuldigten in kaum einer dieser Institutionen und ihren 
Regelwerken ansatzweise verankert, noch nicht einmal gemäß den nationalstaatlichen 
Standards; geschweige denn wurden die besonderen neuartigen Probleme der trans-
nationalen Strafverteidigung über die Landesgrenzen hinaus in Rechnung gestellt. 
Selbst die Europäische Menschenrechtskonvention, die eine Reihe von Bestimmungen 
bereithielt, um etwa die Rechte von Angeklagten im Strafverfahren einzuklagen, war 
einigermaßen unbekannt und wurde von vielen Justizangehörigen als Fremdkörper 
im deutschen Strafrecht und Strafprozessrecht angesehen. 

An diesem Befund hat sich bis heute viel zu wenig geändert. Angehende Jurist*innen 
müssen sich zwar mit den Grundrechten, wie sie im Grundgesetz normiert sind, 
auseinandersetzen. Aber selbst die Europäische Menschenrechtskonvention und wei-
tere Menschenrechtsverträge, die unzweifelhaft zum in Deutschland geltenden Recht 
zählen, sind nicht unabdingbarer Bestandteil der Jurist*innenausbildung und werden 
daher nur von denen rezipiert, die sich ohnehin dafür interessieren oder einen ent-
sprechenden Schwerpunkt in ihrer Ausbildung gesetzt haben. So werden bis heute die 
Menschenrechte in der Jurist*innenausbildungsordnung von Berlin nur als Teil des 
Europarechts erwähnt. 

4.	 Internationale Entwicklungen: Der IStGH und die 
Pinochet-Verhaftung 1998

International hat sich allerdings seit den 1990er Jahren viel getan. Die UN-Sonder-
tribunale für Ruanda und Jugoslawien wurden nicht nur geschaffen, sondern entwi-
ckelten sich zu dynamischen Gerichten, die Maßstäbe für das Völkerstrafrecht setzten. 
Folgerichtig wurde 1998 das Römische Statut für den Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) verabschiedet und am 1. Juli 2002 nahm der IStGH seine Arbeit in Den 
Haag auf. Daneben arbeiten bis heute zahlreiche Sondertribunale, etwa zu Sierra 
Leone, Libanon und Kambodscha. Auch wenn nicht jeder der dort Arbeitenden ohne 
Weiteres als Menschenrechtsanwalt gesehen werden kann oder sich selbst so sieht, ist 
zu konstatieren, dass Hundertschaften von praktizierenden Jurist*innen sich mit 
Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt professionell auseinandersetzen. 
Überall werden Völkerstrafrechtler*innen ausgebildet, denen sich auch zahlreiche 
Beschäftigungsmöglichkeiten bieten.

Einen historischen Einschnitt bedeutete die Verhaftung des chilenischen Ex-Dik-
tators Augusto Pinochet im Oktober 1998 in London. Die Verhaftung selber wurde 
zwar von der englischen Justiz auf Anordnung des spanischen Ermittlungsrichters 
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Baltasar Garzón vorgenommen. Die Ermittlungen im Falle der chilenischen Militär-
diktatur und zuvor bereits der argentinischen Militärdiktatur waren von chilenischen 
und argentinischen Jurist*innen im spanischen Exil sowie Betroffenengruppen mit 
der Unterstützung von spanischen Jurist*innen in Gang gebracht worden. Das in 
vielen nationalen Gesetzbüchern versteckte Weltrechtsprinzip, das eine universelle 
Jurisdiktion jenseits des Tatortes sowie der Staatsangehörigkeit von Opfern oder Tätern 
erlaubt, erwies sich als neue Möglichkeiten für Menschenrechtsjurist*innen. Während 
die Nürnberger Prozesse und die ihnen folgenden völkerstrafrechtlichen Verfahren bis 
in die 1990er Jahre hinein exklusive Angelegenheiten der Staaten waren – von diesen 
ausgerichtet und orchestriert – spielten Nichtregierungsorganisationen und unabhän-
gige Jurist*innen bereits bei den vorgenannten Tribunalen wichtige Rollen. Mit dem 
neu entdeckten Mittel von Strafanzeigen und Ermittlungen nach dem Prinzip der 
universellen Jurisdiktion ergaben sich zahlreiche neue Möglichkeiten. 

5.	 Neue Netzwerke entstehen – auch in Deutschland

Dementsprechend bildeten sich Netzwerke von internationalen Jurist*innen, vor-
nehmlich in Westeuropa (Spanien, Italien, Frankreich, Belgien, Niederlande und 
Großbritannien) sowie in den USA und Lateinamerika. Zahlreiche Verfahren wurden 
angestrengt. Der argentinische Rechtswissenschaftler Máximo Langer spricht von über 
1000 Strafanzeigen in einem Zeitraum von etwa 15 Jahren. Es entstanden juristische 
Menschenrechtsorganisationen wie Redress und Reprieve in London, Trial in der 
Schweiz oder 2007/08 das vom Autor gegründete European Center for Constitutional 
and Human Rights (ECCHR) in Berlin. Zuvor waren es vor allem hauptamtlich 
Beschäftigte bei den großen Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty Internatio-
nal und Human Rights Watch, die vornehmlich Lobby- und Advocacy-Arbeit betrie-
ben. Dazu kamen wenige, spezialisierte Anwaltskanzleien aus New York und Washing-
ton, London und Amsterdam sowie Einzelkämpfer*innen, die mit hohem Aufwand 
und Engagement menschenrechtliche Verfahren führten. Mit der Neugründung 
zahlreicher Organisationen innerhalb und außerhalb Europas entstand eine ganz neue 
Infrastruktur und ein neues Beschäftigungsfeld für Jurist*innen. 

Zumeist sind diese Organisationen auf einige wenige Gebiete oder Regionen spe-
zialisiert. So beschäftigen sich die einen ausschließlich mit Folteropfern (Redress in 
London), mit der Todesstrafe und Menschenrechtsverletzungen bei der Terrorismus-
bekämpfung (Reprieve), Völkerstraftaten (Trial) oder noch konkreter das Kurdistan 
Human Rights Project in London mit Menschenrechtsbeschwerden beim Europäischen 
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Gerichtshof für Menschenrechte zu Kurdistan. Fast alle dieser Organisationen klagten 
vor allem politische und bürgerliche Rechte ein, nutzten das Völkerstrafrecht oder 
Beschwerden gegen Staaten bei UN-Ausschüssen oder vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte. Erst nach und nach entstanden Organisationen, die 
sich in Kooperation mit Partner*innen aus dem globalen Süden auch wirtschaftliche 
und soziale Menschenrechte auf die Fahnen schrieben. 

Bis Ende der 2000er Jahre hatten fast ausschließlich US-amerikanische Nichtregie-
rungsorganisationen wie das Center for Constitutional Rights (CCR) in New York oder 
Earth Rights sowie Anwaltskanzleien in den USA, Großbritannien und den Nieder-
landen, Fälle von Menschenrechtsverletzungen gegen transnationale Unternehmen 
eingeklagt. Aufgrund der Strukturen von Anwaltskanzleien in Deutschland gibt es kaum 
vergleichbare Kanzleien zu Doughty Street Chambers oder Leigh Day in London, die 
hochprofessionell und mit zahlreichen Anwält*innen und Angestellten hochkomplexe 
und mehrjährige Verfahren wegen Menschenrechtsverletzungen betreiben. 

In Deutschland bedurfte es vor allem des Impulses von US-amerikanischen Groß-
kanzleien, um überhaupt die Idee von Pro-bono-Arbeit, einschließlich jener zu Men-
schenrechten, wenigstens teilweise zu verankern. Allerdings hat bis dato diese Art von 
Pro-bono-Arbeit noch lange nicht die Dimension wie in den USA erreicht, wo bei-
spielsweise in dem sogenannten Guantanamo Project über 500 Anwält*innen zum 
Teil jahrelang an der Vertretung von Gefangenen in Guantanamo arbeiteten. 

Doch immerhin hat sich ein kleiner Kosmos von Organisationen in Deutschland 
herausgebildet, in denen Menschenrechtsjurist*innen arbeiten können. Neben dem 
bereits erwähnten ECCHR sind dies die Gesellschaft für Freiheitsrechte (GfF) und 
die etwas kleinere Organisation JUMEN e. V. Doch auch Hilfsorganisationen wie Brot 
für die Welt, Misereor, Medico International und das Deutsche Institut für Menschen-
rechte oder die neu entstandenen Human Rights und Refugee Law Clinics an vielen 
Universitäten Deutschlands schufen zahlreiche neue Möglichkeiten für Menschen
rechtsjurist*innen in Deutschland. 

6.	 Als Menschenrechtsanwalt in Deutschland

Da sich aber aufgrund der Komplexität und der Schwierigkeit der Recherche und der 
großen räumlichen Distanz zu Mandant*innen Menschenrechtsfälle betriebswirt-
schaftlich für Anwaltskanzleien nicht lohnen, arbeiten bislang nur wenige Anwält*in
nen hauptberuflich in diesem Feld. Immerhin hat mit der Zunahme der Völkerstraf-
sachen vor deutschen Strafgerichten eine beachtliche Anzahl von Strafjurist*innen 
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völkerstrafrechtliche Kenntnisse gesammelt. Große Ermittlungskomplexe sind zu 
Syrien, dem Irak, zuletzt auch zu Gambia und der Ukraine anhängig. Zudem ist ab 
2023 ein Zuwachs an Fällen gegen in Deutschland ansässige Unternehmen wegen 
ihrer Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen zu rechnen, aufgrund des Inkraft-
tretens des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes. Inwieweit sich dies ökonomisch für 
Anwaltskanzleien über die Vertretung in Einzelfällen auf der Seite der Betroffenen 
hinaus lohnen wird, ist derzeit noch nicht abzuschätzen. 

Der bisherige Befund lautet daher, dass aufgrund der Professionalisierung von 
Nichtregierungsorganisationen und des Bedeutungsgewinns von Menschenrechten 
insgesamt der Einsatz für Menschenrechte durchaus eine Profession in Deutschland 
geworden sind, auch für Menschenrechtsanwält*innen. Deren Zahl ist aber noch sehr 
gering, insbesondere wenn man von dem herkömmlichen Menschenrechtsbegriff 
ausgeht und nicht alle diejenigen hinzuzählt, die im Inland Menschen-, Bürger*innen- 
und Grundrechte für ihre Mandant*innen erstreiten. 

Die konkrete Arbeit sieht dann je nach Rechtsgebiet und Betroffenengruppe höchst 
unterschiedlich aus. Das Einklagen von Rechten von Menschen im Inland ist zwar 
von einem Netzwerk von kleineren, mittleren und größeren Kanzleien eingeübt. Doch 
stellen sich vor allem wirtschaftliche Probleme, wenn man beispielsweise an die Ver-
tretung von Geflüchteten und anderen Personengruppen denkt, die Anwaltsgebühren 
selbst nicht tragen können. Der Verweis auf Beratungs- oder Prozesskostenhilfe wird 
der ökonomischen Realität gerade von kleineren Kanzleien in keiner Weise gerecht. 
Denn das Anwaltshonorar bewegt sich allenfalls im dreistelligen oder niedrigen vier-
stelligen Bereich und bemisst nicht den tatsächlich geleisteten Stundenaufwand, wie 
es etwa in den Niederlanden oder in Großbritannien auch bei Rechtshilfemandaten 
der Fall ist. Dazu kommen ein erheblicher Mehraufwand und eine größere Fehleran-
fälligkeit durch die Notwendigkeit von Übersetzungen. 

Im Jurastudium spielt zudem die Vermittlung praktischer Kompetenzen faktisch 
so gut wie keine Rolle, Einblicke in die Anwaltstätigkeit werden allenfalls und im 
besten Falle in der Referendar*innenausbildung vermittelt. Interkulturelle Kompeten-
zen, oder gar ein psychologisch geschulter Blick auf möglicherweise durch Rechtsver-
letzungen erlittene Traumata, fehlen vollkommen. 

Für die meisten Völkerstrafverfahren oder auch Fallgestaltungen von Rechtsverlet-
zungen deutscher Unternehmen im Ausland sind jedoch meist komplexe und mitun-
ter mehrjährige Ermittlungen und Recherchen sowie eine aufwendige und schwer zu 
bewerkstelligende Kommunikation mit den betroffenen Personen und Gruppen 
notwendig. 
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So hatte sich das ECCHR beispielsweise zehn Jahre lang mit den Völkerstraftaten 
durch das syrische Assad-Regime und dabei vornehmlich mit der systematischen 
Folter befasst, bevor die ersten Urteile Anfang 2021 und Anfang 2022 durch das 
Oberlandesgericht Koblenz gefällt wurden. Ähnliches gilt für die mehrjährigen Vor-
arbeiten für das Entschädigungsverfahren vor dem Landgericht Dortmund gegen das 
Textilunternehmen Kik, wegen der Verletzung von Sorgfaltspflichten vor und während 
des Brandes in seinem Zuliefererbetrieb in Karachi (Pakistan), bei dem im Jahr 2011 
hunderte Menschen starben. Zwar sind in den genannten Fallgestaltungen gerichts-
erfahrene Jurist*innen aus kleinen Kanzleien tätig gewesen – die Arbeit wäre jedoch 
ohne die Infrastruktur der mittelgroßen Organisation des ECCHR nicht möglich 
gewesen, die sich aus Zuwendungen von Stiftungen und Spenden speist. 

Schon innerhalb Deutschlands ist gerade angesichts der fortschreitenden Ungleich-
heit, wie zuletzt Ronen Steinke in seinem Buch „Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich“ 
(2022) feststellte, eine Zunahme von Klassenjustiz erkennbar. Wer über die nötigen 
materiellen Ressourcen und die notwendige Bildung verfügt, hat größere Möglichkei-
ten, seine Rechte hierzulande einzuklagen. Der Zugang zu Recht ist für die nicht in 
Deutschland ansässigen Personen, die von Menschenrechtsverletzungen in anderen 
Ländern betroffen sind, noch wesentlich schwieriger zu organisieren. 

Eine Vielzahl von Voraussetzungen muss erfüllt sein, um den Betroffenen zu 
ermöglichen, ihre Rechte vor internationalen Instanzen oder in Drittländern ein-
zuklagen. So gut wie unmöglich ist die Vertretung von Betroffenen aus autoritär 
oder diktatorisch regierten Ländern. Das Risiko in diesen Staaten ist nicht nur für 
die Betroffenen, sondern auch für die sie unterstützenden Rechercheur*innen, 
seien es Journalist*innen, Anwält*innen oder Nichtregierungsorganisationen, oft 
zu hoch. Hinzu kommt, dass repressive Regime wie das syrische nicht davor zu-
rückscheuen, die Familien von exilierten Oppositionellen in Haft zu nehmen, um 
die im Ausland befindlichen Angehörigen von politischen und juristischen Aktio-
nen abzuhalten. 

Zudem ist sowohl bei Völkerstraftaten als auch in Fällen gegen transnationale 
Unternehmen ein gewisser Beweisstandard vor internationalen und europäischen 
Gerichten einzuhalten: Das notwendige Sammeln und Gewinnen von Beweisen sowie 
die Recherche gestaltet sich oft zu einer unüberwindbaren Aufgabe für die Betroffenen 
und ihre Unterstützer*innen. Um eine solche Recherche sinnvoll zu erbringen, sind 
Kenntnisse des betroffenen Landes sowie der politischen, ökonomischen und juristi-
schen Abläufe notwendig, die nur Partner*innen, Anwält*innen oder Organisationen 
in den betroffenen Ländern leisten können.
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Seit dem Zweiten Weltkrieg ist eine enorme Zunahme von menschenrechtsschüt-
zenden Verträgen und Konventionen auf internationaler und europäischer Ebene 
sowie von Gesetzen in Deutschland zu verzeichnen und auch Rechtswege wurden 
geschaffen bzw. ausgebaut. Doch der Zugang zum Recht ist nicht nur von der Existenz 
von Normen und Prozeduren abhängig, sondern auch von organisatorischen und 
praktischen Fragen, die jedoch weder von der Wissenschaft noch im rechtspolitischen 
Raum angemessen diskutiert werden. Deswegen kann mitnichten davon die Rede sein, 
dass jeder Mensch nicht nur Rechte hat, sondern diese auch beanspruchen und ein-
klagen kann. Immerhin ist diese Dimension des Menschenrechtschutzes in den letzten 
Jahrzehnten thematisiert worden, Menschenrechtsdiskurs und -praxis werden nicht 
wie bisher als politische oder moralische Angelegenheiten betrachtet, juristische Aus-
einandersetzungen sind vielmehr ein wichtiger Bestandteil geworden. 

Doch es sollte nicht den (zumal politischen) Interessen von den materiellen 
Förder*innen überlassen werden, welche Fälle von Menschenrechtsorganisationen und 
von Anwaltskanzleien übernommen werden. Sowohl für Völkerstrafverfahren als auch 
für Verfahren nach dem ab 2023 geltenden Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes und 
ähnlicher Fallgestaltungen sollten eigenständige Vorkehrungen getroffen werden, um 
den Betroffenen praktisch und organisatorisch den Zugang zu Recht zu ermöglichen.

7.	 Die persönliche Dimension

Vielleicht noch ein paar Worte über die persönliche Dimension der Arbeit als 
Menschenrechtsanwält*in. Um diese Arbeit sinnvoll und nachhaltig über Jahre oder 
gar Jahrzehnte hinweg ausüben zu können, bedarf es eines besonderen Engagements 
und selbstverständlich auch einer gewissen materiellen Absicherung, eines besonderen 
politischen und menschlichen Interesses für derartige Fälle sowie – und das hat nicht 
zuletzt die zurückliegende Zeit der Pandemie gezeigt – einer gehörigen Portion an 
Resilienz. Dies sind Fragen von Betreuung, Supervision, aber eben auch von persön-
lichen Dispositionen, über die sich niemand einfach hinwegsetzen sollte. Menschen-
rechtlich orientierte Arbeit kann an vielen Stellen geleistet werden. Nicht jede*r muss 
sich daher tagaus, tagein mit Aufnahmen von Folter oder gar mit unmittelbaren Ge-
sprächen mit Überlebenden von Folter befassen. Menschenrechtsanwalt- oder anwäl-
tin zu werden, erfordert eine bewusste Entscheidung. Es ist, und dies als rein persön-
licher Kommentar, natürlich auch ein Privileg, sich in schwierigen Zeiten für die 
richtige Sache einsetzen zu können. Vor allem aber (und dies muss immer wieder 
betont werden) bietet dieser Beruf die tägliche Möglichkeit, spannende und mutige 
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Menschen auf der ganzen Welt zu treffen. Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
die brutale Ausbeutung von Arbeitskraft müssen nicht mehr länger passiv am Fernseh- 
oder Computerbildschirm erduldet werden. Die Profession des*der Menschen
rechtsanwält*in bietet die Chance, sich unmittelbar und mehr oder weniger sinnvoll 
dagegen einzusetzen. 

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter
DOI https://doi.org/10.46499/1859.2571
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Tanjev Schultz
Schultz

Journalismus und Menschenrechte
ZUR ROLLE VON PRESSEFREIHEIT, DEMOKRATIE UND KRITISCHER 
ÖFFENTLICHKEIT

Abstract 

Für den Schutz und die Durchsetzung der Menschenrechte kann der Journalismus 
eine wichtige Rolle spielen. Die Pressefreiheit ist konstitutiv für moderne Demokratien. 
In einem normativ anspruchsvollen Verständnis von Journalismus gehören zu dessen 
Leistungen die Kritik und Kontrolle der Regierung und der Mächtigen. Im Beitrag wird 
dieser Zusammenhang erörtert und hervorgehoben, dass die Digitalisierung der ge-
sellschaftlichen Kommunikation den professionellen Journalismus keineswegs über-
flüssig macht. 

Journalism can play an important role in the protection and enforcement of human 
rights. Freedom of the press is constitutive for modern democracies. In a normatively 
demanding understanding of journalism, its achievements include the criticism and 
control of the government and the powerful. In the article, this connection is discussed 
and it is emphasized that the digitalization of social communication by no means 
makes professional journalism unnecessary.

1.	 Einleitung

Werden die Menschenrechte mit Füßen getreten, weisen die Verantwortlichen oft jede 
Schuld von sich. Sie versuchen, das begangene Unrecht zu verbergen oder zu vertu-
schen. Sie verdrehen und verbiegen die Wahrheit, sie lügen, täuschen und manipulie-
ren. In einer gerechten Welt würden die Täter:innen keinen Erfolg damit haben. 
Damit sie zur Rechenschaft gezogen werden können, braucht es politische und juris-
tische Systeme, die in der Lage sind, die Menschenrechte zu schützen und Verletzun-
gen dieser Rechte zu verfolgen. Nötig ist auch eine kritische Öffentlichkeit. Sie kann 
dazu beitragen, moralischen Druck aufzubauen und Unrecht zu verhindern oder 
aufzudecken und anzuprangern.

„Alle auf das Recht anderer Menschen bezogene Handlungen, deren Maxime sich 
nicht mit der Publizität verträgt, sind unrecht“ (Kant 1992 [1795]: 97): So hat Im-
manuel Kant in seiner Schrift „Zum ewigen Frieden“ das Prinzip der Publizität als 
„transzendentale Formel des öffentlichen Rechts“ formuliert, die für den Zusammen-
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hang von Recht, Demokratie und Öffentlichkeit noch heute leitend oder anregend 
sein kann. 

In modernen Gesellschaften spielen die Medien und insbesondere der Journalismus 
eine wichtige, wenn nicht die zentrale Rolle bei der Herstellung von Öffentlichkeit. 
Professionelle Redaktionen sind darauf spezialisiert, Öffentlichkeit herzustellen (vgl. 
Pöttker 2001). Wo und wie erfahren Bürger:innen, die nicht unmittelbar selbst be-
troffen sind, dass Mächtige ihre Macht missbrauchen? Woher wissen sie, dass die 
Menschenrechte in vielen Ländern wenig zählen? Zwar existieren auch Gerichte, 
politische Institutionen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich systematisch 
um solche Themen und Vorfälle kümmern, die Kommunikation über die Menschen-
rechte und über Verstöße gegen gesellschaftliche Normen ist aber überwiegend medi-
al vermittelt. Mehr noch: Journalistische Recherchen können manchmal entscheidend 
dafür sein, Machtmissbrauch und Menschenrechtsverletzungen überhaupt zu erken-
nen und zu skandalisieren (vgl. Shaw 2012). 

Ob es um das Schicksal der Uigur:innen in China geht oder um Arbeiter in Katar, 
die wie Sklaven behandelt werden; ob es um Kinder im Kongo geht, die in Minen 
schuften müssen, oder um vermeintliche Terroristen, die von den USA in Guantána-
mo festgehalten und gefoltert werden – ohne mediale Berichterstattung wären solche 
Fälle nur wenigen Menschen bekannt. So kommt dem Journalismus eine große 
Verantwortung für die gesellschaftliche Verankerung der Menschenrechte zu. Dies 
ist zugleich einer der Gründe dafür, weshalb Journalist:innen aus Sicht von 
Akteur:innen, die andere Menschen ausbeuten und in ihren Rechten verletzen, be-
drohlich sind. Wo Menschenrechte missachtet werden, herrscht typischerweise keine 
umfassende Presse- und Meinungsfreiheit. Diese gehört aus guten Gründen selbst zu 
den Menschenrechten. Eine freie Presse ist sowohl Inhalt als auch Instrument der 
Menschenrechte.

Diese Doppelrolle soll in diesem Beitrag näher erläutert werden. Im nächsten 
Abschnitt wird eine diskurstheoretische Lesart des Zusammenhangs von Menschen-
rechten und Demokratie auf den Journalismus übertragen. Die dann folgenden Ab-
schnitte erklären, in welcher Weise die Pressefreiheit als Menschenrecht gilt und in-
wiefern Journalist:innen als Wächter:innen von Demokratie und Menschenrechten 
wirken sollen. In einem Ausblick wird argumentiert, dass auch und gerade in Zeiten 
fortschreitender Digitalisierung, in der journalistische Angebote scheinbar an Bedeu-
tung verlieren, professionelle Redaktionen unverzichtbar bleiben.
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2.	 Journalismus, Demokratie und Menschenrechte in 
diskurstheoretischer Lesart

In der politischen Philosophie gibt es unterschiedliche Antworten darauf, in welchem 
Verhältnis Demokratie und Menschenrechte stehen (Menke/Pollmann 2007: 170-186). 
Laut einer einflussreichen, diskurstheoretischen Position besteht ein innerer Zusam-
menhang zwischen Volkssouveränität und Menschenrechten. Jürgen Habermas spricht 
von „Gleichursprünglichkeit“ (Habermas 1994: 161, 1996: 299). Nach seiner Auf-
fassung können nur solche Regelungen Legitimität beanspruchen, denen alle mögli-
cherweise Betroffenen als Teilnehmer:innen an rationalen Diskursen zustimmen 
könnten. Daher komme es auf die Bedingungen an, „unter denen die für eine legitime 
Rechtsetzung notwendigen Kommunikationsformen ihrerseits rechtlich institutiona-
lisiert werden können. Der gesuchte interne Zusammenhang zwischen Menschen-
rechten und Volkssouveränität besteht dann darin, dass das Erfordernis der rechtlichen 
Institutionalisierung einer staatsbürgerlichen Praxis des öffentlichen Gebrauchs 
kommunikativer Freiheiten eben durch die Menschenrechte selbst erfüllt wird. Men-
schenrechte, die die Ausübung der Volkssouveränität ermöglichen, können dieser 
Praxis nicht als Beschränkung von außen auferlegt werden“ (Habermas 1996: 300). 
Zumindest für die politischen Bürgerrechte („Rechte auf politische Partizipation“, 
Pollmann 2022: 392 f.), insbesondere für die Presse- und Meinungsfreiheit, erscheint 
dieser Zusammenhang plausibel.1 

In modernen Gesellschaften lässt sich die politische Kommunikation nicht auf 
direkte Begegnungen beschränken, deshalb muss die kommunikative Freiheit mehr 
umfassen als Präsenzöffentlichkeiten. In Form der Pressefreiheit gilt sie ausdrücklich 
auch für professionelle Redaktionen. Diese sind maßgeblich daran beteiligt, öffentli-
che Diskurse zu organisieren (Brosda 2008, Wessler 2018). Die einzelnen Bürger:innen 
können die Vielzahl an beachtenswerten Ereignissen, Themen und Problemen, die in 
komplexen Gesellschaften regelungsbedürftig sind, unmöglich vollständig selbst 
überblicken, geschweige denn inhaltlich durchdringen. Umso wichtiger sind redakti-

1	 Allerdings gibt es dagegen auch Einwände, die an dieser Stelle nicht weiter erörtert, mit Verweis auf die 
Arbeiten von Stefan Gosepath aber zumindest genannt werden sollen: „Es gibt eine konzeptuelle Lücke 
zwischen unserem geteilten demokratischen Ideal einer Prozedur, die allen gleiche und adäquate Parti-
zipationsmöglichkeiten einräumt, und dem apriorischen, universalen, moralischen Ideal der Menschen-
rechte, das den Gesetzgebern aus moralischen Gründen einen Kanon von Grundrechten vorschreibt.“ 
(Gosepath 2004: 335). Für Gosepath basieren Demokratie und moralisch universale Rechte auf einer 
Moral der gleichen Achtung. Den moralisch universalen Grundrechten komme dabei ein moralisch 
begründeter Vorrang vor der Demokratie zu; moralische Legitimität begrenze und ermögliche demo-
kratische Legitimität, aus ersterer könne die letztere jedoch nicht direkt abgeleitet werden (ebd.: 346).
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onelle Leistungen, wie sie idealerweise im Journalismus erbracht werden: das Auswäh-
len und Prüfen, Ordnen und Bündeln, das Verdichten und Verbinden von Informa-
tionen, aber auch das Analysieren, Erklären und Interpretieren, Kritisieren und Be-
werten. 

Diese Leistungen sind bis zu einem gewissen Grad auch in nicht-demokratischen 
Gesellschaften nötig und möglich. Dementsprechend existieren dort ebenfalls Zeitun-
gen und Fernsehsender, deren Angebote gemeinhin als Form des Journalismus wahr-
genommen werden. Laut einer normativ sparsamen Definition ist für den Journalismus 
wesentlich, dass er Öffentlichkeit herstellt, „indem er die Gesellschaft beobachtet“ und 
Themen, die „neu, faktisch und relevant sind“, recherchiert, auswählt und einem 
Massenpublikum präsentiert und auf diese Weise eine „gemeinsame Wirklichkeit 
konstruiert“ (Meier 2018: 14). Das alles trifft auf viele Medienangebote und Medien-
inhalte sogar in Diktaturen zu, in denen ja durchaus Nachrichten über politische 
Kundgebungen, sportliche Wettkämpfe, Verkehrsmeldungen und Wetterberichte 
verbreitet werden. Allerdings bleiben die Nachrichten dort stets gezügelt, die Beob-
achtungen einseitig und eingeschränkt. Den Herrschenden nicht genehme Fakten und 
Meinungen fehlen oder werden unterdrückt. So wird der Journalismus zu einem 
Verlautbarungs- und Propagandainstrument degradiert, das den Mächtigen zu Diens-
ten ist. In einem normativ anspruchsvollen Verständnis handelt es sich dann gar nicht 
um einen Journalismus, der diesen Namen verdient hätte.

Nach diesem emphatischen Verständnis ist Journalismus allenfalls der Demokratie 
zu Diensten. Auf die Unabhängigkeit der Presse kann nicht verzichtet werden. Erst 
wenn gesichert ist, dass die Recherche, Auswahl und Präsentation der Themen nicht 
von anderen Akteur:innen und deren Interessen gesteuert werden, kann der Journa-
lismus ernsthaft zur gesellschaftlichen Orientierung beitragen. Nur wenn gewährleis-
tet ist, dass die Medien im Prinzip an allen relevanten Akteur:innen, Vorgängen und 
Zuständen der Gesellschaft Kritik üben können (freilich nicht müssen), ohne dafür 
verfolgt zu werden, kann der Journalismus die Gesellschaft umfassend beobachten – 
und braucht sich nicht auf wenige, den Mächtigen passende Facetten zu beschränken.

In der Realität mögen die Verhältnisse komplizierter und unklarer erscheinen als 
in einem idealen Bild. So ist die freie Presse in realen Demokratien typischerweise 
nicht frei von ökonomischen Zwängen und Abhängigkeiten, es gibt Einnahmen und 
Ausgaben, Eigentümer, Anzeigenkunden, begrenzte Ressourcen. Gleichwohl macht 
es einen großen Unterschied, wem eine Redaktion in ihrer Arbeit verpflichtet ist und 
ob beispielsweise klar zwischen kaufmännischen und redaktionellen Prozessen und 
Entscheidungen getrennt wird.
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In realen Diktaturen wiederum sind die Informationen in den Medien keineswegs 
allesamt falsch und manipulativ. Einige Themen werden als politisch unproblematisch 
gelten, bei anderen existieren möglicherweise Nischen, Codes und Taktiken, mit denen 
es Redaktionen oder einzelnen Personen gelingt, immerhin einige kritische Inhalte zu 
verbreiten und der Zensur zu entgehen (Beispiele dafür z. B. in Garton Ash 2016: 281 f.). 

Wer solche Differenzierungen anführt, legt letztlich auch hier Maßstäbe und Vor-
stellungen eines gehaltvollen, kritischen Journalismus zugrunde, um das Ausmaß zu 
bestimmen, in dem die Realität von der Norm abweicht. So lässt sich argumentieren, 
dass ein wohlverstandener Journalismus erst in einer rundum freien, demokratischen 
Gesellschaft zur vollen Geltung gelangen würde – und er in Gesellschaften, die nicht 
oder nur unvollkommen frei und demokratisch sind, zumindest in die Richtung von 
mehr Freiheit und Demokratie drängen muss, um mehr zu sein als ein Verlautbarungs- 
und Propagandainstrument und um überhaupt als „journalistisch“ in einem anspruchs-
vollen Sinne gelten zu können. Es geht also nicht um ein völlig irreales Ideal, sondern 
wie im Konzept deliberativer Politik, das auf die Kraft von Gründen und die poten-
zielle Partizipation aller Betroffenen setzt, um „eine Existenzvoraussetzung jeder De-
mokratie, die diesen Namen noch verdient“ (Habermas 2021: 475).

Noch immer eingängig und einschlägig sind die Worte, die das Bundesverfassungs-
gericht 1966 in seinem Urteil zur Spiegel-Affäre gefunden hat. Das Gericht machte 
deutlich, wie bedeutsam und geradezu konstitutiv der Journalismus und die Presse-
freiheit für eine moderne Demokratie sind: 

„Eine freie, nicht von der öffentlichen Gewalt gelenkte, keiner Zensur unterworfene Presse ist 
ein Wesenselement des freiheitlichen Staates; insbesondere ist eine freie, regelmäßig erschei-
nende politische Presse für die moderne Demokratie unentbehrlich. Soll der Bürger politische 
Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber auch die Meinungen kennen 
und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet haben. Die Presse hält diese 
ständige Diskussion in Gang; sie beschafft die Informationen, nimmt selbst dazu Stellung und 
wirkt damit als orientierende Kraft in der öffentlichen Auseinandersetzung. In ihr artikuliert 
sich die öffentliche Meinung; die Argumente klären sich in Rede und Gegenrede, gewinnen 
deutliche Konturen und erleichtern so dem Bürger Urteil und Entscheidung. In der repräsen-
tativen Demokratie steht die Presse zugleich als ständiges Verbindungs- und Kontrollorgan 
zwischen dem Volk und seinen gewählten Vertretern in Parlament und Regierung.“ (Bundes-
verfassungsgericht, Urteil in der „Spiegel-Affäre“, BVerfGE 20, 162, 1966)

Auf Grundlage dieser Postulate ergibt die verbreitete Rede von den Medien als einer 
„Vierten Gewalt“ im Staat einen Sinn, obwohl der Journalismus in der klassischen 
Lehre der Gewaltenteilung zunächst nicht auftaucht (vgl. Schultz 2021). 
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Aber wer kontrolliert diese Vierte Gewalt? Durch zu große Machtfülle oder einen 
Missbrauch ihrer Rolle könnten die Medien selbst zu einem Problem für die Demo-
kratie werden. Ihre Kontrolle muss zum einen von der Politik und der Justiz geleistet 
werden, zum Beispiel durch eine effektive Konzentrationskontrolle und durch Geset-
ze und Urteile zum Persönlichkeitsschutz. Die Kontrolle der Vierten Gewalt obliegt 
zum anderen der Öffentlichkeit selbst. Auch deshalb ist die Pressefreiheit so wichtig. 
Kritik und Kontrolle, Rede und Gegenrede beziehen sich eben nicht nur auf eine 
mögliche Opposition des Journalismus zu den Akteuren der Politik, der Wirtschaft 
oder anderer Handlungssphären, sondern genauso auf die Strukturen und Diskurse 
der Öffentlichkeit und der verschiedenen Medien und Redaktionen (vgl. Bucher 2020). 
Dementsprechend geht mit der Pressefreiheit die Erwartung einer medialen Vielfalt 
einher.

Ein möglichst freier, unabhängiger und vielfältiger Journalismus kann einen we-
sentlichen Beitrag für die Demokratie leisten. Damit verbunden ist ein journalistisches 
Ethos, das die US-amerikanischen Journalisten Bill Kovach und Tom Rosenstiel in 
ihrem Buch „Elements of Journalism“ (2021) pointiert dargelegt haben: „The prima-
ry purpose of journalism is to provide citizens with the information they need to be 
free and self-governing“ (ebd.: 7). 

Daraus ergeben sich als Grundsätze für den Journalismus seine zu garantierende 
Unabhängigkeit, eine Verpflichtung auf die Wahrheit (mit entsprechenden Methoden 
der Verifikation), die Rolle als Kontrolleur der Mächtigen (mit primärer Loyalität 
gegenüber den Bürger:innen) und eine Funktion als Forum der Meinungsbildung, 
Kritik und Kompromissfindung (ebd.: xxvii).

3.	 Pressefreiheit als Menschenrecht

In Deutschland ist die Pressefreiheit im Grundgesetz, Artikel 5, verankert und schließt 
dort unmittelbar an die allgemeine Meinungsfreiheit an: „Jeder hat das Recht, seine 
Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus all-
gemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die 
Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.“ In einer von Medien geprägten Gesellschaft kann es keine 
Meinungsfreiheit geben, ohne dass zugleich auch die Freiheit der medialen Berichter-
stattung gewährleistet und diese Berichterstattung ungehindert zugänglich ist. 

In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte werden journalistische Infor-
mationsmedien nicht explizit genannt, dennoch zielt ihr Artikel 19 im Sinne einer 
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umfassenden Meinungs- und Informationsfreiheit ebenfalls auf eine freie Berichter-
stattung („über Medien jeder Art“): „Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und 
freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehin-
dert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen In-
formationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten“ (Verein-
te Nationen 1948).2

Als Abwehrrecht gegen den Staat bedeutet Pressefreiheit Schutz vor Zensur und 
Verfolgung durch die Behörden. Allerdings kann die Berichterstattung noch durch 
andere Akteur:innen oder durch indirekte staatliche Maßnahmen eingeschränkt 
werden. So können kriminelle Organisationen oder politische Extremist:innen Re-
daktionen einschüchtern oder unterwandern. In Mexiko beispielsweise sind 
Journalist:innen durch die gesellschaftliche Dominanz der Drogenkartelle gefährdet. 
Regierungen können zudem ohne offensichtliche Zensur Druck ausüben und die 
Medien indirekt unter ihre Kontrolle bringen, indem sie zum Beispiel regierungstreue 
Eigentümer:innen und Chefredaktionen installieren, wie dies in jüngerer Zeit bei-
spielsweise in Ungarn zu beobachten war (Ulrich 2022). 

Gesetze und Verfassungsgarantien sind für einen effektiven Schutz der Pressefreiheit 
und eine Entfaltung und Auffächerung medialer Angebote allenfalls eine notwendige, 
keine hinreichende Bedingung. Damit Journalist:innen ihre Arbeit tatsächlich frei 
ausüben können, braucht es die dafür notwendigen Ressourcen und Strukturen, eine 
liberale politische Kultur, eine unabhängige Justiz, die den Wert der Pressefreiheit 
erkannt und verinnerlicht hat und auf konkrete Streitfälle anzuwenden weiß. Sieht 
man darin nicht nur ein Abwehrrecht, sondern zugleich ein Leistungsrecht, folgen aus 
der Pressefreiheit Ansprüche an ein leistungsfähiges Medienangebot. Kurzum: Es 
braucht einen stabilen demokratischen Rechts- und Verfassungsstaat mit einer soliden, 
vielfältigen Infrastruktur unabhängiger Medien. Diese Infrastruktur zu schaffen, zu 
erhalten und zu fördern, ist eine gesellschaftliche Aufgabe.

Der enge Zusammenhang zwischen Demokratie und Pressefreiheit ist schnell zu 
erkennen, wenn man sieht, in welchen Ländern die Pressefreiheit als groß gilt und in 
welchen als klein oder gar nicht existent. Die Organisation „Reporter ohne Grenzen“ 

2	 Im Jahr 1966 haben die Vereinten Nationen zudem den Internationalen Pakt zu bürgerlichen und 
politischen Rechten (Zivilpakt) verabschiedet. Auch darin ist das Recht auf Meinungsfreiheit in Artikel 
19 verankert; es wird teilweise weiter ausgeführt. So ist dort die Rede von Informationen und Gedan-
kengut „jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere Mittel eigener Wahl“, 
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/international-covenant-civil-and-
political-rights (Zugriff: 17. Juli 2022).
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veröffentlicht jedes Jahr eine Rangliste3 und eine Weltkarte4 zum Zustand der Presse-
freiheit. Seit Jahren belegen die skandinavischen Staaten, allesamt stabile Demokrati-
en, die vorderen Plätze. Auf den hinteren Plätzen liegen Diktaturen und failed states 
wie China, Iran, Eritrea und Nordkorea. Typischerweise mangelt es in solchen Ländern 
nicht nur an Demokratie und Pressefreiheit, vielmehr werden diverse Menschenrech-
te gar nicht oder unzureichend verwirklicht und geschützt. 

Da jedoch reale Demokratien nicht perfekt sind und das Ausmaß, in dem Presse-
freiheit in einem Land herrscht, variieren kann, ist die Lage der Medien in Ländern 
wie Deutschland oder den USA ebenfalls ein wichtiges Thema. Die Freiheit ist in re-
alen Demokratien keineswegs rundum gesichert. Dementsprechend sind viele Staaten, 
auch die Bundesrepublik, auf der Weltkarte nicht grün, sondern gelb eingefärbt.

Von staatlicher Seite können zum Beispiel in Fällen, die den Staatsschutz und an-
gebliche Sicherheitsinteressen betreffen, gravierende Einschränkungen drohen (vgl. 
Schultz 2018). Geht es um das Militär oder die Geheimdienste, besteht eine Spannung 
zwischen dem Staat und der Presse oder, allgemeiner gefasst, zwischen dem Prinzip 
der Publizität und dem Prinzip der Geheimhaltung. In dieser heiklen Zone können 
Konflikte leicht zu Ungunsten der Journalist:innen und ihrer Quellen ausgehen.

Welche Grenzen müssen die Medien sogar in einer freien Gesellschaft akzeptieren? 
Wie viel Transparenz muss der Staat zulassen oder ertragen? Um Antworten auf diese 
Fragen wird aktuell im Fall des Wikileaks-Gründers Julian Assange gerungen, dem 
nach einer etwaigen Auslieferung in die USA eine hohe Haftstrafe für die Veröffent-
lichung geheim eingestufter Dokumente über amerikanische Kriegseinsätze droht (vgl. 
Melzer 2021). Während viele Journalistenverbände darin ein Unrecht gegen Assange 
und eine internationale Bedrohung der Presse sehen, werfen die US-Behörden ihm 
Spionage vor und bestreiten, dass es sich bei Assange überhaupt um einen Journalisten 
handle, der sich auf die Pressefreiheit berufen könnte (vgl. Mascolo 2020).

Zu den Merkmalen eines freien Mediensystems gehört, dass der Zugang zur jour-
nalistischen Berufsausübung nicht staatlich geregelt und reglementiert ist. Daraus 
ergeben sich immer wieder Diskussionen über die Grenzen des Berufsfeldes und die 
Frage, wer legitimerweise als Journalist:in gelten kann. Die Antwort darauf muss das 
skizzierte journalistische Ethos und die realen publizistischen Leistungen einbeziehen 
oder zugrunde legen. Daraus ergibt sich, dass in Fällen, die für die Gesellschaft wich-
tig sind, eine Veröffentlichung von Informationen, die ursprünglich nicht für die 
Öffentlichkeit bestimmt waren, nicht nur akzeptabel, sondern journalistisch geradezu 

3	 https://www.reporter-ohne-grenzen.de/rangliste/rangliste-2022 (Zugriff: 5. August 2022). 
4	 https://www.reporter-ohne-grenzen.de/weltkarte (Zugriff: 5. August 2022).
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geboten sein kann – im Sinne des Gemeinwohls und eines wohlverstandenen öffent-
lichen Interesses. 

Aus diesem Grund hat der Supreme Court in den USA in einer historischen Ent-
scheidung Anfang der 1970er Jahre die Veröffentlichung der „Pentagon Papers“ erlaubt, 
aus denen das Desaster des Vietnam-Kriegs und Täuschungen der Öffentlichkeit durch 
die US-Regierung hervorgingen. Eindrucksvoll hat einer der Richter, Justice Hugo 
Black, die seinerzeitige Enthüllung durch Reporter der New York Times sogar als jour-
nalistische Pflicht gewertet: 

„In the First Amendment the Founding Fathers gave the free press the protection it must have 
to fulfill its essential role in our democracy. The press was to serve the governed, not the governors. 
(…) Only a free and unrestrained press can effectively expose deception in government. And 
paramount among the responsibilities of a free press is the duty to prevent any part of the 
government from deceiving the people and sending them off to distant lands to die of foreign 
fevers and foreign shot and shell. (…) In revealing the workings of government that led to the 
Vietnam war, the newspapers nobly did precisely that which the Founders hoped and trusted 
they would do.“ (Supreme Court Justice Hugo Black, New York Times Co. vs. United States, 
403 U.S. 713, 1971) 

Die Freiheit und die Spielräume der Presse werden hier, ähnlich wie vom deutschen 
Bundesverfassungsgericht in dem zitierten Urteil zur Spiegel-Affäre, durch die demo-
kratische Funktion und Leistung begründet: Kritischer Journalismus soll und kann 
die Bürger:innen davor bewahren, von der Regierung betrogen zu werden. 

4.	 Journalismus als Wächter von Demokratie und 
Menschenrechten

Als Wächter der Demokratie und der Menschenrechte sollen journalistische Medien 
Alarm schlagen, wenn Unrecht geschieht, Macht missbraucht, die Bevölkerung ge-
täuscht und hintergangen wird. In der englischen Sprache wird diese Rolle als watch-
dog role bezeichnet (McQuail 1994: 142, Bennett/Serrin 2005). Wie Wachhunde 
sollen Journalist:innen mindestens bellen, wenn sie Akteur:innen beobachten, die 
Menschen schädigen oder demokratische Institutionen angreifen.

Tatsächlich finden sich immer wieder Situationen, in denen Medien die Öffent-
lichkeit auf Leid und Unrecht aufmerksam machen, sogar auf verstörende Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, auf Folter, Massenmord und Genozid. Das gilt nicht nur, 
aber oft in Krisen und Kriegen (vgl. Bilke 2008), wie gegenwärtig in der Ukraine. Dort 
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haben internationale Reporterteams über Kriegsverbrechen berichtet, diese zum Teil 
umfassend recherchiert und dokumentiert. 

Die Vielzahl an Ungerechtigkeiten auf der Welt macht es allerdings schwierig, 
darüber in der moralisch gebotenen Ausführlichkeit und Beharrlichkeit zu berichten. 
Die mediale Logik ist von Nachrichtenwerten geprägt, die das Neue präferieren und 
deshalb einer kontinuierlichen, auf Strukturen und systemische Ursachen fokussierten 
Berichterstattung im Wege stehen können (vgl. Schmidt-Gross 2004). Dennoch kann 
der Journalismus in gewissem Umfang und insbesondere in akuten Fällen als Wächter 
wirken, der sein Publikum für die Menschenrechte sensibilisiert und mobilisiert. 

Es mag Situationen geben, in denen verdeckte, „stille Diplomatie“ für den Schutz 
oder die konkrete Rettung bedrängter Personen hilfreicher ist als das Licht und die 
Lautstärke medialer Öffentlichkeit (vgl. Klein 1996). Das widerspricht aber nicht dem 
Prinzip der Publizität. Es kommt auf die jeweilige Phase und Konstellation an, in der 
gehandelt werden muss, und auf unterschiedliche Rollen im Kampf für die Menschen-
rechte (der diskret verhandelnde Diplomat, die auf Aufklärung dringende Reporterin 
usw.). 

Die journalistische Arbeit kann wichtige Bausteine in einer größeren Architektur 
von Institutionen und Kommunikationen liefern, die sich idealerweise zu einem 
Bollwerk der Demokratie und der Menschenrechte aufschichten. Dazu können Ge-
richte und Anwälte gehören, Parteien und parlamentarische Gremien, Menschen-
rechtsgruppen und internationale Organisationen. Auch für deren Arbeit kann der 
Journalismus wertvolle Beiträge leisten, indem er diesen Akteur:innen Informationen 
liefert und indem er über sie und ihre Aktivitäten berichtet – allerdings muss er auch 
ihnen in kritischer Distanz begegnen. Personen und Organisationen, die sich für die 
Menschenrechte engagieren, sind nicht schon der guten Sache wegen, für die sie 
eintreten, über jeden Zweifel erhaben.

Der Wert journalistischer Berichterstattung bezieht sich keineswegs nur auf spek-
takuläre Enthüllungen und investigative Geschichten. Wichtig sind der gesellschaft-
liche Fluss und Austausch von Nachrichten und Meinungen, von Informationen und 
Argumenten in einer vielfältig ausdifferenzierten Öffentlichkeit (vgl. Peters 2007). In 
einer repräsentativen Demokratie gehören zwar Wahlen, Mehrheitsbeschlüsse und 
parlamentarische Beratungen ins Zentrum politischer Verfahren, die kritische Öffent-
lichkeit soll jedoch sicherstellen, dass „nach Möglichkeit alle relevanten Themen, er-
forderlichen Informationen und geeigneten Lösungsvorschläge mit Argumenten pro 
und con zur Sprache kommen“ (Habermas 2021: 476). Und selbst nach einer getrof-
fenen politischen Entscheidung kann dieser Prozess weitergehen. In einer Demokratie 
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können Beschlüsse revidiert werden, die demokratische Öffentlichkeit „ist auch das 
Medium einer diskursiven Überprüfung und Kritik von Entscheidungen“ (Wellmer 
2019: 279).

Dem oben skizzierten Ethos folgend, kann der Journalismus jederzeit (wieder) in 
den Modus der Kritik wechseln. So betrachtet gibt es für ihn nirgends völlig harmlo-
se Themen, auch nicht im Sport oder in der Unterhaltungsbranche. Es geht nicht 
darum, permanent alles und jeden zu kritisieren; es braucht dafür jeweils gute Grün-
de. Doch wo Ungerechtigkeiten oder Ungereimtheiten zu erkennen sind, die das 
Gemeinwohl und das öffentliche Interesse berühren, muss ihnen nachgegangen 
werden – auch in zunächst harmlos anmutenden Sphären der Gesellschaft. Beispiele 
dafür sind Doping im Sport oder Schleichwerbung in einem Showprogramm. In der 
Regel geht es beim Aufdecken und Kritisieren von Regelverstößen nicht gleich ums 
große Ganze der Menschenrechte; die Sensibilität für jede Form von Unrecht kann 
letztlich jedoch auch diesen zugutekommen. 

In Demokratien können die Medien auf diese Weise zum Schutz und zur Entfaltung 
der Grundrechte als den verfassungsrechtlich garantierten Menschenrechten beitragen. 
Zwischen der Positivität ihrer Geltung und den „noch ungesättigten Gehalten“ der 
Menschenrechte könne es ein Gefälle geben, schreibt Habermas (2021: 473). Daher 
gehöre es zu den Bestandsvoraussetzungen eines demokratischen Gemeinwesens, „dass 
sich die Bürger aus der Perspektive von Beteiligten in den Prozess einer fortgesetzten 
Realisierung der unausgeschöpften, aber schon positiv geltenden Grundrechte verwi-
ckelt sehen“ (ebd.). Sie in dieser Weise zu verwickeln, kann eine der vornehmsten 
Funktionen des Journalismus und einer kritischen Öffentlichkeit sein.

Um Missstände aufzuklären, müssen Reporter:innen notfalls gegen Widerstände 
recherchieren, auch gegen heftige Widerstände. Dies wird umso wichtiger, je skanda-
löser die Zustände sind – bis zu etwaigen schwerwiegenden Verletzungen der Men-
schenrechte, die ans Licht zu zerren großen Einsatz erfordern und mit dem Risiko 
verbunden sein kann, als Journalist:in selbst verfolgt, inhaftiert, überfallen oder getö-
tet zu werden. Dies trifft besonders auf Regionen zu, in denen die Pressefreiheit oh-
nehin eingeschränkt ist und den Bürger:innen grundlegende Rechte vorenthalten 
werden. Unter solchen Bedingungen haben es Medien, die über erlittenes oder dro-
hendes Unrecht berichten wollen, sehr schwer. Dort kann es, um die Weltöffentlichkeit 
zu erreichen, wichtig sein, dass möglichst viele Redaktionen aus anderen Ländern über 
solche Fälle berichten, obwohl dies auch für sie nicht einfach ist.

In demokratischen Ländern sind die Möglichkeiten zur Recherche und Veröffent-
lichung in der Regel deutlich besser, bei heiklen und für die Grundrechte wichtigen 
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Themen, wie Polizeigewalt, Justizirrtümern oder Geheimdienst-Skandalen, hingegen 
keinesfalls unbeschränkt. Das Ringen mit dem Staatsschutz und den Sicherheitsinte-
ressen des Staates wurde bereits erwähnt. Die Aussicht, wegen Spionage, Landesverrat 
oder Beihilfe zu Geheimnisverrat verurteilt zu werden, kann sogar in demokratischen 
Staaten abschreckend auf Journalist:innen wirken. Geht es um mutmaßliche Verfeh-
lungen finanzkräftiger Wirtschaftsunternehmen, die große Anwaltskanzleien beauf-
tragen, kann das Risiko einer Klage und eines teuren Verfahrens die journalistische 
Wächterrolle hemmen. 

Grundsätzlich ist es nicht die Aufgabe von Journalist:innen, sich zu Richter:innen 
aufzuschwingen, zugleich dürfen aber sogar Gerichturteile von ihnen und der Öffent-
lichkeit diskutiert und kritisiert werden. Die Unschuldsvermutung, die Regel, Be-
schuldigte anzuhören, das Gebot der Resozialisierung – solche Grundsätze müssen 
zwar auch von den Medien beachtet werden; in begründeten Fällen können sie aber 
deutlich machen, dass beispielsweise ein Gerichturteil Ungereimtheiten enthält oder 
weiterhin viele Fragen unbeantwortet lässt. Ein Beispiel dafür ist der Fall des 2005 in 
Dessau in einer Polizeizelle gestorbenen Oury Jalloh. Der Mann, der aus Sierra Leone 
nach Deutschland geflohen war, soll durch einen Brand in seiner Zelle ums Leben 
gekommen sein, den er selbst verursacht haben soll. An dieser Version gab es von 
Anfang an Zweifel, und diese Zweifel sind für viele, die den Fall recherchiert haben, 
darunter etliche Journalist:innen, bis heute nicht verflogen (Overath 2021, Augustin/
Jakob 2022). 

Es gibt Beispiele dafür, dass beharrliche Recherchen dazu führen können, dass neue 
offizielle Ermittlungen eingeleitet werden. So geschah es beim Oktoberfestattentat des 
Jahres 1980, das Jahrzehnte später erneut vom Generalbundesanwalt untersucht 
wurde, vor allem mit Blick auf die Frage, ob es Mittäter:innen gab, die früher nicht 
erkannt worden waren (Chaussy 2020). Die mediale Wächterrolle verlangt, dass im 
Prinzip jede:r relevante gesellschaftliche Akteur:in auf kritische Nachfragen und eine 
öffentliche Debatte über das eigene Tun und Wirken gefasst sein muss. Idealerweise 
ergibt sich dadurch bereits ein präventiver Effekt für den Schutz der Menschenrechte. 

Eine wichtige Anforderung in diesem Zusammenhang ist die Offenheit der öffent-
lichen Diskurse für die Erfahrungen und Perspektiven diskriminierter Gruppen. Zu 
dieser Offenheit kann und sollte der Journalismus beitragen. Das Mehrheitsprinzip 
ist „eine permanente Bedrohung“ für schwer organisierbare und am Rande lebende 
Minderheiten (Alexy 2019: 263). Umso wichtiger ist es aus diskurstheoretischer Sicht, 
ihnen eine öffentliche Stimme zu geben. Die Medien können die Aufmerksamkeit auf 
jene lenken, denen Unrecht angetan wird und die einen besonderen Schutz benötigen.
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Haben alle Menschen dieselben Chancen, als Betroffene bestimmter Zustände und 
Regelungen gehört zu werden? Können sie ihre kommunikative Freiheit in ausreichen-
der Weise wahrnehmen? Hier können und sollen die Medien im Sinne demokratischer 
Teilhaberechte ausgleichend oder kompensatorisch wirken.

Alle diese journalistischen Leistungen, die positiv auf die Demokratie und die 
Menschenrechte wirken, beruhen auf einem Ethos, das in der Wirklichkeit keineswegs 
immer und überall von den Medien verinnerlicht und eingelöst wird. Das hängt nicht 
nur mit den schon genannten Hemmnissen der Pressefreiheit zusammen, sondern 
auch mit der medialen Logik und speziellen Formen und Auswüchsen der Berichter-
stattung, wie dem Boulevardjournalismus oder der Echtzeit-Berichterstattung über 
breaking news, die mit einer Reihe medienethischer Herausforderungen einhergehen 
und oft zu problematischen Ergebnissen führen. 

Im schlimmsten Fall können die Medien selbst zur Gefahr für die Demokratie und 
für die Rechte der Bürger:innen werden, sei es durch übertrieben polarisierende und 
hetzerische Beiträge, falsche oder einseitige Informationen, fragwürdige Themenaus-
wahl oder eine grobe Missachtung von Persönlichkeitsrechten (Schultz 2021: 114-129). 
Deshalb ist es essenziell, dass die kritische Öffentlichkeit sich stets reflexiv auch mit 
dem eigenen Zustand und den eigenen (Fehl-)Leistungen befasst und innerhalb und 
außerhalb des Journalismus eine kontinuierliche, vernünftige Medienkritik geübt wird.

5.	 Fazit und Ausblick

Zwischen Demokratie und Menschenrechten besteht ein enger Zusammenhang. Er 
betrifft auch den Journalismus, seine Rolle und Funktion. Die Pressefreiheit ist ein 
Recht, das eine umfassende, ungehinderte gesellschaftliche Kommunikation ermög-
lichen soll und zugleich als Voraussetzung für die journalistische Wächterrolle dient. 
In einem normativ anspruchsvollen Verständnis sind journalistische Angebote auf die 
kritische Beobachtung der Gesellschaft ausgerichtet, sie tragen damit zur Kontrolle der 
Mächtigen bei. So ist der Journalismus zugleich am Schutz der Menschenrechte be-
teiligt, er kann den Missbrauch von Macht verhindern oder aufdecken und skandali-
sieren. 

Die Bedeutung der Medien und der Pressefreiheit für eine moderne Demokratie 
wird in Staaten wie den USA oder Deutschland von der Verfassung und den höchsten 
Gerichten anerkannt. Doch auch in demokratischen Gesellschaften kann es Gefähr-
dungen der Pressefreiheit geben. Das betrifft nicht nur Einschränkungen oder Ein-
schüchterungen durch den Staat, die unter anderem bei Themen auftreten, die den 
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Staatsschutz und angebliche Sicherheitsinteressen berühren. Die Medien können 
ökonomisch ausbluten oder ausgeblutet werden, die politische Öffentlichkeit kann 
„Perioden der Verkarstung, der Schläfrigkeit und des Verkommens“ erleben (Alexy 
2019: 263).

Durch den digitalen Strukturwandel steht der Journalismus seit einigen Jahren vor 
gravierenden Herausforderungen. Veränderte Muster in der Mediennutzung haben 
dazu geführt, dass immer mehr kleinere, regionale Zeitungen ihren Redaktionsbetrieb 
einstellen. In den USA wird bereits von „Nachrichtenwüsten“ (news deserts) gesprochen; 
in vielen ländlichen Gemeinden existiert keine Zeitung mehr, die Informationen über 
lokale Geschehnisse und das Funktionieren der Institutionen auf lokaler Ebene liefern 
könnte (Abernathy 2022). Hier entstehen Lücken in der öffentlichen Kritik und 
Kontrolle, die das demokratische System schwächen.

Das Internet hat die Kommunikation immerhin so weit demokratisiert, dass sich 
nun im Prinzip jeder Bürger und jede Bürgerin Gehör verschaffen und ein potenziel-
les Massenpublikum erreichen können. Missstände können deshalb unter Umständen 
auch ohne journalistische Medien ans Licht gezerrt und Proteste organisiert werden. 
In Ländern, in denen die Pressefreiheit eingeschränkt ist, können Social-Media-Inhal-
te die staatliche Kontrolle unter Umständen leichter umgehen als klassische Medien 
und so einen Anteil an der Formation oppositioneller Bewegungen haben.

Auf der anderen Seite sind in den vergangenen Jahren, auch in demokratischen 
Staaten, viele Schattenseiten der Social-Media-Kommunikation deutlich geworden 
(Aral 2020). Denn es fehlen redaktionelle Mechanismen, die für Qualität bürgen. 
Gerüchte, Desinformation und Hassrede haben freie Bahn (Russ-Mohl 2017). Zudem 
ist vieles, was erfolgreich im Netz kursiert, seichte Unterhaltung oder mehr oder we-
niger geschickte oder penetrante PR und Selbstinszenierung. 

Ein demokratisches System nehme im Ganzen Schaden, so Habermas, „wenn die 
Infrastruktur der Öffentlichkeit die Aufmerksamkeit der Bürger nicht mehr auf die 
relevanten und entscheidungsbedürftigen Themen lenkt und die Ausbildung konkur-
rierender öffentlicher, und das heißt: qualitativ gefilterter Meinungen, nicht mehr 
gewährleisten kann“ (Habermas 2021: 498). In einer digitalisierten Medienumgebung, 
in der die nächste Ablenkung oder Desinformation stets nur einen Klick oder Wisch 
entfernt ist, wird es zu einer demokratieentscheidenden Frage, ob die Einzelnen und 
die Gesellschaft noch auf ausreichend verlässliche Quellen für relevante Informationen 
und auf Foren für vernünftige Debatten zugreifen können – und in welchem Umfang 
sie dies tatsächlich tun. Der Bedarf an entsprechenden Angeboten müsste nicht zuletzt 
von professionellen Redaktionen gedeckt werden. Das setzt voraus, dass diese sich auf 
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ein Ethos besinnen, das den Wert des Journalismus für eine freiheitliche Gesellschaft 
und eine funktionierende Demokratie in den Mittelpunkt stellt. Und es setzt voraus, 
dass die Medienunternehmen und die Gesellschaft Wege finden, den unabhängigen 
Qualitätsjournalismus mit genügend Ressourcen auszustatten und in einem Maße im 
Publikum zu verankern, das die Resonanz und Wirkung seriöser Inhalte langfristig 
sicherstellt. Das berührt die Finanzierungsmodelle des Journalismus, aber auch die 
Medienbildung und die Förderung von Medienkompetenz in der Bevölkerung. 

Eine Stärkung oder Revitalisierung des Journalismus ist nicht nur auf lokaler Ebe-
ne gefragt, es kommt genauso darauf an, Formen eines transnationalen Journalismus 
zu etablieren, die der weltweiten gesellschaftlichen Verflechtung gerecht werden und 
die in der Lage sind, wirkungsvoll über Missstände zu berichten, die nationale Gren-
zen überschreiten. Die Menschenrechte können und müssen dabei ein zentrales 
Thema sein. 

Tatsächlich gibt es auf medialer Seite immerhin Schritte in diese Richtung: In den 
vergangenen Jahren haben sich Journalist:innen aus zahlreichen Ländern in Organi-
sationen wie dem International Consortium of Investigative Journalists (ICIJ) zusam-
mengeschlossen, um Daten und Recherchen auszutauschen und wie bei den „Panama 
Papers“ gemeinsam über internationale Wirtschaftskriminalität, Korruption und 
Machtmissbrauch zu berichten (Obermayer/Obermaier 2016). Idealerweise stärkt der 
Journalismus die Demokratie und die Menschenrechte auf allen Ebenen: lokal, nati-
onal und global. 
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Abstract 

Dieser Beitrag setzt sich mit der Ambivalenz der Polizei als einer Institution auseinander, 
die einerseits vor Menschenrechtsverletzungen schützt und andererseits Menschen-
rechte gefährden kann – bei Grundrechtseingriffen im Rahmen der alltäglichen Aus-
übung des staatlichen Gewaltmonopols ebenso wie bei der Nutzung moderner 
Technologien, etwa der Auswertung großer Datenmengen (Big Data) mit Anwendun-
gen Künstlicher Intelligenz (KI). Der Beitrag zeigt, dass die externen Kontrollstrukturen 
(Accountability-Foren), die Menschenrechtsverletzungen durch die Polizei entgegen-
wirken sollen, fragmentiert sind. Während für die alltägliche Polizeiarbeit zunehmend 
unabhängige Stellen eingerichtet werden – in Deutschland in Form von externen Po-
lizeibeauftragten –, unterliegen KI-Anwendungen bisher insbesondere der Datenschutz-
aufsicht. Ein ganzheitlicher Blick auf potenzielle Menschenrechtsverletzungen fehlt 
daher.

This paper addresses the ambivalence of the police as an institution that protects 
against human rights violations, but that may also endanger human rights. This am-
bivalence is particularly relevant when police agencies use the states’ monopoly to 
exert legitimate force, but also when they use new technologies, such as Artificial In-
telligence (“AI”) applications, to analyse large amounts of data (“Big Data”). The exter-
nal oversight mechanisms (accountability forums) that have been established to 
prevent human rights violations by the police tend to be fragmented. For everyday 
policing, external oversight bodies have been established in many countries, including 
an increasing number of German Länder. By contrast, the task to oversee the use of 
AI for policing has been primarily attributed to the data protection authorities. A com-
prehensive perspective on potential human rights violations by the police is therefore 
missing.

1	 Dieser Beitrag führt Erkenntnisse aus mehreren Forschungsprojekten zusammen: Aus dem Projekt 
Police Accountability – Towards International Standards (Deutsche Forschungsgemeinschaft, Open Re-
search Area, 2021 bis 2024) sowie aus den BMBF-geförderten Verbundprojekten Videoanalyse mithilfe 
künstlicher Intelligenz zur Detektion von falschen und manipulierten Identitäten, FAKE-ID (2021 bis 2024, 
Förder-Kennzeichen 13N15737) und Vertrauenswürdige Künstliche Intelligenz für polizeiliche Anwen-
dungen, VIKING (2021 bis 2024/25, Förder-Kennzeichen 13N16242).
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1.	 Einleitung

Polizeien erheben in demokratischen Rechtsstaaten den Anspruch, die Menschenrech-
te professionell zu schützen. In Deutschland bezeichnen die Leitbilder der Bundes- und 
Landespolizeien die Polizeiarbeit als pluralistisch ausgerichtet und den Menschenrech-
ten verpflichtet. Deutsche Polizeibehörden proklamieren folglich das Ziel, unparteiische 
Garanten für Demokratie und Menschenrechte zu sein. Mit ihrem Amtseid verpflich-
ten sich Polizist*innen zur Verteidigung des Grundgesetzes und der Menschenwürde. 
Dennoch kommt es trotz dieses Anspruchs sowie verbesserter Ausbildungsstandards 
und Einsatzkonzepte auch in Rechtsstaaten wie Deutschland nicht selten zu Men-
schenrechtsverletzungen durch die Polizei.

Die Polizeien haben somit eine ambivalente Doppelrolle als Rechtsgarantinnen 
und als Rechtsverletzerinnen. Wer genau ist dafür verantwortlich, die menschenrechts-
konforme Pflichterfüllung sicherzustellen? Angesichts der weitreichenden Befugnisse 
von Polizeibehörden zu Eingriffen in Grundrechte sind die behördeninternen Kon
trollmechanismen offenbar nicht ausreichend, um Menschenrechtsverletzungen 
wirksam zu verhindern und bereits eingetretene Verletzungen effektiv aufzuklären. 
Mittlerweile gibt es in mehreren Bundesländern unabhängige Polizeibeauftragte, auch 
auf Bundesebene soll eine solche Stelle eingerichtet werden. 

Allerdings wurden die Befugnisse der Polizeien, u. a. im Rahmen der technischen 
Entwicklung, in den letzten Jahrzehnten stark ausgebaut (näher hierzu Aden 2019b). 
Diese Entwicklung dürfte sich mit der Nutzung von Anwendungen, die auf Künstli-
cher Intelligenz (KI) basieren, erheblich weiter verstärken. Die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die Polizei wird vorrangig durch die Datenschutzaufsicht 
kontrolliert. Die Risiken polizeilich genutzter KI-Anwendungen gehen indes weit über 
klassische Datenschutzfragen hinaus, insbesondere dann, wenn Entscheidungen, die 
in Grundrechte der Menschen eingreifen, KI-basiert unterstützt werden. In diesen 
Fällen stellt sich die Frage, wie KI-gestützte Arbeitsprozesse der Strafverfolgungsbe-
hörden einer effektiven demokratischen und rechtsstaatlichen Kontrolle unterzogen 
werden können.

Vordergründig werden KI-Anwendungen für die Polizei entwickelt, um personal-
schonende Lösungen u. a. für stark redundante Aufgaben (wie die Sichtung großer 
Mengen von Bild- und Videomaterial) zu nutzen oder um polizeiliche Entscheidungen 
von Vorurteilen und subjektiven Einflüssen menschlicher Anwender*innen zu befrei-
en. Allerdings haben KI-Anwendungen auch eine Kehrseite. Aufgrund der Komple-
xität und Undurchsichtigkeit ihrer Funktionsweise erschweren KI-basierte und ma-
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schinelle Lernsysteme das Erkennen von Menschenrechtsverletzungen, die im Zuge 
der Ausübung polizeilicher Aufgaben auftreten und durch die KI-Anwendung verur-
sacht oder verstärkt werden.

Dieser Beitrag setzt sich mit den unterschiedlichen Facetten der dargelegten Am-
bivalenz der Polizei als Institution auseinander, die einerseits vor Menschenrechtsver-
letzungen schützt und andererseits Menschenrechte im Zuge der Nutzung von KI-
Anwendungen gefährden kann. Der Beitrag geht den Fragen nach, inwieweit sich 
Menschenrechtsgefährdungen durch KI-Anwendungen von denen unterscheiden, die 
von der „klassischen“ Polizeiarbeit ausgehen, und inwieweit spezifische Accountability-
Mechanismen die Menschenrechtsgefährdungen im Kontext polizeilicher KI-Anwen-
dungen reduzieren können. Um auch jene Personengruppen mit der geringsten Be-
schwerdemacht gegen Menschenrechtsverletzungen durch die Polizei zu schützen, hat 
sich ein Police Accountability-Regime herausgebildet, das, so argumentiert dieser Ar-
tikel, an neuere Herausforderungen durch den Einsatz von KI noch angepasst werden 
muss.

2.	 Menschenrechtsgefährdungen, die von 
„klassischer“, nicht technikbasierter Polizeiarbeit 
ausgehen

Trotz ihrer Aufgabe der Verteidigung der Menschenwürde und der Rechtsordnung 
kommt es auch in demokratischen Rechtsstaaten wie Deutschland nicht selten zu 
Menschenrechtsverletzungen durch die Polizeien (Aden 2019a). Diese nehmen ihren 
Ausgang oft in Strukturen, die Machtmissbrauch tolerieren und sogar fördern (Prenz-
ler 2009, 2021: 47 ff.). Menschenrechtliche Risiken entstehen durch übermäßige 
Gewaltanwendung, die zu körperlichen oder psychischen Schäden oder gar zum Tod 
führen können, aber auch durch vielfältige andere Praktiken, die im Rahmen der 
Polizeitätigkeit auftreten, etwa ungerechtfertigte Freiheitsentziehungen, Nichtbeach-
tung der Grundsätze fairer Strafverfahren oder diskriminierende Kontrollen.

Insbesondere seit der Erschießung Benno Ohnesorgs durch einen West-Berliner 
Polizisten im Jahr 1967 regte sich in der Bundesrepublik Deutschland Protest gegen 
exzessive Gewaltanwendung und Körperverletzung im Amt durch Polizeibeamt*innen 
im Kontext politischer Auseinandersetzungen. In Deutschland dokumentierte die 
Humanistische Union (1975) massive Polizeigewalt und Menschenrechtsverletzungen 
während der Fahndungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Entführung des 
Politikers Peter Lorenz durch die Rote Armee Fraktion. 
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Auch in Großbritannien verübten Polizei und Staatsanwaltschaft Menschenrechts-
verletzungen und rechtfertigten diese mit der Sorge vor IRA-Terrorismus (Prenzler 
2009: 22). Eine Untersuchung der 29 reichsten Länder der Welt hat ergeben, dass 
keines davon den Einsatz von exzessiver Gewalt genügend limitiert und dem Prinzip 
der Legalität Genüge tut: „there is a global failure to meet a basic standard of respect 
for and protection of human rights in law enforcement“ (Flores et al. 2021: 261, 275 f.). 
Im Moment der Begegnung mit den Bürger*innen kommt der Polizei als Vertreterin 
des staatlichen Gewaltmonopols durch die ihr gesetzlich eingeräumten Befugnisse und 
Spielräume eine besonders machtvolle Position zu. 

In den zurückliegenden Jahrzehnten wurden die gesetzlich abgesicherten Eingriffs-
befugnisse der Polizei in Deutschland erheblich ausgebaut (Aden/Fährmann 2021). 
Zugleich haben sich die Standards für die Beachtung der Menschenrechte durch die 
Polizei in Deutschland deutlich verbessert, nicht zuletzt aufgrund des verbesserten 
Ausbildungsniveaus. Dennoch werden immer wieder Fälle dokumentiert, in denen 
die Polizei auch in Deutschland Menschenrechte nicht hinreichend beachtet (z. B. 
Amnesty International 2010, 2021). Die Zahl der Menschen, die durch polizeilichen 
Schusswaffengebrauch zu Tode kommen, ist im Vergleich zu Ländern wie den USA 
in Deutschland relativ niedrig. Dennoch kommt es jedes Jahr auch in Deutschland zu 
Schusswaffengebrauch gegen eine beträchtliche Zahl von Personen, auch mit tödlichem 
Ausgang: in 2019 in 13 Fällen, 2020 in 15 und 2021 in acht Fällen (vgl. Diederichs 
2021; Filter/Monroy 2021).2 Oft sind Menschen mit psychischen Erkrankungen oder 
in psychischen Ausnahmesituationen betroffen, was darauf hindeutet, dass viele 
Polizist*innen durch den Umgang mit psychisch Kranken überfordert sind und die 
Zahl der Fälle durch bessere Vorkehrungen gesenkt werden könnte.

Aufgrund der Verbreitung leistungsfähiger Smartphones wird das Polizeihandeln 
im öffentlichen Raum von Betroffenen und Zuschauer*innen zunehmend durch 
Fotos und Videos sichtbar gemacht. Fälle exzessiver Gewaltausübung durch 
Polizist*innen sind daher in vielen Fällen besser dokumentiert als zuvor (Derin/Sin-
gelnstein 2022: 239). Dies zeigt, dass Handlungsbedarf für eine bessere Einhegung 
und Kontrolle der Polizeiarbeit besteht, auch um die Polizeipraxis weiterhin zu ver-
bessern und zu professionalisieren, sodass es möglichst gar nicht zu übermäßigen 
Grundrechtsbeeinträchtigungen oder gar -verletzungen kommt.

Menschenrechtsverletzungen, die von Polizeihandeln ausgehen können, beschrän-
ken sich indes nicht auf Fälle exzessiver Gewaltanwendung, sondern kommen in 

2	 Fortlaufende Dokumentation seit 1976: https://polizeischuesse.cilip.de/. 
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vielfältiger Form vor. So sind in den letzten Jahren diskriminierende Praktiken bei der 
Ausübung des polizeilichen Ermessens wie social profiling und racial profiling verstärkt 
in den Fokus der öffentlichen Diskussion gelangt (z. B. Derin/Singelnstein 2022: 177, 
Aden et al. 2022), auch in Folge der internationalen Aufmerksamkeit für dieses Thema 
nach Todesfällen bei Polizeieinsätzen in den USA und vielfältigen Aktionen der Black 
Lives Matter-Bewegung (Parmar 2020).

3.	 Accountability-Mechanismen für die herkömmliche 
Polizeiarbeit

Die umfangreichen Befugnisse, die Polizeibehörden im Rahmen der Ausübung des 
staatlichen Monopols legitimer Gewaltanwendung haben, bedürfen der rechtsstaatli-
chen Einhegung durch gerichtlichen Rechtsschutz sowie der Kontrolle durch die 
Behördenhierarchie, die Parlamente sowie durch eine breite Öffentlichkeit. Diese 
Einhegungs- und Kontrollmechanismen bezeichnen wir im Folgenden in Anlehnung 
an Mark Bovens (2007) als Accountability-Foren. 

Im Code of Conduct for Law Enforcement Officials (Article 2) heißt es: „In the per-
formance of their duty, law enforcement officials shall respect and protect human dig-
nity and maintain and uphold the human rights of all persons“ (UNDOC 2011: 23). 
Auch die unabhängige Aufarbeitung von Beschwerden über die Polizei ist ein Men-
schenrecht. Vor der Etablierung des Menschenrechtssystems wurde die Arbeit von 
Strafverfolgungsbehörden als ausschließlich interne Angelegenheit des jeweiligen 
Staates betrachtet. Gewaltanwendung und Machtmissbrauch durch Staatsgewalt sind 
gegenüber der Zivilbevölkerung u. a. durch die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, die UN-
Antifolterkonvention, die UN-Antirassismus-Konvention sowie regionale Menschen-
rechtsabkommen geregelt und eingeschränkt. Die geschützten Rechte beinhalten 
unter anderem das Recht auf Leben, Schutz vor Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung, das Recht auf Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit sowie Freiheit von Diskriminierung. Der externen und unabhän-
gigen Aufarbeitung kommt dabei eine große Bedeutung zu. Das Minister-Komitee 
des Europarats widmete in seinem Code of Police Ethics3 aus dem Jahr 2001 ein gesam-
tes Kapitel dem Thema Accountability and Control of the Police und spezifizierte in den 
Absätzen 59 bis 61 die Bedeutung von externer Beschwerdebearbeitung. Das 2011 

3	 The European Code of Police Ethics, Recommendation Rec(2001)10 adopted by the Committee of 
Ministers of the Council of Europe on 19 September 2001 and explanatory memorandum.
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vom UN Office on Drugs and Crime (UNODC 2011: 49 ff.) herausgegebene Hand-
buch Police Accountability, Oversight and Integrity betont die Notwendigkeit der Eta-
blierung unabhängiger Polizeibeschwerdemechanismen und der Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft. Auch der Menschenrechtskommissar des Europarats mahnt die 
Etablierung unabhängiger Polizeikontrollen an und rät zur Einbeziehung der Betrof-
fenenperspektive.4 

Um die im internationalen Menschenrechtssystem verankerten Rechte durchzu-
setzen und zu schützen, bedarf ein wirksames Accountability-Regime unabhängiger 
Aufsicht sowie öffentlich zugänglicher und transparenter Aktenführung, die polizei-
liches Handeln vor, während und nach den Handlungen offenlegt (Flores et al. 2021: 
247).

„[...] effective accountability involves [1] Guidance for the police on what to do and how to do 
it (before the act) [2] Supervision of the police and awareness of the need for accountability 
(during the act) [3] Remedying improper police actions and missions (after the act) [and 4] 
Feedback and opportunities to reflect on lessons learned (after the act)“ (UNODC 2011: 10). 

Theoretisch bestehe ein effektives und demokratisches Police Accountability-Regime 
demnach aus:

„1. A system in which police, the State, the public and independent bodies are represented. 2. 
A system involving monitoring before, during and after police operations and actions. 3. A 
system allowing for corrective action. 4. A system that targets individual officers, their super-
visors and the institutions as a whole“ (ebd.: 111). 

Empirisch lassen sich fünf gängige Police Accountability-Mechanismen beobachten: 
interne, exekutive, judikative, legislative und gesellschaftliche Accountability (Espín 
Grau et al. 2022: 11 f.). Interne Accountability der Polizei beinhaltet soziale Praxen 
(Umgang unter Kolleg*innen und Vorgesetzten) und Mechanismen innerhalb der 
Organisation. Die Hierarchien des Apparats sehen Berichtswesen und Disziplinarver-
fahren beim Umgang mit Fehlverhalten vor, die in aller Regel in einer Abteilung 
„interne Ermittlungen“ bearbeitet werden. Diese interne Accountability bietet kaum 
Zugang zu möglichen Rechtsmitteln vor Gericht und schließt Bürger*innen aus, so-
lange sie nicht in die interne Aufarbeitung von Vorkommnissen einbezogen werden.

Auch Accountability-Foren in Form von Kontrollmechanismen für das Handeln 

4	 Opinion of the Commissioner for Human Rights Concerning Independent and Effective Determina-
tion of Complaints against the Police; CmmDH (2009) 4, 12. März 2009.
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der Polizei – einschließlich ihres Fehlverhaltens – auf Verwaltungs- oder Regierungs-
ebene (behördeninterne Hierarchie, Innenministerien, administrative Untersuchungs-
kommissionen etc.) können für eine demokratische und rechtsstaatliche Kontrolle 
hinderlich sein. Denn die Funktionslogik der Verwaltungshierarchie erzeugt eine si-
tuative Definitionsmacht der Aufsicht durch Behördenleitungen, Innenministerien 
und Staatsanwaltschaften sowie der Dienststellen für interne Ermittlungen, die in der 
Praxis im Nachgang nur bedingt durch externe Kontrolle eingeschränkt wird.

Gerichtliche Foren, deren Aufgaben die Kontrolle der Polizei umfassen, ermöglichen 
die judikative Accountability der Polizei. Hierunter fallen die Befugnisse der Verwal-
tungsgerichte zur Überprüfung polizeilicher Maßnahmen aufgrund von Klagen Be-
troffener sowie die strafjustizielle Bearbeitung angezeigten strafrechtlich relevanten 
polizeilichen Verhaltens. Die parlamentarische Accountability umfasst die kontrollie-
rende Tätigkeit der Innen- und Rechnungsprüfungsausschüsse sowie in besonderen 
Fällen auch jene von Untersuchungsausschüssen (näher hierzu Aden 2017). 

Gesellschaftliche Accountability ergibt sich aus Aktivitäten der Zivilgesellschaft, die 
Polizeimaßnahmen kritisch begleiten, kommentieren und Menschenrechtsverstöße 
aufzeigen. Medien, NGOs und aktivistischer außerparlamentarischer Opposition 
kommt hier traditionell eine wichtige Rolle zu, die sich mit der zunehmenden Bedeu-
tung Sozialer Medien verstärkt hat. Akteur*innen der gesellschaftlichen Accountabili-
ty wird – jedenfalls im Vergleich zu exekutiven Accountability-Foren – eine größere 
Unabhängigkeit zugeschrieben.

In Deutschland existieren derzeit drei Typen von Beschwerde- bzw. Ermittlungs-
stellen: exekutive Beschwerdestellen der Innenministerien in Sachsen-Anhalt, Nieder-
sachsen, Sachsen und Thüringen, polizeiexterne Ermittlungsstellen der Innenbehörden 
von Hamburg und Bremen sowie polizeiexterne Beschwerdestellen, die den Länder-
parlamenten unterstellt sind. Seit 2014 entstanden Landespolizeibeauftragte in Per-
sonalunion mit Bürgerbeauftragtenstellen der Landtage in Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein und Baden-Württemberg (Töpfer 2018, Aden 2019a), in weiteren Bundes-
ländern befinden sich solche Stellen im Aufbau (Berlin, Bremen, Hessen) oder in 
Vorbereitung (u.a. in Brandenburg). Auch für die Bundesebene ist eine solche Stelle 
laut Koalitionsvertrag zwischen SPD, FDP und Grünen für die Legislaturperiode 2021 
bis 2025 geplant. Bei der Art der Eingaben handelt es sich in erster Linie um Beschwer-
den betreffend Umgangsformen bzw. Kommunikation, Ermittlungs- und Ermessens-
fehler, von denen lediglich eine Minderheit nach der Prüfung bestätigt wird.5 Abge-

5	 Die Bürgerbeauftragte des Landes Baden-Württemberg 2022: 44, Bürgerbeauftragte für soziale Ange-
legenheiten des Landes Schleswig-Holstein 2021: 134, Die Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz 
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sehen vom Einsatz von Bodycams kommt polizeiliche Techniknutzung in der Regel 
weder als Thema der Beschwerde noch in der Bearbeitung von Beschwerden vor. 

4.	 Menschenrechtsverletzungen, die von KI-basierter 
Polizeiarbeit ausgehen können

Deutsche Polizeien und Sicherheitsbehörden erkunden zunehmend das Potential von 
KI-Anwendungen – und zwar sowohl für die Strafverfolgung als auch für die Gefah-
renabwehr. So nutzt das Bundeskriminalamt (BKA) KI-basierte Technologien bei-
spielsweise bei der Analyse großer Datenmengen in Ermittlungsverfahren (z. B. bei 
der Auswertung der sogenannten Panama Papers) sowie für die Gesichtserkennung 
(Überblick bei Golla 2020: 149 ff.). Im Rahmen der Gefahrenabwehr kann die KI 
dazu dienen, beispielsweise durch intelligente Videoüberwachungssysteme menschen-
rechtschützend auf Gefahren hinzuweisen oder Polizeibeamt*innen Handeln zu er-
möglichen, das in Menschenrechte eingreift. Auch hier ist die Ambivalenz polizeilichen 
Handels an der Schnittstelle zwischen Menschenrechtsschutz und Menschenrechts-
verletzung bereits angelegt.

Auch wenn „schwache KI“ (Staffler/Jany 2020: 165 f.) zum Einsatz kommt, bei der 
am Ende nicht die Maschine, sondern ein Mensch entscheidet, geht es um technische 
Systeme, die Daten eigenständig be- oder verarbeiten und die sich eigenständig auf 
veränderte Bedingungen einstellen können.6 Die Komplexität, Anpassungsfähigkeit 
und Autonomie dieser Systeme gegenüber menschlichen Steuerungseingriffen haben 
sodann zur Folge, dass ihre internen Prozesse schwer nachvollziehbar und noch schwe-
rer kontrollierbar sind (Berghoff et al. 2022: 18).

Beim Einsatz von KI ist also zunächst die Frage zu stellen, ob sie sich primär 
menschlichen Tätigkeiten unterordnet und sie nur unterstützt oder entscheidungs-
weisend (noch nicht unzulässig entscheidungstreffend) zumindest teilweise an ihre 
Stelle tritt. Im konkreten Anwendungsfall zeigen solche KI-Systeme „menschenähn-
liche“ Verhaltensweisen, sodass mit der KI-basierten Polizei(be)arbeit(ung) auch ein 
Eingriff in Grund- und Menschenrechte verbunden ist, der je nach Anwendungsfall 
unterschiedlich intensiv sein kann. So kann der Einsatz von KI im Zusammenhang 
mit Datenauswertung mit einer erhöhten Intensität in das Recht auf informationelle 

und die Beauftragte für die Landespolizei 2021: 12.
6	 Dazu bereits die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dieter Janecek, 

Dr. Anna Christmann, Dr. Konstantin von Notz, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, BT-Drs. 19/1982: 2. 
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Selbstbestimmung7 eingreifen, denn hier knüpft der Schutz unmittelbar an den Um-
gang mit personenbezogenen Daten an.

Die Eingriffsintensität beruht auf gestiegenen technischen Möglichkeiten zu einer 
komplexeren Auswertung sowie der Intransparenz der Abläufe für die Betroffenen.8 
Damit einher geht die Gefahr für das informationelle Selbstbestimmungsrecht, dass 
aus personenbezogenen Informationen weitere Informationen erzeugt und so Schlüs-
se gezogen werden, die sowohl die grundrechtlich geschützten Geheimhaltungsinte
ressen der Betroffenen beeinträchtigen als auch Eingriffe in ihre Verhaltensfreiheit mit 
sich bringen können. Dies kann sogar in einem Eingriff in die Menschenwürde gipfeln, 
wenn Betroffene ungeprüft automatisierten Entscheidungen von grund- und men-
schenrechtlicher Relevanz unterworfen werden.9 Die Eingriffe in Grund- und Men-
schenrechte können darüber hinaus auch die speziellen Freiheitsrechte betreffen, wenn 
die KI in bestimmten Kontexten eingesetzt wird, so beispielsweise im Rahmen eines 
Versammlungsgeschehens (Art. 11 EMRK, Art. 8 GG).

Der Einsatz von KI ohne ausreichende Schutz- und Kontrollvorkehrungen kann 
zudem dazu führen, menschliche Vorurteile und Verzerrungen fortzusetzen oder 
festzuschreiben, und kann somit eine diskriminierende Wirkung entfalten. Damit 
würde gegen das grund- und menschenrechtliche Diskriminierungsverbot verstoßen. 
Haben sich also beispielsweise polizeiliche Maßnahmen unverhältnismäßig oft gegen 
bestimmte Minderheiten gerichtet, so wird auch der KI-Algorithmus für diese Perso-
nen ein unverhältnismäßig hohes Risiko der Straftatenbegehung prognostizieren 
(Schwartz et al. 2022: 32 f.). In der Folge werden sich polizeiliche Maßnahmen wie-
derum verstärkt gegen diese Personengruppe richten, sodass eine menschenrechtsver-
letzende „Feedbackschleife“ entsteht (Thurn/Egbert 2019). 

Bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten besteht insbesondere die 
Gefahr der Diskriminierung bestimmter Personengruppen durch algorithmische 
Voreingenommenheit. Wären in den Trainingsdatensätzen für eine „intelligente“ 
Videoüberwachung beispielsweise vornehmlich männliche People of Colour zu sehen, 
könnte dies in der späteren Anwendung zu einer Diskriminierung dieser Personen-

7	 Art. 8 EMRK, Art. 8 EU-Grundrechtecharta, Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG.
8	 So die ständige Rspr. des Bundesverfassungsgerichts, z. B. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 4. 

April 2006 – 1 BvR 518/02 (= BVerfGE 115, 320; Rasterfahndung); BVerfG, Beschluss des Ersten 
Senats vom 10. November 2020 – 1 BvR 3214/15 -, Rn. 96 (=BVerfGE 156, 11, Antiterrordateigesetz). 

9	 So auch das Verbot automatisierter Entscheidung (einschließlich Profiling) gemäß Art. 11 RL (EU) 
2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 (JI-Richtlinie) und dessen 
Umsetzung in den Datenschutz- und Polizeigesetzen sowie gemäß der Parallelvorschrift in Art. 22 der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) EU 2016/679.
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gruppe führen, weil das System aus dem Erscheinungsbild von Personen der Trainings-
daten zu diskriminierenden Schlüssen gelangt. Insoweit ist dafür zu sorgen, dass bereits 
die Auswahl der Trainingsdaten diskriminierungsfrei erfolgt, um dieser Menschen-
rechtsverletzung vorzubeugen.

In den deutschen Polizeigesetzen finden sich zunehmend Regelungen zur „intel-
ligenten“ Videoüberwachung und dem „intelligenten“ Datenabgleich (Arzt 2021: 
1154 ff.). Sieht man sich die Befugnisse zum KI-Einsatz an, zeigt sich in besonderer 
Weise die komplexe Wechselwirkung zwischen der informationstechnischen Ent-
wicklung und den rechtlichen Regelungen, da sich die technische Entwicklung von 
KI durch eine besondere Dynamik auszeichnet. Systeme, die in der Lage sind, sich 
weiter zu entwickeln und nicht nur zuvor einprogrammierte Muster zu verfolgen, 
stellen die Gesetzgebung, die Anwender*innen und die Betroffenen vor neue Her-
ausforderungen. Dies unterscheidet die KI-basierte Polizeiarbeit auch ganz grundle-
gend von der klassischen, nicht technik-basierten Polizeiarbeit. Wie das US National 
Institute of Standards and Technology (NIST) in einem kürzlich erschienenen Bericht 
hervorhebt, kommen datenbezogene und statistische Verzerrungen in der Realität oft 
zusammen mit menschlich bedingten und institutionellen oder strukturellen Verzer-
rungen vor (Schwartz et al. 2022: 3-9). Die Eingriffe in Grund- und Menschenrech-
te bleiben den Betroffenen in der Regel zunächst verborgen und sind selbst für 
Gesetzgeber*innen und Anwender*innen zumeist schwer nachvollziehbar und noch 
schwerer kontrollierbar.

5.	 Accountability-Mechanismen für die KI-basierte 
Polizeiarbeit

Im folgenden Abschnitt gehen wir der Frage nach, ob im Hinblick auf die polizeiliche 
KI-Nutzung Accountability-Mechanismen neu zu konzipieren sind oder ob es zumin-
dest einer Anpassung dieser Mechanismen an die stetig zunehmende Datafizierung 
der Polizeiarbeit bedarf. Unseren Überlegungen liegt die Hypothese zugrunde, dass 
Police Accountability im Sinne von Vertrauensbildung und -stärkung sowie die demo-
kratische Einhegung und Kontrolle am erfolgreichsten funktionieren, wenn die un-
terschiedlich konzipierten Accountability-Foren aufeinander bezogen und abgestimmt 
arbeiten.

In Demokratien wird die Kontrolle des Gewaltmonopols der Exekutive u. a. durch 
Transparenz ermöglicht. Die Besonderheiten des Sicherheitsbereichs erfordern jedoch 
eine differenzierte Betrachtung, in welchem Maße und gegenüber welchen 
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Adressat*innen Transparenz der KI-gestützten Polizeiarbeit hergestellt werden kann 
und soll. Die Arbeit der Polizei ist durch ein höheres Maß an Intransparenz gekenn-
zeichnet als die Arbeit anderer Verwaltungen, was unter anderem mit der Notwendig-
keit zusammenhängt, den sensiblen Charakter ihrer Ermittlungsfunktionen zu 
schützen (Aden 2018: 982 ff., Fährmann et al. 2022). Trotz der legitimen Gründe, die 
den relativen Mangel an Transparenz der Polizeiarbeit teilweise erklären (CENTRIC/
Europol Innovation Lab 2022: 31), bleibt auch und insbesondere bei KI-basierten 
Formen der Datenverarbeitung die Frage nach adäquaten Accountability-Foren relevant, 
die Menschenrechtsverletzungen vorbeugen und solche nötigenfalls aufklären können. 
In diesem Abschnitt wird eruiert, wie sich polizeilich genutzte KI-Anwendungen auf 
die Kontrolle der Polizeibehörden angesichts ihrer Doppelrolle als Menschenrechts-
verletzerinnen und -garantinnen auswirken können.

5.1	 TRANSPARENZ ALS VORAUSSETZUNG UND FORM VON  
ACCOUNTABILITY FÜR DIE KI-BASIERTE POLIZEIARBEIT

Kernthemen für Accountability bei der KI-Nutzung – nicht nur im Polizeibereich 
– sind die Transparenz und die Erklärbarkeit von KI-basierten Anwendungen (Cor-
nelius 2020: 56). Diese Schlüsselbegriffe prägen auch die in Entstehung begriffenen 
regulatorischen Vorgaben für KI-Systeme, insbesondere den KI-Verordnungsentwurf 
der Europäischen Kommission (2021). Transparenz und Erklärbarkeit lassen sich 
bei KI-Anwendungen als konkretisierte Menschenrechtspostulate interpretieren. 
Hier sind aber die Besonderheiten des Sicherheitsbereichs zu berücksichtigen. Zwar 
kann die Intransparenz Künstlicher Intelligenz durchaus mittels Transparenzanfor-
derungen angegangen werden, letztendlich bleibt es jedoch eine Herausforderung 
zu bestimmen, wie die menschenrechtlich gebotene Transparenz für ein konkretes 
KI-System am besten gewährleistet werden kann und wie sie für verschiedene Grup-
pen von Adressat*innen ausgestaltet werden sollte. Zukunftsweisend erklärt die 
Europäische Kommission in ihrem Weißbuch über KI diesbezüglich, dass die der-
zeitigen rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen für KI-Systeme die 
Anforderungen an Transparenz und Rückverfolgbarkeit keineswegs ausreichend 
abdecken:

„Der Mangel an Transparenz (Opazität der KI) macht es schwer, etwaige Verstöße gegen 
Rechtvorschriften aufzudecken und nachzuweisen, dies betrifft auch Bestimmungen zum 
Schutz der Grundrechte, zur Lösung von Haftungsfragen und über die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung von Schadenersatz“ (Europäische Kommission 2020: 16).
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In der Artifical Intelligence-Charta des Rates der EU heißt es dazu: 

„The relevant legislation giving an effect to fundamental rights may be challenged by the 
complexity and opacity of certain AI applications, which would require specialised expertise 
and processes to comprehend and control the outcomes of such applications. Human oversight 
and transparency are an essential element in ensuring that AI systems are in conformity with 
the relevant legislation“ (Council of the EU 2020: 8).

Polizeibehörden sind in der Regel nicht in der Lage, KI-Anwendungen eigenständig 
zu entwickeln, sondern sie arbeiten dabei mit privaten Anbieter*innen zusammen. 
Die Frage der Transparenz erstreckt sich daher auch auf Verträge, die zwischen Straf-
verfolgungsbehörden und privaten Unternehmen geschlossen werden, die auf Big Data 
und digitale Überwachungstools spezialisiert sind. So fordert die 2021 verabschiedete 
Entschließung des Europäischen Parlaments zum Einsatz von KI in der Strafjustiz, 
dass die Existenz derartiger öffentlich-privater Partnerschaften, aber auch die Inhalte 
dieser Verträge und ihre Vereinbarkeit mit bestehenden Normen vollständig transpa-
rent gemacht werden müssen (Europäisches Parlament 2021: Abs. 18). In dieser 
Konstellation ist auch die Frage relevant, wie die beteiligten privaten Unternehmen 
den Schutz von Geschäftsgeheimnissen angesichts von Transparenz- und Erklärungs-
pflichten wahren können (Reisman et al. 2018: 14 f.). Bei der Zusammenarbeit in 
öffentlich-privaten Partnerschaften wird in der Regel das öffentliche Interesse an 
Transparenz Vorrang haben müssen.

Die Transparenz von polizeilich genutzten KI-Systemen muss für verschiedene 
Gruppen von Adressat*innen und ihre jeweiligen Informationsbedarfe unterschiedlich 
umgesetzt werden. Zu nennen sind hier insbesondere interne und externe technische 
Expert*innen, die an Ermittlungsverfahren beteiligt sind, Richter*innen, die u. a. über 
die Verwertung von KI-generierten Beweismitteln zu Strafverfolgungszwecken zu 
entscheiden haben sowie Menschen, die von KI-basierten polizeilichen Entscheidun-
gen betroffen sind – und nicht zuletzt die allgemeine Öffentlichkeit. 

Ermittler*innen und andere Fachleute, die in den Strafverfolgungsbehörden arbei-
ten – z. B. polizeiliche oder unabhängige Sachverständige –, müssen auch in Bezug auf 
digitale Beweismittel nachweisen, dass die vorgelegten Beweise echt sind, und in 
diesem Zusammenhang in der Lage sein, auf transparente Weise zu erklären, welche 
Rolle KI-Anwendungen bei der Erlangung des Beweismittels gespielt haben. Die 
Transparenz beeinflusst hier also den Grad der Zuverlässigkeit und die Gerichtsver-
wertbarkeit digitaler Beweismittel. Auch Sachbearbeiter*innen, die KI-Anwendungen 
einsetzen, müssen erklären und belegen, wie sich dieser Einsatz auf die Ermittlungen 
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ausgewirkt hat. Für die gerichtliche Verwertung KI-basierter Beweise sind dem Gericht 
überzeugende technische Informationen zur Verfügung zu stellen. Auch dies erfordert 
in der Regel fachliche Kompetenzen, über die nur speziell geschulte und erfahrene 
Sachverständige verfügen.

Darüber hinaus gelten allgemeine Verfahrensregeln, die es den Richter*innen er-
möglichen zu entscheiden, ob der KI-Einsatz in einem konkreten Fall den geltenden 
Normen entspricht und ob die von den Strafverfolgungsbehörden vorgelegten Infor-
mationen überzeugend waren. Angesichts des Wandels, den KI und die Datafizierung 
der polizeilichen Arbeit mit sich bringen, bestehen allerdings Zweifel, ob die herkömm-
lichen Verfahrensregeln in der Lage sind, Menschenrechtsverletzungen zu verhindern 
oder abzumildern (Stoykova 2021), auch und gerade im Kontext der digitalen Beweis-
führung (Lewulis 2022).

Der Grundsatz der Transparenz gegenüber Menschen, die von KI-basierten Ent-
scheidungen betroffen sind, umfasst bereits nach dem geltenden Recht mindestens 
das Recht auf Benachrichtigung darüber (Art. 22 DSGVO), dass ein KI-System für 
eine sie betreffende Entscheidung verwendet wurde (Fair Trials 2022: 28 f.). Wenn die 
Betroffenen allerdings Zweifel an der Richtigkeit und Fairness der Entscheidung haben, 
müssen die Polizeibehörden eine weitergehende Transparenz herstellen, die das poli-
zeiliche Handeln für Accountability-Foren überprüfbar macht. Angesichts der techni-
schen Komplexität von KI-Systemen ist die verständliche Aufbereitung der Informa-
tionen eine entscheidende Voraussetzung für effektive Transparenz. Die Vereinbarkeit 
von KI-Systemen mit geltenden Normen, ihre Transparenz und die Erklärbarkeit 
können in Audits überprüft werden. 

„[…] [I]t is essential that the ‘reasoning’ of AI systems are made known to suspects and accused 
persons, similarly to how judicial decisions must contain ’sufficient reasoning and address 
specific features of a given case‘, especially where they concern the deprivation of liberty“ (Fair 
Trials 2022: 30).

Transparenz ist auch wegen des Grundsatzes eines fairen (Gerichts-)Verfahrens ge-
boten: Der Einsatz von polizeilicher KI muss im Prozess auch deshalb transparent 
gemacht werden, damit die Betroffenen ihre Rechte im Gerichtsverfahren effektiv 
wahrnehmen können, etwa im Rahmen der Strafverteidigung. Wenn ein KI-System, 
das zu Strafverfolgungszwecken eingesetzt wird, nicht für eine angemessene Prüfung 
durch Angeklagte und ihre Anwält*innen zugänglich ist, kann dies schwerwiegende 
Folgen für den Grundsatz der „Waffengleichheit“ und ganz allgemein für das Recht 
auf ein faires Verfahren haben (MSI-AUT 2019: 8, González Fuster 2020: 43, FRA 
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2020: 75 ff., UN Human Rights Council 2021: 5 f., 8; Fair Trials 2022: 14). Die 
Einführung von KI-basierten Technologien in die Arbeit der Strafverfolgungsbehör-
den und der Strafjustiz könnte den ungleichen Zugang der Strafverfolgungsbehörden 
und der Strafverteidigung zu beweisrelevanten Daten noch verschärfen (Wexler 2021: 
217, 242, 248 ff.).

Transparenz muss in einem demokratischen Rechtsstaat auch für die breite Öffent-
lichkeit gewährleistet werden.

„Democratic values demand that the public needs to be aware of how powerful public insti-
tutions, such as the police and the judiciary, operate so that they can be held accountable for 
their actions. It is also crucial for primary users of AI systems to understand how they work, 
so that they can make informed decisions about how much influence they should have on 
criminal justice decisions“ (Fair Trials 2022: 22).

Dies ist von zentraler Bedeutung, um einen öffentlichen Diskurs und demokratische 
Accountability zu gewährleisten (Smuha et al. 2021: 8). Hier muss Transparenz im 
Interesse der Allgemeinheit hergestellt werden, da der Einsatz von KI-Systemen ins-
besondere bei der Strafverfolgung weitreichende Auswirkungen nicht nur auf indivi-
dueller Ebene, sondern auch auf die Gesellschaft haben kann (Koulu 2020: 724). 

5.2	 POLIZEILICHE KI-NUTZUNG UND DATENSCHUTZAUFSICHT
Da Transparenz Künstlicher Intelligenz und der von ihr unterstützten Entscheidungen 
für effektive Accountability äußerst wichtig ist, muss die Umsetzung dieser Verpflichtung 
mit Kontrollen einhergehen, die von unabhängigen Aufsichtsbehörden gewährleistet 
werden (UN Human Rights Council 2021: Abs. 43, 47 und 59e). Diese sollten über 
die materiellen Kapazitäten zur Durchführung angemessener Kontrollen und Über-
prüfungen verfügen. 

Bei polizeilichen KI-Anwendungen geht es in der Regel um Big Data-Nutzung. 
Die damit verbundenen erkenntnisorientierten Verarbeitungsvorgänge digitaler Daten 
müssen aus rechtlicher Sicht gesondert betrachtet und legitimiert werden. Gemäß 
Art.  8 Abs. 2 der EU- Grundrechtecharta sind personenbezogene Daten fair10 und „für 
festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der betroffenen Person oder auf einer sons-
tigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage“ zu verarbeiten. „Die Verwendung 
von KI im Bereich Polizei und Strafverfolgung erfordert bereichsspezifische, präzise, 
vorhersehbare und verhältnismäßige Regeln, die die Interessen der betroffenen Perso-

10	 In der deutschen Fassung etwas unpassend mit „nach Treu und Glauben“ übersetzt.
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nen sowie die Auswirkungen auf das Funktionieren der demokratischen Gesellschaft 
berücksichtigen müssen“ (EDSA-EDSB 2021: 10, Abs. 17). 

Auch hier gilt: Je komplexer die Datenverarbeitung ist, desto höher ist der Kon
trollbedarf und desto schwieriger die Kontrolle: „Was die Anforderungen an die 
Verarbeitung personenbezogener Daten betrifft, […ist] es bei Anwendung von Artikel 
16 AEUV (wie auch nach Artikel 8 der Charta) erforderlich, die Überwachung der 
Einhaltung der Regeln durch eine unabhängige Stelle sicherzustellen“ (EDSA-EDSB 
2021: 8). Eine unabhängige Datenschutzaufsicht ist jedoch in den Tätigkeitsbereichen 
der Strafverfolgungsbehörden noch lange nicht die Regel. Ein wesentlicher Unterschied 
zwischen der DSGVO und dem Kommissionsentwurf für eine KI-Verordnung ist 
jedoch erwähnenswert: Die Strafverfolgungstätigkeiten wurden in den KI-Verord-
nungsentwurf integriert, also nicht in eine separate Richtlinie ausgelagert, wie es beim 
Datenschutz für die Strafverfolgung mit Richtlinie (EU) 2016/680 der Fall ist. 

Eine unabhängige Überprüfung der KI-basierten Analyseverfahren und damit auch 
der Analyseergebnisse stellt angesichts der Komplexität der Verfahren eine große 
Herausforderung dar:

„The gold standard of transparency in any decision-making context is a full account of a 
decision’s ’provenance’, including its inputs, outputs, and the main factors that drove it. The 
problem […] is that machine learning models are often inscrutable. Even a system’s engineers 
may not understand how it arrived at a particular result or be able to isolate the data features 
that drove the model’s prediction. Algorithmic outputs are also often non intuitive in that the 
date relationships they surface may not map any common-sense understanding of how the 
world works“ (Engstrom et al. 2020: 75).

Die Frage, wann bei einer KI-Anwendung ein Personenbezug besteht, wann dieser 
keine Relevanz (mehr) hat oder wann er (wieder)hergestellt wird, ist für die 
Anwender*innen nur schwer und für die Betroffenen zunächst gar nicht zu beantwor-
ten. Dient ein Verfahren daher der Erlangung personenbeziehbarer oder gar personen-
bezogener Ergebnisse, so besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer Menschenrechts-
verletzung. Insofern müssen Regeln der Datentransparenz abgeleitet, festgelegt, um-
gesetzt und kontrolliert werden. Mit einer Gestaltung der KI-Systeme, die schon von 
Beginn an mit technisch-organisatorischen Maßnahmen die Datenschutzanforderun-
gen umsetzt, kann Menschenrechtsverletzungen vorgebeugt werden. 

Eine der vorgeschlagenen Lösungen ist die Verpflichtung, für alle KI-Systeme, die 
zu Strafverfolgungszwecken eingesetzt werden, im Voraus eine Folgenabschätzung für 
die Auswirkungen auf die Grundrechte durchzuführen (Europäisches Parlament 2021: 
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Abs. 4, 20, 29, UN Human Rights Council 2021: 13, Abs. 50). Nach dem Vorschlag 
der Europäischen Kommission für eine KI-Verordnung obliegt die Verantwortung für 
die Durchführung einer Risikobewertung für ein neues KI-System den KI-
Anbieter*innen und nicht den KI-Nutzer*innen, was insofern problematisch ist, als 
die KI-Anbieter*innen kaum in der Lage sind, alle Nutzungsfälle der KI-Systeme 
genau vorherzusehen (EDSA-EDSB 2021: 9, Abs. 21). Gerade für polizeilich genutz-
te KI-Anwendung sollten daher die betreffenden Polizeibehörden eine eigene Risiko-
bewertung durchführen und diese transparent machen.

Die Überprüfung der datenschutzrechtlichen Zulässigkeit von Big Data-KI-An-
wendungen setzt voraus, dass diese gemäß den nationalen und europäischen Regelun-
gen bewertet werden können. Diese Kontrolle ist unerlässlich, denn je weiter und 
unpräziser der Zweck der Datenverarbeitung festgelegt wird, desto mehr Auswertungs-
möglichkeiten können sich eröffnen und desto risikobehafteter in Bezug auf mögli-
cherweise entstehende Menschenrechtsverletzungen ist zugleich auch die Verarbeitung 
für die Betroffenen. Auch die Rechte der Betroffenen beispielsweise auf Auskunft 
sowie das Recht auf Berichtigung, Löschung, Sperrung und Gegendarstellung müssen 
gewährleistet sein. Damit spielt die Datenschutzkontrolle für den Menschenrechts-
schutz eine immense Rolle. Sie erfolgt – so jedenfalls die gesetzliche Vorgabe – in 
Zusammenarbeit zwischen den internen Datenschutzbeauftragten der Polizeibehörden 
und der unabhängigen Datenschutzaufsicht auf EU-, Bundes- und Landesebene. 

Ein Defizit besteht indes darin, dass die Aufgaben der Datenschutzbeauftragten 
auf die Kontrolle der Verarbeitung personenbezogener Daten beschränkt sind. Die 
Kontrolle der Effektivität der KI-Nutzung und möglicher Menschenrechtsverletzun-
gen als Sekundärfolgen fehlerhafter oder diskriminierender KI-Anwendungen bedarf 
der Kooperation mit anderen Accountabilty-Foren.

5.3	 POLIZEILICHE KI-NUTZUNG IM FOKUS VIELFÄLTIGER WEITERER 
ACCOUNTABILITY-FOREN

Neben der Datenschutzaufsicht sind jedenfalls theoretisch zahlreiche weitere Accoun-
tability-Foren für die Überprüfung KI-basierter Entscheidungen im Polizeibereich mit 
zuständig: die behördliche Hierarchie, die Innen- und möglicherweise auch die Jus-
tizministerien, die Parlamente und ihre Innen- und Rechtsausschüsse, die Rechnungs-
höfe, die Gerichte, Polizeibeauftragte und eine breitere Öffentlichkeit. Insofern un-
terscheidet sich die KI-bezogene Accountability nicht von der polizeilichen Accounta-
bility in Fällen exzessiver Gewaltanwendung oder diskriminierender Ermessensaus-
übung. Allerdings erfordert die Kontrolle KI-basierter Entscheidungen spezielle 
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fachliche Kompetenzen bei der Beurteilung der Abläufe, die bei den genannten 
Accountability-Foren nur ausnahmsweise verfügbar sein dürften und folglich erst in 
Form externer Expertise „eingekauft“ werden müssten. 

Der Entwurf für eine EU-KI-Verordnung (Europäische Kommission 2021) sieht 
ein Accountability-System vor, bei dem die Einzelnen keine direkte Möglichkeit haben, 
eine Beschwerde einzureichen. Die Aufsichtsbehörden erlangen nach dem von der 
Kommission vorgeschlagenen Rechtsrahmen Kenntnis von möglichen Risiken, Fehl-
funktionen oder Vorfällen auf der Grundlage von Informationen, die in erster Linie 
die Nutzer*innen von KI-Systemen vorlegen müssen (Veale/Borgesius 2021: 111). 
Dieser Teil des Vorschlags ist aus guten Gründen auf Kritik gestoßen:

„[…] the Proposal focuses specifically on transparency for the user of the system rather than 
for the individual who is subjected to the system. There is hence no direct engagement with 
the needs of EU citizens and residents, or with those individuals coming into contact with 
providers and users of AI systems who are based within the EU“ (Smuha et al. 2021: 35). 

Im Falle von KI-Systemen, die von Strafverfolgungsbehörden eingesetzt werden, steht 
diese Konstruktion mit Menschenrechtsstandards in Konflikt, da es im Strafverfol-
gungssektor häufig an wirksamen unabhängigen Aufsichtsmechanismen fehlt oder 
diese nicht über die erforderlichen personellen und materiellen Ressourcen für die 
Überprüfung KI-basierter Entscheidungen verfügen. Die Nutzung von KI-Anwen-
dungen für die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden und der Strafjustiz könnte den 
ungleichen Zugang der Strafverfolgungsbehörden und der Strafverteidigung zu den 
entscheidungsrelevanten Daten noch verschärfen (Wexler 2021: 217, 242 und 248-
250).

Für die Gerichtsverwertbarkeit KI-basierter Beweismittel ist die unabhängige 
richterliche Beweiswürdigung und Entscheidung das zentrale Accountability-Forum. 
Im Zusammenhang mit der Datafizierung und Computerisierung der Arbeit der 
Strafverfolgungsbehörden wurde vor dem Hintergrund von Diskussionen über Mög-
lichkeiten KI-basierter Gerichtsentscheidungen die Einführung eines „Rechts auf einen 
menschlichen Richter“ gefordert (CEPEJ 2018: 15). Allerdings stößt die menschliche 
Aufsicht und Letztentscheidung in komplexen sozio-technologischen Umgebungen 
auf strukturelle Grenzen: Wenn menschliche Intervention für eine effektive Accoun-
tability notwendig ist, sind die Möglichkeiten dessen, was Menschen in diesem Kon-
text tun können, um den Einsatz von KI-Systemen effektiv zu überwachen, zu kon
trollieren und zu sanktionieren, begrenzt. Nur Beweismittel, die durch menschliche 
Richter*innen überprüft und evaluiert werden können, dürfen zur Entscheidungsfin-
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dung herangezogen werden, ohne dass Menschenrechtsverletzungen perpetuiert 
werden. Diese Bewertung durch Richter*innen setzt jedoch voraus, dass sie die Infor-
mationen, die sie benötigen, in nachvollziehbarer Form bekommen, um die Rechts-
konformität von Erkenntnissen zu überprüfen, die durch Künstliche Intelligenz ge-
wonnen wurden. Einige Autor*innen argumentieren, dass die Komplexität Big Data-
gestützter Ermittlungen häufig zu einer faktischen Umkehrung der Beweislast führt 
und damit die Unschuldsvermutung „aushebelt“ (Stoykova 2021). Dies lässt befürch-
ten, dass KI das Risiko, dass Strafverfolgungsbehörden eher als Menschenrechts
verletzter*innen denn als Menschenrechtsschützer*innen agieren, tendenziell verstärkt. 

5.4	 ZUSÄTZLICHE ACCOUNTABILITY-FOREN, SPEZIELL FÜR DIE  
KI-NUTZUNG DURCH NEUE EUROPARECHTLICHE VORGABEN?

Nach dem Vorschlag für eine EU-KI-Verordnung sollen weitere Accountability-Foren 
speziell für die Nutzung von KI-Systemen etabliert werden (Europäische Kommission 
2021). Die Art. 30 ff. des Entwurfs sehen Konformitätsbewertungsstellen für KI-
Anwendungen vor, die von speziellen Behörden zugelassen werden. Solche Zulassungs-
behörden (notifying authorities) sollen dem Vorschlag zufolge die notifizierten Stellen 
bestimmen, welche in der Regel private Zertifizierungsorganisationen wie beispiels-
weise der TÜV sind. Auffällig ist hierbei, dass zwar etliche Regelungen bezüglich der 
Notifizierungsstellen im Kommissionsentwurf enthalten sind, die Fälle, in denen sie 
tätig werden sollen, jedoch nicht konkretisiert werden (Veale/Borgesius 2021: 106). 
Denn selbst für KI-Systeme mit hohem Risiko kann nach Art. 43 des Entwurfs durch 
ein anbieterseitiges internes Konformitätsbewertungsverfahren ein solches System als 
konform eingestuft werden. Lediglich bei Hochrisiko-KI-Systemen, die unter Nr. 1 
in Anhang III des Entwurfs fallen, müssen die KI-spezifischen Notifizierungsstellen 
genutzt werden. Letztlich werden hier privaten Standardisierungsstellen und den 
Anbieter*innen selbst weite Spielräume für Konformitätsbescheinigungen ihrer Sys-
teme gelassen, die einer effektiven Umsetzung von Accountability-Standards nicht 
förderlich erscheinen. Darüber hinaus wird der Vorschlag der Einrichtung von Kon-
formitätsbewertungsstellen unter anderem dafür kritisiert, dass es ihnen an demokra-
tischer Legitimität mangelt (McFadden et al. 2021: 15). 

Der KI-Verordnungsentwurf sieht zudem in Art. 56 ff. die Einrichtung eines Euro-
päischen Ausschusses für Künstliche Intelligenz (Artificial Intelligence Board) vor, ähnlich 
dem Europäischen Datenschutzausschuss (EDSA) nach der EU-Datenschutzgrundver-
ordnung. Der Europäische Ausschuss für Künstliche Intelligenz soll aus den mitglied-
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staatlichen Aufsichtsbehörden und dem Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB) 
bestehen. Anders als im Rahmen des EDSA soll die Europäische Kommission hier den 
Vorsitz innehaben (vgl. Art. 57 Abs. 3 des Entwurfs). Vor dem Hintergrund der Gene-
se der DSGVO erscheint es allerdings unwahrscheinlich, dass diese Idee in der jetzigen 
Form den Gesetzgebungsprozess überdauert (Geminn 2021: 358). Die Funktionen 
mitgliedstaatlicher Aufsichtsbehörden werden in Art. 59 des Entwurfs geregelt, wobei 
ähnlich der Struktur der deutschen Datenschutzaufsicht mehrere Behörden benannt 
werden können. Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen sollen bereits durch Art. 23 des 
Entwurfs dazu verpflichtet werden, mit den Aufsichtsbehörden zu kooperieren. Hier 
zeigen sich deutliche Parallelen zur DSGVO, weswegen es angemessen erscheint, dass 
die nationalen Datenschutzbehörden, sofern keine spezifischen neuen „KI-Behörden“ 
geschaffen werden sollen, diese Aufsichtsaufgaben übernehmen. Die Einbindung des 
EDSB (auch über Art. 53, 63 Abs. 6 des Entwurfs) in Zusammenhang mit dem geplan-
ten Europäischen Ausschuss für KI deutet stark in diese Richtung (ebd.). 

6.	 Schlussfolgerungen und Ausblick

Dieser Beitrag zeigt, dass die Risiken von Menschenrechtsverletzungen, die dort ent-
stehen, wo Polizeibehörden Rechte nicht nur schützen, sondern durch Eingriffe auch 
potenziell verletzen, durch bereits bestehende oder im Aufbau befindliche Accounta-
bility-Foren abgefedert werden könnten. Allerdings stößt sowohl für die herkömmliche 
Polizeiarbeit als auch für neue potenzielle Menschenrechtsverletzungen, die durch die 
polizeiliche Nutzung KI-basierter Anwendungen entstehen können, Accountability 
auf strukturelle Grenzen. Denn insbesondere der Einsatz KI-basierter Technologien 
durch die Polizei birgt neben Chancen auch große Gefahren für den Schutz der Grund- 
und Menschenrechte. Die Einführung und Nutzung solcher Technologien müssen 
sich daher an hohen rechtlichen Maßstäben messen lassen und können nur unter 
Einbeziehung der beteiligten und betroffenen Akteur*innen gelingen.

Die für die Polizei (mit) zuständigen Accountability-Foren sind fachlich fragmentiert 
und arbeiten bisher zu wenig mit einem ganzheitlichen Blick auf die Polizeiarbeit und 
die mit ihr verbundenen Risiken für die Menschenrechte zusammen. Die Technisierung 
der Polizeiarbeit erschwert zudem deren Kontrolle. Dies gilt in besonderem Maße für 
KI-basierte Polizeiarbeit. Fairness, Transparenz und Erklärbarkeit KI-basierter Ent-
scheidungen sind zwar anerkannte Standards, die in der EU auf der Basis des Verord-
nungsentwurfs der Europäischen Kommission (2021) schon bald zu verbindlichem 
Recht werden könnten. Doch erweist sich die praktische Umsetzung als große Her-
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ausforderung, die im Rahmen der Technikgestaltung wirksam zu unterstützen sein 
wird (so auch Cornelius 2020). 

Die Koordination zwischen den fachlich fragmentierten Accountability-Foren ist 
angesichts globaler Trends der Technikentwicklung von hoher Relevanz, sowohl in-
nerhalb von Deutschland als auch in der EU und darüber hinaus. Die Einrichtung 
des Europäischen Datenschutzausschusses nach der DSGVO hat hierfür Vorbildfunk-
tion. So wie dieser Ausschuss einen ganzheitlichen Blick auf Datenschutzfragen hat, 
bedarf es auch Accountability-Foren, die übergreifend auf die diversen Aspekte der 
Polizeiarbeit schauen. Die Innenausschüsse der Parlamente und die in Deutschland 
neu etablierten externen Polizeibeauftragten könnten diese Aufgabe übernehmen, 
soweit ihre Befugnisse und ihre Ausstattung dies zulassen. Inwiefern diese auch in der 
Lage sind oder dafür ausgestattet werden, Menschenrechtsverletzungen aufgrund des 
Einsatzes KI-basierter Technologien seitens der Polizei effektiv zu verhindern, ist mit 
Blick auf die beschriebenen Schwierigkeiten und aktuell noch bestehende rechtliche 
und tatsächliche Unklarheiten kritisch zu begleiten.
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Rassismuskritische Menschenrechtsbildung für 
die Polizei: Anforderungen, Schwierigkeiten und 
Ausblicke

Abstract 

Rassistische und rechtsextreme Vorfälle innerhalb der Polizei sind in den letzten Jahren 
intensiv thematisiert worden und zeigen, dass sich die Polizei auch in der Aus- und 
Fortbildung mit Rassismus auseinandersetzen muss. In diesem Beitrag werden An-
forderungen an eine rassismuskritische Menschenrechtsbildung, wie sie sich aus 
verschiedenen Menschenrechtsverträgen sowie aus Grundsätzen der rassismuskriti-
schen (Menschenrechts-)Bildung ergeben, dargestellt. Sodann werden Anknüpfungs-
punkte für rassismuskritische Menschenrechtsbildung in der existierenden Aus- und 
Fortbildung skizziert. Aus den Erfahrungen des Deutschen Instituts für Menschenrech-
te werden Hinweise auf Herausforderungen und Umsetzungsideen gegeben. Abschlie-
ßend werden – mit Bezug auf den Maßnahmenkatalog des Kabinettausschusses zur 
Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus – weitergehende Empfehlungen 
formuliert.

Racist and right-wing extremist incidents within the police have been intensively dis-
cussed in recent years and they show that the police must deal with racism also in 
education and training. In this article, requirements for anti-racist human rights edu-
cation are presented, as they result from various human rights treaties as well as from 
principles of anti-racist (human rights) education. Then, points of contact for anti-racist 
human rights education in existing training and further education are outlined. The 
experiences of the German Institute for Human Rights will be used to point out chal-
lenges and ideas for implementation. Finally, further recommendations are formulated 
– with reference to the Cabinet Committee’s catalogue of measures to combat right-
wing extremism and racism. 

1.	 Einleitung: Polizei als Menschenrechtsprofession? 
Implikationen für Menschenrechtsbildung

Als Trägerin des staatlichen Gewaltmonopols ist die Polizei an Grund- und Menschen-
rechte gebunden. Sie hat die Aufgabe, den menschenrechtlichen Schutz vor rassistischer 
Diskriminierung durchzusetzen. Dieser Aufgabe kann sie sich nicht widmen, wenn 
sie selbst ein Problem mit Rassismus hat: Ist polizeilicher Kontakt mit Gefahr rassis-
tischer Diskriminierung oder Gewalt verbunden, ist eine professionelle Polizeiarbeit 
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nicht möglich. Rassismus in der Polizei gefährdet nicht nur die Betroffenen, sondern 
begründet rechtstaatliche Defizite in der Polizeiarbeit, ist also von hoher Relevanz für 
die gesamte Gesellschaft. 

Vorwürfe zu institutionellem Rassismus werden von der Polizei immer noch häufig 
als Generalverdacht empfunden (vgl. auch Trappe 2019: 49) und rassistische und 
rechtsextreme Vorfälle als Einzelfälle bezeichnet. Zivilgesellschaftliche Gruppen be-
zeichnen Rassismus in deutschen Strafverfolgungsbehörden dagegen schon lange als 
„alltäglichen Ausnahmezustand“ (KOP 2016).1 Das Erfahrungswissen von Betroffenen 
über die Realität von rassistischer Kriminalisierung und die daraus folgende Benennung 
von Missständen und Formulierung von Forderungen ermöglichen dabei erst eine 
Debatte in Zivilgesellschaft, Politik und Wissenschaft. Durch zahlreiche parlamenta-
rische Untersuchungsausschüsse zum NSU-Komplex rückte das Thema institutionel-
ler Rassismus in der Polizei wieder verstärkt auf die politische Tagesordnung. Anlässe 
dazu reißen nicht ab: rechtsextreme Inhalte in Polizeichats, rechtsextremistische Be-
strebungen in den Sicherheitsbehörden und Vorfälle von Racial Profiling sowie man-
gelnde Aufklärung bezüglich kritisierter Polizeiarbeit. Dabei reicht das kritisierte 
Verhaltens von einer Verweigerung der Anzeigenaufnahme bei rassistisch motivierten 
Straftaten bis hin zu Defiziten bei der Aufklärung rassistisch und antisemitisch moti-
vierter Anschläge und dem Umgang mit den Betroffenen (NSU, Halle, Hanau oder 
auch die rechtsextreme Anschlagsserie in Berlin-Neukölln – um nur einige zu nennen).

Die Forderung nach rassismuskritischer Aus- und Fortbildung ist eine logische 
Konsequenz, die an die Polizei als Pflichtenträgerin appelliert. Gleichzeitig sind 
Polizist*innen selbst auch Träger der Menschenrechte – sie haben ein Recht auf Men-
schenrechtsbildung. Und auch ein Eigeninteresse: Im Rahmen einer allgemeinen 
Sinnstiftung hilft die explizite Verwendung von Menschenrechten als „ein Inbegriff 
dessen, was sich unter dem sonst sehr diffusen und missbrauchsanfälligen Begriff der 
‚Gerechtigkeit‘ verstehen lässt“ (Trappe 2019: 58). In einer Institution, die durch eine 
„Kultur der Angst“ vor (sozialen) Sanktionen der Vorgesetzten und Kolleg*innen 
geprägt ist, kann Menschenrechtsbildung zu einem Schutz der Selbstachtung und der 
Reflektion über Möglichkeiten zur Veränderung der eigenen Arbeitsbedingungen 
beitragen (Trappe 2020: 23-34). Dafür müssen Polizist*innen in die Lage versetzt 
werden, aus dem Polizeialltag stammende negative Zuschreibungen, wie beispielswei-

1	 Beispielhaft: Sammlung von Medienberichterstattung über rechtsextreme und rassistische Vorfälle, 
Recherchegruppe „Copservation“ (https://www.copservation.de/text/0/?hashtags=61); Chronik der 
Todesfälle Schwarzer Menschen, People of Color und von Rassismus betroffener Personen in Gewahr-
sam und durch Polizeigewalt, Kampagne „Death in Custody“ (https://doku.deathincustody.info/) 
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se eine kriminelle Neigung, zu bestimmten Bevölkerungsgruppen erkennen zu können. 
Solcherlei Zuschreibungen werden beispielsweise durch die Ausweisung sogenannter 
gefährlicher Orte durch die Polizei selbst (re)produziert. Stadtteile mit großer Armut 
und/oder migrantischer Bevölkerung werden zum Teil so erst als gefährlich konstruiert. 
Dies kann dazu führen, dass Armut und/oder Migration an diesen Orten als Gefah-
renquelle an sich wahrgenommen wird und etwa People of Color2 über das 
Charakteristikum der vermeintlichen „Gefährlichkeit“ kategorisiert werden (Ullrich/
Tullney 2012: 7-15, Golian 2019: 178-180). 

Polizeiliche Tätigkeit birgt Risiken für die Menschenrechte, gleichzeitig gehört der 
Schutz der Grund- und Menschenrechte zu ihren zentralen gesetzlichen Aufgaben. 
Dieses Spannungsfeld resultiert in einem komplexen Professionsverständnis der Poli-
zei. Ralf Alleweldt betont, dass die Beachtung der Menschenrechte „eine ständige 
Anforderung an polizeiliche Tätigkeit“ (Alleweldt 2019: 30) ist, wobei eine stete Ba-
lance gefunden werden muss zwischen Invasion (also einem Eingriff in Menschen-
rechte) und Protektion, dem Schutz von Menschenrechten (Trappe 2019: 60). 

Im Zentrum der Berufsidentität steht die Überzeugung „zu den ‚Guten‘ zu gehören“ 
(Behr 2020: 1 f.). Die Polizei kann deshalb als „hochmoralische Organisation“ bezeich-
net werden, weil sie „in die Welt jenseits der Grenze des ‚Guten‘ eindringen muss“, etwa 
durch die Anwendung körperlicher Gewalt wie Armhebel und Stockschläge bei poli-
zeilichen Festnahmen (Behr 2020: 3 f., ähnlich auch Trappe 2019: 53). Dabei muss sie 
in ihrem Fremd- und Selbstbild zugleich den schier unerfüllbaren Auftrag einer um-
fassenden Sicherheitsproduktion erfüllen. Denn: Gesellschaftliche Normen können 
ihre Stabilität nur erhalten, solange wir nicht tagtäglich von Normverstößen hören 
(Popitz 2016, zit. in Herrnkind 2021: 45). Eine Polizei abseits der Legalität kann und 
darf nicht gedacht werden. Aus diesem unerfüllbaren Auftrag ergibt sich die Unmög-
lichkeit, immer allen Regeln entsprechen zu können. Daraus wird eine „Ideologie der 
Kritikabwehr“ und eine Praxis entwickelt, bei der informelle Normbrüche ummantelt 
werden. Es bildet sich ein „Habitus der Immunität“ heraus, welcher in der Institution 
nicht besprechbar ist (Herrnkind 2021: 44-47). Themen wie illegale Vollzugsgewalt 
sind nur äußerst schwer thematisierbar, es lässt sich Leugnung von Fakten, die psycho-
logisch als kognitive Dissonanz beschrieben werden kann, beobachten (ebd.: 49). 

Als Konsequenz muss die Polizei daran ansetzen, eine Meta- oder Deutungsebene 
für das Berufshandeln und produktive Aufarbeitungsmechanismen und Techniken 
der Prävention zu entwickeln. Dies ist schon in der Ausbildung wichtig, ansonsten 

2	 Der Begriff „People of Color“ umfasst alle Menschen, die Rassismuserfahrungen machen. Der Bezugs-
punkt ist die geteilte Erfahrung und nicht wie oft angenommen die Hautfarbe.
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können Polizist*innen beim Berufseinstieg von einem Auseinanderfallen vermittelter 
Ideale aus der Ausbildung und den tatsächlichen Restriktionen und Praktiken des 
Polizeialltags geschockt und überfordert sein, woraus Frustration entstehen kann (Behr 
2020: 5 f., Herrnkind 2021: 47-49). Das Ziel von Menschenrechtbildung ist am Ende 
simpel: Menschenrechtsverletzungen erkennen. Dabei geht es weniger um die kogni-
tive Fähigkeit, ein Verhalten – z.B. Körperverletzung im Amt – rechtlich einordnen 
zu können, sondern um die Auseinandersetzung damit, warum das eigene Berufsbild 
und die Berufskultur daran hindert, es anerkennen zu können und zu dürfen. 

Im Kontext von Rassismus und Polizei wird oft auf Professionalität und Haltung 
verwiesen, ebenso auf eine Grundorientierung an Menschenwürde und Menschen-
rechten als „Maßgaben zur professionellen Polizeiarbeit“ (Kurbacher 2021: 19). Ge-
fordert wird eine Änderung der Arbeitskultur, insbesondere eine positive Auffassung 
von Kritik, die Förderung kritischer Selbstreflexion und damit einhergehend auch eine 
neue Fehlerkultur, kritische Wahrnehmung von Korpsgeist und von Rassismus inner-
halb der Polizei, sowie die Stärkung einer menschenrechtsorientierten Haltung und 
von handlungspraktischen Kompetenzen zu Menschenrechten (vgl. NSU-Ausschuss: 
861, Kurbacher 2021: 20, Christe-Zeyse 2021: 24, Grumke/Schellenberg 2021: 32). 
Tobias Trappe schreibt in diesem Zusammenhang treffend von einer „unaufgeregten 
Skepsis sich selbst gegenüber“ (Trappe 2019: 62). 

Die genannten Begriffe wie Haltung und Kultur veranschaulichen bereits, dass eine 
sehr umfassende Herangehensweise nötig ist, um eine Menschenrechtskultur, die eine 
rassismuskritische Haltung beinhaltet, nachhaltig in der Polizei zu verankern. Aus- und 
Fortbildung kann hierzu nur einen beschränkten Beitrag leisten. Mindestens genauso 
wichtig, aber schwierig zu beeinflussen, sind informelles Lernen und praktisches 
Lernen von Vorbildern (inklusive Vorgesetzten). Zudem müssen die Bildungsprozes-
se von strukturellen Änderungen begleitet werden. 

2.	 Der Soll-Zustand der rassismuskritischen Aus- und 
Fortbildung bei der Polizei

Wie soll rassismuskritische Menschenrechtsbildung bei der Polizei aussehen? Dazu 
werden im Folgenden die Anforderungen aus einschlägigen Menschenrechtsverträgen, 
aus der rasssismuskritischen Bildung und aus der Menschenrechtsbildung zusammen-
gefasst und auf den Kontext der Polizei angewandt.
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2.1	 ANFORDERUNGEN AUS MENSCHENRECHTSVERTRÄGEN 
Deutschland ist auf vielfältige Weise in das internationale und regionale Menschen-
rechtsschutzsystem eingebettet. Hieraus ergeben sich für die Polizei Verpflichtungen 
für eine menschenrechtsfundierte Aus- und Fortbildung. 

Dem Staat wird in der UN-Erklärung über Menschenrechtsbildung und -training 
(UN-MRBT, 2011) die Hauptverantwortung für die „Förderung und Bereitstellung 
von Menschenrechtsbildung und -training“ übertragen (Art. 7). Dies beinhaltet ins-
besondere eine angemessene Ausbildung von Vollzugsbeamt*innen in Menschenrechts-
fragen. Bereits in der zweiten Phase des UN-Menschenrechtsbildungsprogramms 
(2010-2014) wurde ein Schwerpunkt auf staatliche Pflichtenträger (u.a. die Polizei) 
gelegt (Mihr 2012: 139).3 Zentrales Menschenrecht ist dabei das Diskriminierungs-
verbot , welches grund- und menschenrechtlich durch zahlreiche Normen verbrieft 
ist.4 Auf UN-Ebene ist das Verbot rassistischer Diskriminierung als selbstständiges 
Diskriminierungsverbot im UN-Zivilpakt (Art. 26 ICCPR) sowie in der UN-Kon-
vention gegen Rassismus (ICERD) als diesbezüglich spezielles Menschenrechtsabkom-
men festgeschrieben. Darüber hinaus zieht sich das Verbot rassistischer Diskriminie-
rung als akzessorisches Diskriminierungsverbot durch verschiedene menschenrechtli-
che Gewährleistungen5, wonach die in einem jeweiligen Vertrag garantierten Rechte 
ohne rassistische Diskriminierung gewährleistet werden müssen (Althoff 2014: 74 f.). 

Art. 1 Abs 1 ICERD definiert rassistische Diskriminierung als jede auf den unzuläs-
sigen Differenzierungskriterien des Abkommens („race6, colour, descent, or national or 
ethnic origin“) beruhende Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevor-
zugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gleichberechtigtes Anerkennen, 
Genießen oder Ausüben von Menschenrechten vereitelt oder beeinträchtigt wird. Neben 
der Verpflichtung, Menschen in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht vor rassistischer 
Diskriminierung zu schützen, enthält ICERD eine Verpflichtung der Vertragsstaaten, 
rassistische Diskriminierung zu unterbinden, Rechtsschutz gegen Diskriminierung im 
Einzelfall zu gewährleisten (Art. 6 ICERD) sowie für umfassende Aufklärungsarbeit 
gegen Rassismus zu sorgen. Nach der ICERD-Definition von rassistischer Diskriminie-
rung ist der Effekt von Rassismus („Folge“) unabhängig von der Intention relevant. Es 

3	 UNGA Doc. A/HRC/15/28: 6.
4	 U.a. Art. 3 GG, Art. 14 EMRK, Art. 2 Abs. 1 und Art. 26 ICCPR, ICERD.
5	 U.a. Art. 2 Abs. 2 ICESCR, Art. 2 Abs. 1 ICCPR, Art. 2 Abs. 1 UN-KRK.
6	 ICERD verwendet den Begriff „Rasse“. Auch CERD vertritt weiterhin die Ansicht, dass „Rasse“ als 

Diskriminierungsmerkmal im nationalen Recht der Vertragsstaaten enthalten sein sollte (Liebscher 
2021: 284 f.). Das Deutsche Institut für Menschenrechte verwendet dahingegen die Formulierung 
„rassistisch“. 
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ist nicht nur ein Verbot von unmittelbarer Diskriminierung, sondern auch von mittel-
barer Diskriminierung, d.h. von Maßnahmen, die neutral scheinen, aber tatsächlich eine 
diskriminierende Wirkung haben, enthalten (Tobler 2008: 14).7 Damit schließt ICERD 
auch nicht-intendierte rassistische Diskriminierung umfassend mit ein. 

Ergänzend formulieren die Allgemeinen Empfehlungen des UN-Ausschusses gegen 
rassistische Diskriminierung (CERD) weitere Anforderungen: Geschlechtsspezifische 
rassistische Diskriminierung wird häufig entweder als geschlechtsspezifische oder als 
rassistische Diskriminierung erfasst. Eine „Analyse der Beziehung zwischen Geschlecht 
und rassistischer Diskriminierung“ (CERD/C/GC/25, 2000, Ziff. 5) – d.h. eine inter-
sektionale Perspektive – wird für die Arbeit des Ausschusses sowie für die Berichterstat-
tung der Vertragsstaaten empfohlen. In den Empfehlungen betreffend Rassismus gegen 
Sinti*zze und Rom*nja (CERD/C/GC/27, 2000) und Anti-Schwarzen Rassismus 
(CERD/C/GC/34, 2011) werden verschiedene Erscheinungsformen rassistischer 
Diskriminierung unterschieden. Schulungsprogramme für Strafverfolgungsbehörden 
sollen dazu beitragen, dass rassistisch motivierte Straftaten gegenüber Schwarzen8 
Menschen oder Sinti*zze und Rom*nja erkannt und verfolgt werden. Schulungspro-
gramme sollen ferner Praxen entgegenwirken, bei denen Schwarze Menschen oder 
Sinti*zze und Rom*nja durch die Polizei aufgrund rassistischer Zuschreibung zur 
Zielscheibe gemacht, stigmatisiert, stereotypisiert oder in Personenprofilen erfasst 
werden (CERD/C/GC/34, 2011, Ziff. 31). Hierzu müssen Bildungsmaßnahmen die 
unterschiedlichen Erscheinungsformen rassistischer Diskriminierung berücksichtigen 
und korrekt benennen: Antisemitismus9, Antimuslimischer Rassismus, Rassismus gegen 
Sinti*zze oder Rom*nja, Anti-Schwarzer Rassismus und Antiasiatischer Rassismus.10 

Die Empfehlung betreffend Racial Profiling (CERD/C/GC/36, 2020, Ziff. 42) 
formuliert weitere zentrale Anforderungen für Schulungen. Erstens sollen Schulungen 
darauf abzielen, dass Bewusstsein von Polizist*innen für die Auswirkungen von eigenen 
Haltungen auf ihre Arbeit zu schärfen und aufzeigen, wie das dienstliche Verhalten 
diskriminierungsfreier gestaltet werden kann. Fortbildungen müssen demnach Raum 
für Selbstreflexion bieten. Zweitens sollen die Perspektiven von Betroffenen rassistischer 

7	 UN Doc. CERD/C/66/D/31/2003(2005)/Abs. 10.4.
8	 Das Adjektiv „Schwarz“ großzuschreiben geht auf eine Selbstbezeichnung Schwarzer Menschen zurück 

und soll verdeutlichen, dass „Schwarz“ ein konstruiertes Zuordnungsmuster und keine reale „Eigenschaft“ 
ist; vgl. Sow 2008: 24 f.

9	 Klarstellende Anmerkung: Aus grund- und menschenrechtlicher Perspektive fällt Antisemitismus als 
spezifische Form von Rassismus in den Schutzbereich des internationalen und europäischen Schutzes 
vor Rassismus.

10	 Teile der Formulierungen in diesem und den zwei folgenden Absätzen stammen von Walid Malik, 
Mareike Niendorf und Müge Zünbül aus einem internen, nicht veröffentlichen Arbeitspapier des DIMR. 
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Diskriminierung in den Schulungen der Polizei Eingang finden. Betroffenengruppen 
sollten bei der Entwicklung, der Durchführung und der Evaluation von Bildungsmaß-
nahmen für die Polizei kontinuierlich beteiligt und angemessen entlohnt werden. 
Drittens sollen Schulungen durch institutionelle Maßnahmen ergänzt werden.

Im europäischen Menschenrechtsschutzsystem ergeben sich aus den Ausführungen 
der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) relevante 
Vorgaben. ECRI empfiehlt regelmäßige Trainings zu Menschenrechten, um eine Po-
lizeikultur zu schaffen, in der rassistische(r) Diskriminierung aktiv vorgebeugt und 
bekämpft wird (ECRI 2007b). In seinem aktuellen Bericht über Deutschland (ECRI 
2020) stellt es starke Indizien für das Vorhandensein von ausgeprägtem Racial Profiling 
in der Arbeit der Polizeibehörden fest und empfiehlt die Beauftragung einer Studie, 
um Maßnahmen dagegen zu entwickeln. 

Diese überblickartige Darstellung relevanter menschenrechtlicher Dokumente 
macht deutlich, dass sich Menschenrechtsbildung im Kontext Polizei ausdifferenziert 
und intersektional mit institutionellem Rassismus auseinandersetzen muss.

2.2 ANFORDERUNGEN AUS DER RASSISMUSKRITISCHEN BILDUNG 
Ausgangspunkt, um Rassismus angemessen und kritisch in Bildungskontexten zu 
thematisieren, ist ein Verständnis für die Verwendung von Rassismus als Analysekate-
gorie für gewöhnliche gesellschaftliche Verhältnisse. Rassismuskritische Bildung muss 
sich theoretisch und konzeptionell mit Rassismus und Bildungstheorie beschäftigen. 
Die Frage „was ist Rassismus?“ steht notwendigerweise am Anfang. Rassismus kann 
als ein machtvolles System von Diskursen und Praxen beschrieben werden, welches 
eine ökonomische, politische, soziale und symbolische Abwertung von Menschen 
aufgrund von willkürlich gewählten Kriterien beinhaltet (Hall 2004, zit. in Rommel-
spacher 2009: 25). Dabei wird zwischen Menschen anhand vermeintlicher Merkma-
le und Eigenschaften eine Grenze zwischen einem normbildenden „Wir“ und einem 
normabweichenden „Anderen“ gezogen (Rommelspacher 2009, Danielzik 2019, 
Broden 2011: 120 f.). Birgit Rommelspacher (2009: 29) beschreibt dies als Prozesse 
der Naturalisierung, Homogenisierung, Polarisierung und Hierarchisierung: Über 
biologistische und/oder kulturalisierende Zuschreibungen werden vermeintlich ho-
mogene Gruppen als unveränderlich und natürlich konstruiert. Diese konstruiert 
„Anderen“ werden den „Vielen“ als grundsätzlich verschieden und unvereinbar gegen-
übergestellt und in eine Rangordnung gebracht. 

Struktureller Rassismus beschreibt das System gesellschaftlicher, insbesondere po-
litischer und ökonomischer Strukturen, welches Ausgrenzungen bewirkt (z.B. Gesetze) 
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(ebd.: 30). Eine Unterkategorie dessen ist institutioneller Rassismus, welcher „Praktiken 
der Herabsetzung, Benachteiligung und Ausgrenzung von sozialen Gruppen und ihnen 
angehörigen Personen auf der Ebene von Organisationen und der in ihnen tätigen 
Professionen“ umfasst (Gomolla 2016: 2). Rassistische Denk- und Handlungsweisen 
bestehen unabhängig von individuellen Vorurteilen oder negativen Absichten und 
werden aufrechterhalten, indem sich Individuen an bestehende „Strukturen von Or-
ganisationen, eingeschliffene Gewohnheiten, etablierte Wertvorstellungen und bewähr-
te Handlungsmaximen“ (Rommelspacher 2009: 30) anpassen. Institutioneller Rassis-
mus ist keine Abweichung, sondern gerade der „Normalvollzug“ von Strukturen 
(Hormel/Scherr 2004: 28, zit. in Graevskaia/Menke/Rumpel 2022). Individueller 
Rassismus hingegen beruht auf Einstellungen und direkter persönlicher Interaktion. 

Rassismuskritische Bildung setzt die Thematisierung der Alltäglichkeit rassistischer 
Verhältnisse als Ausgangspunkt fest, indem Rassismus nicht auf sogenannten Rechts-
extremismus und dadurch immer als „außergewöhnlich verstandenen Rassismus“ 
(Linnemann/Mecheril/Nikolenko 2013: 11) begrenzt wird. Im rassistischen System 
deprivilegierte Personen sollen Handlungs- und Widerstandsmöglichkeiten themati-
sieren, aneignen und verstärken können (Scharathow 2011: 13, Melter 2017: 591). 
Für weiße11 Personen können Möglichkeiten erprobt werden, Rassismus als Bestandteil 
der „eigenen Lebensgeschichte und Identität“ zu verstehen und die eigene Verstrickung 
und Involviertheit darin zu erkennen (Linnemann et al. 2013: 12). Eine rassismuskri-
tische Perspektive schlägt auch auf die institutionelle Ebene von Bildungseinrichtun-
gen durch. Dies beinhaltet die Auseinandersetzung damit, wie die Pädagogik als Ins-
titution und als Wissenschaft selbst Teil des Problems ist. Die Praxis von Bildungsarbeit 
muss auf diskriminierende Ausschlüsse hin überprüft werden. Hierzu zählt die Ausei-
nandersetzung mit Sprache, um (ungewollter) Reproduktion von rassistischem Wissen 
zu begegnen, sowie die kritische Überprüfung sonstiger Rahmenbedingungen (Ver-
anstaltungsort, Kooperationspartner, Teamzusammensetzung) (Niendorf 2019: 67-69). 
Die Reflexion des institutionellen Selbstbilds in der Pädagogik wird dabei gleicherma-
ßen durch eine Verschiebung von Rassismus in die Vergangenheit und in den Rechts-
extremismus erschwert (Messerschmidt 2018: 80-92). 

Bei der Behandlung von Rassismus als Gegenstand in der Bildungsarbeit sind 
historisches Wissen, rassismustheoretisches Wissen und Ergebnisse der empirischen 
Rassismusforschung relevant. Historisches Wissen bezieht sich spezifisch darauf, wie 
Rassismus in Deutschland gewachsen ist. Dafür braucht es die Aneignung von grund-

11	 weiß  bezeichnet eine dominante und privilegierte Position in dem Machtverhältnis Rassismus; vgl. 
Arndt 2005.
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legendem Wissen über deutschen, europäischen und globalen Kolonialismus, welches 
in der Bildungsgeschichte in Deutschland kaum vorkommt (Schawatow 2011, Apra-
ku 2019: 52-54). 

Neben der Informationsvermittlung (kognitive Dimension) beinhaltet rassismus-
kritische Bildung eine starke selbstreflexive Dimension. Die Thematisierung von 
Rassismus an sich ist darin eine Herausforderung: Die angestrebten Reflexionsprozes-
se über rassistische Verhältnisse und die eigene Verstrickung darin führen häufig zu 
Abwehrreaktionen von weißen Personen, Verwirrung und einem schnell eintretenden 
Gefühl von Überforderung. Selbstreflexive und kritische Bildungsarbeit will eben 
(anders als in einigen, insbesondere älteren Ansätzen der Interkulturellen Kompetenz) 
nicht Wissen für den Umgang mit den „Anderen“ vermitteln, sondern die Konstruk-
tion des „Anderen“ und des Selbst hinterfragen (Kalpaka 2011: 36). 

Insbesondere im Kontext Polizei muss diese rassismusbezogene Gesellschaftskritik 
so konkret gemacht werden, dass sie die Herstellung von Bezügen zur eigenen Praxis 
ermöglicht und die Handelnden in ihren Handlungsmöglichkeiten und Handlungs-
bedingungen ernst nimmt (Kalpaka 2011: 36). Albert Scherr weist darauf hin, dass 
„bloße Vermittlung von Normen, die aus Sicht der Adressaten untauglich für die 
Alltagspraxis sind, gewöhnlich als eine moralische Belehrung wahrgenommen wird, 
auf die mit Abwehr reagiert wird“ (Scherr 2018: 27). Die Frage, warum die Beachtung 
des Antidiskriminierungsgrundsatzes für die polizeiliche Praxis herausfordernd ist, 
muss thematisierbar gemacht werden (ebd.: 2). Rassismuskritische Bildung kann 
Ansätze an die Hand geben, um dem Wunsch nach praktischen Handlungsanweisun-
gen in einer Weise zu begegnen, die nicht versucht die eigene Handlungsunsicherheit 
mit dem Rückgriff auf homogenisierendes und kulturalisierendes „Wissen“ über 
„Andere“ zu reduzieren, wodurch rassistische Wissensbestände (re-)produziert werden 
(Graevskaia et al. 2022: 2). 

Die Perspektive der institutionellen Diskriminierung ermöglicht es, latente Formen 
der Benachteiligung und Ausgrenzung sichtbar zu machen. Sie kann dabei unterstützen 
für selbstverständlich genommene Überzeugungen und Praktiken zu erkennen und zu 
hinterfragen, inwieweit Strukturen im polizeilichen Arbeitsumfeld rassistische Vorurtei-
le befördern (Gomolla 2016: 10 ff.). (Kultur)rassistische Wissensbestände, Entschei-
dungsverfahren und Routinen der Organisation können anhand von Fallanalysen kon-
kreter Probleme des polizeilichen Alltagshandelns besprochen werden (Scherr 2018: 31). 
Davon ist auch die Ebene der Institution selbst berührt. Reflexion kann nicht einfach 
eingefordert werden, sondern muss institutionell verankert und mit strukturellen und 
finanziellen Ressourcen gefördert und routinisiert werden (Broden 2017: 832 f.).
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2.3 ANFORDERUNGEN AUS DER MENSCHENRECHTSBILDUNG 
Aus der UN-Erklärung über Menschenrechtsbildung und -training (UN-MRBT) 
ergibt sich zum einen die Anforderung, dass die Bildungsangebote das Ziel haben, 
Diskriminierung und Rassismus abzubauen: Menschenrechtsbildung soll „die tatsäch-
liche Verwirklichung aller Menschenrechte sowie Toleranz, Nichtdiskriminierung und 
Gleichheit fördern“, sowie „zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen und 
Übergriffen sowie zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen von Diskriminierung, 
Rassismus, Vorurteilen, Anstiftungen zu Hass und den zugrundeliegenden schädlichen 
Einstellungen und Vorurteilen beitragen“ (Artikel 4 UN-MRBT).

Zum anderen bedeutet Menschenrechtsbildung laut der UN-MRBT, drei Ebenen 
zu berücksichtigen:
„a) Bildung über Menschenrechte; dies umfasst die Bereitstellung von Wissen und das 

Verständnis für Normen und Prinzipien der Menschenrechte sowie der ihnen zu-
grunde liegenden Werte und Mechanismen zu ihrem Schutz;

b) Bildung durch Menschenrechte; dies umfasst Formen des Lernens und Unterrich-
tens, welche die Rechte sowohl der Lehrenden als auch der Lernenden achten;

c) Bildung für Menschenrechte; dies bedeutet Menschen darin zu stärken, ihre Rech-
te wahrzunehmen und auszuüben sowie die Rechte anderer zu achten und hoch-
zuhalten“ (Artikel 2 UN-MRBT).

© DIMR
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	 In der Praxis lassen sich die drei Ebenen nicht immer trennen, wichtig ist aber, alle 
drei zu berücksichtigen, um nachhaltige Wirkungen zu erzielen. Übertragen auf 
den Polizeikontext im Bereich Rassismus bedeutet dies:12

	 a) � Menschenrechtsbildung für die Polizei muss das Verbot von rassistischer Dis-
kriminierung, v.a. Racial Profiling und Polizeigewalt, bekanntmachen und eine 
besondere Schutzbedürftigkeit von Betroffenen rassistischer Gewalt vermitteln. 
Dazu müssen Inhalte rassismuskritischer Bildung vermittelt und entsprechende 
Werte und Haltungen reflektiert und diskutiert werden.

	 b) � Angebote in der Menschenrechtsbildung und die Strukturen der Aus- und 
Fortbildung müssen diskriminierungsbewusst, inklusiv und partizipativ orien-
tiert sein. Die Intersektionalität und Heterogenität der Lebenslagen von Ler-
nenden müssen stets berücksichtigt sein. Menschenrechte müssen verinnerlicht 
und zum Maßstab des polizeilichen Handelns sowie der Reflexion und Super-
vision dieses Handelns werden. Dies betrifft insbesondere Ermittlungen rassis-
tischer, antisemitischer und rechter Tatmotive, rechtswidrige Polizeigewalt sowie 
den Umgang mit Betroffenen (u.a. bei Strafanzeigen).

	 c) � Menschenrechtsbildung stärkt polizeiliches Handeln, das Menschenrechtsver-
letzungen wie rassistische Diskriminierung sowie rassistische Gewalt vorzubeu-
gen und zu ahnden hat. Die besondere Schutzbedürftigkeit (etwa Opferschutz-
standards) von Betroffenen rassistischer Gewalt muss berücksichtigt werden. 
Zudem müssen rassistische Dimensionen und Motive von Straftaten erkannt 
werden. In Bezug auf die Stärkung, sich für die eigenen Rechte einzusetzen, 
müssen interne Beschwerdeverfahren in Bezug auf rassistische Diskriminierung 
verbessert und den Betroffenen der nötige Raum und die nötigen Ressourcen 
für Empowerment-Prozesse gegeben werden. 

3.	 Der Ist-Zustand der rassismuskritischen Aus- und 
Fortbildung bei der Polizei

Gemeinsam mit Trappe (2019: 48) lässt sich feststellen, dass nach wie vor die Fragen 
unbeantwortet sind, was in der polizeilichen Aus- und Fortbildung unter Menschen-
rechten und Menschenrechtsbildung verstanden wird, was tatsächlich gelehrt wird 
und was dies letztendlich bewirkt. Im Folgenden werden zunächst mögliche Verortungen 
rassismuskritischer Menschenrechtsbildung in der existierenden Aus- und Fortbildung 

12	 Teile der Formulierungen im folgenden Absatz stammen von Walid Malik, Mareike Niendorf und Müge 
Zünbül, aus einem internen, nicht veröffentlichen Arbeitspapier des DIMR.
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erörtert und sodann die Erfahrungen des Deutschen Instituts für Menschenrechte im 
Kontext der Weiterbildung beschrieben.

3.1	 ANKNÜPFUNGSPUNKTE FÜR RASSISMUSKRITISCHE 
MENSCHENRECHTSBILDUNG IN DER EXISTIERENDEN 
AUS- UND FORTBILDUNG DER POLIZEI

Mit Ausnahme der Bundespolizei ist die Polizei in Deutschland Ländersache, dem-
entsprechend ist die Aus- sowie die berufsbegleitende Fortbildung föderal organisiert. 
Die Ausbildung für den mittleren Dienst findet bei den Bereitschaftspolizeien, an 
Landespolizeischulen oder zentralisiert an den Fachhochschulen der Polizei statt. Für 
die Ausbildung zum gehobenen Dienst wird ein Bachelor- oder Diplom-Studium an 
der landeseigenen Fachhochschule für Verwaltung bzw. eigenständigen Hochschulen 
der Polizei absolviert. Die Ausbildung für den höheren Dienst findet einheitlich an 
der Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol) in Münster statt (Kuschewski 2022: 
77 f.). Fortbildungsangebote werden zentral an den Fortbildungseinrichtungen des 
Bundes/der Länder, dezentral in einzelnen Behörden und/oder Organisationseinheiten 
oder extern durch nichtpolizeiliche Bildungsanbieter angeboten (ebd.: 81 f.). Bei der 
Frage, an welchen Stellen in der polizeilichen Aus- und Fortbildung Menschenrechts-
bildung verortet werden kann, fallen bei einem Blick in die Curricula und Modulbe-
schreibungen zunächst meist juristisch ausgerichtete Module, Seminare oder Fächer 
auf, in denen Grundrechte behandelt werden. In Bezug auf ein Lernen über Men-
schenrechte müsste neben dem normativen Wissen auch eine Reflexion von Werten 
und Prinzipien anschließen – dies bietet sich gut in Ethik an (ebd.: 299-304). 

Für den Schwerpunkt Rassismus und rassismussensibles bzw. -kritisches Verhalten 
in der Polizei ist ferner der Bereich der interkulturellen Trainings relevant. Dies wird 
jedoch sehr unterschiedlich ausgelegt. In Kritik gekommen sind insbesondere Inhalte 
und Methoden, die die Reproduktion von Stereotypen befördern. In einer empirischen 
Untersuchung von Fatoş Atali-Timmer wird herausgearbeitet, welche Erwartung an 
interkulturelle Trainings in der Polizei bestehen: das Erlernen von Wissen über „Reli-
gionen und Herkünften einzelner Personen” und „andere” Kulturen (Atali-Timmer 
2021: 206 ff.). Die aus rassismuskritischer Perspektive problematische Dichotomie 
bestehend aus „wir“ und „die anderen“ wird hierbei deutlich (vgl. Kapitel 2.2). 

Kritik an dieser Form von interkulturellen Trainings existiert auch innerhalb der 
Polizei. So stellt Ikram Errahmouni-Rimi, Referentin für Vielfalt und Antidiskrimi-
nierung bei der Polizei Bremen, fest, dass interkulturelle Trainings „eher gegenteilige 
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Effekte [hätten], weil man dort lerne, auf Verhaltensweisen der vermeintlich ‚anderen‘ 
Gruppe zu reagieren“ (Errahmouni-Rimi in Seelmann 2021: 55). Des Weiteren heißt 
es im Jahresbericht des Instituts für Transkulturelle Kompetenz der Akademie der 
Polizei Hamburg: „Von besonderer Wichtigkeit ist es, dass in all unseren Seminaren 
eine macht- und rassismuskritische Perspektive berücksichtigt wird, die dazu beiträgt, 
kulturelle Stereotype nicht zu reproduzieren. Seminarangebote, in denen explizit ge-
schult wird, wie Menschen aus anderen Ländern ‚ticken‘, gehören der Vergangenheit 
an“ (2021: 5). Ob diese Seminarangebote wirklich in allen Bundes- und Landespoli-
zeien der Vergangenheit angehören, lässt sich allerdings nur schwer überprüfen, denn 
dies lässt sich den Beschreibungen in der Regel nicht entnehmen. Wenn allerdings von 
„Besonderheiten anderer Kulturen“ (Salzmann in Seelmann 2021: 43-44) die Rede 
ist, ist davon auszugehen, dass diese Form der interkulturellen Trainings durchaus 
vorhanden ist. 

Eine weitere klassische Verortung der Menschenrechtsbildung bzw. des Themas 
Rassismus liegt in den sozialwissenschaftlichen Fächern, insbesondere in der politischen 
Bildung, sowie in Weiterbildungsangeboten zu Demokratiebildung. So wurde im 
Rahmen des Projekts „Politische Bildung und Polizei“, bei dem 2016-2019 die Bun-
deszentrale für politische Bildung (bpb), die Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol) 
sowie die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(FHöV) kooperierten, vier Themenfelder identifiziert: politischer Extremismus, grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit, Menschenrechtsbildung sowie historisch-poli-
tische Bildung (Kuschewski 2022: 114-129). Unter gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit tauchen dabei Begriffe auf, die klassischerweise auch unter dem Prinzip 
des menschenrechtlichen Diskriminierungsschutzes behandelt werden, etwa Rassismus, 
Antisemitismus, Islamfeindlichkeit, Sexismus, Abwertung behinderter Menschen 
(ebd.: 128). Bei der Verortung im Themenfeld Rechtsextremismus ist zu beachten, 
dass eine übermäßige Verengung auf dieses Themenfeld in den Angeboten zu De-
Thematisierung der Alltäglichkeit rassistischer Verhältnisse führen kann, weshalb ge-
nügend Raum und Ressourcen für die theoriebasierte und selbstreflexive Auseinan-
dersetzung Rassismus als gesellschaftliches Organisationssystem geschaffen werden 
muss (vgl. Kapitel 2.2). 

Des Weiteren ist zu beachten, dass eine Thematisierung von Menschenrechten im 
Rahmen von politischer Bildung – ebenso wie von historisch-politischer Bildung – 
keinesfalls Standard ist. Häufig ist ein impliziter Bezug erkennbar, etwa, dass in Bezug 
auf Einstellungen, Haltungen und Reflexionen Menschenwürde oder Diskriminie-
rungsschutz durchaus eine Rolle spielen, aber eben nicht unbedingt eine explizite. Bei 
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historisch-politischer Bildung liegt der Fokus naturgemäß auf der Vergangenheit. Ein 
Lernen aus der Geschichte wird dabei zwar durchaus angestrebt, aber bewusst nicht 
immer explizit diskutiert. Gerade Gedenkorte nehmen für sich in Anspruch, das 
Gedenken als Priorität ihrer Arbeit zu sehen und eher implizite, allgemeine und abs-
trakte Anregungen für gegenwärtiges oder zukünftiges Handeln zu geben (Reitz 2016). 
Es macht aber einen großen Unterschied, ob ich implizit Werte wie Toleranz stärke 
oder explizit auf das Recht hinweise, vor Diskriminierung geschützt zu werden (Reitz/
Rudolf 2014: 19-22). 

Für eine umfassende Menschenrechtsbildung, die neben einem Lernen über auch 
die Ebenen des Lernens durch und für Menschenrechte (vgl. Kapitel 2.3) berücksich-
tigt, sind weitere Verortungen von Menschenrechtsbildung vonnöten. Erst, wenn 
Menschenrechte auch in praktischen Modulen bzw. Fächern wie Einsatzlehre als 
handlungsleitend gelehrt werden, wenn dazu angeregt wird, Rahmenbedingungen von 
polizeilicher Aus- und Fortbildung, aber auch von polizeilichem Handeln insgesamt 
zu reflektieren und es als Aufgabe zu begreifen, diese menschenrechtsbasiert kontinu-
ierlich zu hinterfragen und zu verbessern, ist Menschenrechtsbildung umfänglich 
verankert. Und auch erst dann können nachhaltige Verbesserungen erwartet werden.

3.2	 ERFAHRUNGEN DES DEUTSCHEN INSTITUTS FÜR MENSCHEN-
RECHTE ZU RASSISMUSKRITISCHER BILDUNGSARBEIT MIT 
DER POLIZEI

Das Deutsche Institut für Menschenrechte arbeitet seit seiner Gründung zum The-
menfeld Polizei. Dies beinhaltet Analysen, Fachgespräche und sowohl punktuelle 
Einbindungen in Bildungskontexte (etwa durch Impulsreferate) als auch das Planen 
gemeinsamer Bildungsveranstaltungen, meist im mehrtägigen Rahmen. Das Thema 
Rassismus ist in dieser Arbeit vielfältig präsent. Im Folgenden werden die Erfahrungen 
der gemeinsamen Planung von Bildungsveranstaltungen seit 2017 geschildert, um zu 
veranschaulichen, wie eine rassismuskritische Bildungsarbeit im Kontext Polizei aus-
sehen kann, sowie, welche Herausforderungen und Möglichkeiten damit verbunden 
sind. Es handelt sich dabei um die zweitägige Tagung „Menschenrechte und polizei-
liche Professionalisierung“13, die 2017 gemeinsam mit der Deutschen Hochschule für 

13	 Die Ankündigung der Tagung ist hier einzusehen: https://www.dhpol.de/microsite/dhpol-blog/tagun-
gen/tagungsankuendigung-menschenrechte-professionalisierung.php (Zugriff: 4. Juli 2022). An der 
Konzeption der Tagung waren beteiligt: Dr. Christian Barthel (DHPol), Dirk Heidemann (DHPol), 
Mareike Niendorf (DIMR), Dr. Sandra Reitz (DIMR), Eric Töpfer (DIMR), Prof. Dr. Tobias Trappe 
(FHöV NRW).
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Polizei veranstaltet wurde und insbesondere Führungskräfte ansprach, sowie um zwei 
Seminare zu Menschenrechtsbildung am Beispiel des Diskriminierungsschutzes, die 
sich an Dozierende der hessischen bzw. nordrhein-westfälischen Hochschule wandten 
und in den Jahren 2018-2019 bzw. 2022 intensiv gemeinsam geplant wurden, jedoch 
kurzfristig mangels ausreichender Anmeldungen abgesagt werden mussten.

Neben einer Erweiterung von menschenrechtlichem Wissen und einer stärkeren 
Handlungsorientierung durch Menschenrechte standen als Ziele der Veranstaltungen 
dabei die Reflexion der eigenen Rolle, Einstellungen und Haltungen sowie der Aus-
tausch und gemeinsame Überlegungen zur praktischen Anwendung im Arbeitskontext 
im Zentrum. Inhaltich wurden wesentliche Anforderungen aus dem Menschenrechts-
schutzsystem (vgl. Kapitel 2.1) diskutiert. Viel Zeit und Raum wurde dem moderier-
ten kollegialen Austausch gewidmet, wie diese Anforderungen in der Alltagspraxis 
umzusetzen sind. Wie in 2.2 beschrieben, wurde also keine Anleitung für diskrimi-
nierungssensibles oder -kritisches Handeln gegeben, sondern zur Reflexion und zur 
gemeinsamen Identifikation und Weiterverfolgung von Verbesserungsmöglichkeiten 
im Polizeialltag angeregt. Die in 2.3 beschriebenen Ebenen eines Lernens über, durch, 
für Menschenrechte waren wesentlich für die Gestaltung der Inhalte und wurden 
entsprechend berücksichtigt.

Im Fall der Seminare mit Führungskräften wurden u.a. Fallbeispiele der Teilneh-
menden diskutiert, im Fall der Seminare mit Dozierenden sollten diskriminierungs-
kritische Erfahrungen und Gestaltungsmöglichkeiten im jeweiligen Hochschulkontext 
besprochen werden. Die mehrtägigen Präsenzseminare für Dozierende wurden mit 
den jeweiligen Hochschulen gemeinsam geplant, mussten aber bisher mangels ausrei-
chender Anmeldungen (jeweils deutlich unter acht) abgesagt werden. 

Hieran lässt sich bereits die erste Herausforderung erkennen: Das Erreichen der 
gewünschten Zielgruppe. Die Ursachenforschung ist zumindest für das letzte Seminar 
(für Mai 2022 beworben) noch nicht abgeschlossen, doch ist es naturgemäß ohnehin 
schwierig, Gründe bei einer potenziellen sehr großen Zahl von Teilnehmenden für 
ihre nicht stattgefundene Anmeldung zu erfahren. Sicherlich spielen Aspekte, die 
zuvor hier bereits behandelt wurden, eine Rolle: Trotz Kooperation mit polizeilichen 
Stellen können die Seminarangebote als von außen gesteuert wahrgenommen werden 
und per se als eine (polizei-)kritische Veranstaltung, bei der die eigene Arbeit hinterfragt 
wird, erst recht, wenn Wörter wie Diskriminierungsschutz und Rassismus im Titel 
bzw. in den Seminarbeschreibungen enthalten sind. Korpsgeist und Umgang mit 
Kritik, die bereits eingangs als Herausforderungen genannt wurden, spielen hier ver-
mutlich eine hinderliche Rolle. 
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Selbstkritisch ließe sich fragen, ob die Zielgruppe besser bzw. enger definiert hätte 
werden können. Das hier geschilderte Verständnis von Menschenrechtsbildung sowie 
von Rassismuskritik als Querschnittsaufgabe für alle Dozierenden bzw. Polizei
beamt*innen steht einer solch‘ engeren Fokussierung (etwa auf bestimmte Fächer oder 
Aufgabenbereiche) jedoch entgegen. Des Weiteren ließe sich hinterfragen, ob das 
Thema Rassismuskritik nicht prominenter platziert werden müsste. Dadurch besteht 
allerdings die Gefahr – Stichwort Korpsgeist und Umgang mit Kritik –, dass die An-
meldungen noch weiter zurückgehen oder sich vor allem diejenigen anmelden, die das 
hier geschilderte Verständnis von Rassismus teilen. Eine besonders effektive Interven-
tion mit Bildungsveranstaltungen ist aber vor allem bei dem sogenannten unsicheren 
Mittelfeld zu erwarten.14

Des Weiteren ist zu reflektieren, dass die geplanten Veranstaltungen vor allem von 
weiß privilegierten Personen geplant und durchgeführt wurden. Dies kann als ein 
Hinweis gelesen werden, dass die beteiligten Institutionen – sowohl die jeweiligen 
Polizeihochschulen als auch das Deutsche Institut für Menschenrechte – sich selbst 
mit institutionellem Rassismus und dem Erwerb rassismuskritischer Kompetenzen 
beschäftigen sollten, um zum Beispiel mehr Mitarbeitende mit Rassimuserfahrungen 
zu gewinnen (vgl. auch Cobbinah/Niendorf 2019: 87-89). Gleichzeitig spielen hier 
weitere Aspekte eine Rolle: Zum einen ist Rassismuserfahrung an sich keine Garantie 
für rassismuskritische Kompetenzen. Zum anderen ist gerade die Zielgruppe Polizei 
für People of Color nicht nur schwierig, sondern sogar gefährlich. Der Alltag von 
People of Color im Zusammenhang mit Polizei ist ein anderer als der von weiß privi-
legierten Personen (vgl. Kapitel 1), dies gilt es anzuerkennen und entsprechend zu 
berücksichtigen. Wichtig ist deshalb eine entsprechende Verantwortungsübernahme 
auf Seiten der weißen Seminarleitung, die neben entsprechender Moderation in der 
Veranstaltung eine grundsätzliche, kontinuierliche Auseinandersetzung mit eigenen 
Privilegien und Verstrickungen in Machtverhältnisse umfasst (Niendorf 2019: 66).

Bei der Veranstaltung, die 2017 bei der Deutschen Hochschule für Polizei stattge-
funden hat, wirkten die Teilnehmenden auf die Seminarleitungen durchaus engagiert 

14	 Karim Fereidooni formulierte dies – im Anschluss an seinen und Astrid Messerschmidts Vortrag „Zwi-
schen Feindschaft und Missachtung: Emotionale Aufladungen im Umgang mit Antisemitismus und 
Rassismus in der Migrationsgesellschaft“ in Rahmen der Veranstaltung des Bundesausschusses politische 
Bildung (BAP) „Politische Bildung mit Gefühl – Über die Rolle von Emotionen in unserer Profession“ 
am 15. Februar 2022 – als Theorie der unsicheren Mitte wie folgt – allerdings auf den Schulkontext 
bezogen: Von den 100% potenzieller Teilnehmende sind 20% mit Bildung unerreichbar. 20% müssen 
nicht mehr erreicht werden, die sind bereits sehr rassismuskritisch. Die schwankenden 60% dazwischen 
gilt es mit Bildungsveranstaltungen zu erreichen (nicht wörtlich, sondern inhaltlich wiedergegeben). 
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und auch selbstkritisch, ebenso die Personen aus den Hochschulen, die an den Pla-
nungen der nicht stattgefundenen Seminare teilnahmen. Bei der Tagung für Führungs-
kräfte wurden vorab fünf Fallbeispiele gesammelt, davon lassen sich drei der Thematik 
von Rassismus zuordnen: eines zu Polizeikontrollen sowie zwei zum Umgang mit 
Asylbewerber*innen, davon eines verbunden mit einer (erfolglosen) internen Beschwer-
de über Kolleg*innen. Austausch gab es u.a. zu den folgenden Punkten:15

•	 Zum Themenfeld Organisationskultur:
	 – � Verzahnung Theorie und Praxis, u.a. „Resilienz gegen Alltagspraxis“ bei unre-

flektierten Routinen, Sprachgebrauch zu entwickeln. 
	 – � Gefahr eines „Kippens“ von polizeilichem Erfahrungswissen in Zynismus und 

Stigmatisierungen.
	 – � „verzeihende Fehlerkultur“ geboten, die auf Bearbeitung von strukturellen und 

nicht auf individualisierende Problemlösungen setzt (Grenze natürlich bei straf-
rechtlich relevantem Verhalten). 

	 – � Vor- und Nachbereitung von Einsätzen, die über rein taktische Besprechungen 
hinausgehen.

	 – � Zeitfaktor (aber auch: Rolle von Führung, entsprechende Freiräume zu schaffen)/ 
Prioritätensetzung/ Kriterien für „Erfolg“ (eher Statistiken als Umgang mit 
Mitarbeitenden).

•	 Zum Themenfeld Spielräume:
	 – � Auch wenn Entscheidungen woanders getroffen werden: das „Wie“ lässt sich 

gestalten: Leitbild Menschenwürde. 
	 – � Anzweifeln: Sind meine Spielräume wirklich begrenzt? (Bsp. Vollzugshilfe: in 

gewissen Fällen auch Weigerung möglich).
Diese Auszüge decken sich zumindest in Teilen mit den zuvor beschriebenen Anfor-
derungen an eine rassismuskritische Bildung im Kontext Polizei. Sie zeigen, dass auch 
innerhalb der Polizei die Notwendigkeit diskriminierungskritischer Arbeit gesehen 
und vor allem konkret im Arbeitsalltag verortet wird. Die Frage, wie diese Erfahrungen 
mehr in die Breite getragen werden können, bleibt jedoch offen. 

4. Ausblick 

Nach der Beschreibung des Soll-Zustands und einiger vorsichtiger Hinweise zum Ist-
Zustand bietet sich ein Ausblick an: Wie kann sich rassismuskritische Menschenrechts-

15	 Zitiert aus den im Anschluss an alle Teilnehmer*innen gemailten Seminarunterlagen, im Wesentlichen 
Notizen aus den Diskussionsrunden. 
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bildung im Kontext der Polizei weiterentwickeln? Dazu wird zunächst der noch rela-
tiv junge Maßnahmenkatalog bewertet, bevor weitere Empfehlungen anschließen.

4.1	 DER MASSNAHMENKATALOG DES KABINETTAUSSCHUSSES ZUR 
BEKÄMPFUNG VON RECHTSEXTREMISMUS UND RASSISMUS 

Der Kabinettausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus legte 
im November 2020 einen Maßnahmenkatalog vor. Dies geschah zwar unter der alten 
Bundesregierung, jedoch mit einem relativ breiten Beteiligungsprozess, der sowohl die 
föderale Ebene als auch die Zivilgesellschaft einbezog. Im Maßnahmenkatalog zielen 
einige Maßnahmen allgemein auf politische Bildung im Kontext Rassismus ab (Maß-
nahme 3 zu einem Bundesinstitut Qualitätssicherung; Maßnahme 20 zu spezifischen 
Phänomenen wie Antisemitismus, Rassismus gegen Sinti*zze oder Rom*nja, Anti-
Schwarzen-Rassismus; Maßnahme 21 zum Programm Antirassistische Bildungsarbeit; 
Maßnahme 23 zur Stärkung der politischen Bildung). Zwei Maßnahmen im Katalog 
adressieren explizit die Polizei: Maßnahme 25: Sensibilisierung für Rassismus, Anti-
semitismus und andere Ausgrenzungsformen in der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
im öffentlichen Dienst und Maßnahme 26: Aus- und Fortbildungsangebot für 
Polizist*innen zur Antisemitismus-Sensibilisierung am Haus der Wannseekonferenz 
(Abschlussbericht des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus 
und Rassismus 2021).

Im Maßnahmenkatalog wird also Menschenrechtsbildung nicht explizit benannt 
– je nach Verständnis von politischer Bildung (siehe 3.1) jedoch implizit mitgedacht. 
Zudem ist durch die Verknüpfung von Rassismus und Rechtsextremismus im Titel 
des Maßnahmenkatalogs eine Verengung des Rassismusverständnisses zu befürchten. 
Eine umfassende Bewertung der sehr kurz formulierten Maßnahmen ist schwierig, 
jedoch wirken insbesondere die Maßnahmen, die sich explizit mit Polizei beschäftigen, 
eher punktuell als systematisch. Die Maßnahmen 25 und 26 setzen offenbar an indi-
viduellen Sensibilisierungsangeboten an, die strukturelle Ebene von Rassismus wird 
nicht berücksichtigt. Eine nachhaltige Implementierung wird ebenso wenig deutlich 
wie menschenrechtliche Gesichtspunkte. 

Migrant*innenorganisationen fordern als Reaktion auf den Maßnahmenkatalog, 
die strukturelle Ebene von Diskriminierung in den Blick zu nehmen und eine Arbeits-
definition von Rassismus als Basis für staatliches Handeln zu etablieren. Zudem be-
tonen sie, dass eine Definition der verschiedenen Formen von Rassismus, insbeson-
dere in struktureller und institutioneller Hinsicht, eine der Grundvoraussetzungen für 
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nachhaltigen Abbau von Diskriminierungen in staatlichen Institutionen ist (Allianz 
gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit „Claim“, Bundeskonferenz der Migrant:in
nenorganisationen BKMO: 2021). 

4.2	 WEITERGEHENDE EMPFEHLUNGEN
Als Konsequenz aus den hier aufgestellten Anforderungen sowie dem Ist-Zustand 
lassen sich folgende weitergehende Empfehlungen ableiten:

Rassismuskritische Menschenrechtsbildung bei der Polizei muss folgende Inhalte 
umfassen:
•	 Vermittlung eines rechtebasierten Verständnisses von Diskriminierungsschutz. 
•	 Verständnis von Rassismus als Analysekategorie für gewöhnliche gesellschaftliche 

Verhältnisse (nicht ausschließlich im Rahmen von Rechtsextremismusbekämpfung).
•	 Thematisierung von institutionellen Formen rassistischer Diskriminierung. 
•	 Ausdifferenzierte und intersektional ausgerichtete Perspektive auf Diskriminierung. 
•	 Relevanz von Menschenrechten im praktischen Alltagsbezug (gemeinsam) herstellen. 
•	 Einbezug der Perspektiven von Betroffenen rassistischer Diskriminierung.
•	 Selbstreflexionsaspekte, die eine Reflexion der eigenen Arbeit und den Umgang 

mit Fehlern thematisieren.
•	 Dekonstruktion von Stereotypen und „der Anderen“.
•	 Behandlung der drei Ebenen über, durch und für Menschenrechte.
Auf struktureller Ebene im Kontext der Aus- und Fortbildung bestehen folgende 
Notwendigkeiten:
•	 Fortlaufende Evaluation, Analyse und Forschung der polizeilichen Aus- und Fort-

bildung zum Thema Rassismus.
•	 Stärkung demokratischer und menschenrechtsorientierter Haltungen durch ent-

sprechende Verankerung von rassismuskritischer Menschenrechtsbildung als 
Querschnittsaufgabe (vgl. auch Arbeitskreis Politische Bildung und Polizei 2021: 
4-8).

•	 Kritische Überprüfung der Aus- und Fortbildung darauf hin, ob sie menschen-
rechtsorientiert gestaltet ist und im Alltag die Würde der Lernenden achtet.

•	 Berufslange Bildung, etwa auch durch Coaching und Supervision (vgl. auch Grum-
ke/Schellenberg 2021: 33, Behr 2020) – diese aber muss menschenrechtsorientiert 
und rassismuskritisch gestaltet werden. 

•	 Verankerung und Verstetigung des strukturierten Austauschs zwischen Polizeiaus-
bildung, Polizeipraxis, Polizeiforschung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft (vgl. 
auch Arbeitskreis Politische Bildung und Polizei 2021: 6-7).
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Um glaubwürdig und nachhaltig rassismuskritische Bildung in der polizeilichen Aus- 
und Fortbildung zu verankern, müssen auch strukturelle Empfehlungen zur Bekämp-
fung von Rassismus außerhalb der Aus- und Weiterbildung im Kontext Polizei umge-
setzt werden. Diese reichen von einer Verbesserung der Studienlage und der Einrich-
tung unabhängiger Beschwerdestellen (DIMR 2021: 44 sowie Töpfer 2014) über die 
Überprüfung der polizeilichen Praxis in Bezug auf Racial Profiling (DIMR 2020) bis 
hin zu konsequent verfolgten Disziplinarmaßnahmen (Cremer 2022). Diese struktu-
rellen Änderungen können durch kontinuierliche, rassismuskritische Aus- und Fort-
bildung begleitet bzw. auch vorbereitet werden. Allerdings darf diese dann nicht le-
diglich anlassbezogen verordnet werden (Kuschewski 2021: 62), sondern muss kon-
tinuierlich und als Querschnittsaufgabe in der Aus- und Fortbildung begriffen werden.
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Mareike Niendorf

Damit Menschenrechte in den Lebensrealitäten aller 
wirksam werden
MENSCHENRECHTLICHE ANFORDERUNGEN AN DIE ARBEIT MIT 
PERSONEN IN VULNERABLEN LEBENSLAGEN

Abstract

Der Beitrag arbeitet heraus, welche menschenrechtliche Bedeutung Fachkräften für 
die Umsetzung und den Schutz der Menschenrechte ihrer Adressat_innen zukommt. 
Ausgangspunkt hierfür bilden insbesondere die Verpflichtungen aus den Menschen-
rechtskonventionen sowie die Empfehlungen an Deutschland aus den zuletzt abge-
schlossenen Staatenberichtsverfahren der Menschenrechtsvertragsausschüsse. Auf 
dieser Grundlage wird herausgearbeitet, welche Anforderungen sich für die professi-
onelle Aus- und Weiterbildungspraxis ergeben, die darauf abzielt, dass Menschen-
rechte tatsächlich in den Lebensrealitäten aller Menschen wirksam werden – auch und 
insbesondere in denen von Menschen in vulnerablen Lebenslagen.

Based on the human rights obligations from the human rights conventions and the 
recommendations to Germany from the most recently completed reporting cycles of 
human rights treaty bodies, this article identifies the roles of the professional groups 
for the implementation and protection of human rights, their function regarding the 
human rights of their addressees and what requirements result from this for the pro-
fessional groups’ training and further education practice which aim to ensure that 
human rights affect the everyday reality of all people – also and significantly in that of 
those who are particularly at risk of having their human rights violated.

Einleitung

Das internationale Menschenrechtsschutzsystem enthält einen umfassenden Katalog 
von menschenrechtlichen Garantien, die Würde und Rechte aller Menschen schützen 
sollen. Entscheidend ist dabei, ob und wie diese Garantien in den Lebensrealitäten 
von Menschen wirksam werden. Eine zentrale Rolle nehmen dabei solche Berufsgrup-
pen ein, deren professioneller Alltag auf vielfältige Weise menschenrechtliche Frage-
stellungen berührt. Damit sie ihren spezifischen menschenrechtlichen Verantwortun-
gen gerecht werden können, benötigen sie neben einem entsprechenden Bewusstsein 
über die menschenrechtliche Dimension ihrer Tätigkeit auch das Wissen und die 
Handlungskompetenzen, die damit verbunden sind.
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In Dokumenten des internationalen Menschenrechtsschutzes werden diese Berufs-
gruppen deshalb in der Regel im Zusammenhang mit verschiedenen Verpflichtungen 
und Empfehlungen zur Menschenrechtsbildung genannt. So finden sich in vielen 
Menschenrechtsverträgen und in allen zuletzt abgeschlossenen Staatenberichtsverfah-
ren (Stand Juli 2022) zahlreiche Empfehlungen an Deutschland, die sich für eine 
Verbesserung oder Intensivierung von Menschenrechtsbildung in der Aus- und Wei-
terbildung verschiedener Berufsgruppen aussprechen, unter anderem für Polizeibe-
amt_innen, Lehrkräfte, Übersetzer_innen, Ärzt_innen, Medienschaffende, Justizbe-
amt_innen, Pflegekräfte oder Sozialarbeiter_innen. 

1.	 Verpflichtungen aus den UN-Verträgen 

In den Menschenrechtskonventionen kommen zahlreiche Verpflichtungen zur men-
schenrechtlich orientierten Aus- und Weiterbildung verschiedener Fachkräfte vor. 
Viele der erwähnten Berufsgruppen werden dort explizit genannt.1 

Ältere Menschenrechtsverträge umfassen eher grundsätzliche Hinweise auf ver-
pflichtende Bildungsinhalte, etwa die Verpflichtung durch Bildung zum Abbau von 
Geschlechterstereotypen beizutragen (CEDAW: Art. 10c). Die Antifolterkonvention 
hingegen bezieht sich ganz spezifisch auf die Ausbildung bestimmter Berufsgruppen. 
Sie verpflichtet die Vertragsstaaten, Sorge dafür zu tragen, „dass die Erteilung von 
Unterricht und die Aufklärung über das Verbot der Folter als vollgültiger Bestandteil 
in die Ausbildung des mit dem Gesetzesvollzug betrauten zivilen und militärischen 
Personals, des medizinischen Personals, der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
und anderer Personen aufgenommen wird, die mit dem Gewahrsam, der Vernehmung 
oder der Behandlung einer Person befasst werden können, die der Festnahme, der 
Haft, dem Strafvollzug oder irgendeiner anderen Form der Freiheitsentziehung un-
terworfen ist“ (CAT: Art.10 Abs.1). Auf ähnliche Weise verpflichtet die Konvention 
gegen Verschwindenlassen die Vertragsstaaten dazu, in der Ausbildung u. a. des zivilen, 
militärischen und medizinischen Personals die einschlägigen Bestimmungen der 
Konvention zu berücksichtigen (CPED: Art. 23 Abs. 1). 

Deutlich differenzierter stellen sich die Verpflichtungen aus der Behindertenrechts-
konvention dar: Neben der Förderung von Bildungsprogrammen, um allgemein das 
Bewusstsein für die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu schärfen  

1	 Nicht zufällig finden sich in den Empfehlungen an Deutschland auch große Überschneidungen zu den 
im Rahmen der globalen UN-Dekade zu Menschenrechtsbildung benannten Berufsgruppen, die als be-
sonders wichtige Zielgruppen für Menschenrechtsbildung identifiziert wurden (A/52/469/Add.1, Nr. 39).
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(CRPD: Art. 8 Abs. 2d), sollen auch Schulungen für Personen, die mit Menschen mit 
Behinderungen arbeiten, verstärkt werden, um so die auf Grundlage der Behinderten-
rechtskonvention garantierten Unterstützungen und Dienste zu verbessern (ebd.: Art. 
4 Abs. 1(i)). Weitere Artikel der Konvention befassen sich etwa ganz spezifisch mit 
Schulungsprogrammen für Fachkräfte zu den Themen persönliche Mobilität (ebd.: 
Art. 20c) oder für Personen, die in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten arbeiten 
(ebd.: Art. 26 Abs. 2). Darüber hinaus thematisiert die Behindertenrechtskonvention 
aber auch Bildungsverpflichtungen für Berufsgruppen aus anderen Bereichen wie 
beispielsweise dem Justizwesen, Bildungs- und Gesundheitssystem. Die dort tätigen 
Fachkräfte entscheiden mit ihren Handlungen maßgeblich darüber, ob Menschen mit 
Behinderungen diskriminierungsfrei an verschiedenen Lebensbereichen teilhaben 
können: So beschreibt Artikel 24 Absatz 4 der Behindertenrechtskonvention u. a. die 
Schulung von Fachkräften und Mitarbeiter_innen auf allen Ebenen des Bildungswe-
sens als Beitrag zur Verwirklichung des Rechts auf inklusive Bildung. Bildungsmaß-
nahmen für Angehörige der Gesundheitsberufe sollen durch Schärfung des Bewusst-
seins für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die Bedarfe von Men-
schen mit Behinderungen dazu beitragen, diesen eine qualitativ gleichwertige Gesund-
heitsversorgung zukommen zu lassen (ebd.: Art. 25d). Die Förderung geeigneter 
Schulungen für im Justizwesen tätige Personen, einschließlich Polizei und Strafvollzug, 
soll helfen, dass Menschen mit Behinderungen wirksam Zugang zum Recht haben 
(ebd.: Art. 13 Abs. 2). 

2.	 Bildungsempfehlungen an Deutschland 

Neben diesen sich grundsätzlich aus den Menschenrechten ergebenden Verpflichtun-
gen, existieren auch eine ganze Reihe an Empfehlungen aus den Staatenberichtsver-
fahren an den deutschen Staat, die die Aus- und Weiterbildung von Fachkräften 
thematisieren. Sie geben konkrete Hinweise darauf, welchen Berufsgruppen die 
Fachausschüsse eine zentrale Rolle bei der Umsetzung und dem Schutz von Menschen-
rechten zusprechen und wo Verbesserungen nötig sind. So beschreibt beispielsweise 
der Kinderrechteausschuss das Fehlen einer systematischen menschenrechtlichen 
Ausbildung für die entsprechenden Fachkräfte als Hindernis für die Umsetzung eines 
inklusiven Bildungssystems in Deutschland (CRC/C/DEU/CO/3-4: Nr. 50a). 

Bei der Sichtung der sog. Abschließenden Bemerkungen (Concluding Observations) 
aus den zuletzt abgeschlossenen Staatenberichtsverfahren wird deutlich, dass die 
Fachausschüsse nicht immer Empfehlungen an einzelne Berufsgruppen, sondern 
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vielmehr themenbezogen Bildungsempfehlungen für unterschiedliche Fachkräfte 
aussprechen. Dabei sind die Perspektiven und Aufträge, mit denen die verschiedenen 
Berufsgruppen in ihrem professionellen Handeln die Thematiken berühren, mitunter 
sehr verschieden. 

Die menschenrechtlichen Aufgaben und Funktionen, die die Fachausschüsse mit 
Blick auf die verschiedenen Berufsgruppen thematisieren, werden im Folgenden 
dargestellt. Dazu werden die Bildungsempfehlungen für Fachkräfte aus den zuletzt 
abgeschlossenen Staatenberichtsverfahren inhaltlich geordnet und (nicht immer ganz 
trennscharf )2 in fünf Kategorien zusammengefasst. Diese werden exemplarisch mit 
ausgewählten Empfehlungen der Fachausschüsse illustriert.

2.1	 DISKRIMINIERUNGSKRITISCHE UND MENSCHENRECHTLICHE 
(GRUND-)SENSIBILISIERUNG

Zunächst einmal findet sich eine Reihe von Empfehlungen, die auf eine eher grund-
sätzliche Sensibilisierung der Fachkräfte abzielt. Ziel dabei ist es, die menschenrecht-
liche Relevanz der eigenen professionellen Tätigkeit zu begreifen und entsprechendes 
Wissen über die Lebenslagen verschiedener (möglicher) Adressat_innen zu erlangen. 
Eine ausbleibende Sensibilisierung kann Zugangsbarrieren oder Ausschlüsse sowie die 
(Re-)Produktion von Stereotypen in der professionellen Handlungspraxis zur Folge 
haben. 

In Bezug auf die Rechte von Kindern empfiehlt etwa der Kinderrechteausschuss 
die Entwicklung von systematischen und fortlaufenden Weiterbildungsprogrammen 
zu Kinderrechten für alle Fachkräftegruppen, die mit Kindern arbeiten, beispielswei-
se Richter_innen, Rechtsanwält_innen, Vollzugsbeamt_innen, Beamt_innen, Lehr-
kräfte, Gesundheitsfachkräfte einschließlich Psycholog_innen und Sozialarbeiter_in-
nen (CRC/C/DEU/CO/3-4: Nr. 20b). 

Der Ausschuss zur Konvention gegen rassistische Diskriminierung spricht sich 
unter anderem für Sensibilisierungsmaßnahmen zum Verbot von rassistischer Diskri-
minierung aus. So empfiehlt er beispielsweise, ein spezifisches Modul zur menschen-
rechtlichen Definition von rassistischer Diskriminierung in die Ausbildungscurricula 
von Strafverfolgungsbeamt_innen aufzunehmen (CERD/C/DEU/CO/19-22: Nr. 11c). 

2	 Einige Empfehlungen können mehreren Kategorien zugeordnet werden, wie etwa die Empfehlung des 
Kinderrechteausschusses, der gleichermaßen den Umgang mit Betroffenen von Menschenrechtsverletzun-
gen als auch Prävention thematisiert (CRC/C/DEU/CO/3-4: Nr. 39a). Andere Empfehlungen sind so 
allgemein formuliert, dass sie tendenziell allen Kategorien zugeordnet werden könnten, so etwa die Emp-
fehlungen zur Intensivierung der Schulung von Militärangehörigen bezüglich der Antifolterkonvention, 
der internationalen Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts (CAT/C/DEU/CO/6: Nr. 52). 
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In Bezug auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen empfiehlt der entspre-
chende Fachausschuss, bewusstseinsbildende und menschenrechtsbasierte Schulungs-
programme für alle an der Förderung, dem Schutz und/oder der Umsetzung der 
Rechte von Menschen mit Behinderungen beteiligten öffentlichen Bediensteten 
(CRPD/C/DEU/CO/1: Nr. 20b).

Auch seine Bemühungen zum Abbau von Diskriminierungen gegenüber trans*Per
sonen soll der deutsche Staat verstärken, unter anderem durch Sensibilisierungskam-
pagnen und Schulungen für Polizeibeamt_innen und Mitarbeiter_innen der Justiz 
(CEDAW/C/DEU/CO/7-8: Nr. 46b). 

2.2	 VERPFLICHTUNGEN BEI DER UMSETZUNG VON 
MENSCHENRECHTEN

Eine nächste Kategorie an Empfehlungen bezieht sich auf die Rolle von Fachkräften 
bei der Umsetzung von Menschenrechten. Die Fachkräfte werden hier explizit als 
Pflichtenträger_innen für bestimmte menschenrechtliche Garantien adressiert und 
eine unzureichende Menschenrechtsbildung als Problem erkannt, das mitunter dazu 
führt, dass menschenrechtliche Verpflichtungen nicht erfüllt werden. 

So empfiehlt beispielsweise der Frauenrechteausschuss, verstärkt Fortbildungen für 
Richter_innen, Staatsanwaltschaft und Rechtsanwält_innen zur Anwendbarkeit der 
Frauenrechtskonvention und des dazugehörigen Fakultativprotokolls in Gerichtsver-
fahren anzubieten (CEDAW/C/DEU/CO/7-8: Nr. 10). 

Weitere Empfehlungen der Fachausschüsse beschäftigen sich beispielsweise mit 
einem verpflichtendem Training für Strafverfolgungsbeamt_innen zur Bekämpfung 
von Rassismus und der Verfolgung von Hassverbrechen sowie Hassrede (CCPR/C/
DEU/CO/7: Nr. 11e, CERD/C/DEU/CO/19-22: Nr. 10b(iv)) oder mit der Fortbil-
dung von Fachkräften, die für den Zugang zum Recht für Menschen mit Behinderun-
gen relevant sind; explizit benannt werden Beamt_innen, Richter_innen, Sozialarbei-
tende und Gesundheitsfachkräfte (CRPD/C/DEU/CO/1: Nr. 26c).

Auch jenseits der Themenfelder Strafverfolgung und Zugang zum Recht finden 
sich Empfehlungen, die durch entsprechende Bildungsmaßnahmen die Umsetzung 
der menschenrechtlichen Garantien verbessern sollen: Auf Grundlage der Behinder-
tenrechtskonvention sollen beispielsweise systematische Schulungen zum Konzept der 
„angemessenen Vorkehrungen“ für alle entsprechenden Bereiche sowohl auf Bundes-, 
Länder- und Kommunalebene sowie für den privaten Sektor angeboten werden 
(CRPD/C/DEU/CO/1: Nr. 14c). 
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2.3	 MENSCHENRECHTLICH PROBLEMATISCHE PRAKTIKEN 
Neben der fehlenden Umsetzung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen  können 
Fachkräfte aber auch (bewusst oder unbewusst) aktiv in menschenrechtlich proble-
matische bzw. menschenrechtsverletzende Praktiken involviert sein oder zu diesen 
beitragen.

So thematisieren die Fachausschüsse beispielsweise menschenrechtlich problema-
tisches Handeln von Fachkräften im Zusammenhang mit Gewahrsam und Freiheits-
entzug und empfehlen Menschenrechtsbildung für alle in entsprechenden Kontexten 
tätigen Fachkräfte (CED/C/DEU/CO/1: Nr. 23, CAT/C/DEU/CO/6: Nr. 55a). Der 
Ausschuss zur Antifolterkonvention beschäftigt sich außerdem spezifisch mit dem 
Einsatz von physischen Fixierungen und spricht die Empfehlung aus, alle beteiligten 
Berufsgruppen entsprechend menschenrechtlich auszubilden (CAT/C/DEU/CO/6: 
Nr. 36). 

Die Praxis des Racial Profiling wird sowohl vom Ausschuss zur Konvention gegen 
rassistische Diskriminierung als auch vom Menschenrechtsausschuss aufgegriffen, die 
in diesem Zusammenhang u. a. empfehlen, Polizeibeamt_innen darin zu schulen, 
ihren Aufgaben in einer Weise nachzukommen, die nicht – auch nicht unbeabsichtigt – zu 
Racial Profiling führt (CCPR/C/DEU/CO/7: Nr. 13, CERD/C/DEU/CO/19-22: 
Nr. 10e). 

Menschenrechtsverletzende Praktiken an intergeschlechtlichen Kindern werden 
etwa vom Frauenrechtausschuss thematisiert, der dem deutschen Staat empfiehlt si-
cherzustellen, dass medizinisches Personal über das Verbot nicht notwendiger Opera-
tionen und anderer Behandlungen an intergeschlechtlichen Kindern informiert ist 
(CEDAW/C/DEU/CO/7-8: Nr. 23d). 

2.4	 IDENTIFIKATION VON UND UMGANG MIT BETROFFENEN VON 
MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN 

Damit die Betroffenen nach geschehenem Unrecht Zugang zu Schutz sowie Unter-
stützungs- und Entschädigungsmaßnahmen erhalten, ist es notwendig, dass Betroffe-
ne von Menschenrechtsverletzungen auch als solche identifiziert und anerkannt 
werden. Deshalb gilt es sicherzustellen, dass die Fachkräfte über das notwendige 
Wissen zur Identifikation der betroffenen Personen verfügen und im professionellen 
und betroffenenorientierten Umgang mit diesen geschult sind. 

So empfiehlt der Ausschuss zur Antifolterkonvention, dass in der Arbeit mit Ge-
flüchteten die beteiligten Berufsgruppen darin geschult werden, Anzeichen von 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



103

Menschenrechte in Professionen ❘ Niendorf

physischer oder psychischer Folter zu erkennen (CAT/C/DEU/CO/6: Nr. 55c). Er 
bemängelt außerdem, dass aus den von Deutschland vorgelegten Informationen nicht 
ersichtlich ist, ob Fachkräfte, die mit Geflüchteten und undokumentierten Mig-
rant_innen arbeiten, verpflichtend darin geschult werden, Anzeichen von Traumata, 
einschließlich psychischer Erkrankungen, zu erkennen (CAT/C/DEU/CO/6: Nr. 54). 

Ebenso wird die Identifikation von Betroffenen von Female Genital Mutilation 
(FGM) in den Empfehlungen an Deutschland aufgegriffen: So soll sichergestellt 
werden, dass alle Mitarbeitenden im Gesundheits- und Sozialsystem ausreichend 
darin geschult sind, Betroffene als solche zu erkennen (CEDAW/C/DEU/CO/7-8: 
Nr. 24c). Darüber hinaus sollen die relevanten Berufsgruppen auch im adäquaten 
Umgang mit Betroffen fortgebildet werden (CRC/C/DEU/CO/3-4: Nr. 39a). 

Im Zusammenhang mit Ermittlungen von rassistisch motivierten Straftaten fordert 
der Ausschuss zur Konvention gegen rassistische Diskriminierung, dass die Ermitt-
lungen rassismuskritisch und betroffenenorientiert durchgeführt werden und verknüpft 
diese Forderung mit verpflichtenden Ausbildungsbildungsinhalten für Strafverfol-
gungsbeamt_innen (CERD/C/DEU/CO/19-22: Nr. 10b (iii) und (iv)).

2.5	 PRÄVENTIVES WIRKEN GEGENÜBER DRITTEN 
Schlussendlich findet sich noch eine Kategorie von Empfehlungen, die die Rolle von 
Fachkräften in der Prävention von (potenziellen) Menschenrechtsverletzungen durch 
Dritte thematisiert. 

So sollen die entsprechenden Fachkräfte neben der Identifikation und dem Umgang 
mit FGM Betroffenen auch in der Prävention von FGM geschult werden (CRC/C/
DEU/CO/3-4: Nr. 39a). Das präventive Wirken von Berufsgruppen wird außerdem 
beispielsweise vom Menschenrechtsausschuss thematisiert: So sollen Medienschaffen-
de durch ihre Arbeit die gesellschaftliche Akzeptanz von Vielfalt fördern und in diesem 
Zusammenhang entsprechend fortgebildet werden (CCPR/C/DEU/CO/7: 11e). 

3.	 Adressat_innen in vulnerablen Lebenslagen

Das internationale Menschenrechtsschutzsystem folgt in seinen Empfehlungen nicht 
den (Ausbildungs-)logiken der einzelnen Berufsgruppen. Auch unterscheiden die 
Fachausschüsse in ihren Empfehlungen klassische menschenrechtliche Pflichtenträ-
ger_innen nicht systematisch von sonstigen Berufsgruppen. Vielmehr stehen die 
Adressat_innen professionellen Handelns als Träger_innen von Menschenrechten ins 
Zentrum. Entsprechend formuliert werden Verantwortlichkeiten für Berufsgruppen, 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

104

die in ihrer Tätigkeit mit Personen arbeiten, bei denen eine höhere Wahrscheinlichkeit 
für die Verletzung ihrer Menschenrechte gegeben ist. Im internationalen Menschen-
rechtsschutzsystem werden solche Personen häufig als Angehörige „vulnerabler Grup-
pen“ bezeichnet.3 Erste Anhaltspunkte, welche Lebenslagen aus menschenrechtlicher 
Perspektive als vulnerabel gelten können, werden aus dem internationalen Menschen-
rechtschutzsystem und dessen kontinuierlicher Weiterentwicklung deutlich. Diese 
wurde maßgeblich von Betroffenen struktureller Unrechtserfahrungen vorangetrieben, 
beeinflusst und mitgestaltet, insbesondere im Zusammenhang mit der Behinderten-
rechtskonvention. 

Einige Menschenrechtskonventionen nehmen die spezifischen Lebenslagen von 
Personen in den Blick, deren Menschenrechte bislang nur ungenügend umgesetzt 
wurden, und differenzieren menschenrechtliche Garantien für diese aus. Insbeson-
dere die Kinderrechtskonvention und die Behindertenrechtskonvention geben – al-
lerdings ohne die explizite Verwendung der Bezeichnung „vulnerabel“ – diverse 
Anhaltspunkte, welche (auch intersektionalen) Lebenslagen besonders beachtet 
werden sollten: Dazu zählen etwa Kinder, die außerhalb ihrer Familie untergebracht 
sind (CRC: Art. 20 Abs. 1), geflüchtete Kinder (ebd.: Art. 22), Kinder mit Behinde-
rungen (ebd.: Art. 23, CRPD: Art. 7) oder Frauen mit Behinderungen (CRPD: Art. 
6). Aber auch andere Faktoren können zu einer besonderen Vulnerabilität beitragen, 
so etwa ein erhöhtes Risiko für bestimmte Menschenrechtsverletzungen, wie Aus-
beutung und Gewalt (ebd.: Art. 16), oder überproportional negative Auswirkungen 
bestimmter Ereignisse, wie humanitärer Notlagen, auf die Lebensrealitäten von 
Personen (ebd.: Art. 11).4 

Dennoch gibt es von Seiten der Vereinten Nationen keine abschließende Definiti-
on, welche Personen als besonders vulnerabel gelten. Dies scheint naheliegend, da 
diese Perspektive strukturelle Faktoren in den Fokus rückt und eine kontextabhängi-

3	 Im vorliegenden Artikel wird statt „vulnerabler Gruppe“ der Terminus „vulnerable Lebenslage“ verwen-
det, um deutlich zu machen, dass die hier thematisierte Vulnerabilität keine individuelle menschliche 
Eigenschaft meint, sondern die Perspektive auf gesellschaftliche, politische und andere strukturelle 
Faktoren richtet, die Menschenrechtsverletzungen Vorschub leisten können. Neben der hier dargestell-
ten Herleitung des Begriffs aus dem Menschenrechtsschutzsystem, existieren selbstverständlich weitere 
umfangreiche und für die weiterführende Auseinandersetzung hilfreiche Definitionsvorschläge für 
„vulnerable Gruppen“ (vgl. etwa Staub-Bernasconi 2019: 174).

4	 In den Menschenrechtskonventionen selbst wird der Begriff nur an einer Stelle explizit benannt, näm-
lich in der Konvention gegen Verschwindenlassen mit Blick auf die Möglichkeit, das Strafmaß zu er-
höhen im Falle des Todes der verschwundenen Person oder des Verschwindenlassens von schwangeren 
Frauen, Minderjährigen, Personen mit Behinderungen oder anderen besonders vulnerablen Personen 
(CPED Art. 7 Abs.2b).
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ge Betrachtung notwendig macht. So kann es gerade auch Gegenstand der Staatenbe-
richtsverfahren sein, dass die Fachausschüsse die Vertragsstaaten dazu auffordern, 
entsprechende Personengruppen zu identifizieren (Chapman/Carbonetti 2011: 688). 

Auch in den Abschließenden Bemerkungen an Deutschland wird auf die besonde-
re Vulnerabilität bestimmter Lebenslagen hingewiesen. Die Fachausschüsse verwenden 
die Begriffe „vulnerable groups“ und „vulnerable situations“ insbesondere im Zusam-
menhang mit folgenden drei Aspekten: 
•	 Lebenslagen, die von strukturellen Benachteiligungen gekennzeichnet sind und 

mit größerer Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass der Zugang zu bestimmten 
menschenrechtlichen Garantien eingeschränkt ist: Häufig werden diese Lebensla-
gen zusätzlich intersektional ausdifferenziert, etwa zum Recht auf einen höchst-
möglichen Gesundheitszustand und dem Zugang zum Gesundheitswesen für 
Kinder und Jugendliche, insbesondere für jene aus sozioökonomisch benachteilig-
ten Familien oder mit Migrationsgeschichte (CRC/C/DEU/CO/3-4: Nr. 57). 
Erschwerend kommt hinzu, dass Betroffene unter Umständen nur eingeschränkten 
Zugang zu Beschwerdemechanismen haben, wie der Sozialpaktausschuss in Bezug 
auf Pflegekräfte und Betreuungspersonen in Privathaushalten (häufig Migrantinnen) 
erläutert, die in besonderer Weise Gefahr laufen von Ausbeutung betroffen zu sein 
(E/C.12/DEU/CO/6: Nr. 42).

•	 Lebenslagen, bei denen Menschenrechtsverletzungen besonders gravierende Aus-
wirkungen haben können: So weist etwa der Ausschuss gegen Verschwindenlassen 
darauf hin, dass Frauen, die von Verschwindenlassen betroffen sind, in besonderer 
Weise Gefahr laufen, zusätzlich sexualisierter oder anderen Formen von geschlechts-
spezifischer Gewalt ausgesetzt zu sein (CED/C/DEU/CO/1: Nr. 31). 

•	 (Bislang nicht als solche erkannte) Betroffene von Menschenrechtsverletzungen: 
Der Antifolterausschuss etwa fordert dazu auf, unter geflüchteten Personen Betrof-
fene von Folter zu identifizieren, um entsprechende Dokumentationen anzufertigen 
und besondere Unterstützungsmaßnahmen bereitzustellen (CAT/C/DEU/CO/6: 
Nr. 25d). 

4.	 Schlüsselpositionen für die Umsetzung von 
Menschenrechten 

Auch wenn alle genannten Berufsgruppen Menschen, einschließlich solcher in vulne-
rablen Lebenslagen, in ganz unterschiedlichen Funktionen, Institutionen, Logiken 
und zum Teil sogar widersprüchlichen Mandaten begegnen, nehmen sie Schlüsselpo-
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sitionen für die Menschenrechte ihrer direkten und indirekten Adressat_innen ein. 
Dabei sind sich die Fachkräfte der menschenrechtlichen Dimension ihrer Arbeit nicht 
immer bewusst. Die mehrdeutige Rolle der Professionellen ist deshalb komplex, weil 
sie gleichzeitig zur Verwirklichung und Umsetzung von Menschenrechten ihrer Ad-
ressat_innen beitragen und gleichzeitig Gefahr laufen, zu Menschenrechtsverletzungen 
an diesen beizutragen. 

Menschenrechtliche Garantien sind vielschichtig und ebenso die Anforderungen, 
die sich daraus an die beteiligten Berufsgruppen ergeben. Während häufig breite 
Zustimmung zu Menschenrechten allgemein besteht, sind die konkreten menschen-
rechtlichen Anforderungen, die sich aus den Menschenrechtsverträgen für die jewei-
ligen Berufsgruppen und ihre Praxis ergeben, oft nur wenig bekannt oder Gegenstand 
kontroverser Auseinandersetzungen: Wie verhalten sich Fachkräfte beispielsweise, 
wenn für ihre Handlungspraxis relevante nationale Rechtsvorschriften im Widerspruch 
zu menschenrechtlichen Garantien stehen, etwa wenn Soziale Arbeit Personen ohne 
Papiere berät? Wie gestalten Polizeibeamt_innen eine Maßnahme, in der sie gleich-
zeitig durch Ausübung von körperlichem Zwang verletzen und Verletzlichkeit schüt-
zen sollen (Trappe 2019: 60)? Wie gelingt es Lehrkräften, den offenen Austausch von 
Meinungen zu fördern und gleichzeitig effektiven Diskriminierungsschutz praktisch 
umzusetzen (Reitz/Niendorf 2019)? 

Die Anforderungen an die genannten Berufsgruppen sind ohnehin komplex und 
ihre Tätigkeiten erfordern ein hohes Maß an Reflexivität und Flexibilität. Gleichzeitig 
sind die institutionelle Logiken und Rahmenbedingungen häufig gar nicht darauf 
ausgelegt (etwa durch stark eingetaktete Zeitbudgets) auf Menschenwürde ausgelegte 
Interaktionen zu ermöglichen, angemessen mit Belastungen von Mitarbeitenden 
umzugehen oder die kritische Auseinandersetzung mit dem eigenen Verhalten oder 
dem von Kolleg_innen zu fördern. 

Bei all diesen – durchaus nachvollziehbaren – Hinweisen sollte den Beteiligten aber 
stets bewusst sein, dass es sich bei den hier betrachteten beruflichen Praxen immer um 
asymmetrisch strukturierte Interaktionen handelt. Die Fachkräfte sind in der machtvol-
leren Position, zum Teil noch verstärkt etwa durch die Arbeit in Zwangskontexten. 
Besonders deutlich wird diese Machtasymmetrie bei der Polizei als Trägerin des staatlichen 
Gewaltmonopols. Aber auch alle anderen Fachkräfte haben gegenüber ihren Adressat_in-
nen eine machtvollere Position inne: Dies zeigt sich etwa in Form von Expert_innen-
wissen verbunden mit Deutungshoheiten, dem direktem Zugang zu anderen Professi-
onellen und Institutionen oder der Abhängigkeit der Adressat_innen beim Zugang zu 
bestimmten Leistungen und Maßnahmen (Staub-Bernasconi 2007: 393-418). 
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Deutlich wird, dass die menschenrechtliche Gemengelage und die Anforderungen 
an die verschiedenen Berufsgruppen und deren Aus- und Fortbildung vielschichtig 
sind. Es ist Aufgabe der verschiedenen Berufsgruppen im Kontext ihres Auftrags und 
ihrer Handlungslogiken, sowie angesichts der beschriebenen menschenrechtlichen 
Problemlagen, aktiv entsprechende (selbst-)kritische Diskurse zu führen. Weiter sind 
im Austausch mit anderen Akteur_innen etwa der Zivilgesellschaft (einschließlich 
Selbstorganisationen), der Wissenschaft, der Politik und anderen Berufsgruppen, 
menschenrechtskonforme Antworten zu finden und entsprechende Prozesse zu initi-
ieren. So haben beispielsweise auf internationaler Ebene die Berufsverbände der Sozi-
alen Arbeit und Pflege Menschenrechte längst in ihre professionellen Ethikcodizes 
aufgenommen und ihre eigene Rolle in diesem Zusammenhang ausdifferenziert (IFSW/
IASSW 2018, ICN 2012). Aber auch in Deutschland widmen sich zahlreiche Veran-
staltungen, Forschungsvorhaben, Einrichtungen, Praktiker_innen und Theoretiker_in-
nen aus den einzelnen Berufsgruppen und Professionen der Frage, wie die Rollen und 
Bedeutung der eigenen Berufsgruppe für Menschenrechte austariert und weiterentwi-
ckelt werden könnten.5 Diese Prozesse gilt es zu fördern und Fachkräfte darin zu stärken, 
sich entsprechende menschenrechtliche Diskurse anzueignen und mit Leben zu füllen. 

Zudem verfügen die Fachkräfte durch ihre Arbeit mit Personen in vulnerablen 
Lebenslagen über spezifische Wissensbestände zu menschenrechtliche Problemlagen 
und strukturellen Defiziten in der Umsetzung von Garantien. Als eine weitere Aufga-
be sollten sie es deshalb verstehen, dieses Wissen systematisiert und zielgerichtet öf-
fentlich zu machen und für strukturelle Veränderungen einsetzen. Hierzu kann 
selbstverständlich auch die Mitwirkung von Fachkräften (und deren Adressat_innen) 
an der Erstellung von Parallelberichten für die Staatenberichtsverfahren zählen, um 
das entsprechende Wissen in das internationale Menschenrechtsschutzsystem einzu-
speisen. 

5	 Um hier nur einige Schlaglichter zu nennen: So wurde der Diskurs im deutschsprachigen Raum zu 
Sozialer Arbeit und Menschenrechten maßgeblich durch von Silvia Staub-Bernasconi geprägt, die das 
Hilfs- und Kontrollmandat der Sozialen Arbeit um ein professionsbezogenes, drittes Mandat ergänzt 
hat, das sich aus Wissenschaftsbasiertheit und dem internationalen Ethikcodex der Sozialen Arbeit 
ergibt (Staub-Bernasconi 2019: 174). Mit der Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen 
liegen seit 2006 in der inzwischen 14. Auflage praxisnahe Handlungsempfehlungen für die Umsetzung 
von Menschenrechten in Pflegekontexten vor (BMFSFJ 2020). Bei den Reckahner Reflexionen zur 
Ethik pädagogischer Beziehungen handelt es sich um kinderrechtlich orientierte ethische Prinzipien für 
die pädagogische Arbeit (Deutsches Institut für Menschenrechte et al. 2017). Der Arbeitskreis „Politi-
sche Bildung und Polizei“ leistet mit seinen Veranstaltungen und seiner Veröffentlichungsreihe FORUM 
zu einschlägigen Schwerpunktthemen wichtige Impulse zur Weiterentwicklung und Diskussion men-
schenrechtlicher Themen (Arbeitskreis Politische Bildung und Polizei). 
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5.	 Die Bedeutung von Menschenrechtsbildung 

Menschenrechtsbildung und -training sind von wesentlicher Bedeutung für die För-
derung der universellen Achtung und Einhaltung aller Menschenrechte (A/RES/66/137: 
Art. 1 Abs. 2); sie tragen zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen und 
Übergriffen sowie zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen von Diskriminierung, 
Vorurteilen, Anstiftungen zu Hass und den zugrundeliegenden schädlichen Einstel-
lungen und Vorurteilen bei (ebd.: Art. 4e). 

Die zahlreichen Empfehlungen hinsichtlich der Verbesserung und Intensivierung 
von Menschenrechtsbildung für diverse Berufsgruppen unterstreichen diese Bedeutung 
und Funktion eindrücklich und machen auf ein systematisches Umsetzungsdefizit der 
Verpflichtungen zu Menschenrechtsbildung aufmerksam. Gleichzeitig sollte Men-
schenrechtsbildung auch als Recht der Fachkräfte verstanden werden, das dazu beiträgt, 
die menschenrechtlichen Dimensionen ihres Berufsfeldes zu (er)kennen und auch in 
komplexen Situationen entsprechend handeln zu können. 

Allerdings wäre es verheerend davon auszugehen, dass menschenrechtliche Prob-
lemlagen dadurch gelöst werden können, dass in der Aus- und Fortbildung bestimm-
ter Berufsgruppen (noch ein bisschen mehr) über Menschenrechte gesprochen wird. 
Dies verkennt die Situation gleich in mehrfacher Hinsicht: Systematische Menschen-
rechtsbildung ist ein notwendiger Baustein in einer Reihe von erforderlichen Maß-
nahmen, die es für die tatsächliche Umsetzung und den Schutz von Menschenrechten 
benötigt, insbesondere für Personen in vulnerablen Lebenslagen. Eine unzureichende 
oder fehlende Menschenrechtsbildung in den entsprechenden Aus- und Weiterbil-
dungen kann dabei als Ausdruck des strukturellen Problems verstanden werden. 

Neben einer kontinuierlichen Menschenrechtsbildung können weitere notwendi-
ge Maßnahmen beispielsweise effektive Beschwerdemechanismen (CCPR/C/DEU/
CO/7: Nr. 13), die Verbesserung der (finanziellen) Ausstattung von Angeboten 
(CRPD/C/DEU/CO/1: Nr. 48) sowie grundlegende Veränderungen in institutionel-
len Logiken, etwa mit Blick auf Überprüfungen bei Beförderungen (CERD/C/DEU/
CO/19-22: Nr. 11c) oder die Erhöhung des Anteils von marginalisierten Personen 
innerhalb der Institutionen, sein (ebd.: Nr. 10g). Darüber hinaus stellt Menschen-
rechtsbildung nicht nur ein Recht von – und angesichts ihrer spezifischen Rolle bei 
der Umsetzung von Menschenrechten auch eine Verpflichtung für – Angehörige(n) 
verschiedener Berufsgruppen dar, sondern ebenso für Personen in vulnerablen Lebens-
lagen: Die Förderung von Empowerment ist eine wesentliche Aufgabe von Menschen-
rechtsbildung (A/RES/66/137: Art. 2 Abs.2) und kann gerade in von asymmetrischen 
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Machtverhältnissen gekennzeichneten Interaktionen eine wichtige Funktion einneh-
men. Dies gilt etwa dann, wenn Adressat_innen ihre eigenen Rechte kennen und 
gegenüber Fachkräften einfordern können. In der Diskussion über Bildungsprozesse 
für die verschiedenen Berufsgruppen sollte also immer auch über komplementäre 
Bildungsangebote für Personen nachgedacht werden, die von diesen adressiert werden. 

Und schlussendlich bedeutet Menschenrechtsbildung gerade nicht, dass „noch ein 
bisschen mehr“ über Menschenrechte gesprochen wird. Ziel entsprechender Bildungs-
prozesse ist es u. a. ein grundsätzliches Verständnis für Menschenrechte und menschen-
rechtliche Prinzipien wie Diskriminierungsschutz zu entwickeln, sich reflexiv mit ei-
genen Positionierungen, Stereotypen und (professionellen) Verstrickungen auseinan-
derzusetzen, menschenrechtliche Vorgaben auf (zukünftige,) häufig nur wenig plan-
bare Handlungspraxen anzuwenden, ein Gespür auch für die eigenen Menschenrech-
te und die unverhandelbare Würde aller Menschen zu entwickeln und vieles mehr. 
Menschenrechtsbildung ist gekennzeichnet durch komplexe Aneignungs-, Auseinan-
dersetzungs- und Reflexionsprozesse, die es aktiv zu gestalten und begleiten gilt. Die 
Verpflichtungen zu Menschenrechtsbildung ernst zu nehmen bedeutet, dass diese 
systematisch und verpflichtend Eingang in die Aus- und Weiterbildungsangebote der 
jeweiligen Berufsgruppen finden und ihr – auch angesichts chronisch enger Stunden-
pläne – angemessene Priorisierung sowie konzeptionelle und didaktische Überlegun-
gen zugemessen werden. 

6.	 Menschenrechtsbildung ja, aber wie? 

Die hier genannten Berufsgruppen sind vielfältig in Mandaten, Arbeitsweisen, insti-
tutioneller Organisation, Ausbildungswegen und Anforderungen an die Berufspraxis. 
Dennoch ist klar, dass menschenrechtsorientiertes Arbeiten mit Personen in vulnera-
blen Lebenslagen auch aus menschenrechtlicher Perspektive ein hohes Maß an Pro-
fessionalität erfordert. Dabei kann es selbstverständlich kein „one size fits all“-Men-
schenrechtsbildungsangebot geben. So wird sicherlich in einigen Bildungsveranstal-
tungen stärker der rechtliche Gehalt von Menschenrechten thematisiert werden, in 
anderen der ethische, wobei es immer beide angemessen zu berücksichtigen gilt. In-
haltliche Zielsetzungen, aber auch die strukturelle Einbindung, die Anforderungen 
und nicht zuletzt auch die jeweilige Lehrperson und die konkrete Lerngruppe werden 
sich unterscheiden und zu unterschiedlichen Lehr- und Lernpraxen führen. 

Dennoch gibt es einige Aspekte, die grundsätzlich bei der Verankerung von Men-
schenrechtsbildung in den Aus- und Weiterbildungen der relevanten Berufsgruppen 
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berücksichtigt werden sollten: Hilfreich kann dafür beispielsweise die Orientierung 
an der entsprechenden UN-Erklärung sein: Die in Artikel 2 Absatz 2 verankerte 
Definition beinhaltet den Anspruch, dass Menschenrechtsbildung neben der Ver-
mittlung zu Menschenrechten und der ihnen zu Grunde liegenden Werte (über 
Menschenrechte), auch die Förderung der Handlungsebene im Sinne von Solidarität 
und Empowerment adressiert (für Menschenrechte) sowie die Lernumgebung die 
Rechte aller am Lernprozess beteiligten Personen achten (durch Menschenrechte) 
und etwa möglichst partizipativ, inklusiv und diskriminierungskritisch gestaltet 
werden soll (Reitz/Rudolf 2024: 24-25). Menschenrechtsbildung ist also kein Akt 
reiner Wissensvermittlung, sondern zielt immer auch auf die Stärkung menschen-
rechtlicher Handlungsfähigkeit ab. 

Eine gute, erste Orientierung für mögliche Inhalte und anzueignende Kompeten-
zen bieten hierbei die aus den Abschließenden Bemerkungen herausgearbeiteten in-
haltlichen Kategorien. Neben einer grundsätzlichen Sensibilisierung und Wissensver-
mittlung über die verschiedenen Lebenslagen und damit verbundenen Diskriminie-
rungsrisiken, gilt es die Verantwortlichkeiten der Berufsgruppen für die Umsetzung 
von menschenrechtlichen Garantien sowie ihre mögliche Involviertheit in menschen-
rechtlich problematische und verletzende Praktiken zu thematisieren. Hierzu gehört 
auch, dass entsprechende professionelle Handlungsräume identifiziert und ggf. erwei-
tert werden. Darüber hinaus sollten (angehende) Fachkräfte lernen, wie sie Betroffene 
von Menschenrechtsverletzungen, die ihnen in ihrem Berufsalltag begegnen, erkennen 
und menschenrechtsorientiert, professionell und betroffenenorientiert mit diesen 
umgehen. Schlussendlich sollte auch die eigene Rolle in der Prävention von Menschen-
rechtsverletzungen aktiv reflektiert werden. 

Für eine wirksame Bildungsarbeit wird es notwendig sein, diese übergeordneten 
Kategorien inhaltlich zu füllen und auszudifferenzieren. Dazu können neben Doku-
menten aus dem Menschenrechtsschutzsystem wie den Allgemeine Bemerkungen zu 
den UN-Menschenrechtsverträgen oder berufsspezifischen Manuals auch Dokumen-
te aus professionsbezogenen Organisationen hilfreich sein, die sich mit menschen-
rechtlichen Themen auseinandersetzen. Die innerhalb der Berufsgruppen notwendigen 
kritischen Diskussionen um menschenrechtskonforme Antworten mit Blick auf die 
eigene professionelle Praxis gehören explizit in die Lehrveranstaltungen: Geht es bei-
spielsweise darum zu reflektieren, wie die eigene Profession in menschenrechtsgefähr-
dende Praktiken involviert ist, dann sollten sich Lernende auch mit dem verantwor-
tungsvollen und kritischen Umgang mit Macht auseinandersetzen. Ebenso wird 
notwendig sein, über einen kompetenten Umgang mit Fehlverhalten von Kolleg_in-
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nen zu diskutieren sowie institutionelle Ausschlüsse innerhalb der eigenen Institution 
zu reflektieren und sich mit der Notwendigkeit des Zugangs zu effektiver Beschwerde 
(auch gegenüber den Fachkräften) zu beschäftigen. 

7.	 Diskriminierungskritische Perspektiven für eine 
Bildungsarbeit zu vulnerablen Lebenslagen

In jedem Fall zentral für die die Gestaltung von Bildungspraxis zur Arbeit mit Personen, 
die von verschiedenen (strukturellen) Diskriminierungen negativ betroffen sind, ist 
eine diskriminierungskritische Perspektive für ein menschenrechtsbasiertes Handeln. 
Dabei sollten sich Professionelle auch mit der Beteiligung ihrer eigenen Berufsgruppe 
und deren Institutionen an der strukturellen Dimension von Diskriminierungsme-
chanismen auseinandersetzen. Hierzu gehört auch, sich mit möglichen Etikettierungs- 
und Stigmatisierungsprozessen im Zusammenhang mit der Rolle als Adressat_in be-
stimmter Berufsgruppen, der Repräsentation marginalisierter Personengruppen in-
nerhalb der eigenen Profession, (negativen) Erfahrungen diskriminierungsbetroffener 
Personen mit der eigenen Institution sowie Ausschlüssen oder Zugangsbarrieren be-
stimmter Angebote zu beschäftigen. 

Gerade bei der Thematisierung von Personen in vulnerablen Lebenslagen ist es 
dabei zentral, dass Lehrende nicht dem Bild Vorschub leisten, dass es sich um (gar 
homogene) Personengruppen handelt, die durch die Assoziation mit dem Begriff der 
„vulnerablen Lebenslage“ als besonders „verletzlich“ markiert werden und in der 
Folge als möglicherweise besonders schwach und handlungsarm angesehen werden. 
Zwar kann es gerade Aufgabe der Fachkräfte sein, ihren Adressant_innen (ihr gutes 
Recht auf ) Schutz, etwa nach einer Menschenrechtsverletzung, zukommen zu lassen. 
Aber auch hier gilt es mit Blick auf menschenrechtliche Grundsätze wie Menschen-
würde und Selbstbestimmung der jeweiligen Person ins Zentrum zu stellen. Denn 
auch wenn Wissen über und die Berücksichtigung von spezifischen Bedingungen und 
Risiken verschiedener vulnerabler Lebenslagen relevant für professionelles Handeln 
sind, so sind Adressat_innen doch nie (nur) Repräsentat_innen einer oder mehrerer 
Lebenslagen. Sie sind immer individuelle Träger_innen von Menschenrechten mit 
eigenen Meinungen, Lebensgeschichten, Präferenzen, Entscheidungen und Agencies. 
Dies zu missachten reproduziert Othering-Prozesse und kann zu Paternalismus führen. 
Ebenso gilt es, eine selbstkritische Auseinandersetzung mit eigenen und sozialisations- 
und professionsgeprägten Annahmen bezüglich des Gegenübers (Trappe 2019: 62) 
und (unbewussten) Normalitätsvorstellungen anzuregen und diskriminierungskritisch 
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zu begleiten. Gesellschaftlich dominante Stereotype finden sich selbstverständlich in 
unterschiedlichem Maße ebenso in den entsprechenden Berufsgruppen und können 
sich dort auch in berufsspezifischer Weise manifestieren. 

Ein wesentlicher Bestandteil des aktiven Verlernens solcher Stereotype kann dabei 
sein, Selbstorganisationen oder Aktivist_innen als Referent_innen in entsprechende 
Bildungsveranstaltungen einzuladen oder entsprechende Perspektiven durch Texte 
und andere Quellen miteinzubeziehen (Niendorf 2019: 63-65). Im Jahr 2020 verab-
schiedete der Ausschuss zur Konvention gegen rassistische Diskriminierung eine 
Allgemeine Bemerkung, die Staaten dazu auffordert, Pflichtschulungen für das Perso-
nal von Polizei- und anderen Vollzugsbehörden zu entwickeln, die dafür sensibilisieren 
sollen, wie Vorurteile die polizeiliche Praxis beeinflussen können, und die auf die 
Gewährleistung von nichtdiskriminierendem Verhalten abzielen. Nach Möglichkeit 
sollen marginalisierte Personengruppen, einschließlich derjenigen, die intersektiona-
le Diskriminierung erleben, in die Entwicklung und Durchführung dieser Schulungen 
einbezogen werden (CERD/C/GC/36: Nr. 42). Aber auch im Zusammenhang mit 
Bildungsveranstaltungen für Fachkräfte ist es notwendig, Machtverhältnisse und 
Diskriminierungsrisiken in der Zusammenarbeit zu reflektieren und konzeptionell zu 
berücksichtigen (Cobbinah/Niendorf 2019: 86-89).

Von Anfang an mit Selbstorganisationen und Betroffenenverbänden bei der Ent-
wicklung und Konzeptionierung entsprechender Bildungsangebote zusammenzuar-
beiten, nimmt diese als eigenständige Akteur_innen mit zentralen Wissensbeständen 
und Zielsetzungen ernst und hinterfragt Deutungshoheiten über professionelle 
Praxen. So hat der Ausschuss über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
Deutschland im letzten Staatenberichtverfahren explizit empfohlen, in enger Koope-
ration mit Personen mit Behinderungen Fortbildungen zum Zugang zum Recht für 
diverse Akteur_innen etwa im Justizwesen, in der Sozialen Arbeit und im Gesund-
heitswesen anzubieten. Das menschenrechtliche und stark durch die Behinderten-
rechtsbewegung geprägte Motto „Nichts über uns ohne uns!“ (vgl. Heiden 2014) 
gehört auch in die Seminarsäle aller Berufsgruppen, die in ihrer Arbeit Menschen 
(-Rechten) begegnen. 
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Von der Metaphysik der Sitten zur Praxis der 
Menschenrechtsprofession
VERSUCH EINER WEGBESCHREIBUNG

Abstract 

Die Berufung auf die Menschenrechte ist ein wesentlicher Traditionsstrang in Disziplin 
und Profession Sozialer Arbeit. Gleichwohl offenbart die Auseinandersetzung mit 
diesem Themenfeld weitreichende Widersprüche. Lässt sich die Menschenwürde als 
Ausgangspunkt verbriefter Menschenrechte überhaupt hinreichend begründen? Kann 
davon ausgehend ein Anspruch für die Praxis Sozialer Arbeit abgeleitet werden, der 
auch innerhalb der Hochschulausbildung vermittelbar ist? Der vorliegende Beitrag 
dokumentiert den Versuch der beiden Autoren als Stellvertreter von einerseits Diszip-
lin und andererseits Profession Sozialer Arbeit ihren diesbezüglichen Dissens konstruktiv 
zu wenden, um zu Möglichkeiten einer menschenrechtsorientierten Identitätsentwick-
lung in der Ausbildung von Sozialarbeiter:innen zu gelangen. 

Referring to human rights is an essential tradition in the discipline and in the professi-
on of social work. Nevertheless, dealing with this topic reveals far-reaching contradic-
tions. Can human dignity be adequately justified as the foundation of human rights? 
Can a standard for the practice of social work be derived from this, which can also be 
taught within a study program? The article reflects the attempt of the two authors, as 
representatives of the discipline on the one hand and the profession of social work on 
the other, to constructively turn their dissent in this regard in order to achieve oppor-
tunities for the development of a human rights-oriented identity in the academic 
education of social workers.

1.	 Ausgangspunkt und Fragestellungen 

Menschenrechte werden in den Diskursen der Sozialen Arbeit als zentrale Referenz-
punkte, konzeptioneller Anspruch oder ethischer Bezugsrahmen fachlichen Handelns 
herangezogen. Zahlreiche Positionspapiere orientieren sich am Ziel ihrer Umsetzung 
und auch Zusammenschlüsse von Adressat:innen rekurrieren auf die Realisierung und 
Ausweitung von Menschenrechten (Spatscheck/Steckelberg 2018: 11).

Doch diese Orientierung an Menschenrechten ist nicht unstrittig. So kann zwar 
der Anspruch auf die Anerkennung der Menschenwürde – also auf die Anerkennung 
jedes Menschen als Verantwortungssubjekt im Sinne Immanuel Kants – als ein Apri-
ori jeder zwischenmenschlichen Begegnung und wesentliche Grundlage der Übertra-
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gung in verbriefte Menschenrechte betrachtet werden (Kant 1785: 406 ff., Bielefeldt 
2008: 14 ff.). Die Begründung der Menschenwürde bleibt aber ein fortlaufender und 
widersprüchlicher Diskurs. Unsere gesellschaftliche Gegenwart belegt, dass die Aner-
kennung der Menschenwürde trotz verfassungsrechtlich garantierter Unantastbarkeit 
allzu leicht eine „Übertragungsschwäche“ in die Realität menschlichen Zusammenle-
bens erleidet. Es handelt sich letztendlich um einen vorgängigen Anspruch gegenüber 
einer staatlichen Instanz, der sich allerdings erst in der Begegnung mit anderen Men-
schen realisiert (Staub-Bernasconi 2019: 306 ff., Spatscheck 2008: 8).

Der vorliegende Beitrag reflektiert den Versuch der Autoren, als Stellvertreter von 
Disziplin und Profession Soziale Arbeit, ihren Dissens in diesem Themenfeld mit Blick 
auf die Ausbildung von Sozialarbeiter:innen konstruktiv zu wenden. Hierfür befassen 
sie sich mit folgenden Fragen:
•	 Welche Bedeutung haben Menschenrechte für die Soziale Arbeit?
•	 Welche Rolle spielen Menschenrechte in der Ausbildung von Sozialarbeiter:innen?
•	 Welche Argumentationen zur Begründung der Menschenrechte werden hierbei 

herangezogen?
•	 Welche Widersprüche zeigen sich in diesen Argumentationslinien?
•	 Wie sind die Rahmenbedingungen des Studiums Soziale Arbeit, um dem Anspruch 

der Menschenrechtsorientierung gerecht zu werden?
•	 Welche Impulse für die Ausbildung von Sozialarbeiter:innen bietet der Diskurs um 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession?
•	 Welche Rolle kann das Konzept der Menschenrechtsbildung bei einer menschen-

rechtsorientierten Qualifizierung spielen?
Aus den erarbeiteten Antworten entwickeln die Autoren abschließend Vorschläge, wie 
der Weg von einer Metaphysik der Sitten zu einer Praxis der Menschenrechtsprofes-
sion gelingen kann.

2.	 Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession

Das Handeln Sozialer Arbeit ergibt sich einerseits aus der staatlichen Beauftragung zu 
Hilfe und Kontrolle und andererseits aus dem Auftrag der Klient:innen. Silvia Staub-
Bernasconi (2019: 83 ff.) postuliert darüber hinaus ein drittes Mandat, das sie mit der 
Formel „nach bestem Wissen und Gewissen“ umreißt. Zum einen beinhaltet es theo-
riegeleitete und nach wissenschaftlichen Kriterien überprüfbare Erklärungen für gesell-
schaftliche Fragestellungen. Zum anderen umfasst es eine eigene ethische Grundlage, 
die in (inter)nationalen Kodizes verankert ist und sich an Menschenrechten und sozi-
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aler Gerechtigkeit orientiert. Aus diesem Grund wird Soziale Arbeit oft als „Menschen-
rechtsprofession“ bezeichnet (Staub-Bernasconi 2019: 87 f., Muckenfuss 2020: 188 f.).

Diese menschenrechtliche Tradition lässt sich bis zu den feministischen Pionierin-
nen von Disziplin und Profession zurückverfolgen (Staub-Bernasconi 2019: 23 ff.). 
Bis heute ist der Bezug auf Menschenrechte ein wesentlicher Bestandteil der Hand-
lungsgrundsätze Sozialer Arbeit geblieben. Dies spiegelt sich etwa in deren Definition 
durch die International Federation of Social Workers (IFSW) wider: „Die Prinzipien 
sozialer Gerechtigkeit, die Menschenrechte, die gemeinsame Verantwortung und die 
Achtung der Vielfalt bilden die Grundlage der Sozialen Arbeit“ (FBTS/DBSH 2016, 
Hervorhebung durch die Autoren). Auch im „Statement of Ethical Principles“ (IFSW 
2018) finden sich explizite Bezüge zu Menschenwürde und Menschenrechten, die den 
menschenrechtlichen Auftrag umreißen. 

Der Rekurs auf Menschenrechte in der Sozialen Arbeit als „einen relevanten nor-
mativen Bezugspunkt für die Ausrichtung professionellen Handelns“ (Muckenfuss 
2020: 177) begründet sich Katrin Muckenfuss folgend in dem Umstand, dass „indi-
viduelle Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten einzeln oder kollektiv nur im 
Rahmen der Menschenrechte verwirklicht werden können“ (ebd.: 177). Und weiter 
führt sie aus: „Die Orientierung an Menschenrechten ermöglicht eine wertebezogene 
Begründung und Begrenzung professionellen Handelns und eine ‚menschengerechte‘ 
Ausrichtung von Handlungsplänen und Interventionen“ (ebd.: 177).

Zusammenfassend ergeben sich für Sozialarbeiter:innen folgende Aufträge hin-
sichtlich der Menschenrechte:
•	 Schutz des Einzelnen bzw. von Gruppen vor Verletzungen individueller Rechte,
•	 Aufbegehren gegen systematische Rechtsverletzungen,
•	 Empowerment von und Menschenrechtsbildung für Adressat:innen,
•	 institutionelle Gewährleistung durch die menschenrechtskonforme Ausgestaltung 

Sozialer Arbeit.
Hieraus lassen sich u. a. folgende handlungsrelevante Prinzipien für die Soziale Arbeit 
ableiten: Achtung von Selbstbestimmung und inklusives Handeln, Ermöglichung von 
Teilhabe und Beteiligung, Orientierung an Stärken und Ressourcen sowie Anerkennung 
von Diversität (Günnewig et al. 2022: 79).

3.	 Menschenrechte als Gegenstand der 
Hochschulausbildung 

Für Hochschulen und Lehrende stellt sich die Frage, wie das Thema Menschenrechte 
in Curricula bzw. in der didaktisch-methodischen Aufbereitung vorgegebener Lehrin-
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halte zum Gegenstand gemacht werden kann. Welche Wissensbestände sind zu ver-
mitteln? Welche konkreten Ziele werden verfolgt? Welche Haltungen sind anzustreben? 
Welche Kompetenzen gilt es auszubilden? Zusammenfassend: Wie gelingt es, den 
Grundstein dafür zu legen, dass Menschenrechte Teil der beruflichen Handlungspra-
xis von Sozialarbeiter:innen werden? 

2016 verabschiedete die Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit (DGSA) ein Kern-
curriculum. Es beschreibt ein verbindliches Mindestmaß zu lehrender bzw. zu lernender 
Inhalte für Studiengänge der Sozialen Arbeit (DGSA 2016: 1, 4). Explizit auf die Men-
schenrechte verwiesen wird ausschließlich im Studienbereich „Normative Grundlagen 
Sozialer Arbeit“. Implizite Verknüpfungen lassen sich aber auch in anderen Studienbe-
reichen herstellen. Grundsätzlich ist abzuleiten, dass Menschenrechte als Lehrinhalt 
anzusehen sind und ihnen hierbei Bedeutung als Reflexionsrahmen zugestanden wird 
(DGSA 2016: 6). Die Formulierungen bleiben aber hier als auch im Qualifikationsrah-
men des Fachbereichstages Soziale Arbeit (FBTS) sehr allgemein (FBTS 2016: 49 ff.).

Auch Kompetenzmodelle für die Soziale Arbeit verstehen Menschenrechte als wich-
tigen Lehrgegenstand. Der Deutsche Berufsverband für Soziale Arbeit e. V. (DBSH) 
verweist in seinen Schlüsselkompetenzen für die Soziale Arbeit auf das Erfordernis, dass 
Sozialarbeiter:innen den „Code of Ethics“, welcher u. a. auf Menschenrechte und 
Menschenwürde rekurriert, kennen und ihr Handeln auf dessen Grundlagen gestalten 
und begründen sollen (Maus et al. 2013). Peter-Ulrich Wendt (2018) meint, dass es zu 
einer professionellen Haltung als zentraler Kompetenzdimension von Sozialarbeiter:innen 
gehört, „einen an den Menschenrechten ausgerichteten Gestaltungsauftrag wahrnehmen 
zu wollen“ (ebd.: 255). Und auch für Hiltrud von Spiegel (2021: 64 f.) gehört eine 
menschenrechtsorientierte Handlungsethik zum „Wertwissen“ Sozialer Arbeit.

In der Breite bleiben die curricularen und kompetenzbezogenen Überlegungen 
hinsichtlich Menschenrechten als Bezugspunkt oft allgemein. Zudem mangelt es an 
einer Konkretisierung der Didaktik. Daher wird im Folgenden versucht, den Aus-
gangspunkt einer menschenrechtsorientierten Sozialen Arbeit genauer zu definieren 
und damit verbundene Herausforderungen zu umreißen.

4.	 Die Menschenwürde als Bezugspunkt 
der professionellen Haltung angehender 
Sozialarbeiter:innen – die Perspektive der Disziplin

In diesem Abschnitt wird der Versuch unternommen, Begründungen der Menschen-
würde nachzuvollziehen und Widersprüche darin zu untersuchen. Sollensethischer 
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Terminalwert und damit Ausgangspunkt aller Überlegungen zu garantierten Men-
schenrechten ist die Wahrung der Würde jedes einzelnen Menschen. Um nach den 
Katastrophen des 20. Jahrhunderts in Zukunft zu verhindern, hinter diesen Anspruch 
zurückzufallen, wurde er ausgehend von der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte in internationalen Konventionen sowie in nationalen Verfassungen in verbrief-
te Rechte übertragen (DBSH 2014: 16, 19). 

Diese Ableitung von einer übergeordneten Wertvorstellung auf konkrete Rechte 
ist aber problematisch, da die Definitionen für die Menschenwürde vielfältig und 
widersprüchlich sind. Daher muss auch in umgekehrter Richtung fortlaufend geprüft 
werden, ob die entsprechenden Argumentationen überhaupt „menschenrechtsgemäß“ 
(Staub-Bernasconi 2019: 131) sind. Staub-Bernasconi (2019: 132 f.) nennt drei Kri-
terien, entlang derer Überlegungen zur Menschenwürde bewertet werden können. 
Zuerst ist zu prüfen, inwiefern die Vorschläge universell gelten oder möglicherweise 
durch Partikularität bzw. Kontextgebundenheit eingeschränkt werden. Zudem muss 
hinterfragt werden, ob die Überlegungen in Selbstverständigung und Selbstbestim-
mung oder außerweltlich oder autoritär entstehen. Schließlich ist relevant, ob die 
skizzierten Vorstellungen von der Menschenwürde bedingungslos gelten oder an die 
Erfüllung bestimmter Pflichten gebunden sind.

Wie oben bereits eingeführt, kann die Anerkennung des Menschen als Verantwor-
tungssubjekt im Sinne Immanuel Kants „Metaphysik der Sitten“ als Grundlage jeder 
zwischenmenschlichen Begegnung betrachtet werden: 

Nun sage ich: der Mensch und überhaupt jedes vernünftige Wesen existiert als Zweck an sich 
selbst, nicht bloß als Mittel zum beliebigen Gebrauche für diesen oder jenen Willen, sondern 
muß in allen seinen sowohl auf sich selbst, als auch auf andere vernünftige Wesen gerichteten 
Handlungen jederzeit zugleich als Zweck betrachtet werden (Kant 1785: 428).

Das normative Fundament Menschenwürde kann aus Sicht von Heiner Bielefeldt 
(2008) nicht abgestuft werden, denn jegliche Relativierung könnte externe Bewertun-
gen und damit Ausgrenzungen rechtfertigen: „Die Würde des Menschen ist denkbar 
nur als die eine und gleiche Würde jedes Menschen“ (Bielefeldt 2008: 14, Hervorhebung 
im Original).1 

Die Conditio humana ist aber vor allem Vulnerabilität. Der Mensch ist ein fragiles 
Wesen und in seinem Gedeihen abhängig von der Befriedigung seiner Bedürfnisse 

1	 Bielefeldt (2008: 16) weist eindrücklich auf die Gefahren, die entstehen, wenn die Würde „bereichs-
weise“ zur Disposition gestellt wird. Die Texte der Bloggerin Natalie Dedreux (o.J.) konkretisieren 
diese Überlegungen eindrücklich.
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innerhalb relationaler Gefüge und weniger das vor allem personale Wesen, auf das 
Kants Argumentation verweist. Mit anderen Worten: Bedürfnisse sind ontologische 
Bestimmungsmerkmale des Menschen. Ein würdiges Leben ist unmöglich, wenn ein 
Mensch wesentliche Bedürfnisse nicht stillen kann. Grundlage dafür ist in erster Linie 
die Einbindung in soziale Gefüge. Daher ist die Menschenwürde eine soziale bzw. 
relationale Dimension. Şeyda Kurt (2021) drückt es folgendermaßen aus:

Würde wird mir von Gesellschaften entgegengebracht, sie ist eine soziale Kategorie, die in der 
Interaktion mit Menschen und Institutionen entsteht und sich realisiert. Genauso ist Selbst-
achtung eine Erfahrung, die ich im Austausch mit meinem Umfeld mache und mich selbst 
als einen gleichwertigen und würdevollen Menschen erleben lässt (Kurt 2021: 179 f.).

Die Selbstwahrnehmung als einzigartiges und zur Vernunft fähiges „Individuum“ 
braucht die Einbindung in soziale Beziehungen. Der Sozialphilosoph Axel Honneth 
(2018: 335 f.) argumentiert ausgehend von Hegels Frühschriften dafür, dass die Aner-
kennung durch Andere wesentliche Voraussetzung positiver Selbstbeziehung ist: „Mit 
Hegel gehe ich davon aus, daß menschliche Wesen der Erfahrung der Anerkennung 
bedürfen, um sich auf ihre Fähigkeiten und Potentiale in einer Weise beziehen zu 
können, die ihnen eine ungezwungene, freie Verwirklichung ihrer Persönlichkeit er-
laubt.“ Die Menschenwürde – bzw. ein Anspruch auf die Wahrung derselben – lässt 
sich also auch aus Vulnerabilität des Menschen begründen. Die Geschichte zeigt, dass 
„die Würde des Menschen vor dem Würgegriff des Menschen geschützt werden muss“ 
(Staub-Bernasconi 2019: 17). Diese Argumentation erscheint auch im Sinne der von 
Staub-Bernasconi (2019: 132 f.) formulierten Kriterien angemessen, insofern sie uni-
versell gültig ist, einer Selbstverständigung des Menschen folgt und bedingungslos gilt. 

Aus dem Anspruch auf Wahrung der Menschenwürde ergibt sich aber nicht zwangs-
läufig eine entsprechende Wirklichkeit des menschlichen Zusammenlebens. Die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und auch das Grundgesetz garantieren die 
Unantastbarkeit der Würde des Menschen. Gleichwohl wissen wir, dass diese keines-
falls unantastbar ist. Eine gut integrierte Familie, die seit Jahren in unserer direkten 
Nachbarschaft lebt, wird in ein für sie keineswegs sicheres Herkunftsland abgeschoben 
(Vollmer 2017). Geflüchtete Menschen werden unter unwürdigen Bedingungen in 
Lagern untergebracht oder in sogenannten „Pushbacks“ zurückgedrängt (Amnesty 
International 2021). Nicht immer führt die offensichtliche Antastbarkeit der Würde 
zu Protest, wie z. B. im Falle der Familie I. aus dem sächsischen Pirna, deren rechts-
widrige Abschiebung nach Georgien rückgängig gemacht wurde (Bring Back Our 
Neighbours o. J.). 
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Warum entlockt dieser Zustand den Angehörigen der privilegierten Mehrheitsge-
sellschaft in einem der reichsten Länder dieser Erde – und damit auch den Autoren 
dieses Beitrages – oft nur ein Schulterzucken? Bei kritischer Betrachtung sind Abbrü-
che zwischen Anspruch und Wirklichkeit in den Überlegungen zur Menschenwürde 
bereits angelegt. Kants Formulierung universal gültiger ethischer Prinzipien hielt ihn 
nicht davon ab, auf einer „empirischen“ Ebene Rassismus pseudowissenschaftlich zu 
legitimieren und Menschengruppen zu entwerten (Hund 1999: 110 ff.).2 In seinem 
Denken unterschied Kant in einer „Zwei-Welten-Lehre“ die durch Naturgesetze be-
stimmten Dinge von einer Welt reiner Verstandesbetrachtung (Riefling 2013: 39). 
Möglicherweise auch in Fortsetzung dieser gedanklichen Unterscheidung bildete sich 
ein Nebeneinander von abstrakten Vernunftsätzen und Beschreibungen vermeintlicher 
gesellschaftlicher Zustände. In dieser sogenannten „Wirklichkeit“ müssen die trans-
zendentale Vernunft und die Würde dann eben nicht für alle gelten (Staub-Bernasco-
ni 2019: 152 f., mit Bezug auf Dewey 2000, Honneth 2000). Hier finden wir ein 
Muster, dass das Schulterzucken gegenüber dem Widerspruch zwischen den festge-
schriebenen und als „unantastbar“ geltenden Normen und dem gesellschaftlichen 
Ist-Zustand durchaus erklären kann. Es ist in unserer Denkgeschichte tief verwurzelt 
und erleichtert auch die entgegen allen Bekenntnissen zur Ressourcenorientierung in 
der Sozialen Arbeit populäre Metapher des Defizits in Bezug auf Adressat:innen. Auch 
hier wird ein Idealzustand beschrieben, dessen Uneingelöstheit in der Praxis oft nicht 
irritiert (Herriger 2013: 66 f., mit Bezug auf Saleebey 1992).

Mit diesen Überlegungen wurde ohne methodische Vertiefung und möglicherwei-
se auch recht willkürlich auf die notwendige Herausforderung des intensiven Nach-
denkens über die Menschenwürde innerhalb des Studiums Sozialer Arbeit eingegangen. 
Im Folgenden werden die hier formulierten Überlegungen und Ansprüche aus einer 
Professionsperspektive hinterfragt.

5.	 Zurück in die Wirklichkeit – Versuch einer Reaktion 
aus Professionsperspektive

Bisher wurde aufgezeigt, dass Menschenwürde und Menschenrechte wichtige Lehr-
gegenstände im Studium der Sozialen Arbeit darstellen (sollten). Ein zentraler Fokus 

2	 So verweist Kant (1785: 423) selbst in seiner „Grundlegung der Metaphysik der Sitten“ auf sogenann-
te „Südsee-Einwohner“, die ihr „Talent rosten“ lassen und sich „bloß auf Müßiggang, Ergötzlichkeit, 
Fortpflanzung“ ausrichten, bevor er nur wenige Seiten später eine universell gültige Menschenwürde 
herleitet.
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muss dabei der obigen Argumentation folgend auf der Auseinandersetzung mit den 
Begründungen der Menschenwürde und den damit verbundenen Widersprüchen 
liegen. Doch kann dieser Anspruch in der „Wirklichkeit“ des Studiums bestehen?

5.1	 RAHMENBEDINGUNGEN AN DEN HOCHSCHULEN UND IM 
ÜBERGANG ZUR PROFESSION

Jochem Kotthaus (2017) verweist darauf, dass das Bachelor-Studium in erster Linie 
auf Berufsfähigkeit sowie die Verkürzung der Studienzeit ausgerichtet ist. Auf Seiten 
der Studierenden resultiert dies in einem Studierverhalten, das auf die Bewältigung 
von Prüfungsleistungen fokussiert ist. Gleichzeitig stellt er dar, dass Studierende der 
Sozialen Arbeit eine weitgehend homogene Gruppe bilden, die sich verstärkt aus 
Bildungsaufsteiger:innen zusammensetzt, die in erster Linie am Berufsabschluss und 
nicht an einer wissenschaftlichen Karriere interessiert seien (Kotthaus 2017: 106 ff.).

Für das Studienfach ergibt sich aus der Bologna-Reform eine stark verkürzte Lehr-
zeit für „klassische Bildungsinhalte“ bei gleichzeitigem Zuwachs von Wissensbeständen 
im Kontext einer sich stark wandelnden Gesellschaft, in der sich soziale Probleme 
immer weiter ausdifferenzieren und verstärken. Im Ergebnis bleibt kaum Zeit, profes-
sionelle Haltungen für die Praxis Sozialer Arbeit herauszubilden (ebd.). 

Die Umstellung des Studiums hat auch unmittelbare Auswirkungen auf die Pro-
fession. In Anbetracht des Umstandes, dass der Fachkräftemangel aktuell eine der 
zentralen Herausforderungen für die Soziale Arbeit darstellt, ist ein schneller Berufs-
einstieg von Hochschulabsolvent:innen zu begrüßen. Denn der Bedarf an zusätzlichen 
Fachkräften, insbesondere in der Kinder- und Jugendhilfe (Arbeitsstelle Kinder- und 
Jugendhilfestatistik 2017: 15 f.), hat in den vergangenen Jahren verstärkt dazu geführt, 
dass Stellen häufig (lange Zeit) unbesetzt blieben. Gleichzeitig wird dieser quantitati-
ve Mangel an Fachkräften durch ein „Qualifizierungsdefizit“ verschärft. So schätzen 
Absolvent:innen der Sozialen Arbeit in Sachsen die Vorbereitung auf die Praxis sehr 
kritisch ein. Die Ausschöpfung des berufsvorbereitenden Potenzials der Hochschulen 
scheint nur unzureichend zu gelingen. Auch Praktika ändern aus Studierendenpers-
pektive hieran wenig (Drößler et al. 2021: 7 ff.). Diese Einschätzungen zum Ausbil-
dungs- und Qualifikationsniveau der Absolvent:innen werden von den Trägern gestützt. 
Sowohl die fachliche Qualifikation als auch die persönliche Eignung scheinen oft nicht 
überzeugend. Dabei nehmen die Träger eine tendenzielle Verschlechterung der Qua-
lität der Ausbildung wahr (ebd.: 16).

In der Zusammenschau ergibt sich somit ein Dilemma, welches insbesondere in 
den Perspektiven der Profession sowie der Studierenden kumuliert: Einerseits sind 
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schnelle Ergebnisse im Sinne eines erfolgreichen Studienabschlusses und einer zügigen 
Einmündung in den Arbeitsmarkt gewünscht. Auf der anderen Seite wird aber auch 
eine qualitativ hochwertige Ausbildung erwartet. Für die Hochschulausbildung er-
wächst somit die von außen an sie herangetragene Aufgabe, möglichst zügig professi-
onelle Fachkräfte hervorzubringen. Dass sich hierbei eine Lücke zwischen den aus 
Perspektive der Disziplin erforderlichen und den durch die Praxis geforderten Kom-
petenzen herausbildet, scheint zwangsläufig. Mechthild Wolff (2017: 96) kommentiert 
hierzu: „Den Spagat zwischen den notwendigen wissenschaftlichen Anteilen eines 
akademischen Studiums und nötigen berufsvorbereitenden praxis- und kompetenz
orientierten Aspekten eines Studiums kann man aktuell nicht auflösen.“ Es stellt sich 
somit nachhaltig die Frage nach der Gewichtung von Lehrinhalten sowie deren didak-
tisch-methodischen Umsetzung.

5.2	 SOZIALE ARBEIT ALS MENSCHENRECHTSPROFESSION – 
KRITISCHE ANFRAGEN

Das Paradigma der „Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession“ stellt auf den 
ersten Blick eine hervorragende Grundlage für eine tiefgreifende Auseinandersetzung 
mit den Menschenrechten im Studium dar. Doch hat sich dieses in Deutschland bis 
heute nicht umfassend durchgesetzt (Eberlei et al. 2018a: 15). Mehr noch, mitunter 
ist es harscher Kritik ausgesetzt. So fragt Wolfgang Hinte (2016) mit Blick auf Tripel-
mandat3 und Menschenrechtsprofession, ob es „eine Nummer kleiner“ ginge. Er 
empfindet die Debatte als eine rein theoretisch-wissenschaftliche, die wenig mit der 
Praxis Sozialer Arbeit verbindet, von konkreten, alltäglichen beruflichen Herausfor-
derungen ablenkt und ggf. gar zur Überlastung der Sozialarbeiter:innen führt. Er 
plädiert dafür, Soziale Arbeit als „normalen“ Beruf zu verstehen, der wie andere auch 
dazu aufgerufen ist, die Menschenrechte zu achten, zu gewährleisten und zu schützen 
(ebd.: 34 ff.).

Albert Scherr argumentiert ähnlich, geht dabei aber noch weiter. Zwar räumt er 
ein, dass das Paradigma der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession attraktiv 
erscheint. Er empfindet es allerdings als nicht geeignet, um eine (neue) professions-
theoretische Grundlage zu schaffen. Die Orientierung an den Menschenrechten 

3	 Mit dem Begriff Tripelmandat wird die eingangs des zweiten Abschnittes eingeführte dreifache Beauf-
tragung Sozialer Arbeit zusammengefasst. Es handelt sich dabei zum einen um den staatlichen Auftrag 
zu Hilfe und Kontrolle, zum anderen um die Beauftragung durch die Klient:innen und schließlich zum 
dritten um das Mandat der Profession zu einem theorie- und wissenschaftsgeleiteten sowie entlang von 
eigenen handlungsethischen Grundlagen ausgerichteten Handeln (Staub-Bernasconi 2019: 87 f., 
Muckenfuss 2020: 188 f.).
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offeriert aus seiner Perspektive keine ausreichende Grundlage, um die Frage zu 
klären, wie die Praxis der Sozialen Arbeit auszugestalten ist. Weitergehend bezweifelt 
er eine entsprechende gesellschaftliche Bedeutung Sozialer Arbeit. Zudem ist es aus 
seiner Sicht – zumindest für Deutschland – nicht sinnvoll, das menschenrechtliche 
Mandat vom staatlichen Hilfeauftrag abzukoppeln, da dieser bereits die Berücksich-
tigung rechtsstaatlicher und menschenrechtlicher Prinzipien umfasst (Scherr 2020: 
328 f.).

Eine weitergehende Debatte über die hier aufgeworfene Kritik kann und will 
dieser Aufsatz nicht leisten. Dennoch soll kurz reagiert werden. Für die Autoren steht 
ohne Zweifel fest, dass die Soziale Arbeit eine Profession ist, für deren Wirken den 
Menschenrechten eine besondere Bedeutung zukommt, insbesondere, da 
Sozialarbeiter:innen „am ehesten mit vulnerablen Gruppen in Kontakt kommen und 
zudem gefährdet sind, selbst Menschenrechte im Rahmen ihrer Tätigkeit zu verletzen“ 
(Prasad 2018: 37). Soziale Arbeit ist damit nicht nur ein „normaler Beruf“. Klar ist 
aber, dass mit dem Paradigma der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession ein 
schwerwiegender Anspruch an die Fachkräfte sowie deren Ausbildung formuliert wird, 
für den gegenwärtig „eine entsprechende curriculare Umsetzung größtenteils fehlt“ 
(Prasad 2018: 48). Hierin sehen wir einen Grund für die von Hinte kritisierte Distanz 
zwischen wissenschaftlicher Auseinandersetzung und praktischer Umsetzung des 
Menschenrechtsansatzes.4 Anders als er plädieren wir aber für eine aktive Überwindung 
dieses Grabens und nicht für die Absenkung des Anspruches als Profession und Dis-
ziplin. Trotz dieses gemeinsamen Plädoyers entspinnt sich der eingangs angesproche-
ne Disput der Autoren dieses Aufsatzes u. a. an zwei Punkten, die von Hinte und Scherr 
vorgetragen wurden und hier noch einmal aufgegriffen werden.

Aus Perspektive der Profession stellt sich durchaus die Frage, wohin die Diskussion 
um Menschenrechtsprofession und Tripelmandat sowie weiterführend der oben dar-
gestellte Diskurs zur Begründung der Menschenwürde führen. Zugespitzt gefragt: 
Können wir uns diese vor dem Hintergrund der verkürzten Studienzeiten „leisten“? 
Tragen sie zu einer gesteigerten Professionalität angehender Fachkräfte bei? Sind sie 
vor dem Hintergrund der Ansprüche der Studierenden an das Fach Soziale Arbeit 
überhaupt adressat:innengerecht?

4	 Eberlei, Neuhoff und Riekenbrauk (2018a) beziehen sich in ihrem als Lehrbuch angelegten Werk 
„Menschenrechte – Kompass für die Soziale Arbeit“ einerseits zwar auf Staub-Bernasconi, sprechen 
andererseits aber nicht durchgängig von der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession, sondern von 
einem Menschenrechtsansatz Sozialer Arbeit (ebd.: 197) oder menschenrechtsbasierter Sozialer Arbeit 
(ebd.: 207). Diese Termini erscheinen als ein möglicher Ausweg aus der durch Hinte und Scherr erho-
benen Kritik und werden im Folgenden verwendet.
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Mit Scherr ließe sich fragen: Benötigen wir diesen Diskurs überhaupt? Ist der staat-
liche Hilfeauftrag nicht ausreichend als Basis einer Menschenrechtsorientierung? Denn 
tatsächlich ist zunächst unerheblich, ob die Menschenrechtsorientierung aus einer 
Theorie oder aus rechtlichen Verpflichtungen erwächst. Allein mit Blick auf das Grund-
gesetz und entsprechende Verpflichtungen aus internationalen Menschenrechtsverträ-
gen ergibt sich, dass „[d]ie Orientierung an Menschenwürde und Menschenrechten 
[…] nicht ins Belieben der in der Sozialen Arbeit tätigen Menschen gestellt, sondern 
– unwiderruflich und verbindlich – normativ gesetzt“ ist (Eberlei et al. 2018a: 15).

Bis hierher sollte deutlich geworden sein, dass die Autoren davon überzeugt sind, 
dass sich die Soziale Arbeit, als Disziplin und Profession, an den Menschenrechten 
orientieren muss. Bei der Frage nach der konkreten Umsetzung im Rahmen der Aus-
bildung angehender Sozialarbeiter:innen entspinnt sich allerdings ein Disput hinsicht-
lich der Ausgangspunkte, der konkreten Inhalte sowie der damit verbundenen didak-
tisch-methodischen Umsetzung. Im Folgenden wird das Konzept der Menschenrechts-
bildung eingeführt, um abschließend die Frage zu klären, ob dieser Ansatz helfen kann, 
den Konflikt zu lösen und darüber hinaus einen Impuls für die Hochschullehre in der 
Sozialen Arbeit zu geben.

6.	 Menschenrechtsbildung als übergreifendes 
Konzept des Studiums Sozialer Arbeit

Der Überzeugung folgend, dass die Menschenrechtsorientierung eine wesentliche 
Grundlage Sozialer Arbeit ist, sehen wir Sozialarbeiter:innen in einer besonderen Ver-
antwortung für die gesamtgesellschaftliche Verwirklichung der Idee der Menschenrech-
te (Günnewig et al. 2022: 79). Allerdings muss festgestellt werden, dass es Fachkräften 
häufig an entsprechenden Kompetenzen, sowohl hinsichtlich des Wissens, der Haltung 
als auch der Handlungsfähigkeit fehlt (Spatscheck/Steckelberg 2018: 12). Dies begrün-
det sich nicht zuletzt in dem Umstand, dass in Bezug auf den Menschenrechtsansatz 
trotz theoretischer Diskurse sowie entsprechender Leitnormen „immer noch erhebliche 
Unsicherheit darüber [besteht], wie er systematisch in die praxisorientierte Lehre inte-
griert und für die Praxis fruchtbar gemacht werden kann“ (Eberlei et al. 2018b: 191).

Wichtige Impulse zur Überwindung dieser Situation liefern Eberlei, Neuhoff und 
Riekenbrauck in ihrem 2018 veröffentlichten Lehrbuch „Menschenrechte – Kompass für 
die Soziale Arbeit“: Zum einen definieren sie Menschenrechtsbildung als ein grundlegen-
des methodisches Element Sozialer Arbeit und postulieren, dass diese für alle Handlungs-
felder der Sozialen Arbeit zum methodischen Repertoire gehört (Eberlei et al. 2018a: 
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197). Zum anderen weisen sie darauf hin, dass die Erfüllung eines Menschenrechtsansat-
zes zwingend mit der Arbeit an Strukturen und Haltungen – und somit mit Organisa-
tions- und Qualitätsentwicklung – in der Sozialen Arbeit einhergeht (ebd.: 203). Schließ-
lich stellen sie dar, dass menschenrechtsbasierte Soziale Arbeit die „Entwicklung einer 
menschenrechtsbasierten professionellen Identität“ (ebd.: 207) voraussetzt.

Diese Gedanken aufgreifend wird hier weitergehend gefragt, ob die Menschen-
rechtsbildung ein übergreifendes Konzept für die Ausgestaltung des Studiums sein 
kann. Hierfür spricht, dass sie ein fester Bestandteil des Rechtes auf Bildung und somit 
einerseits ein lebenslanger Prozess und andererseits relevant für alle Bildungskontexte 
ist, so auch für die Hochschulbildung (Günnewig et al. 2022: 78 f.).

Menschenrechtsbildung zielt auf „eine ‚Kultur der Menschenrechte‘, in der sich 
jede*r der eigenen Rechte und der der anderen bewusst ist, sie respektiert und vertei-
digt“ (ebd.: 79). Allerdings konnte sie in Deutschland bisher keine besondere Rolle in 
der pädagogischen Theorie und Praxis einnehmen – und das trotz anderslautender 
Erklärungen. Wenn über sie diskutiert wird, dann meist im Zusammenhang mit 
schulischer Bildung. Non-formale Bildungssettings, etwa die Kinder- und Jugendarbeit, 
kommen dabei kaum vor. Trotz dieser Diagnose schlug Scherr 2018 in einem Aufsatz 
vor, die Menschenrechtsbildung als übergreifenden Rahmen der Kinder- und Jugend-
arbeit zu verstehen (Scherr 2018: 250).

Günnewig, Niendorf und Reitz (2022) plädieren dafür, „Menschenrechtsbildung 
viel stärker als bislang in pädagogischen Aus- und Fortbildungen und Studiengängen 
zu verankern. Denn gerade der verantwortungsvolle, menschenrechtsorientierte An-
spruch an und von Pädagog*innen trägt letztlich wesentlich dazu bei, das Menschen-
recht auf Bildung für alle zu gewährleisten“ (ebd.: 86). Eine entsprechende Forderung 
mit Blick auf pädagogisches Personal im weiten Sinne findet sich ebenfalls in Art. 7, 
Abs. 4, der Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und 
-training (Generalversammlung der Vereinten Nationen 2011).

Menschenrechtsbildung zielt auf drei Dimensionen ab (Günnewig et al. 2022: 
80 f.):
•	 Bildung über Menschenrechte beschreibt die inhaltliche Auseinandersetzung mit 

dem Thema. Im Fokus stehen hier philosophische, rechtliche und politische Grund-
lagen, staatliche und individuelle Handlungsmöglichkeiten, historische Betrach-
tungen sowie Gründe und Auswirkungen von Menschenrechtsverletzungen. Auch 
kritische Perspektiven auf Menschenrechte sind hiervon umfasst.

•	 Die Dimension Bildung für Menschenrechte stellt die Befähigung des Menschen 
zum Einsatz für seine eigenen Rechte sowie zur Verteidigung der Rechte anderer 
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in den Fokus. Zentrale Kategorien sind somit Empowerment und Solidarität. 
Hiervon umfasst ist auch die Selbstreflexion hinsichtlich eigener Werte.

•	 Bildung durch Menschenrechte meint schließlich die menschenrechtskonforme 
Gestaltung von Bildungsprozessen. Neben der Zugänglichkeit stehen hier Fragen 
hinsichtlich der Beziehungsgestaltung sowie der Material- und Methodenwahl im 
Zentrum. Zentrale Kernprinzipien sind hierbei Inklusion und Partizipation.

Menschenrechtsbildung zielt ab auf die „Stärkung einer Haltung, die sich an Men-
schenrechten als Maßstab für praktisches pädagogisches Handeln orientiert“ (ebd.: 
77). Dies hat zur Folge, dass das eigene professionelle Handeln konsequent aus 
einer menschenrechtlichen Perspektive heraus zu reflektieren ist. Zentrale Reflexi-
onsfolien sind dabei u. a. Inklusion und Beteiligung (ebd.: 77, Eberlei et al. 2018b: 
199).

Menschenrechtsbildung als konzeptioneller Rahmen des Studiums Sozialer Arbeit 
würde angehenden Fachkräften ermöglichen, das erforderliche Wissen über Men-
schenrechte, die notwendigen professionellen Haltungen für Menschenrechte sowie 
geeignete Handlungskompetenzen für die menschenrechtskonforme Ausgestaltung 
von Arbeitsbeziehungen und gesellschaftlichen Kontexten zu erlangen (Eberlei et al. 
2018b: 199). In der konkreten Umsetzung bedeutet dies, das Thema Menschenrech-
te innerhalb der Modulhandbücher als Leitgedanken explizit zu verankern. In jedem 
zu lehrenden Fach ist „menschenrechtliches Sehen, Urteilen und Handeln“ (ebd.: 200) 
zu lehren und einzuüben.

7.	 Versuch eines Kompromisses – Von der Metaphysik 
der Sitten zur Menschenrechtsprofession: 
Menschenrechtsbildung als konzeptioneller 
Rahmen des Studiums Sozialer Arbeit

Resümierend müssen wir uns eingestehen, dass wir unseren Dissens nicht vollständig 
auflösen können. Gleichwohl gelangen wir zu einem konstruktiven „Let’s agree to 
disagree!“ und davon ausgehend zu Schlussfolgerungen für das Studium Sozialer Arbeit. 
Die geforderte Umsetzung einer Menschenrechtsorientierung bedarf entsprechender 
zeitlicher Ressourcen im Studium. Wir sind der Überzeugung, dass Menschenrechts-
bildung als Konzept für das Studium der Sozialen Arbeit zu einer thematischen und 
kompetenzorientierten Fokussierung führt, durch die Studierende und Lehrende 
diese Zeit „gewinnen“ können. Wie dies gelingen kann, versuchen wir abschließend 
zu umreißen.
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Mithilfe des Konzeptes soll es möglich sein, angehende Sozialarbeiter:innen dabei 
zu begleiten, von der ethischen Abstraktion über kognitive Kompetenzen bis hin zur 
eigenen Haltung und schließlich zur Praxis der Menschenrechtsprofession zu gelan-
gen. Zentraler Gegenstand sind dabei die oben bereits erwähnten handlungsrelevan-
ten Prinzipien Sozialer Arbeit wie Selbstbestimmung und inklusives Handeln, 
Teilhabe und Beteiligung, Stärken- und Ressourcenorientierung sowie Diversität. 
Eine menschenrechtsorientierte Soziale Arbeit ist darauf angewiesen, das Thema 
Menschenrechte explizit und systematisch in die Hochschulausbildung einzubinden. 
Angehende Sozialarbeiter:innen benötigen Handlungskompetenzen, die sie anhand 
alltagspraktischer Herausforderungen herausbilden können (Eberlei et al. 2018b: 
192).

Für ein Curriculum Sozialer Arbeit im Bachelor-Studium bedeutet dies, dass die 
Denkgeschichte der Menschenwürde mit ihren Bruchstellen in den auf Ethik bzw. 
Anthropologie bezogenen Grundlagenmodulen im Sinne eines „Wertwissens“ erschlos-
sen und durchdacht werden kann. Dieser Diskurs muss in der Auseinandersetzung 
mit genuinen Theorien Sozialer Arbeit, aber auch bei der interdisziplinären Beschäf-
tigung mit Konzepten aus Bezugswissenschaften fortgesetzt und schließlich auch in 
die methodischen Vertiefungen in späteren Phasen des Studiums getragen werden. 
Die geforderte Haltungsbildung geht über dieses Wissen hinaus und verlangt die 
Einübung einer handlungsethischen Reflexionsfähigkeit. In den methodischen Ver-
tiefungen und Übungen, die vor allem in späteren Phasen des Bachelor-Studiums 
größeren Raum einnehmen, müsste dann jeder handlungspraktische Ansatz auch auf 
die Menschenwürde und Menschenrechte hin befragt werden.

In Bezug auf die didaktische Umsetzung dieser inhaltlichen Ansprüche scheint der 
Aspekt der Haltungsbildung am wesentlichsten und erfährt hier daher besondere 
Aufmerksamkeit. Diese betrifft vor allem die fortlaufende Weiterentwicklung der 
professionellen Identität, neben der Menschenrechtsbildung das grundlegende me-
thodische Element des Menschenrechtsansatzes in der Sozialen Arbeit (ebd.: 198). Es 
geht dabei nicht nur darum, die „Menschenrechte vom Kopf auf die Füße zu stellen“, 
sondern auch darum, sie – phänomenologisch ausgedrückt – in der eigenen Haltung 
verkörpern zu können (Spiegel 2021: 85, mit Bezug auf Rätz 2011). In gewisser Wei-
se fallen hier die oben genannten drei Dimensionen der Menschenrechtsbildung in 
besonderer Weise zusammen. Damit das Wissen auch verkörpert werden kann, braucht 
es Methoden einer Bildung durch Menschenrechte, die das Wissen in der Lebenser-
fahrung der Studierenden verankern und das Wissen über Menschenrechte auch zu 
einem Wissen für Menschenrechte werden lassen. 
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Auf dem Weg der Haltungsbildung sind Studierende auch innerhalb der Rahmung 
durch das Studium und seine curriculare und didaktische Gestaltung auf sich selbst 
zurückgeworfen, insofern jedes Ethos einer vorausgehenden Selbstreflexion bedarf: 
„Niemand, der nicht fähig ist, mit sich selbst einen Dialog zu führen, kann sein 
Gewissen bewahren, denn ihm fehlt, was für alle Formen des Denkens notwendig 
ist: das Alleinsein“ (Arendt 2019: 63). Wenn Sozialarbeiter:innen in der Lage sein 
sollen, den Menschen jenseits der oben beschriebenen Missverständnisse als relati-
onales und verletzliches Wesen mit einem Anspruch auf Würde zu denken, müssen 
sie also zuerst mit sich selbst als einem verletzlichen und relationalen Wesen in einen 
Dialog eintreten. Spiegel (2021: 85) verweist diesbezüglich vor allem auf biografisches 
Arbeiten, um eine lebensgeschichtliche Distanz zu sich selbst und eine Relationierung 
zwischen eigenen Werten und dem „Wertwissen“ zu erlangen. Zwei weitere Mög-
lichkeiten sollen im Anschluss nur kurz skizziert werden.

Besonders anregend sind performative Interventionen (Winkelmann 2020). Die 
Teilnehmenden erspüren ihre Haltung zur Welt. Dies kann durch das starke Gefühl 
geschehen, „eins“ mit der eigenen Aussage zu sein. Möglich ist aber auch das Ge-
genteil: Wenn wir in einem Spiel auf der für uns „falschen“ Seite stehen, werden wir 
dies ex negativo deutlich spüren. Ein weiterer didaktischer Vorschlag betrifft die 
dialogische Auslegung sozialwissenschaftlicher Primärtexte. Das Studium der Sozi-
alen Arbeit wird oft als im kognitiven Sinne „leicht“ bewertet und von Studierenden 
auch so erwartet. In aller Regel sind die Inhalte umfassend durch Sekundärliteratur 
abgedeckt. Die Auseinandersetzung mit oft schwer zugänglichen Quellentexten und 
die Ermächtigung, diese kritisch zu befragen, kann aber eine Selbstirritation erzeu-
gen, die „blinde Flecken“ in der Wahrnehmung gesellschaftlicher Prozesse erhellen 
kann. 

Insgesamt bietet der Menschenrechtsansatz in der Sozialen Arbeit einen didakti-
schen Impuls für die Lehre. Diese sollte dementsprechend geprägt sein von einer 
zielgerichteten Wissensvermittlung, verbunden mit der Aufforderung und dem 
Spielraum für die eigenständige und reflexive Beschäftigung mit dem vermittelten 
Wissen. Darüber hinaus muss auch die praktische Anwendung eine besondere Rol-
le spielen, einerseits durch die praxisnahe Vermittlung von Inhalten und andererseits 
durch das eigenständige, begleitete Arbeiten an konkreten Praxisfragen. Schließlich 
fordert das dargestellte Konzept permanent auf, die eigene Persönlichkeit als Lehr-
person und als Sozialarbeiter:in zu hinterfragen: Entsprechen gewählte Methoden 
und Inhalte den Bedarfen und Potenzialen der Adressat:innen? Agiere ich inklusiv? 
Gestalte ich Hilfesettings menschenrechts- und somit professionsgeleitet? Die The-
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orien und Kompetenzmodelle müssen mit Leben gefüllt werden, und zwar von den 
Hochschulen bzw. den dort Lehrenden. Sie sind herausgefordert, sich selbst im 
Sinne der Menschenrechtsorientierung als berührt und berührbar zu zeigen.
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Menschenrechte und Soziale Arbeit
SOLIDARITÄT UND DEMOKRATIEFÄHIGKEIT ALS 
PROFESSIONSANFORDERUNGEN

Abstract 

Diskurse über Menschenrechte und Demokratie sind in der Sozialen Arbeit derzeit 
omnipräsent. Das Verhältnis von Menschenrechten und Demokratie bleibt dabei al-
lerdings seltsam unbestimmt. Gerade die Profession der Sozialen Arbeit ist auf eine 
solche Verhältnisbestimmung angewiesen, wenn die professionsethische Selbstman-
datierung als Menschenrechtsprofession mit robusten Grund- und Menschenrechten 
für ihre Adressat:innen verbunden werden soll. Grund- und Menschenrechte sichern 
die Mitwirkung an demokratischen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen 
– auch in der Sozialen Arbeit. Eine grundlegende Menschenrechts- und Demokratie-
bildung mit dem Ziel einer solidarischen und demokratischen Haltung der angehenden 
Fachkräfte ist daher für das Studium der Sozialen Arbeit unerlässlich. Der Beitrag 
skizziert Anforderungen und Gelingensbedingungen einer solchen (Aus-)Bildung.

Debates on human rights and democracy are currently ubiquitous in social work, while 
the relationship between human rights and democracy is left strangely undefined. The 
social work profession in particular is dependent on such a definition of the relationship 
if the professional’s ethical self-mandate as a human rights profession is to be combined 
with strong civil and human rights for its addressees. Civil and human rights ensure 
participation in democratic opinion-forming and decision-making processes – also in 
the field social work. A fundamental education in human rights and democracy with 
the goal of a solidary and democratic attitude of the future professionals is therefore 
essential for the studies of social work. The article outlines the requirements and 
conditions for a successful education in this field.

Einleitung

Das Mandat der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession beruht auf der 1994 
veröffentlichten Deklaration „Human Rights and Social Work“ (Centre for Human 
Rights 1994), die das Ergebnis der Zusammenarbeit des Internationalen Verbandes 
der Sozialarbeiter:innen (IFSW) und der Internationalen Vereinigung der (Aus-)Bil-
dungsstätten für Soziale Arbeit (IASSW) mit den Vereinten Nationen war. Seither ist 
dieses Selbstverständnis vor allem von Silvia Staub-Bernasconi in den deutschsprachi-
gen Theoriediskurs der Sozialen Arbeit eingebracht und immer wieder konkretisiert 
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worden (Staub-Bernasconi 1995, 2008, 2018, 2019). Auch wenn dieses Selbstver-
ständnis umstritten bleibt (Müller-Hermann/Becker-Lenz 2013, Scherr 2020), hat es 
sowohl Einzug in die internationale Definition Sozialer Arbeit (IFSW 2014) als auch 
in den Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit gehalten (Schäfer/Bartosch 2016). 

In der Praxis der Sozialen Arbeit zeigt sich jedoch, dass sich Professionelle kaum an 
einem Verständnis der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession orientieren 
(Eberlei/Neuhoff 2019). Zwar wird die Aufgabe der Sozialen Arbeit durchaus darin 
gesehen, Adressat:innen bei der Durchsetzung ihrer Rechte und Ansprüche an Staat 
und Gesellschaft sowie beim Einklagen von Teilhabe zu unterstützen. Die zahlreichen 
Verletzungen der Prinzipien der Menschenrechte und der Demokratie innerhalb der 
Sozialen Arbeit werden jedoch kaum problematisiert und ein menschenrechtsbasiertes 
Verständnis der Professionsaufgaben ist meist nur auf der Ebene programmatischer 
Bekenntnisse vorhanden. Es bleibt in der Praxis in aller Regel folgenlos für das eigene 
Handeln (Danz/Sauter 2020).

Es stellt sich somit die Frage, wie Menschenrechte und Demokratie als politische, 
solidarische Praxis in die Qualifizierung zukünftiger Sozialarbeiter:innen vermittelt 
werden können. Im 16. Kinder- und Jugendbericht wird dies für den Bereich der 
Hochschulen mit dem Thema ‚politische Bildung‘ umschrieben und „im Studium, 
bei der Mitwirkung in der akademischen und studentischen Selbstverwaltung und 
beim außercurricularen studentischen Engagement“ verortet (Deutscher Bundestag 
2020: 19). Im Bericht wird aber der Frage, was sich ändern muss, damit auf der prak-
tischen Handlungsebene die Menschenrechte auch zum Tragen kommen, nicht 
nachgegangen. Hier schließen die folgenden Überlegungen an. Zunächst wird das 
Verständnis der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession skizziert (1). Dies führt 
uns zur Frage nach dem Verhältnis von Menschenrechten und Demokratie (2) sowie 
nach den diesen Prinzipien zugrunde liegenden menschenrechtsbasierten Bildungs-
prozessen (3). Auf dieser Basis können schließlich konkrete Anforderungen an Men-
schenrechts- und Demokratiebildung an Hochschulen der Sozialen Arbeit formuliert 
werden (4).

1.	 Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession

Die internationale Definition der Sozialen Arbeit bezieht sich explizit auf die Men-
schenrechte: „Social work is a practice-based profession and an academic discipline 
that promotes social change and development, social cohesion, and the empowerment 
and liberation of people. Principles of social justice, human rights, collective respon-
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sibility and respect for diversities are central to social work“ (IFSW 2014). In den 
weiteren Ausführungen wird betont, dass Menschenrechte nicht nur Grundlage oder 
Orientierung, sondern auch die Begründung der Sozialen Arbeit darstellen: „Advoca-
ting and upholding human rights and social justice is the motivation and justification 
for social work. The social work profession recognizes that human rights need to coexist 
alongside collective responsibility“ (ebd.). Die Orientierung der Sozialen Arbeit an 
den Menschenrechten ist freilich keineswegs neu, Bezüge auf die Menschenrechte 
lassen sich bereits Anfang des 20. Jahrhunderts in Texten von Jane Addams finden 
(Staub-Bernasconi 2018).

Staub-Bernasconi sieht, an die internationale Definition anknüpfend, die Notwen-
digkeit eines Tripelmandats in der Sozialen Arbeit. Sie unterscheidet ein erstes Mandat, 
das von der Gesellschaft oder dem Träger verliehen wird und die Dimensionen Hilfe 
und Kontrolle beinhaltet, ein zweites Mandat der Adressat:innen, das den Hilfeprozess 
auf der Grundlage eines Arbeitsbündnisses in den Mittelpunkt rückt, und ein drittes 
Mandat der Profession, das auf Wissenschaft und Ethik beruht und sich an Menschen-
rechten und sozialer Gerechtigkeit orientiert. Dieses dritte Mandat ist als Selbstman-
datierung zu verstehen, die von den (Aus-)Bildungsstätten der Sozialen Arbeit sowie 
den nationalen und internationalen (Berufs-)Verbänden verliehen wird (Staub-Ber-
nasconi 2019). Das dritte Mandat ist auch eine Reaktion auf die Mitwirkung der 
Sozialen Arbeit an der Vernichtung von Menschen in der Nazi-Diktatur (Kuhlmann 
2011) und soll vor der menschenrechtswidrigen Indienstnahme durch autoritäre 
Regime schützen – also vor einer Dominanz des ersten Mandats. Gleichzeitig ergibt 
sich damit eine relative Autonomie gegenüber den Ansprüchen der Zielgruppe, zum 
Beispiel wenn Sozialarbeiter:innen Anzeichen für eine drohende Selbst- oder Fremd-
gefährdung sehen – und ist damit ein Schutz vor einer Dominanz des zweiten Mandats.

Die Soziale Arbeit ist nun allerdings nicht die Menschenrechtsprofession, sondern 
allenfalls eine Menschenrechtsprofession. Staub-Bernasconi selbst sieht den Begriff als 
Sammelbezeichnung für solche Professionen, die in ihrer alltäglichen Handlungspra-
xis mit Menschenrechtsverletzungen konfrontiert sind. Dazu gehören neben 
Sozialarbeiter:innen auch Polizist:innen, Jurist:innen, Pflegepersonal, Ärzt:innen oder 
Menschen in der internationalen Zusammen- und Friedensarbeit (Eppenstein 2016). 
Es geht also nicht „um ein menschenrechtliches Sondermandat, das der Sozialen Arbeit 
von ihren Berufsverbänden verliehen wird, sondern ‚nur‘ darum, ob es der Sozialen 
Arbeit gelingen kann, sich auf eigene fachliche Sichtweisen auf das, was menschen-
rechtlich erforderlich ist, professionsintern zu verständigen sowie sich auf dieser 
Grundlage in politische und rechtliche Auseinandersetzungen einzumischen“ (Scherr 
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2020: 330). Die Orientierung an den Menschenrechten ist damit nicht statisch zu 
verstehen, sondern „Ausdruck politischer Kompromissbildungen zwischen bestimm-
ten moralischen Prinzipien, politisch-weltanschaulichen Überzeugungen und staatlich-
politischen Interessen“ (ebd.: 332). Scherr bezeichnet die Menschenrechte als ein 
„Diskursfeld, in dem moralische, rechtliche und gesellschaftspolitische Konsequenzen 
aus Unrechtserfahrungen immer wieder erneut verhandelt wurden“ (ebd.) und verweist 
damit auf die Notwendigkeit demokratischer Aushandlungsprozesse über die Gestal-
tung und Umsetzung von Menschenrechten. 

Das dritte Mandat kann nach diesem Verständnis Sozialarbeiter:innen als gemein-
samer „Kompass“ (Eberlei et al. 2018) dienen, um das Spannungsverhältnis zwischen 
den Interessen von Adressat:innen einerseits und gesellschaftlichen oder institutionel-
len Ansprüchen andererseits auszubalancieren – aber eben ein Kompass, den es stets 
zu reflektieren und auszuhandeln gilt. Dies geschieht vor dem Hintergrund einer 
prinzipiellen Parteilichkeit: Soziale Arbeit ist nicht neutral, sondern steht an der Seite 
derjenigen, die benachteiligt und ausgeschlossen sind (IFSW 2014). Denn in der oben 
zitierten Handreichung zu „Human Rights and Social Work“ wurde festgelegt, dass 
im Konfliktfall die Bedürfnisse von Adressat:innen den Vorzug gegenüber den Inter-
essen der Anstellungsträger der Sozialen Arbeit oder den gesellschaftlichen Ansprüchen 
erhalten sollen: „According to the profession´s code of ethics and mission statements 
of schools of social work, service to people is the higher consideration“ (Centre for 
Human Rights 1994: 5).

Im Alltag der Sozialen Arbeit bewegen sich Professionelle somit in einer Art „In-
teraktionsdreieck“ (Staub-Bernasconi 2019: 92), in dem die Machtverhältnisse aller-
dings sehr ungleich verteilt sind. Adressat:innen der Sozialen Arbeit sind in vielen 
Handlungsfeldern eben nicht in der Lage, ihre Ansprüche als Rechtssubjekte selbstän-
dig durchzusetzen oder in Interaktion mit den Sozialarbeitenden auszuhandeln.1 Die 
Abhängigkeit von Sozialer Arbeit birgt damit die Gefahr für Adressat:innen, quasi zu 
Bürger:innen zweiter Klasse degradiert zu werden, die auf Unterstützung zur Durch-
setzung ihrer Rechte angewiesen sind. Angesichts der aktuellen globalen ökonomischen 
und gesellschaftlichen Entwicklungen (Flucht und Migration, Exklusion und Polari-
sierungen, Wirtschafts- und Energiekrise etc.) und der anstehenden Konflikte um 
knapper werdende Mittel wird es in der Sozialen Arbeit zunehmend um die Frage 
gehen, wie Adressat:innen befähigt werden, die ihnen zustehenden Menschenrechte 
selbständig und solidarisch geltend zu machen. „Es muss also auch darum gehen, 

1	 Zahlreiche Beispiele dafür finden sich in Eberlei et al. 2018.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



137

Menschenrechte in Professionen ❘ Danz/Ahlrichs

Menschenrechte nicht nur als Reflexionsrahmen des eigenen Handelns zu verwenden, 
sondern sie als Werkzeuge zu verstehen, um KlientInnen praxistaugliche Zugänge zu 
ihrem Recht und ihren Rechten zu verschaffen“ (Nothhafft 2018: 5). 

Spätestens damit wird deutlich, dass ein Verständnis der Sozialen Arbeit als Men-
schenrechtsprofession nicht nur den Schutz oder die Wiederherstellung der Menschen-
rechte ihrer Adressat:innen beinhaltet, sondern auch deren Ermächtigung zur Partizi-
pation an demokratischen Entscheidungen sowie eine soziale Absicherung, die diese 
Partizipation erst ermöglicht. Schließlich implizieren Menschenrechte nicht nur 
bürgerliche und politische Rechte, sondern eben auch wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte sowie Kollektivrechte. Ein solches Verständnis ist aber auf die Ver-
hältnisbestimmung von Demokratie und Menschenrechten angewiesen. Auch Staub-
Bernasconi bringt, anschließend an Jane Addams´ Verständnis einer „Integralen, so-
zialen Demokratie“ (Staub-Bernasconi 2018: 85), die Demokratisierung aller gesell-
schaftlichen Bereiche mit den Menschenrechten in Verbindung und argumentiert, 
dass die Verbindung von Freiheitsrechten, Demokratie, Solidarität und Gerechtigkeit 
den Bedürfnissen von Menschen entsprächen, die sich gemeinsam eine Verfassung 
geben (ebd.: 219).

2.	 Menschenrechte und Demokratie

Für Jürgen Habermas sind die Menschenrechte in ähnlicher Weise gleichermaßen 
Voraussetzung wie Ergebnis der Demokratie: „Die Substanz der Menschenrechte 
steckt […] in den formalen Bedingungen für die rechtliche Institutionalisierung jener 
Art diskursiver Meinungs- und Willensbildung, in der die Souveränität des Volkes 
rechtliche Gestalt annimmt“ (Habermas 1992: 135). Mit dem Begriff der diskursiven 
Meinungs- und Willensbildung wird hier auf die im Diskursprinzip (Habermas 1995) 
verankerte These verwiesen, dass ein auf Verständigung mit Anderen gerichtetes 
kommunikatives Handeln auf die gegenseitige Anerkennung als Gleichberechtigte 
angewiesen ist. Habermas konkretisiert dies in seiner deliberativen Demokratiethe-
orie mit dem Begriff der „Gleichursprünglichkeit von privater und öffentlicher Au-
tonomie“ (Habermas 1992: 135). Die private Autonomie steht für die größtmögliche 
gleiche subjektive Handlungsfreiheit, die durch Grundrechte gewährleistet ist. Die 
politische Autonomie beschreibt das Prinzip, nach dem Rechtsnormen erst dann 
Legitimität beanspruchen können, wenn „sich die einzelnen Adressaten der Rechts-
normen zugleich in ihrer Gesamtheit als vernünftige Urheber dieser Normen verste-
hen dürfen“ (ebd.: 51). 
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Dieses deliberative Demokratieprinzip wird durch rationale Diskurse gewährleistet, 
an denen die (möglicherweise) Betroffenen gleichberechtigt beteiligt sind und bei 
denen „auf der Grundlage einschlägiger Informationen allein der Zwang des besseren 
Arguments zum Zuge“ (ebd.: 133) kommt. Die Basis solcher Diskurse bilden die 
Grundrechte, etwa das Recht auf freie Meinungsäußerung oder die Versammlungs-
freiheit, mit dem Ziel, Gleichheit herzustellen. „Die Realisierung der Gleichheit ist 
davon abhängig, dass unter der Voraussetzung gleicher privater und politischer Rech-
te auch jene öffentliche Autonomie entsteht, welche den Bestand der Gleichheit sichert“ 
(Somek 2013: 209). Die private Autonomie basiert auf den Grund- und Menschen-
rechten; sie ermöglichen die diskursive Willensbildung in der Öffentlichkeit, die 
wiederum in demokratische Entscheidungen einfließt und somit gewährleistet, dass 
Bürger:innen zugleich Urheber:innen von Rechtsnormen und deren Adressat:innen 
sind. Die Menschenrechte garantieren so die Möglichkeit zur Teilnahme und Teilha-
be am öffentlichen Diskurs. Sie wären ohne diesen andersherum allerdings statisch, 
da ohne Diskurs und demokratische Entscheidungen keine Implementierung oder 
Erweiterung von Grundrechten möglich wäre (ebd.). 

Damit stellt sich die Frage, wie Menschen zu solchen deliberativ-demokratischen 
Aushandlungsprozessen befähigt werden. Habermas gründet die deliberative Demo-
kratietheorie auf die universelle Gültigkeit von verständigungsorientierten Sprechak-
ten. Er ist sich bewusst, dass deliberative Demokratie auf der Bereitschaft von Menschen 
basiert, sich am Diskurs in der Öffentlichkeit zu beteiligen. Nach Habermas’ Verständ-
nis wird die Motivation von Bürger:innen für die Beteiligung an demokratischen 
Prozessen über die Gewährung kommunikativer Freiheiten und die Einbindung in 
demokratische Willensbildungsprozesse erzeugt. Damit stellt sich aber das Problem, 
dass Bürger:innen ihre Rechte nicht eigennützig, sondern solidarisch nutzen müssen: 
„Das demokratische Rechtssetzungsverfahren ist darauf angelegt, daß die Staatsbürger 
von ihren Kommunikations- und Teilhaberechten auch einen gemeinwohlorientierten 
Gebrauch machen, der politisch zwar angesonnen, aber rechtlich nicht erzwungen 
werden kann“ (ebd.: 678). Wie aber diese gemeinwohlorientierte oder auch solidarische 
Nutzung der eigenen Teilhaberechte gesichert oder zumindest angeregt werden kann, 
bleibt bei Habermas weitgehend offen. 

Um sich dieser Frage zu nähern, lohnt ein Blick auf die frühen Ideen zur Demo-
kratiebildung bei John Dewey und Jane Addams. Beide entwickelten ihre Theorien in 
enger Zusammenarbeit (Fischer 2009). Für Dewey ist demokratische Bildung gleich-
zeitig Voraussetzung einer demokratischen Gesellschaft wie ihrer Transformation. 
Demokratie wird dabei verstanden als „more than a form of government; it is prima-
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rily a mode of associated living, of conjoint communicated experience“ (Dewey 1916: 
93). Die Schule, der Deweys Hauptaugenmerk gilt, soll als „embryonic society“ einen 
demokratischen Erfahrungsraum bilden, in dem sich Kinder und Jugendliche praktisch 
Demokratie aneignen.2 Erfahrung (experience) wird als Zusammenspiel eines aktiven 
und eines passiven Elements konzipiert: „The nature of experience can be understood 
only by nothing that it includes an active and a passive element peculiarly combined. 
On the active hand, experience is trying – a meaning which is made explicit in the 
connected term experiment. On the passive, it is undergoing. When we experience 
something we act upon it, we do something with it; then we suffer or undergo the 
consequences“ (Dewey 1916: 163). Das heißt, zur konkreten Demokratieerfahrung 
gehört – zumindest in Momenten der Irritation oder Verunsicherung – die Reflexion 
über die gemachten Erfahrungen und damit die Einsicht in Herausforderungen und 
Lösungen (Neubert 2012). Bei Jane Addams (1902) findet sich dieser Gedanke expli-
zit auf Sozialarbeiter:innen bezogen. Sie plädiert für eine Demokratisierung der Be-
ziehung zwischen den Helfenden und ihren Adressat:innen. Dazu müssten zuallererst 
die Helfenden ihre Erfahrungen erweitern und sich auf die Lebenswelt ihrer Adres
sat:innen einlassen, anstatt ihnen aus einer vermeintlich überlegenen Perspektive ihre 
moralischen Überzeugungen überzustülpen. Für Addams bedeutet Demokratie immer 
auch die Bereitschaft, eigene Überzeugungen infrage zu stellen, Macht abzugeben und 
Mitbestimmung zu ermöglichen (Staub-Bernasconi 2018).

Wenn also die Soziale Arbeit ihre Selbstmandatierung als Menschenrechtsprofes-
sion und ihren Anspruch auf eine dialogisch-demokratische Handlungspraxis nicht 
nur als akademischen Diskurs führen, sondern auch in der Praxis verschiedener 
Handlungsfelder verankern will, so müssen Menschenrechte und Demokratie zual-
lererst in der Sozialen Arbeit umgesetzt werden und erfahrbar sein, sowohl im kon-
kreten Kontakt mit Adressat:innen, als auch in den Organisationen der Sozialen Arbeit 
und in der Bildung von Sozialarbeiter:innen (Eberlei/Neuhoff 2019). Eine gelingende 
Demokratiebildung bedarf neben strukturell verankerten Mitbestimmungsrechten 
und entsprechenden demokratischen Verfahren auch der Reflexion der demokratischen 
Meinungsbildungsprozesse und ihrer Bedingungen sowie der Erfahrung von Solida-
rität und Verantwortung (Ahlrichs/Fritz 2021)3. Ausgangspunkt könnte ein kritischer 

2	 Auf die strukturellen Schwierigkeiten, die sich ergeben, wenn eine Schule als demokratischer Erfah-
rungsraum konzipiert wird, die gleichzeitig eine gesellschaftliche Selektionsfunktion für die Arbeitswelt 
erfüllt, kann hier nicht näher eingegangen werden, vgl. dazu bspw. Ahlrichs et al. 2021. 

3	 Dem Thema Solidarität und Verantwortung gilt in diesem Artikel unser Hauptaugenmerk, siehe dazu 
Punkt 4. 
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Reflexionsprozess zu Menschenrechtsverletzungen sein, die es eben auch in der Sozi-
alen Arbeit gab und gibt. Nur exemplarisch seien hier genannt: der menschenunwür-
dige Umgang mit Pflegebedürftigen in manchen Pflegeeinrichtungen, Misshandlun-
gen und Missbrauch in der Heimerziehung oder die nach wie vor unzureichende 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Einen solchen kritischen Reflexi-
onsprozess, der die eigene Disziplin und Profession mit einschließt, gilt es in die (Aus-)
Bildung von zukünftigen Sozialarbeiter:innen zu implementieren. 

3.	 Zum Konzept der Menschenrechtsbildung im 
Kontext der Sozialen Arbeit 

Eine grundlegende Menschenrechts- und Demokratiebildung im Studium der Sozi-
alen Arbeit muss also zunächst einen selbstkritischen Reflexionsprozess über die Ver-
wobenheit der Sozialen Arbeit in Diskriminierungs- und Herrschaftsstrukturen bein-
halten und auf dieser Grundlage zu Solidarität und demokratischem Handeln befähi-
gen. Eine solche Befähigung geschieht nicht allein durch curriculares Lernen über 
Menschenrechte und Demokratie in bestimmten Modulen, sondern vor allem durch 
Erfahrung eines demokratischen und solidarischen Miteinanders im Hochschulalltag: 
„Der zentrale Ansatz, um Demokratie als Erfahrung im sozialen Raum Hochschule 
zu stärken, liegt darin, Freiräume zu schaffen für eigene politische Bildungserfahrun-
gen und für die Aneignung des sozialen Raums“ (Deutscher Bundestag 2020: 450). 
Menschenrechtsbildung, politische Bildung und Demokratiebildung stehen in einem 
engen Zusammenhang, auch wenn im Rahmen der beiden Letztgenannten selten ein 
direkter Bezug zu den Menschenrechten hergestellt wird (Reitz 2017: 40). Wenn 
Menschenrechte thematisiert werden, steht oft der Minderheitenschutz im Mittelpunkt 
und soziale, kulturelle und wirtschaftliche Menschenrechte kommen meist zu kurz 
(ebd.). 

Im Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit werden für alle Absolvent:innen der So-
zialen Arbeit allgemeine Anforderungen an Persönlichkeit und Haltungen bei der 
Ausübung der Berufsrolle formuliert. Insbesondere ist eine „selbstkritische und reflek-
tierte Haltung [...] auf der Basis eines reflektierten Welt- und Menschenbildes“ (Schä-
fer/Bartosch 2016: 54) vorausgesetzt, die auch auf die Notwendigkeit von politischer 
Bildung, Demokratiefähigkeit und Menschenrechtsbildung verweist. Die Professions-
anforderungen in Bezug auf Solidarität und Demokratiefähigkeit benötigen aber ge-
eignete Lehr-Lern-Settings, um schon während des Studiums eine entsprechende 
Menschenrechtsbildung anzuregen. Gerade wegen des Auseinanderklaffens von An-
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spruch und Verwirklichung bilden Menschenrechte hier einen wichtigen Bezugspunkt 
für Politik, Öffentlichkeit und Bildung (Weyers/Köbel 2016: 2). 

Die Vereinten Nationen stellen seit Anfang der 1990er Jahre Menschenrechtsbil-
dung in den Fokus und zielen damit auf die Förderung und Verbreitung der Men-
schenrechtsidee im Sinne des Artikels 26 der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte. In Artikel 26 wird das Recht auf Bildung zur vollen Entfaltung der menschli-
chen Persönlichkeit, aber auch die Stärkung der Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten betont, damit ein würdevolles Leben für alle Menschen in gegensei-
tigem Respekt, Freundschaft, Frieden, Wohlstand und Entwicklung möglich wird. 
Die am 19. Dezember 2011 von der UN-Generalversammlung verabschiedete Erklä-
rung zu Menschenrechtsbildung und -training4 ist das Ergebnis eines über 20 Jahre 
andauernden Bemühens einer weltweiten zivilgesellschaftlichen Bewegung (Mihr 
2012). In Artikel 3 der Erklärung wird gefordert, Menschenrechtsbildung systematisch 
im gesamten Bildungssystem zu verankern. Dies gelte gleichermaßen für frühkindliche 
Bildung, Schule, Aus- und Weiterbildung sowie für Hochschulen. Besonders betont 
wird die Menschenrechtsbildung für Berufsgruppen, die im Auftrag des Staates handeln 
(Deutsches Institut für Menschenrechte o. J.). Ebenso wird im gleichen Artikel der 
Auftrag zur Information, Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
formuliert. Damit werden Fachkräfte der Sozialen Arbeit nicht nur als Adressat:innen, 
sondern auch als Akteur:innen der Menschenrechtsbildung konzipiert. 

Die in Artikel 2 der UN-Erklärung über Menschenrechtsbildung genannten drei 
Dimensionen der Bildung über, durch und für Menschenrechte5 beinhalten die Ebe-
ne des Wissens, der Werte und eine Befähigung zum Handeln. Menschenrechte sind 
also einerseits als Bildungsgegenstand zu gestalten, andererseits aber an die Lernum-
gebung und die Formen des Miteinander-Lernens gebunden. Nur so können Einstel-
lungen und Werte wie auch die Handlungsebene nachhaltig erreicht werden (Reitz 
2017: 37 f.). 

Die Bildung über Menschenrechte beinhaltet die Wissensebene. Die Geschichte 
der Menschenrechte und ihre aktuelle Bedeutung sowie die Inhalte der einzelnen 
Erklärungen sollten gemäß der UN-Erklärung zur Menschenrechtsbildung in allen 

4	 Die UN-Deklaration nutzt das Wort ‚Training‘. Sandra Reitz (2016: 115) weist darauf hin, dass die im 
Deutschen im Kontext der Menschenrechtsbildung ungewöhnliche Verwendung des Begriffs „Training“ 
der Tatsache geschuldet sei, dass es auch um Berufsgruppen geht und Erwachsenenbildung im Sinne 
von Schulung oder Ausbildung im Englischen eher mit dem Begriff „Training“ verbunden wird.

5	 Diese Dimensionen korrespondieren mit den Dimensionen demokratischer Bildung – Demokratie als 
Bildungsgegenstand, Bildungsstruktur und Bildungserfahrung –, die der 16. Kinder- und Jugendbericht 
(Deutscher Bundestag 2020) zugrunde legt.
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Curricula der schulischen und beruflichen Bildung auf unterschiedlichen Ebenen fest 
verankert sein. Repräsentative Umfragen (u.a. Amnesty International 2018) zeigen, 
dass Menschenrechte in Deutschland grundsätzlich als sehr wichtig empfunden wer-
den. Jedoch wissen die Wenigsten, was die Menschenrechte konkret bedeuten. Es gibt 
zahlreiche didaktische Konzepte6 zur Menschenrechtsbildung, aber sie spielen in 
vielen Bereichen des Bildungssystems meist keine große Rolle und ihre Wirkung wird 
als eher gering eingeschätzt (Weyers/Köbel 2016: 6). Oft werden Menschenrechte auf 
einige wenige bürgerliche und politische Rechte reduziert, wie etwa das Folterverbot 
oder die Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit. Sie beinhalten die 
staatliche Verpflichtung, eine breite Palette wirtschaftlicher, sozialer und kultureller 
Menschenrechte umzusetzen, sowie die Verantwortung der Einzelnen, im Sinne der 
Menschenrechte verantwortlich für soziale und kulturelle Gerechtigkeit und eine 
gesunde Umwelt einzusetzen. Nicht von ungefähr hat Eleanor Roosevelt, die Vorsit-
zende der UN-Menschenrechtskommission von 1948 und eine treibende Kraft bei 
der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, auf die Frage 
danach, wo die Menschenrechte beginnen, geantwortet: „An den kleinen Plätzen, nahe 
dem eigenen Heim. So nah und so klein, dass diese Plätze auf keiner Landkarte der 
Welt gefunden werden können. Und doch sind diese Plätze die Welt der Einzelnen: 
Die Nachbarschaft, in der sie oder er lebt, die Schule oder die Universität, die sie oder 
er besucht, die Fabrik, der Bauernhof oder das Büro, in dem sie oder er arbeitet. Das 
sind die Plätze, wo jede Frau, jeder Mann und jedes Kind gleiche Rechte, gleiche 
Chancen und gleiche Würde ohne Diskriminierung sucht. Solange diese Rechte dort 
keine Geltung haben, sind sie auch woanders nicht von Bedeutung“7. Daraus lässt 
sich herleiten, dass erst das aktive Erleben der Menschenrechte im eigenen Umfeld zu 
einem menschenrechtsbewussten und demokratischen Habitus führen kann. 

Der Aspekt der Bildung durch Menschenrechte zielt auf die Bewusstseinsebene, die 
durch das gemeinsame aktive Er-Leben der Menschenrechte vor der eigenen Haustür, 
im Alltag, in Schule, Hochschule und Beruf entsteht. So sollten Menschenrechte auch 
am Campus der Hochschule lebendig erfahrbar gemacht werden, indem beispielswei-
se wirksame Partizipation oder barrierefreie Bildung gemeinsam und solidarisch er-
möglicht und gelebt wird. Bildung durch das Erleben der Menschenrechte kann nicht 

6	 Siehe unter anderem: Deutsches Institut für Menschenrechte – Abteilung Menschenrechtbildung: 
Bildungsmaterialien für unterschiedliche Altersgruppen und Bildungskontexte unter www.institut-
fuer-menschenrechte.de/themen/menschenrechtsbildung/bildungsmaterialien (Zugriff: 14. Juni 2021).

7	 Siehe https://www.jugend-fuer-menschenrechte.de/what-are-human-rights/universal-declaration-of-
human-rights/introduction.html 
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nur als verbindlicher Maßstab für politisches oder staatliches Handeln allgemein 
wirken, sondern gleichzeitig zum Maßstab für das eigene Handeln werden (Reitz 2016: 
131). Schließlich geht es im Sinne der UN-Erklärung zur Menschenrechtsbildung 
nicht nur um Rechte, sondern implizit auch um Pflichten, die die Achtung der Men-
schenrechte beinhaltet. Indem die Kenntnis der eigenen Rechte gestärkt wird, soll auch 
die Verantwortung gegenüber den Rechten der Anderen bewusst werden (ebd.: 116), 
denn Menschenrechte gelten immer für alle.

Bildung für Menschenrechte bedeutet nach Artikel 2 der UN-Erklärung nicht nur, 
die eigenen Rechte wahrzunehmen und auszuüben, sondern auch die Rechte anderer 
zu achten und sich solidarisch, aktiv und intuitiv für die Menschenrechte einzusetzen. 
Mit Artikel 5 betont die Erklärung zur Menschenrechtsbildung Empowerment, In-
klusion und Nichtdiskriminierung benachteiligter Gruppen. Damit lässt sich ein di-
rekter Bezug zur Sozialen Arbeit herstellen. Jedoch sind Menschenrechte keineswegs 
nur wichtig für benachteiligte Gruppen. Der Auftrag zur Menschenrechtsbildung – und 
hier stehen Hochschulen erst am Anfang – würde beispielsweise in Bezug auf die 
Bildungsprozesse der angehenden Sozialarbeiter:innen bedeuten, die Studieninhalte 
so zu gestalten, dass die zukünftigen Fachkräfte, die die Hochschule mit einem Ab-
schluss verlassen, genau wissen, was es heißt, gemeinschaftlich Bildungs- und Unter-
stützungsprozesse partizipativ, solidarisch und ohne Exklusionsrisiken zu gestalten 
und wie ihr Beitrag aussehen kann, um Chancengleichheit konkret auch in ihrem 
direkten Hochschulumfeld verwirklicht werden kann. Dieser Anspruch korreliert mit 
dem Professionsauftrag der Sozialen Arbeit (IFSW 2014), gilt aber oft nicht für den 
gegenseitigen Umgang am Lehr- und Lernort Hochschule. 

4.	 Hochschulen als Erfahrungsräume für 
Menschenrechts- und Demokratiebildung

Bildungsziele sind in der westlichen geprägten Welt von der Leitidee der Leistungs- und 
Handlungsfähigkeit geprägt und auf Selbstbestimmung und Mitbestimmung hin 
ausgerichtet (Danz 2015: 63). Vernachlässigt wird in den Bildungszielen häufig der 
Aspekt der gegenseitigen Sorge und Verantwortung (u.a. Danz 2015: 63 ff., Danz/
Sauter 2020: 66 ff.). Menschenrechtlich gesehen, geht es um eine gegenseitige Verant-
wortung, die nicht aus einer mildtätigen, paternalistischen Perspektive erfolgt, sondern 
unter gleichberechtigten Individuen, die sich als Mitmenschen begegnen. Die eigenen 
Rechte zu kennen reicht daher nicht aus. Im Sinne der Solidaritätsfähigkeit als Vor-
aussetzung für Partizipation und Demokratie, wie Wolfgang Klafki (1993) sie formu-
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liert, gilt es, sich für die eigenen wie auch für die Menschenrechte anderer stark zu 
machen. Solidaritätsfähigkeit beschreibt die Fähigkeit und die Bereitschaft, asymme-
trische Machtverhältnisse zu identifizieren und sich für die Personen einzusetzen, die 
aufgrund von gesellschaftlichen Verhältnissen, Unterprivilegierung, politischen Ein-
schränkungen oder Unterdrückungen nicht selbstbestimmt leben können und kein 
oder ein nur sehr begrenztes Mitspracherecht haben. Solidaritätsfähigkeit kann im 
Zuge unserer Argumentation daher als ein gemeinsames Ziel von Menschenrechts- und 
Demokratiebildung identifiziert werden. Der eigene Anspruch auf Selbst- und Mit-
bestimmung erscheint nach Klafki also nur gerechtfertigt, wenn gleichermaßen die 
Solidaritätsfähigkeit ausgebildet ist (vgl. Klafki 1993: 21). Hochschulen als leistungs- 
und selektionsorientierte Bildungsorte fördern jedoch eher die Konkurrenz und 
Vereinzelung als ein solidarisches Miteinander. Bildung durch und für Menschenrech-
te sollte also auch sensibilisieren für hochschulische Lernprozesse und die Etablierung 
einer tragfähigen solidarischen Lerngemeinschaft. Dies aber erleben Studierende 
während des Studiums kaum. 

In besonderer Weise zeigt sich hier das Spannungsfeld von Menschenrechten als 
Freiheits-, Gleichheits- und Inklusionsrechte. Menschenrechte stellen die Freiheit der 
Einzelnen sicher und gewährleisten Diskriminierungsschutz und Gleichheit in der 
Menschenrechtswahrnehmung (vgl. Neuhoff 2020: 30). Menschen sind aber als so-
ziale Wesen auch auf soziale Eingebundenheit und Zugehörigkeit angewiesen. „Die 
gleiche Freiheit des Menschen zu achten, bedeutet nicht nur Selbstbestimmung zu 
fördern. Es bedeutet auch, die Grundlagen für die gleichberechtigte Zugehörigkeit zur 
sozialen Gemeinschaft zu schaffen und unfreiwillige Ausschlüsse zu vermeiden“ (Neu-
hoff 2020: 32). In dieser gemeinschaftlichen Dimension sind Menschenrechte auch 
Inklusionsrechte (vgl. ebd.). Auch in Institutionen wie den Hochschulen handeln 
einzelne Menschen. Im Spannungsfeld von Freiheit und Gleichheit kann ein men-
schenrechtskonformes Verhalten nicht „verordnet“ werden, sondern kann durch 
Menschenrechtsbildung aus Erfahrung und Überzeugung zu konkretem Handeln 
führen. Für Studierende bedeutet das, ein Bewusstsein für die konkreten Exklusions- 
und Diskriminierungsrisiken an den akademischen Bildungsorten, die die Studierbar-
keit gruppenspezifisch behindern und zu benachteiligenden Studienbedingungen 
führen, schon während des Studiums zu thematisieren und zu reflektieren – was in 
der Regel aber selten geschieht (Dorrance/Dannenbeck 2017). Eine kritische Distanz 
zur Leistungs- und Selektionsorientierung erscheint vor dem Hintergrund der Men-
schenrechtsbildung – insbesondere in den Studiengängen der Sozialen Arbeit – jedoch 
wichtig. 
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Nach wie vor sind Hochschulen, insbesondere in Deutschland, von sozialer Selek-
tivität gekennzeichnet und zeigen darin immer noch ein starkes Beharrungsvermögen 
(ebd.: 93). Daran ändern auch die in den Hochschulgesetzen verankerte demokratische 
Verfasstheit sowie die Forderung, Chancengleichheit zu realisieren, recht wenig. Es 
wird zwar betont, dass Bildungsungleichheiten, soziale Herkunft, Geschlecht, Migra-
tionshintergrund oder Behinderungserfahrungen für die Bildungschancen keine 
Rolle spielen dürfen, aber faktisch wird der Bildungserfolg – wie die PISA-Studien 
zeigen – von Privilegien wie beispielweise der sozialen Herkunft stark beeinflusst (Reiss 
et al. 2019: 129). Auch in Bezug auf das Studium mit Beeinträchtigungen und chro-
nischen Krankheiten berichten viele Studierende von Befürchtungen, wie die ‚best2-
Studie‘ des Deutschen Studentenwerks in zeigt. Rund 44 % der betroffenen Studie-
renden berichten demnach von Schwierigkeiten im sozialen Miteinander, die Auslöser 
und Verstärker von Studienproblemen sind (Poskowsky et al. 2018: 157). Viele Stu-
dierende beschreiben ihre Angst vor Ablehnung und Stigmatisierung oder auch nega-
tive Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Outing als Behinderte oder chronisch 
Kranke, die die Kommunikation mit Mitstudierenden, aber auch mit Lehrenden und 
dem Verwaltungspersonal extrem erschwert haben (ebd.). Zwar besteht formal das 
Recht auf einen Nachteilsausgleich aufgrund einer attestierten Behinderung oder 
chronischen Krankheit, aber nicht immer können Studierende dieses Recht auch 
diskriminierungsfrei nutzen (Ennuschat 2019). 

Bildungschancen und Bildungserfolg sind nicht nur ungleich, wenn es aufgrund 
der Herkunft oder in Folge körperlicher Beeinträchtigungen zu Benachteiligungen 
kommt. Wenn besondere Lebenslagen, wie Belastungen in der Familienverantwortung 
oder Migrationsfolgen eine Benachteiligung im Studium bewirken, kann formal kein 
Nachteilsausgleich beantragt werden. Leistungsdruck und die Angst zu versagen, 
äußern Studierende häufig erst dann, wenn einzelne mutig genug sind, nach Unter-
stützung zu fragen. 

Als Beispiel kann die Vorbereitung auf Prüfungen und Klausuren dienen. Wie geht 
eine Semestergruppe mit Leistungsunterschieden um und wie solidarisch ist sie mit-
einander? Einige Studierende gehören zu den eher Leistungsstarken, andere gehören 
zu denjenigen, die Angst haben müssen, dass sie nicht bestehen, dass sie nicht dazu 
gehören, weil sie nicht alles verstehen oder nicht die ‚richtigen‘ Worte finden oder 
sogar einen Blackout haben. Manche Referate gelingen nicht, weil die Studierenden 
ins Stocken geraten oder Dinge erzählen, deren Zusammenhang nicht ersichtlich wird. 
Dann entfaltet sich im Seminarraum eine peinliche Situation der Stille. Jetzt geht es 
darum, wie alle solidarisch damit umgehen können, wenn ein Scheitern droht. Wie 
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kann offen ermutigt statt heimlich verlacht oder ‚fremdgeschämt‘ werden? Es geht 
auch darum, welche Vorstellungen von Gerechtigkeit existieren. Ist es in Ordnung, 
wenn diejenigen, die weniger leisten können, am Ende eine ebenso gute Zensur be-
kommen, wie diejenigen, die sehr leistungsstark sind? Wie ist das für diejenigen, die 
leistungsfähig sind? Sind sie bereit dazu, ihr Wissen so aufzubereiten und zu teilen, 
dass diejenigen, die nicht ganz so gut mitkommen, auch eine gute Prüfung ablegen? 
Diese Fragen bewusst zu reflektieren und miteinander offen zu diskutieren, eröffnet 
Erfahrungen für ein menschenrechtsorientiertes Miteinander in Bildungsprozessen. 
Menschenrechtsbildung an Hochschulen geht damit weit über die staatliche Garantie 
der Menschenrechte hinaus. In förderlichen Lehr-Lern-Kulturen können erlebte Si-
tuationen (selbst-)bildende Funktionen haben und die Basis liefern, auf die sich refle-
xive Bildungsprozesse bei Studierenden erst beziehen (Kratz 2020). Wenn schon 
während des Studiums ‚schwächere‘ Studierende nicht mit Respekt und Solidarität 
unter ihresgleichen rechnen können, wie soll dann die sogenannte Augenhöhe später 
auch als stabiler beruflicher Habitus der Fachkräfte in der Sozialen Arbeit vorhanden 
sein? Durch direkte menschenrechts- und solidaritätsbezogene Erfahrungen in der 
Seminargruppe wird das eigene Selbst-Weltverhältnis im Seminar zum Gegenstand ei-
ner Reflexion. Dabei kann ein beruflicher Habitus angebahnt werden, der Soziale 
Arbeit nicht als ‚mildtätige Fürsorge‘ aus einer Position als ‚machtvolle‘ Expert:in 
missversteht, sondern die Orientierung an Menschenrechten und Solidarität aus einer 
professionellen Verantwortung heraus gestaltet und der Gefahr entgegen wirkt, 
dass Adressat:innen, als Bürger:innen zweiter Klasse behandelt werden. 

Das skizzierte Beispiel weist allerdings weit über die Seminargruppe hinaus. Ange-
sprochen sind damit auch strukturelle Fragen, etwa die Machtverhältnisse zwischen 
unterschiedlichen Statusgruppen an der Hochschule und der Auftrag der Lehrenden 
zur Leistungsdifferenzierung und Selektion, der auch die Hochschule als Bildungsin-
stitution im Kapitalismus prägt. Solidarität ist also nicht als Zumutung an leistungs-
fähige Studierende gemeint, sondern als soziale Praxis, die „kooperativ, performativ 
und transformativ“ (Lessenich 2019: 98) zugleich ist. Die kooperative und performa-
tive Seite der Solidarität ist bereits deutlich geworden. Der transformative Aspekt zielt 
auf „die grundlegende, radikale Veränderung des gesellschaftlichen Systems ungleicher 
Möglichkeiten der Teilhabe an der Gestaltung der eigenen Lebensbedingungen“ (ebd.: 
99). Solidaritätsfähigkeit als Haltung angehender Sozialarbeiter:innen bereits im 
Studium einzuüben stellt daher eine bescheidene Variante einer „konkreten Utopie“ 
(Bloch 1985) dar, die bereits in bestehenden Strukturen experimentierfreudig das 
utopisch Mögliche erkundet. 
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Fazit

Menschenrechts- und Demokratiebildung hat zum Ziel, dass jede und jeder die ei-
genen Rechte und die Rechte der anderen kennt und diese Rechte so verinnerlicht 
hat, dass das eigene Handeln an diesen Rechten ausgerichtet ist. Das gilt für das 
Handeln von Menschen in und mit staatlichen Institutionen genauso wie für den 
alltäglichen Umgang mit anderen Menschen (vgl. Reitz/Rudolf 2014: 13). Bildung 
über, durch und für Menschenrechte zielt auf die Befähigung, jederzeit als verant-
wortungsbewusstes Mitglied einer freien und demokratischen Gesellschaft zu handeln. 
Das betrifft die Inanspruchnahme der eigenen Rechte, aber vor allem auch die Be-
reitschaft, sich aktiv für die Verwirklichung von Menschenrechten und Demokratie 
einzusetzen und zu handeln, wenn Menschenrechtsverletzungen beobachtet werden. 
Wenn Fachkräfte der Sozialen Arbeit dies bereits in ihren eigenen akademischen 
Bildungsprozessen erfahren, kann sich zum einen ein beruflicher Habitus der Sozia-
len Arbeit als Menschenrechtsprofession (IFSW 2014) etablieren. Zum anderen 
wirken die Fachkräfte der Sozialen Arbeit in ihrem späteren beruflichen Umfeld – 
neben ihrer Verpflichtung im Auftrag des Staates die Menschenrechtspflichten zu 
achten, zu schützen und umzusetzen – als Multiplikator:innen einer Verwirklichung 
demokratischer und menschenrechtsbasierter Werte im Alltag. Erinnert sei hier an 
Eleanor Roosevelts Hinweis auf den Geltungsbereich der Menschenrechte vor und 
hinter der eigenen Haustüre.
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Sylvia Losansky

Menschenrechtsorientierung kirchlicher Sozialarbeit: 
Entwicklungslinien und Spannungsfelder

Abstract 

Während Soziale Arbeit in den vergangenen Jahrzehnten dezidiert als Menschen-
rechtsprofession konzipiert worden ist, tun sich kirchlich getragene Einrichtungen mit 
ihrer Ausrichtung an den Menschenrechten offensichtlich immer noch schwer. Dies 
zeigen nicht nur die aktuellen Gutachten zum sexuellen Missbrauch in kirchlichen 
Einrichtungen, sondern – speziell bezogen auf die katholische Kirche – etwa auch der 
Umgang mit der Rolle der Frau oder mit gleichgeschlechtlichen Partnerschaften. Aber 
auch an grundlegendere Fragen des Umgangs mit Pluralität ist hier zu denken. Zwi-
schen kirchlicher Sozialarbeit und Menschenrechten scheint offensichtlich eine faktische 
Spannung zu bestehen, der sich der vorliegende Beitrag nähert. 

Whereas social work has been designed as a human rights profession over the past 
decades, church-based institutions obviously still find it difficult to align themselves 
with human rights. This is shown not only by the current reports on sexual abuse in 
church institutions, but also – especially in relation to the Catholic Church – by the way 
the role of women and same-sex partnerships are dealt with. But more fundamental 
questions of how to deal with plurality should also be considered here. There seems 
to be a factual tension between chruch-based social work and human rights, which 
this article approaches.

Einleitung

Ob sexualisierte Gewalt in kirchlichen Einrichtungen, die Diskriminierung homose-
xueller Arbeitnehmer:innen oder die Kündigung von Wiederverheirateten – Kirche 
und kirchliche Sozialarbeit stehen in der öffentlichen Diskussion. Dabei regt sich 
Kritik nicht nur von außen. Gerade von innen nimmt der Druck immer mehr zu.

So outeten sich im Januar 2022 in einer bisher beispiellosen Aktion 125 Mitarbei
ter:innen der katholischen Kirche als queer. In ihrem „Manifest“ fordert die Gruppe 
sowohl „eine Korrektur menschenfeindlicher lehramtlicher Aussagen“ als auch „eine 
Änderung des diskriminierenden kirchlichen Arbeitsrechts“.1 Reformbewegungen wie 
„Wir sind Kirche“ monieren wiederum bereits seit Jahren, „der absolute Ausschluss 
der Frauen von Weiheämtern, das Heiratsverbot für Priester sowie die Forderung der 

1	 #OutInChurch. Für eine Kirche ohne Angst: Manifest. Stand: 24. Januar 2022, abrufbar unter: https://
outinchurch.de/manifest (Zugriff: 18. Juli 2022).
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Enthaltsamkeit an homosexuelle Menschen [widersprächen] in eklatanter Weise den 
individuellen Menschenrechten wie auch dem biblisch geprägten Menschenbild.“2 
Ähnlich appelliert „Maria 2.0“, „Menschenrechte und Grundgesetz garantieren allen 
Menschen gleiche Rechte“ – und nur die katholische Kirche ignoriere dies.3

Bilden Kirche und Menschenrechte also einen Widerspruch?
So sehr die Debatte auf den ersten Blick ausschließlich die katholische Kirche zu 

betreffen scheint, sieht sich auch die evangelische Kirche mit Anfragen an ihr Arbeits-
recht, ihr Vorgehen bei der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt oder ihre Entscheidungs- 
und Partizipationsstrukturen konfrontiert.

Zugleich tangieren viele dieser Fragen nicht nur den engeren kirchlichen Binnen-
raum, sondern ebenso das soziale Wirken der Kirchen in die Gesellschaft hinein. Als 
Trägerinnen von rund der Hälfte aller sozialen Einrichtungen und Dienste in Deutsch-
land stellen die beiden christlichen Kirchen bedeutende Akteurinnen der Sozialen 
Arbeit dar. Ob und inwieweit kirchlich getragene Sozialarbeit sich an den Menschen-
rechten orientiert, ist vor diesem Hintergrund von weitreichender Bedeutung, zumal 
Soziale Arbeit auf internationaler, wissenschaftlicher und berufsverbandlicher Ebene in 
den letzten Jahrzehnten dezidiert als Menschenrechtsprofession konzipiert worden ist.

Der folgende Beitrag will einige Überlegungen dazu anstellen und zugleich Diffe-
renzierungen vornehmen. Er ist in drei Schritte untergliedert:4 1) Zunächst wird 
Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession vorgestellt. 2) Danach werden Entwick-
lungslinien im Verhältnis von Kirchen und Menschenrechten beleuchtet. Dabei wird 
sich zeigen, dass sich die christlichen Kirchen mit den Menschenrechten historisch 
betrachtet lange Zeit schwergetan haben. Ab der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
präsentieren sie sich jedoch zusehends als „Menschenrechtsorganisationen“. Deutlich 
lässt sich dies heute etwa am Stellenwert der Menschenrechte in der kirchlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit und der menschenrechtspolitischen Lobbyarbeit zeigen. 

2	 Reformbewegung Wir sind Kirche: Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019 anlässlich des Internatio-
nalen Tags der Menschenrechte am 10. Dezember 2019, abrufbar unter: http://www.kirchenvolksbe-
wegung.de (Zugriff: 18. Juli 2021). Analog das Netzwerk der deutschsprachigen katholischen Kinder- 
und Jugendverbandsarbeit „DACHS“, das wiederholt mehr Geschlechtergerechtigkeit, Gleichberech-
tigung, Mitbestimmung und Chancengleichheit in der Kirche fordert, vgl. z. B. DACHS: Mit einer 
Stimme: Für mehr Mutausbrüche weltweit! Stellungnahme vom 30. August 2020, abrufbar unter: 
https://www.bdkj.de/fileadmin/bdkj/Themen/Jugend_in_Kirche/Stellungnahme_DACHS_2020.pdf 
(Zugriff: 19. Juli 2022).

3	 Vgl. Maria 2.0: Thesenaschlag 2.0 (hier bes. These 1), abrufbar unter: https://www.mariazweipunktnull.
de/thesenanschlag-2-0 (Zugriff: 19. Juli 2022).

4	 Im Folgenden werden die Begriffe Sozialarbeit und Soziale Arbeit als Synonyme behandelt. In diesem 
Sinne umfassen beide Begriffe sowohl den klassischen Bereich der Sozialarbeit als auch die Sozialpädagogik.
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3) Dem steht die Frage nach der Geltung der Menschenrechte innerhalb der Kirche 
und ihrer Sozialarbeit selbst gegenüber. Diese Spannung wird anhand des kirchlichen 
Arbeitsrechts erörtert.

1.	 Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession

Anfang der 1990er Jahre verständigten sich Vertreter:innen des Center of Human Rights 
der Vereinten Nationen, der International Federation of Social Workers (IFSW) und 
der International Association of Schools of Social Works (IASSW) darauf, Soziale Arbeit 
als Menschenrechtsprofession zu proklamieren. Kurze Zeit später folgte die gemeinsa-
me Veröffentlichung eines entsprechenden Handbuchs (Center of Human Rights 1994). 
Eingebettet war der Prozess in die Vorbereitungen für die UN-Dekade für Menschen-
rechtsbildung, welche in den Jahren 1995 bis 2004 stattfinden sollte und auf eine 
verstärkte Berücksichtigung der Menschenrechte in den sozialen Berufen zielte.

Im Jahr 2000 nahmen IASSW und IFFSW auf ihrer Weltkonferenz in Montreal 
die Menschenrechtsorientierung Sozialer Arbeit dann in ihre erste gemeinsam verab-
schiedete Definition Sozialer Arbeit auf. Die „Principles of human rights and social 
justice“ werden dort als „fundamental to social work“ bezeichnet.5

Im deutschsprachigen Raum ist es vor allem die Schweizer Sozialarbeitswissen-
schaftlerin und Hochschullehrerin Silvia Staub-Bernasconi, die die Idee der Menschen-
rechtsorientierung Sozialer Arbeit aufgriff und zugleich theoretisch untermauerte.6 
Staub-Bernasconi entwickelt ihren Ansatz in enger Auseinandersetzung mit interna-
tionalen Pionier:innen Sozialer Arbeit wie Jane Addams, die deutlich in einer macht- 
und gesellschaftskritisch ausgerichteten Theorietradition stehen (Staub-Bernasconi 
2019: 16 ff.). Das Hauptanliegen Staub-Bernasconis war und ist es, dass sich Soziale 
Arbeit von einem weisungsgebundenen Beruf zu einer Profession mit eigenem Mandat 
weiterentwickelt. Angesichts der Erfahrungen der Wegbereiter:innen Sozialer Arbeit 
zielt sie dabei auf einen theoretisch-professionellen Ansatz, der einerseits „in größter 
Radikalität vom Menschen her“ denkt, gleichzeitig aber „die gesellschaftlichen Macht-
strukturen und (…) [deren] Einfluss auf die Individuen [nicht] vernachlässig[t]“ 

5	 Die aktuelle Fassung der internationalen Definition aus dem Jahr 2014 sowie die deutschsprachige 
Übersetzung sind abrufbar unter: https://www.dbsh.de/profession/definition-der-sozialen-arbeit.html 
(Zugriff: 19. Juli 2022). Näheres zum geschichtlichen Prozess sowie eine chronologische Übersicht 
finden sich bei Staub-Bernasconi 2019.

6	 Den Auftakt bildete ihr 1995 veröffentlichter Beitrag „Das fachliche Selbstverständnis Sozialer Arbeit 
– Wege aus der Bescheidenheit“. Zusammenfassend zu ihrem Ansatz auch Staub-Bernasconi 2013a, 
2013b.
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(Staub-Bernasconi 2013b: 209), sich also mit anderen Worten nicht auf die Hilfe an 
Individuen beschränkt, sondern auch die sozialstrukturellen Ursachen ins Auge fasst 
und auf sozialpolitische Veränderung drängt.

Im Zentrum ihres Theorieansatzes steht das von ihr postulierte „Tripelmandat“ 
Sozialer Arbeit. Sie greift damit auf Arbeiten von Lothar Böhnisch und Hans Lösch 
zurück, welche Anfang der 1970er Jahre Soziale Arbeit zunächst in einem Doppelman-
dat verortet hatten. Während Soziale Arbeit bei Böhnisch und Lösch in einem span-
nungsvollen Spagat steht zwischen den Klient:innen mit ihren Rechtsansprüchen, 
Bedürfnissen und Interessen auf der einen Seite und den Ordnungs- und Kontrollin-
teressen der Gesellschaft bzw. der Träger auf der anderen Seite – mit der schwierigen 
Aufgabe, zwischen diesen beiden Polen zu vermitteln und ein Gleichgewicht zwischen 
den beiden Mandaten herzustellen –, fügt Staub-Bernasconi (2019: 16 ff.) genau dieser 
Konstellation nun ein drittes Mandat – ein eigenes Mandat seitens der Profession – 
hinzu. Es entsteht so das Tripelmandat Sozialer Arbeit, das sich in Gestalt eines Inter-
aktionsdreiecks denken lässt.

Das neu eingeführte Mandat seitens der Profession lässt sich nach Staub-Bernasco-
ni konkret als ein zweidimensionales Mandat fassen: Es basiert einerseits auf einer 
Wissenschaftsorientierung, d. h. auf wissenschaftsbegründeten Arbeitsweisen und 
Methoden sowie andererseits auf einer professionellen Ethik, auf einem verbindlichen 
Berufskodex, der sich explizit auf die Menschenrechte als Grundlage bezieht. Dieses 
professionelle Mandat wird der Sozialen Arbeit von der Ausbildung sowie den natio-
nalen und internationalen Berufsverbänden verliehen (ebd.: 87 ff.).7

Entscheidend ist nun, dass dieses dritte Mandat der Sozialen Arbeit und mithin den 
Sozialarbeiter:innen eine relative Autonomie sowohl gegenüber den Adressat:innen als 
auch gegenüber dem Trägermandat bzw. der Gesellschaft verleiht und ihnen die Chance 
eröffnet, die von dort kommenden Aufträge einer kritischen Beurteilung zu unterziehen: 
diese Aufträge entweder reflektiert anzunehmen, zu modifizieren oder gar zu verweigern 
und – dies ist ganz wichtig – sich, so nötig, auch eigenbestimmte, wissenschafts- und 
menschenrechtsbasierte Aufträge selbst zu geben (ebd.: 89 ff.). Dies schließt eine unab-
hängige kritische Beurteilung von nationalen wie internationalen Gesetzgebungen mit 
ein, wodurch Soziale Arbeit als Profession automatisch immer (auch) politisch ist.8

7	 So heißt es etwa in der Berufsethik des Deutschen Berufsverbandes für Soziale Arbeit (DBSH): „Da 
Soziale Arbeit aus ethischen Gründen eine Menschenrechtsprofession ist, leiten sich daraus die Berufs-
ethik und die berufsethischen Prinzipien des DBSH ab“ (DBSH 2014: 5).

8	 Staub-Bernasconi hat als Träger der Sozialen Arbeit in erster Linie den Staat im Blick. Freie, und damit 
auch kirchliche, Träger werden von ihr nicht thematisiert bzw. reflektiert.
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Angesichts der erwähnt dezidiert macht- und gesellschaftskritischen Herangehens-
weise mag es kaum verwundern, dass Staub-Bernasconis Ansatz auch ein religionskri-
tischer Blickwinkel innewohnt. So steht jede religiöse Begründung und Interpretation 
der Menschenrechte für sie stets unter Partikularismusverdacht, was mit der Univer-
salität der Menschenrechte ihres Erachtens grundsätzlich unvereinbar ist.9 Auch warnt 
sie vor einem Überlegenheitsanspruch der europäischen und damit auch der jüdisch-
christlichen Menschenrechtskultur.

Mit dieser religionskritischen Haltung reiht sich Staub-Bernasconi in den Main-
stream sozialarbeiterischer Theorieentwicklung ein, wie er seit der Professionalisierung 
Sozialer Arbeit kennzeichnend ist (vgl. kritisch dazu Nauerth et al. 2017: 12, mit den 
dortigen Verweisen). Denn obgleich Soziale Arbeit im 19. Jahrhundert vielfach aus 
christlicher Motivation heraus ihren Anfang nahm und die beiden christlichen Kirchen 
mit ihren Wohlfahrtseinrichtungen bis heute die größten Anbieterinnen und Arbeit-
geberinnen für Soziale Dienste in Deutschland darstellen, versteht sich die Wissenschaft 
der Sozialen Arbeit bewusst als eine säkulare Disziplin.

Vor diesem Hintergrund stellt sich nun in zugespitzter Weise die Frage: Kirchliche 
Sozialarbeit – auch eine Menschenrechtsprofession? Dazu soll zunächst ein Blick auf 
Entwicklungslinien im Verhältnis von Kirchen und Menschenrechten geworfen 
werden.

2.	 Kirchen und Menschenrechte: Entwicklungslinien

Die Frage: „Wie hältst Du’s mit den Menschenrechten?“ muss in Bezug auf die christ-
lichen Kirchen durchaus differenziert beantwortet werden. Die folgenden Annähe-
rungen beschränken sich auf die Römisch-katholische Kirche10 sowie die in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zusammengeschlossen Kirchen11 mit ihren je-
weiligen Wohlfahrtsverbänden und Hilfswerken.

9	 Staub-Bernasconi leitet die Menschenrechte dagegen bedürfnistheoretisch, d. h. aus von allen Menschen 
gemeinsam geteilten kontext- und kulturübergreifenden Bedürfnissen ab, vgl. Staub-Bernasconi 2008: 
21. Auch nimmt sie Religion in der Lebenswelt der Adressat:innen vor allem als negative Größe wahr, 
vgl. etwa Staub-Bernasconi 2019: 90 f. 193 f. Dass Religion auch eine positive Ressource darstellen kann, 
wie in der neueren Sozialarbeitswissenschaft zunehmend herausgearbeitet wird (vgl. dazu z. B. Nauerth 
et al. 2017, K. Hahn 2018), findet sich bei ihr nicht.

10	 Hier mit Fokus auf das kirchliche Lehramt.
11	 Daneben gibt es eine große Anzahl evangelischer Freikirchen, die hier generell unberücksichtigt bleiben. 

Ebenso unberücksichtigt bleibt das schwierige Verhältnis der orthodoxen Kirchen zu den Menschen-
rechten. Vgl. zu beidem die einschlägigen Beiträge in: Konfessionskundliches Institut Bensheim 2021. 
Speziell zu den orthodoxen Kirchen vgl. etwa auch Makrides 2012, Wolbert 2010, Heller 2014, Gab-
riel/Tobler 2010.
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Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Idee der Menschenrechte, wenngleich sie 
in einem jüdisch-christlichen Umfeld ihren wesentlichen Ausgangspunkt nahm und 
sowohl reformatorische Theologumena als auch das kanonische Recht zweifellos einen 
wesentlichen Einfluss auf die Rechtsentwicklung in Europa ausgeübt haben, nicht 
direkt auf die christlichen Kirchen zurückzuführen ist (Loretan 2018: 48 f., Robbers 
2004: Ziff. 5 ff.). Im Gegenteil haben sich die christlichen Kirchen lange Zeit äußerst 
abweisend bis feindlich gegenüber der Vorstellung individueller Freiheit und Gleich-
heit und einer allen Menschen zukommenden Würde verhalten.

2.1	 MENSCHENRECHTE UND KATHOLISCHE KIRCHE
Speziell für die katholische Kirche lassen sich vier Phasen der kirchlichen Menschen-
rechtsgeschichte unterscheiden: 1) eine anfängliche Zeit der harschen Ablehnung und 
Gegenwehr, die von der Französischen Revolution bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
reichte; 2) eine Phase der vorsichtigen Annäherung unter Papst Leo XIII. angesichts 
der sozialen Frage und des Aufkommens der neuzeitlichen Totalitarismen; 3) die Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg, in der die katholische Kirche einen Paradigmenwechsel 
vollzog und sich mit den Menschenrechten versöhnte; sowie schließlich 4) eine Phase 
der Ambivalenz bzw. des „performativen Selbstwiderspruchs“ (Stein 2021: 97), die 
für die katholische Kirche heute kennzeichnend ist.12

In der Tat war die Reaktion des kirchlichen Lehramts auf die Verabschiedung der 
Französischen Menschen- und Bürgerrechtserklärung im Jahr 1789 in ihrer Schärfe und 
Polemik kaum zu überbieten (Hilpert 2019: 98 ff., Müller 2018: 69 f.). So verurteilte 
Pius VI. am 10. März 1791 in dem Breve Quod aliquantum die Erklärung aufs Äußerte, 
sei doch nichts „Sinnwidrigeres“ denkbar als die Thesen von der Gleichheit aller Men-
schen und ihrer natürlichen Freiheit. Gregor XVI. verwarf 1832 in seiner Enzyklika 
Mirari vos die Gewissens- und Meinungsfreiheit als „törichte und falsche Ansicht“, ja 
als „Wahnsinn“ und „verderblichen Irrtum“. Seinen Höhepunkt fand die kirchliche 
Kritik schließlich im berühmt-berüchtigten Syllabus errorum von Pius IX. im Jahr 1864.13

Es ist viel über die Hintergründe dieser harschen Ablehnung geforscht worden. Zwei-
fellos sah sich die Papstkirche „durch die Ausbreitung von aufgeklärt-liberalen Konzep-
tionen (...) in ihrem universalen Deutungsanspruch in die Defensive gedrängt“ (Thier 

12	 Ähnlich auch Menozzi 2018. Das Verhältnis von Kirche und Menschenrechten wird in der katholischen 
wissenschaftlichen Theologie in den letzten Jahren wiederholt breit diskutiert, vgl. etwa die Tagungs-
bände von Nußberger/Bogner 2021, Baumeister et al. 2018 oder das Jahrbuch der Christlichen Sozi-
alwissenschaften 2014, hg. v. Heimbach-Steins 2014.

13	 Der Syllabus errorum („Verzeichnis der Irrtümer“) ist eine Liste von 80 Thesen, die als Anhang zur 
Enzyklika Quanta cura (1864) veröffentlicht wurde.
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2018: 56). Aus ihrer Sicht ging es „um nichts weniger als [um] ‚Auflehnung‘ gegen die 
von Gott gegebene Ordnung“ und damit „um Abkehr von Gott“ (Müller 2018: 69). 
Zugleich war man überzeugt, dass mit den neuen Freiheitslehren auch die Gesellschaft 
als Ganze ins Chaos fallen müsse und „nicht nur der Bestand der Kirche, sondern auch 
der des Gemeinwesens gefährdet“ (ebd.) sei. Die kirchlichen Enteignungen und der all-
gemeine Terror im Gefolge der Französischen Revolution taten dabei ein Übriges.

Eine erste Annäherung zeichnete sich Ende des 19. Jahrhunderts unter Papst Leo 
XIII. angesichts der von der Industrialisierung ausgelösten „Sozialen Frage“ ab.14 Mit 
ihm begann das päpstliche Lehramt vorsichtig auf eine menschenrechtsfreundlichere 
Position einzuschwenken (Thier 2018: 56, Hilpert 2019: 101 f.). Neben der Enzykli-
ka Sapientiae Christianae (1890) war es vor allem die Sozialenzyklika Rerum novarum 
(1891), mit der sich das päpstliche Lehramt die Menschenrechte langsam anzueignen 
begann und sich mit dem Recht von Arbeiter:innen auf Privateigentum, gerechte 
Entlohnung und staatlichen Schutz erstmals für soziale Rechte einsetzte. Diese Linie 
wurde von Pius XI. nicht nur fortgeführt, sondern – konfrontiert mit den Totalitaris-
men des Kommunismus und Faschismus – in den Enzykliken „Mit brennender Sorge“ 
und Divini redemptoris (beide aus dem Jahr 1937) auf die Rechte des einzelnen Indi-
viduums ausgedehnt.

Doch brauchte es erst die Schrecken des Zweiten Weltkriegs bis Johannes XXIII. 
eine „radiale Wende“ (Heimbach-Steins 2001: 11) vollzog und in seiner Enzyklika 
Pacem in terris (1963) ein „umfassendes Bekenntnis zu den Menschenrechten“ (Mül-
ler 2018: 71) ablegte.15 Durch das Zweite Vatikanische Konzil erfolgte mit der Er-
klärung Dignitatis humanae über die Religionsfreiheit und der Pastoralen Konstitu-
tion Gaudium et spes (1965) schließlich die endgültige Anerkennung der Menschen-
rechte als Voraussetzung des Friedens und als Grundlage gedeihlichen Zusammenle-
bens.16

14	 Möglich wurde diese Neukonzeption durch eine Renaissance der thomistischen Naturrechtslehre und 
einer darauf aufbauenden Interpretation der Menschenrechte. Gleichwohl riss mit Leo XIII. die Kritik an 
den „zügellosen Freiheitslehren“ noch nicht ab, wie ein Blick in seine Enzyklika Immortale Dei von 1885 
zeigt.

15	 Näheres zu Pacem in terris vgl. Heimbach-Steins 2001: 14 ff. Unter Anlehnung und differenzierter in-
haltlicher Auseinandersetzung mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Na-
tionen interpretiert Johannes XXIII. die Menschenrechte hier vom Personprinzip her. Wie bereits Leo 
XIII. argumentiert er primär naturrechtlich, stellt dem aber eine schöpfungstheologische und soterio-
logische Begründung zur Seite.

16	 Vgl. v.a. die Ziff. 17, 29 und 35 der Pastoralkonstitution, in der die programmatischen Begriffe der 
französischen Menschenrechtstradition aufgenommen werden. Näheres zu den Dokumenten des II. 
Vatikanums: Hilpert 2019: 93 ff.
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Heute befindet sich die katholische Kirche nun in einer Situation, in der die Kirche 
„unbeschadet der expliziten Anerkennung, ein de facto ambivalentes Verhältnis zu den 
Menschenrechten unterhält: Sie verteidigt diese zwar in vielen Zusammenhängen als 
‚Menschenrechtsorganisation‘ (Witschen 2002), eignet sich diese selbst aber nur se-
lektiv an“ (Heimbach-Steins/Hilpert 2018: 175 f.). Was weiterhin fehlt, ist die Aner-
kennung und Umsetzung der Menschenrechte ad intra im Hinblick auf den kirchlichen 
Binnenraum. Mit anderen Worten: Die Menschenrechte werden zwar nach außen 
verteidigt, gelten aber nicht als Maßstab für die kirchliche Organisation und das 
kirchliche Recht. Daraus ergibt sich für die Kirche sowohl ein Kohärenz- und Glaub-
würdigkeits- als auch ein Attraktivitäts- und Legitimationsproblem (Mügge 2018: 
321 ff.).17

Mindestens drei Problemkreise werden in diesem Zusammenhang immer wieder 
diskutiert:18 

1) die im Codex Iuris Canonici (1983) festgeschriebene Gehorsamspflicht in Glau-
bens- und Sittenfragen, die weiterhin die personale Gewissensfreiheit konterkariert19 
und so weit geht, dass sie katholische Gläubige bis in ihre beruflichen Zusammenhän-
ge und öffentlichen Ämter hinein, etwa als Arbeitnehmer:innen oder Politiker:innen, 
in die Pflicht nimmt (vgl. Heimbach-Steins/Hilpert 2018: 179 f.); 

2) die Diskriminierung von Frauen (z. B. Ploner 2018), inklusive des Ausschlusses 
von Frauen von Weiheämtern (z. B. Hilpert 2019: 107); 

3) der Geist der Hierarchie und Machtausübung und das Fehlen von Partizipations- 
und Mitbestimmungsrechten (z. B. Heizer/Hurka 2011). Dies wird gerade im Zusam-
menhang des aktuellen Missbrauchsskandals verstärkt als entscheidender Faktor 
thematisiert (Loretan 2015, 2019). 

Nicht zuletzt geht es jüngst um die Diskriminierung von Homosexuellen.

17	 So besteht eine Schieflage zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Die kirchliche „Selbstinszenierung“ 
als Menschenrechtsorganisation wirkt für viele nicht authentisch. Ebenso sind die hohen Kirchenaus-
trittszahlen in direktem Zusammenhang damit zu sehen. Nicht zuletzt wird die Kirche damit rechnen 
müssen, dass auch ihr verfassungsrechtlich verbürgtes Selbstbestimmungsrecht und ihr Status als 
Körperschaft öffentlichen Rechts einschließlich der damit verbundenen Sonderrechte immer weiter in 
Frage gestellt werden.

18	 Weitere Kritikpunkte betreffen etwa die Wissenschaftsfreiheit, vgl. J. Hahn 2018: 81. In Zusammenhang 
dieser Problematiken wird auch die Schwäche des naturrechtlichen Ansatzes diskutiert, vgl. Böhnke 
2018: 167.

19	 Vgl. Codex Iuris Canonici 1983: can 212, can 752. Vgl. ferner die Enzyklika Evangelium Vitae (1995: 
Ziff. 73 f.) sowie die Erwägungen der Glaubenskongregation zu den Entwürfen einer rechtlichen An-
erkennung der Lebensgemeinschaften zwischen homosexuellen Personen (2003: Ziff. 10).
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Vor diesem Hintergrund wird aktuell verstärkt der Ruf nach einem kirchlichen 
Grundgesetz: einem Lex Ecclesiae Fundamentalis laut, welches die Geltung der Men-
schenrechte ausdrücklich ad intra anerkennt.20

2.2	 MENSCHENRECHTE UND EVANGELISCHE KIRCHEN
Die Frage nach Grundrechten in der Kirche kennt auch der Protestantismus, obschon 
nicht in derselben Intensität.21 Und auch grundsätzlich ist die protestantische Ent-
wicklung mit der katholischen in groben Zügen vergleichbar. Die Wende von der 
Ablehnung zur Anerkennung fand bei den evangelischen Kirchen – zumindest in 
Deutschland – ebenfalls erst nach dem Zweiten Weltkrieg statt.22 Aufgrund der Er-
mangelung eines verbindlichen Lehramts und sowohl struktureller und institutionel-
ler23 als auch theologischer Unterschiede ergeben sich gegenüber dem Katholizismus 
jedoch einige andere Akzentsetzungen. Gleichzeitig macht „die Vielfalt der reforma-
torischen Kirchen es schwer, eine spezifisch protestantische Sicht der Menschenrech-
te zu identifizieren“ (Robbers 2004: Ziff. 1).

Grundsätzlich ist festzustellen, „dass Menschenrechte in der reformatorischen 
Theologie des ausgehenden 19. und beginnenden 20 Jahrhunderts keine oder nur sehr 
untergeordnete Beachtung fanden“ (ebd.: Ziff. 34). Wenn dies doch geschah, über-
wogen Kritik und Skepsis.

20	 Ein diesbezüglicher Entwurf liegt vom International Church Reform Network (ICRN) vor. An einem 
solchen Grundgesetz wurde bereits im Zusammenhang der Kodexreform unter Paul VI. gearbeitet. 
Allerdings wurde das Vorhaben letztendlich nicht umgesetzt. Stattdessen wurden wesentliche Teile in 
den Codex Iuris Canonici von 1983 integriert, jedoch ohne die entscheidend menschenrechtlichen 
Bestimmungen. Ausführlicher dazu Mitterhofer 2018: 122 ff., Hafner 1992: 194 ff.; vgl. auch Loretan 
2018: 43 ff., der in diesem Zusammenhang auf Unterschiede im Rechtsverständnis hinweist.

21	 Vgl. etwa Pirson 1981, Huber 1997 und 2013: 514 ff. sowie Maurer 1998: 83 Fn. 11 (mit den dortigen 
Verweisen), Reisgies 2017: 113 ff. Innerkirchliche Grundrechte sind etwa in der Verfassung der Evan-
gelisch-reformierten Kirche formuliert, dort in §2.

22	 Kritisch z. B. Friedrich Gogarten, Adolph von Harleß, Ferdinand Christian Baur, vgl. Huber/Tödt 1977: 
49 ff. Gleichwohl haben viele protestantische geprägte Persönlichkeiten – zu nennen sind hier etwa 
Samuel von Pufendorf, Immanuel Kant oder Hugo Grotius – entscheidenden Einfluss auf die Entwick-
lung der Menschenrechtsidee im 17. und 18. Jahrhundert ausgeübt. Auch war ein Großteil der Mit-
glieder des Verfassungsausschusses der Paulskirchenverfassung protestantisch verwurzelt. Für die spä-
tere Weimarer Nationalversammlung ist besonders an Friedrich Naumann zu erinnern, der einen 
Grundrechtekatalog für die Verfassung erarbeitete sowie – für die Weimarer Zeit – an Rudolf Smend. 
Der Grundrechtekatalog des Grundgesetzes schließlich entstand unter maßgeblichem Einfluss von 
Gustav Heinemann. Näheres dazu Robbers 2004: Ziff. 14.30 ff.

23	 So besteht der Protestantismus aus einer Vielzahl einzelner, selbständiger Kirchen. Reformatorische 
Lehre entwickelt sich im Pluralismus der Auffassungen. Auch haben die evangelischen Kirchen auf 
manche „Zeichen der Zeit“ viel früher progressiv reagiert (z. B. Einführung der Frauenordination).
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Die langanhaltende Distanz hatte viele Gründe: Zum einen standen der optimis-
tische Fortschrittsglaube und das die Vernunft hervorhebende Menschenbild der 
Aufklärung in krassem Gegensatz zur reformatorischen Lehre vom sündigen Menschen 
(Vögele 2006: 135). Zum anderen waren die protestantischen Kirchen seit der Refor-
mation aufs engste mit dem Staat verknüpft. Die Menschenrechte und die innewoh-
nende Grundidee einer Begrenzung staatlicher Macht konnten vor diesem Hintergrund 
nur kritisch beurteilt werden (Klein 2012: 421). Andererseits gab es in manchen 
Strömungen des Protestantismus, v.a. in der Erweckungsbewegung, auch eine Distan-
zierung vom politischen Bereich. Andere wiederum konnten sich von der Vorstellung 
einer gottgegebenen Ordnung nicht lösen (Huber/Tödt 1977: 49).

Erst Mitte des 20. Jahrhunderts setzte unter dem Eindruck des Totalitarismus und 
des Zweiten Weltkriegs langsam ein Umdenken ein und es erfolgte eine erste, wenn 
immer noch zurückhaltende Hinwendung zu den Menschenrechten.24

Zu einer nachhaltig positiven Auseinandersetzung mit den Menschenrechten kam 
es im Protestantismus dann vor allem durch die Aktivitäten des Ökumenischen Rates 
der Kirchen25 (Huber/Tödt 1977: 55 ff.), welcher sich an der Erarbeitung der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen intensiv beteiligte und 
sich auf seiner Gründungsversammlung im Jahr 1949 u. a. zu Meinungsfreiheit, To-
leranz sowie politischer und wirtschaftlicher Machtkontrolle bekannte (Robbers 2004: 
Ziff. 38). Als wegweisend gelten ferner die Konsultation des Ökumenischen Rates in 
St. Pölten und die Vollversammlung in Nairobi in den Jahren 1974/1975 mit dem 
dort erarbeiteten Menschenrechtskatalog.26 Zuvor hatte der Lutherische Weltbund 
auf seiner Vollversammlung von 1970 eine Menschenrechtserklärung vorgelegt. Auch 
der Reformierte Weltbund hatte sich im selben Jahr mit den Menschenrechten be-
schäftigt.

Die 1970er Jahre waren es schließlich auch, die in Bezug auf den Protestantismus 
in Deutschland den entscheidenden Durchbruch hin zur Anerkennung der Menschen-
rechte brachten. Erstmals bezog nun die EKD offiziell Stellung.27 Ebenso stammen 

24	 Zu nennen sind hier z. B. Helmut Thielicke, Paul Tillich sowie Ernst Wolf, vgl. Robbers 2004: Ziff. 53 ff., 
Voigt-Goy 2012, Kunter 2010: 157. Im Gegensatz zur katholischen Kirche waren die evangelischen 
Kirchen bspw. auch an der Erarbeitung des Grundgesetzes nur marginal beteiligt, vgl. Vögele 2006: 134.

25	 Dem ÖRK gehören heute die Mehrzahl der orthodoxen Kirchen sowie zahlreiche anglikanische, bap-
tistische, lutherische, methodistische und reformierte Kirchen an. Er zählt aktuell über 350 Mitglieds-
kirchen.

26	 Der Katalog enthielt sechs elementare Menschenrechte, nämlich: das Recht auf Leben, kulturelle 
Identität, demokratische Teilhabe, Meinungsfreiheit, persönliche Würde sowie auf Religionsfreiheit.

27	 Vgl. die Beispiele bei Kunter 2010: 159.
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viele Entwürfe für eine theologische Begründung der Menschenrechte aus dieser Zeit.28 
Heute bilden die Menschenrechte ein Zentrum der protestantischen Ethik wie der 
kirchlichen Sozialarbeit. 

2.3	 ANWALTSCHAFT UND ENGAGEMENT FÜR DIE 
MENSCHENRECHTE

Zusammen setzen sich die Kirchen inzwischen weltweit aktiv für die Implementierung 
und Durchsetzung der Menschenrechte ein.29 Dabei nehmen besonders die kirchlichen 
Wohlfahrtsverbände Diakonie und Caritas sowie die kirchlichen Hilfswerke30 eine 
wichtige Schlüsselposition ein. So treten beispielsweise das Bischöfliche Hilfswerk 
Misereor und Brot für die Welt im Rahmen der kirchlichen Entwicklungsarbeit ge-
meinsam mit ihren Partnerorganisationen engagiert für die Menschenrechte ein31 und 
betreiben, etwa im Rahmen des Netzwerks „Forum Menschenrechte“, eine aktive 
menschenrechtspolitische Lobbyarbeit. Ebenso wie die Hilfswerke machen sich auch 
die kirchlichen Wohlfahrtsverbände regelmäßig in gesellschaftlich-politischen De-
batten für die Menschenrechte stark. Exemplarisch lässt sich dies unter anderem an 
den öffentlichen Stellungnahmen von Diakonie und Caritas zum europäischen Ei-
nigungsprozess – hier beispielsweise zur Europäischen Grundrechtecharta und zur 
Festschreibung sozialer Rechte in den europäischen Verträgen – aufzeigen (vgl. Los-
ansky 2010).

Gleichzeitig bleibt das Verhältnis von kirchlicher Sozialarbeit und Menschenrech-
ten aber auch ambivalent und mit offenen Fragen verbunden. Eine davon betrifft die 
Menschenrechtsorientierung im diakonisch-sozialarbeiterischen Alltagsgeschäft. Hier 
geht es nicht nur um Menschenrechtsverletzungen, die immer wieder auch in und 
durch kirchlich getragene Einrichtungen geschehen (z. B. Gewalt, Exklusion) sowie 
um Konfliktsituationen (wie etwa Ausübung von Zwang versus Selbstbestimmung), 
sondern auch um das Selbstverständnis kirchlich getragener Sozialarbeit schlechthin. 
So werden die Menschenrechte in diakonischen Leitbildern kaum als expliziter Refe-

28	 Eine vergleichende Aufstellung findet sich bei Bedford-Strohm 2011: 11 ff., Robbers 2004: Ziff. 42-53, 
Huber/Tödt 1977: 64 ff. Vgl. auch Schliesser 2019: 6 ff.

29	 Wobei die Kirchen stets auch eigene Akzente setzen, vgl. z. B. Hilpert 2019: 104 f., Bedford-Strohm 
2011.

30	 Evangelischerseits Brot für die Welt und Diakonie Katastrophenhilfe, katholischerseits v.a. Misereor, 
Caritas International und Adveniat.

31	 Vgl. Krennerich 2003, Grohs 2004, Erdmann 1999, Windfuhr 1997, Brock 1996. Speziell für Brot für 
die Welt vgl. Kemnitzer 2008: 39 ff., Brot für die Welt 2019 und 2022. Für Misereor: Misereor 2006, 
Kaiser 2012, Strohscheidt 2012, Noé 2022.
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renzpunkt benannt. Zudem stellt Thomas Schlag (2012: 83) fest, dass in vielen dia-
konischen Einrichtungen das Bewusstsein der politischen Bedeutung ihres Handelns 
deutlich in den Hintergrund gerückt sei und sich unterhalb der höchsten diakonischen 
Leitungsebenen in erster Linie „eine Art des pragmatischen Umgangs und auch Über-
lebens in den sozialstaatlichen (Miss-)Verhältnissen“ abspiele.32 Diese kompensatorisch 
ausgerichtete Haltung findet ihre tiefere Ursache in der zunehmenden Ökonomisierung 
des Sozialmarktes und der dadurch entstehenden Spannung zwischen Dienstleistungs-
erbringung und Sozialanwaltschaft.33 

Eine andere Frage betrifft die Kohärenz zwischen Menschenrechten und Kirchen-
recht. Dies soll abschließend beispielhaft anhand des kirchlichen Arbeitsrechts thema-
tisiert werden.

3.	 Spannungsfelder: Beispiel kirchliches Arbeitsrecht

Durch die Aussprache von Kündigungen gegen Beschäftigte aufgrund von Wieder-
heirat, die Einstellungsverweigerung wegen Homosexualität oder die vermeintliche 
Diskriminierung von Bewerber:innen ohne Kirchenmitgliedschaft stehen kirchliche 
Einrichtungen aktuell wiederholt in den öffentlichen Schlagzeilen. 

In der Tat führt das kirchliche Arbeitsrecht in Deutschland kein Nischendasein. 
Denn obwohl die Gesellschaft in Deutschland von zunehmender Säkularisierung 
und Pluralisierung geprägt ist, hat die Bedeutung der Kirchen als Arbeitgeberinnen 
in den vergangenen 60 Jahren erheblich zugenommen. Grund dafür ist der sozial-
rechtliche Grundsatz vom Vorrang privater Einrichtungen der freien Wohlfahrtspfle-
ge gegenüber öffentlichen Einrichtungen. Allein Diakonie und Caritas zählen aktu-
ell zusammen rund 1,3 Millionen hauptamtliche Beschäftigte. Der überwiegende 
Teil von ihnen ist auf der Basis eines privatrechtlichen Arbeitsvertrags angestellt (vgl. 
Scholz 2021: 69 ff.).

32	 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt die Evangelische Hochschule Dresden im Rahmen eines empi-
rischen Forschungsprojekts zur diakonischen Profilbildung (vgl. Arnold et al. 2017). Danach stufen 
diakonische Einrichtungen das Motiv der Sozialanwaltschaft sowie der politischen Mitgestaltung kaum 
als relevant ein.

33	 In der Praxis wird dieser Konflikt zwischen Pragmatismus und politischer Botschaft nun häufig dadurch 
zu lösen versucht, dass zwischen den Aufgaben der Träger und des Verbandes differenziert wird. Während 
den Trägern die Aufgabe einer ökonomischen Unternehmenspraxis zugeschrieben wird, wird die poli-
tische Verantwortung hingegen den Spitzen- und Fachverbänden vorbehalten, verfügen sie nicht nur 
über mehr fachliche Kompetenzen und personelle Ressourcen, sondern auch über ein größeres politisches 
Gewicht als einzelne Träger. Wie Maik Arnold u. a. (2017: 233) hinweisen, verbindet sich mit einer 
solchen Aufgabentrennung jedoch die Gefahr einer Doppelmoral.
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Dazu muss man wissen, dass das Verhältnis von Staat und Kirche in Deutschland 
weder einer strikten Trennung, wie es für den Laizismus charakteristisch ist, noch dem 
Modell der Staatskirche folgt.34 Vielmehr ist das deutsche System, von einer grund-
sätzlichen Trennung bei gleichzeitiger Anerkennung vielfaltiger gemeinsamer Aufgaben 
zwischen Kirche und Staat gekennzeichnet. Oder anders formuliert: Zwischen Staat 
und Kirche herrscht ein Verhältnis der Nichteinmischung und Nichtidentifikation, 
andererseits aber ebenso der Kooperation und sich überschneidender Zuständigkeiten. 
Damit stellt das deutsche System einen europäischen Sonderweg dar.

Verfassungsrechtliche Grundlagen bilden vor allem die Artikel 4 und 140 des 
Deutschen Grundgesetzes.35 Art. 4 GG schützt zunächst die individuelle Religions-
freiheit, auf dessen Schutz sich aufgrund der korporativen Religionsfreiheit allerdings 
auch die Kirchen berufen können. Dieser werden in Art. 140 GG das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht sowie der Status der Kirchen als Körperschaften öffentlichen 
Rechts zur Seite gestellt.36

Das Selbstbestimmungsrecht gewährt den Kirchen, ihre Angelegenheiten innerhalb 
der Schranken des für alle geltenden Rechts selbständig zu ordnen und zu verwalten 
sowie ihre Ämter ohne staatliche Mitwirkung zu verleihen. Wichtig ist, dass sich das 
Selbstbestimmungsrecht nicht nur auf die Religionsgemeinschaften im engeren Sinne 
beschränkt, sondern die Wohlfahrtsverbände mit umfasst.37 Es gilt hier ein Einmi-
schungsverbot des Staates.38 Darüber hinaus gestattet es den Kirchen die Definition 
ihrer Angelegenheiten weitestgehend eigenverantwortlich vorzunehmen, d. h. von sich 
aus zu bestimmen, was sie zu ihren Aufgaben zählen: z. B. das Betreiben von Kinder-
gärten, Schulen, Altenheimen und Krankenhäusern.

Jenes Selbstbestimmungsrecht ist es auch, aus dem sich das kirchliche Arbeitsrecht 
speist. Dreh- und Angelpunkt der aktuellen Diskussion bildet dabei der Umstand, 
dass die Kirchen auf der Grundlage ihres Selbstbestimmungsrechts eigene rechtliche 

34	 Zum deutschen Staatskirchenrecht vgl. Robbers 2005, de Wall 2002, Listl/Pirson 1994/1995.
35	 Art. 140 inkorporiert die Art. 136-139 und 141 der Weimarer Reichsverfassung in das Grundgesetz; 

das kirchliche Selbstbestimmungsrecht gründet in Art. 137 Abs. 3 WRV, der Körperschaftsstatus in Art. 
137 Abs. 5 WRV.

36	 Letzterer erlaubt den Kirchen auf gewisse Gestaltungsmöglichkeiten des öffentlichen Rechts zurückzu-
greifen, d. h. ihre Verwaltung beamtenrechtlich zu strukturieren und Kirchensteuern zu erheben.

37	 Voraussetzung dafür ist, dass sie nach kirchlichem Selbstverständnis, ihrem Zweck oder ihrer Aufgabe 
teilhaben an der Verwirklichung des kirchlichen Auftrags und sie – sofern es sich um rechtlich verselb-
ständigte Einrichtungen handelt – eine ausreichende Verbindung mit der verfassten Kirche aufweisen 
(Scholz 2021: 85).

38	 Begründet wird dieses Neutralitätsgebot mit der mangelnden Kompetenz des säkularen Staates zu einer 
Beurteilung und Bewertung religiöser Sachverhalte.
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Regelungen in ihren Arbeitsbeziehungen schaffen und eigene Maßstäbe etwa bei der 
Personalauswahl anlegen dürfen. Zudem können sie von ihren Beschäftigten gewisse 
Loyalitätspflichten beanspruchen. Diese sind in den jeweiligen von den Kirchen er-
lassenen arbeitsrechtlichen Regelungswerken festgehalten und betreffen u. a. auch die 
allgemeine Lebensführung und damit das außerdienstliche Verhalten der Arbeit
nehmer:innen.39

In den letzten Jahren ist das kirchliche Arbeitsrecht nicht nur durch öffentliche 
Skandalisierungen, sondern vor allem durch die zunehmende Einwirkung europäischer 
Rechtsquellen und die europäische Rechtssetzung verstärkt unter Druck geraten. 
Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang einerseits die Berücksichtigung der aus der 
Europäischen Menschenrechtskonvention folgenden Grundrechte sowie die sog. 
Gleichbehandlungsrichtlinie 2000/78/EG. Insbesondere sind es die vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte in den Jahren 2010 und 2011 ergangenen Urteile in 
den Rechtssachen Schüth, Obst und Siebenhaar sowie die vom Europäischen Gerichts-
hof verhandelten Fälle Egenberger und „Chefarzt“, die die deutsche Rechtspraxis 
nachhaltig erschüttern und infrage stellen. Aus Platzgründen kann an dieser Stelle 
nicht näher auf die genauen Inhalte und den Verlauf dieser Urteile und deren Auswir-
kungen auf die deutsche Rechtsprechung eingegangen werden.40 Es genügt zu wissen, 
dass die Kirchen in den Jahren 2015/2016 darauf mit einer Anpassung ihrer arbeits-
rechtlichen Regelungswerke reagierten und von der Deutschen Bischofskonferenz seit 
Mai 2022 zudem ein Entwurf für eine abermals liberalisierte Grundordnung vorliegt.41

39	 Begründet werden die Loyalitätspflichten von den Kirchen mit dem Leitbild der sog. Dienstgemeinschaft 
(Morgenbrodt 2021: 58 ff., Scholz 2021: 94 ff.). Für die katholische Kirche gilt die Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse, zuletzt novelliert 2015 (Die deutschen 
Bischöfe: Nr. 95A); für die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Diakonie greift für den Bereich 
des Individualarbeitsrechts die sog. Loyalitätsrichtlinie, neugefasst 2016 (Abl. der EKD Nr. 1/17, 11 f.). 
– So ist etwa in § 3 der EKD-Loyalitätsrichtlinie festgeschrieben, dass die berufliche Mitarbeit in der 
evangelischen Kirche und ihrer Diakonie „grundsätzlich“ die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der 
EKD oder einer Kirche, mit der die EKD in Kirchengemeinschaft verbunden ist, voraussetzt. Nach § 
4 haben die Beschäftigten gegenüber der evangelischen Kirche Loyalität zu wahren. Christ:innen haben 
zudem für die evangelische Prägung ihrer Dienststelle/Einrichtung einzutreten, Nicht-Christ:innen 
haben diese zu achten. Außerdem sind alle Mitarbeitenden verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb 
des Dienstes so zu verhalten, dass die glaubwürdige Ausübung ihres jeweiligen Dienstes nicht beein-
trächtigt wird. Ein Verstoß kann im äußersten Fall die Kündigung des Arbeitsverhältnisses nach sich 
ziehen. Ähnlich sind die Bestimmungen in der katholischen Kirche. Allerdings gehen die Bestimmun-
gen hier deutlich darüber hinaus, insofern sich diese auch auf das Beziehungsleben und die Intimsphä-
re erstrecken.

40	 Vgl. z. B. Scholz 2021, Greiner 2020, Herboldsheimer 2019, Landau 2017, Thüsing 2016, Schubert 
2016.

41	 In den neuen Regelungswerken haben sich die Kirchen u. a. stärker für die berufliche Mitarbeit von 
andersgläubigen Menschen geöffnet. Nach dem neuen Grundordnungsentwurf der Deutschen Bischofs-
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Viel interessanter scheint an dieser Stelle die Frage, wie solche politischen und ju-
ristischen Vorstöße gegenüber den Kirchen generell einzuordnen sind. Innerhalb des 
rechtswissenschaftlichen Schrifttums wird eine höchst-kontroverse Debatte darüber 
geführt, ob die Entscheidung des EuGH im sog. Chefarztfall als ein Verstoß gegen 
Art. 17 AEUV und damit als primärrechtswidriger Eingriff in das deutsche Staatskir-
chenrecht zu bewerten ist (vgl. dazu Scholz 2021: 162).

Gleichwohl plädiert etwa der katholische Theologe Peter G. Kirchschläger für eine 
aktive Rolle des Staates bei der Durchsetzung menschenrechtlicher Standards auch in 
Bezug auf die inneren Strukturen der Kirchen bzw. Religionsgemeinschaften. So 
müssen nach Kirchschläger „die Staaten sicherstellen (...), dass Kirchen ihrer Verant-
wortung nachkommen und die Menschenrechte achten, schützen und zu ihrer Rea-
lisierung beitragen“ (Kirchschläger 2019, vgl. auch 2016). Heiner Bielefeldt hält dem 
entgegen, dass der Staat zwar zweifellos dafür zu sorgen habe, dass im Inneren der 
Religionsgemeinschaften strikte Zwangsfreiheit herrscht. Diese Gewährleistung dür-
fe jedoch „nicht mit dem Mandat des Staates verwechselt werden, innerreligiöse Re-
formen in Richtung von mehr Liberalität zu forcieren“ (Bielefeldt 2018: 31). So habe 
der Staat „kein Mandat, beispielsweise das Priestertum der Frau in der katholischen 
Kirche mit politischen oder rechtlichen Mitteln durchzusetzen. (...) [Und] auch die 
mit guten Gründen immer wieder angemahnte Reform des katholischen Codex Iuris 
Canonici ist (...)“ – nach Bielefeldt – „nicht Sache staatlicher Institutionen. [Vielmehr] 
obliegt eine liberalisierende Veränderung religionsinterner Strukturen und Selbstver-
ständnisse nach Maßgabe menschenrechtlicher Prinzipien primär den Angehörigen 
der jeweiligen Religionsgemeinschaft“ (ebd.: 33).

4.	 Ausblick

Wie also kann es weitergehen mit der Menschenrechtsorientierung von Kirche und 
kirchlicher Sozialarbeit? 

Sicher ist denjenigen Stimmen beizupflichten, die mit den Menschenrechten die 
Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Sozialarbeit stehen und fallen sehen. Die 
Menschenrechte müssen ein oberster Maßstab und Referenzpunkt jeglicher Sozialer 
Arbeit sein – auch derjenigen in kirchlicher Trägerschaft. 

konferenz von Mai 2022 soll die private Lebensgestaltung („insbesondere Beziehungsleben und Intim-
sphäre“) der Beschäftigten künftig keinen Anlass mehr für Kündigungen bieten, falls diese nicht im 
Einklang mit der kirchlichen Lehre stehen. Als einziger Kündigungsgrund bliebe damit „kirchenfeind-
liches Verhalten“ in der neuen Ordnung erfasst.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

166

Von der Orientierung an den Menschenrechten kann dabei kein Bereich dispensiert 
werden: weder der kirchliche Binnenbereich noch das kirchliche Arbeitsrecht noch 
das diakonische Alltagsgeschäft. Daher schlägt auch jedes Argument fehl, das in einem 
politisch-menschenrechtlichen Mandat eine Überforderung diakonischer Einrichtun-
gen bzw. Träger sieht und die politische Verantwortung den Spitzen- und Fachverbän-
den vorbehalten will.42

Dem religionskritischen Blickwinkel Staub-Bernasconis (vgl. Punkt 1) ist indes 
entgegenzuhalten, dass die Menschenrechte trotz und gerade wegen ihres universalis-
tischen Charakters immer auch der Aneignung und substantiellen Füllung und damit 
einer gewissen „partikularistischen Verankerung“ (Habermas 1994: 17) bedürfen. 
Aufgrund ihrer Begründungs- und Interpretationsoffenheit bleibt die Deutung und 
Umsetzung der Menschenrechte eine ständige Herausforderung. Kirche und kirchliche 
Sozialarbeit können hier einen Beitrag leisten, indem sie aus dem christlichen Glauben 
heraus bestimmte Akzente setzen, zugleich aber auch deutlich machen, warum die von 
ihnen angebotenen Orientierungen dem universalistischen Kern der Menschenrechte 
gerade nicht zuwiderlaufen, sondern den emanzipatorischen Gehalt der Menschen-
rechte stärken. 

Dies leitet zu der – in der Diakonie- und Caritaswissenschaft angesichts der zuneh-
menden Säkularisierung und Pluralisierung der Gesellschaft sowie der steigenden 
Ökonomisierung sozialer Dienste seit Längerem geführten – Debatte über, wie kirch-
lich getragene Soziale Arbeit künftig ein spezifisches christliches Profil aufweisen und 
gleichzeitig mit Vielfalt in kirchlich getragenen Einrichtungen bejahend umgegangen 
werden kann. Ein vielversprechender Weg könnte hier sein, diakonische Identität 
konkret über die Menschenrechte zu suchen. Für kirchliche Sozialarbeit bedeutet dies, 
die Menschenrechte als conditio sine qua non anzuerkennen, gleichzeitig aber auch die 
Spannung zu nutzen, die zwischen Menschenrechten und christlichen Glaubensin-
halten besteht und so gewisse Akzentsetzungen profilbildend deutlich zu machen – wie 
etwa Freiheit von der Sozialität her zu deuten und damit das Freiheitsverständnis vor 
individualistischer Engführung zu bewahren.

42	 Johannes Eurich hat für die Umsetzung von diakonischer Sozialanwaltschaft das Modell der sog. „Kon-
textsteuerung“ vorgeschlagen (Eurich 2013: 138 f.). In diesem wird die anwaltschaftliche Verantwortung 
von diakonischen Verbänden und Trägern gleichermaßen, wenngleich in differenzierter und einander 
ergänzender Weise, wahrgenommen. Dies lässt sich auf den Einsatz für die Menschenrechte übertragen.
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Helga Riedl

Menschenrechtsbildung in der Kommunalverwaltung

Abstract

Auf der lokalen Ebene gibt es vielfältige menschenrechtsrelevante Aufgaben zu be-
wältigen. Dabei stehen die Mitarbeitenden der Verwaltung in der Verpflichtung, die 
Menschenrechte aller Einwohner*innen zu achten, zu schützen und zu gewährleisten, 
haben aber gleichzeitig die potenzielle Macht, diese Rechte zu verletzen. Weiter sind 
sie, wie jeder Mensch, von Geburt an selbst Träger*innen der Menschenrechte. All das 
erfordert Wissen und Bewusstsein; deshalb nennen nationale wie internationale Do-
kumente das Personal des öffentlichen Dienstes explizit als Adressat*innen der Men-
schenrechtsbildung. Es ist die Pflicht, aber auch das Recht der Mitarbeitenden auf 
eine Menschenrechtsbildung, die sie ermächtigt, ihrer menschenrechtlichen Verant-
wortung gerecht zu werden.

In local administration, there are diverse human rights-related tasks to be dealt with. 
In the process, administrative employees are obligated to respect, protect and fulfil 
the human rights of all residents. Simultaneously, they have the potential power to 
violate these rights. Furthermore, they are, like every human being, right-holders of 
human rights. All this requires knowledge and awareness; that is why national as well 
as international documents explicitly list employees in the public sector as addressees 
of human rights education. It is the duty but also the right of administrative staff to 
receive a human rights education that empowers them to live up to their human rights 
responsibility.

1.	 Einleitung

„Wo beginnen Menschenrechte? In kleinen Orten, ganz in der Nähe – so nah und so klein, 
dass die Orte auf keiner Landkarte der Welt gesehen werden können. Dennoch bedeuten sie 
die Welt für jede einzelne Person: die Nachbarschaft, in der wir leben; die Schule oder Hoch-
schule, die wir besuchen; die Fabrik, der Bauernhof oder das Büro, wo wir arbeiten.“ (Elea-
nor Roosevelt, 1958)1 

Dieser häufig zitierte Absatz macht deutlich, dass die Menschenrechte gerade auf der 
kommunalen Ebene für jede Einzelne und jeden Einzelnen erfahrbar und spürbar sind. 
Ein diskriminierungsfreier Umgang mit Respekt vor der Würde aller Einwohner*innen 

1	 Das englische Originalzitat stammt aus einer berühmt gewordenen Rede von Eleanor Roosevelt anläss-
lich der Präsentation eines Leitfadens für lokale Aktionen zum zehnten Jahrestag der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, gehalten am 27. März 1958.
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ist das Fundament des Zusammenlebens in der Stadt. Das Thema Menschenrechte wird 
häufig ausschließlich auf der internationalen Ebene gesehen und die Verantwortung 
nicht auf den kommunalen Bereich heruntergebrochen. Dabei kommt den Kommunen 
eine Schlüsselrolle zu, wenn es um die Bewältigung der vielfältigen Herausforderungen 
einer globalisierten Welt geht. Auch wenn die Menschenrechte für alle Menschen glei-
chermaßen gelten, müssen hier gerade verletzliche Gruppen besonders in den Blick 
genommen werden, da ihre Schutzbedürftigkeit höher ist. Die Öffnung von Schulen 
und Ausbildungsstätten für eine echte Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen, der respektvolle Umgang mit Menschen, die von staatlichen Unterstüt-
zungsleistungen leben, ebenso wie die Aufnahme und menschenwürdige Unterbringung 
von Geflüchteten sind Beispiele dazu. Es geht immer um Menschenrechte. Das sind 
Emanzipations- und Freiheitsrechte – keine Wohlfahrtsrechte. Durch sie werden die 
Menschen Träger*innen von Rechten und empfangen keine Almosen. Diesen subjekti-
ven Rechten stehen Pflichten gegenüber. Die sogenannte staatliche Pflichtentrias, die 
Menschenrechte zu achten, zu schützen und zu gewährleisten, muss von den Staaten 
und ihren Organen auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene erfüllt werden. 

Die Menschenrechtsarbeit soll in alle Teile des städtischen Netzes integriert sein, nicht 
nur als Verantwortung an einer Stelle, wie dies auch im Bericht des Menschenrechtsbü-
ros der Stadt Wien gefordert wird. Das erfordert Schulungen und Programme der 
Menschenrechtsbildung, damit die Mitarbeitenden der Verwaltung mit dem Thema 
Menschenrechte und ihren Handlungsmöglichkeiten vertraut sind (Nowak 2022: 4).

Dieser Beitrag beschreibt zunächst die Verantwortung der Städte in Bezug auf die 
Menschenrechte, um danach die Notwendigkeit der Menschenrechtsbildung für die 
Mitarbeitenden der Kommunalverwaltung und die Implikationen für die Bildungs-
arbeit mit der Zielgruppe zu thematisieren. Dabei werden Praxisbeispiele aus der Stadt 
Nürnberg, der „Stadt des Friedens und der Menschenrechte“, angeführt.

2.	 Die Verantwortung der Städte für die 
Menschenrechte

Die Menschenrechte werden oft als etwas Abstraktes, Internationales gesehen, das für 
das eigene Leben und die Stadt, in der man lebt, nicht relevant ist, zumindest nicht 
im reichen und rechtssicheren Deutschland. Auch in den Städten jedoch werden die 
Menschenrechte aus dem papierenen Dasein in die Realität übertragen. Dort geht es 
um gelebte Verwirklichung der Menschenrechte beispielsweise in der Begegnung/
Beziehung zwischen der Behörde und den Einwohner*innen. Die Menschenrechte 
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gelten von Geburt an, schützen jeden einzelnen Menschen vor staatlicher Willkür und 
belegen die Staaten mit Pflichten.

Bei der Erfüllung der staatlichen Pflichtentrias, die Menschenrechte zu achten, zu 
schützen und zu gewährleisten, wird rechtlich gesehen die Hauptverantwortung den 
Staaten zugeschrieben. Aber was bedeutet an dieser Stelle der Staat? Der Begriff Staat 
bezieht sich auf alle Behörden und alle Ebenen und Bereiche der Regierung, von der 
nationalen bis zur lokalen. Diese müssen in ihrem Kompetenzbereich dafür sorgen, 
dass die menschenrechtlichen Verpflichtungen umgesetzt werden, die der Staat mit 
seinem Beitritt zu internationalen Abkommen übernimmt. Verschiedene internatio-
nale und regionale Menschenrechtsabkommen unterstreichen explizit die jeweiligen 
Verpflichtungen der lokalen Regierungen, so etwa die UN-Kinderrechtskonvention 
oder auch die Istanbul-Konvention des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Deklerck 2022: 5-6).

2.1	 MENSCHENRECHTSSTÄDTE UND NETZWERKE
Neben ihrer grundsätzlichen menschenrechtlichen Verantwortung verpflichten sich 
einige Städte der Umsetzung der Menschenrechte in besonderer Weise. Sie schaffen 
normative Grundlagen durch Ratsbeschlüsse und entwickeln Konzepte, um ihr Handeln 
systematischer und wirksamer an den Menschenrechten auszurichten. So hat sich die 
Stadt Nürnberg als freiwillige Selbstverpflichtung den Zusatz „Stadt des Friedens und 
der Menschenrechte“ gegeben. Der Nürnberger Stadtrat beschloss im Jahr 2001 ein 
Leitbild, bei dem an erster Stelle steht: „Wir verpflichten uns auf Grund der besonderen 
geschichtlichen Verantwortung Nürnbergs zur aktiven Verwirklichung der 
Menschenrechte.“2 Im Jahr 2004 trat Nürnberg der „Europäischen Charta für den Schutz 
der Menschenrechte in der Stadt“3 bei, welche die Grundlage für die städtische Men-
schenrechtsarbeit und Leitlinie für die Stadtverwaltung ist. Operationalisiert wurde die 
Charta mit dem „Zehn-Punkte-Aktionsplan gegen Rassismus“.4 Die Resolution des 
Deutschen Städtetages „2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf 
kommunaler Ebene gestalten“ unterzeichnete die Stadt im Jahr 2017.5

2	 https://www.nuernberg.de/imperia/md/menschenrechte/dokumente/menschenrechte/leitbild_stadt_
nuernberg.pdf.

3	 https://www.nuernberg.de/imperia/md/menschenrechte/dokumente/staedtenetzwerk/charta_dt.pdf.
4	 https://www.nuernberg.de/imperia/md/menschenrechte/dokumente/staedtenetzwerk/10_ppa_dt.pdf.
5	 Die Agenda 2030 enthält 17 Ziele für eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals – 

SDGs), die am 27.09.2015 von den UN beschlossen wurden. Viele der SDGs sind eng mit den Menschen-
rechten verknüpft. Hochwertige Bildung, Geschlechtergerechtigkeit, weniger Ungleichheiten, aber auch 
SDG 11 (nachhaltige Städte und Gemeinden), das die Städte und Gemeinden als die eigentlich wichtigen 
Akteure definiert; https://www.staedtetag.de/themen/nachhaltigkeit-auf-kommunaler-ebene-gestalten.
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Es gibt weltweit mehrere Städte, die sich als Menschenrechtsstädte begreifen. Sie 
nehmen sich damit einen Arbeitsauftrag vor und organisieren sich in Netzwerken wie 
dem Human Rights Cities Network, das auf seiner digitalen Plattform den Menschen-
rechtsstädten in Europa einen multilateralen Austausch bietet.6 Die Europäische 
Städtekoalition gegen Rassismus (ECCAR) und der Dachverband von Städten und 
Gemeinden (UCLG) sind weitere Zusammenschlüsse, denen die Städte beitreten 
können, um sich gemeinsam für die Förderung und Stärkung der Menschenrechte in 
den Städten einzusetzen. Auch nationale und internationale Organisationen nehmen 
die Rolle der Städte beim Thema Menschenrechte vermehrt in den Blick. In seinem 
Positionspapier vom 15. Oktober 2021 forderte der Deutsche Städtetag7 die Aner-
kennung der bedeutenden Rolle der Städte für die Stärkung von Demokratie, Men-
schenrechten und globaler Nachhaltigkeit, außerdem erwartet er von der Bundesre-
gierung, das internationale Engagement der Städte in ihre außenpolitische Arbeit 
einzubeziehen (Deutscher Städtetag 2021). Auf europäischer Ebene veröffentlichte 
die European Union Agency for Fundamental Rights (FRA) verschiedene Publikati-
onen, die Menschenrechtsstädte in ihrem Handeln unterstützen. Mit folgendem Zitat 
formuliert die FRA die Anforderungen, die an Menschenrechtsstädte gestellt werden: 

„In a human rights city, the local government, local actors and people in the city work together 
and commit – in a declaration – to uphold international human rights standards and legal 
obligations. To do so, they take measures to deliver on these standards and develop rights-based 
policies on a wide variety of issues that cities are responsible for, thus contributing to protecting, 
respecting, fulfilling and promoting human rights locally.“ (FRA 2021: 5) 

Im Guide to Support Local Authorities in Making Human Rights Part of People's Daily 
Life gibt die FRA mithilfe von 20 Tools den Städten konkrete Beispiele und Hand-
lungsanleitungen. Dabei bezieht sich Tool 14 explizit auf die Menschenrechtsbildung.8 

6	 Weltweit gibt es ca. 20 Städte, die bereits Menschenrechtsstädte sind. Rosario in Argentinien war die 
erste. Formal betrachtet handelt es sich um eine Selbstzuschreibung, bei der sich eine Stadt in einer 
formellen Erklärung dazu verpflichtet, menschenrechtliche Standards und Prinzipien zu beachten und 
in ihre Planung und Rechtssetzung zu integrieren; https://humanrightscities.net.

7	 Der Deutsche Städtetag ist ein freiwilliger Zusammenschluss von kreisangehörigen und kreisfreien 
Städten in Deutschland. Derzeit gehören der Vereinigung, die aktiv die kommunale Selbstverwaltung 
vertritt, ca. 3.400 Städte an. Sie nimmt als kommunaler Spitzenverband die Interessen der Städte ge-
genüber Bundesregierung, Bundestag, Bundesrat, Europäischer Union und zahlreichen Organisationen 
wahr. 

8	 „Training and human rights education can help to develop capacities and equip city administrations 
and other local actors with the knowledge and skills they need to protect and implement human rights. 
Training can involve elected representatives, management, staff and local professionals groups (e.g. 
police, teachers, healthcare staff, social housing organisations“ (FRA 2022: 35).
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Auch auf UN-Ebene hat das Hochkommissariat für Menschenrechte (OHCHR) 2019 
im Auftrag des UN-Menschenrechtsrates eine Reihe von Empfehlungen für lokale 
Regierungen verfasst. 

2.2	 MENSCHENRECHTLICH RELEVANTE AUFGABEN DER 
KOMMUNE

Bei den vielfältigen Themen einer Stadtverwaltung ist der Menschenrechtsbezug 
häufig gegeben, auch wenn er für die Mitarbeitenden bei der praktischen Verwaltungs-
tätigkeit nicht direkt präsent ist. An erster Stelle sind die vielen Dienstleistungen zu 
nennen, die für alle Einwohner*innen verfügbar, zugänglich und angemessen sein 
müssen. Beispiele hierfür sind die Leistungen des Gesundheitswesens und der Da-
seinsvorsorge, die Beschulung und Betreuung von Kindern sowie die Pflegeeinrich-
tungen für ältere Menschen. Aber die Stadt ist auch öffentliche Auftraggeberin im 
Hoch- und Tiefbau, wo es immer mehr darum geht, ökologisch und nachhaltig zu 
bauen. Sie kann im Beschaffungswesen in vielen Bereichen als Großkundin auf die 
Einhaltung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten bei der Herstellung achten. Sie 
kann Satzungen erlassen und so menschenrechtliche Standards auf rechtlich durch-
setzbarer Ebene vorgeben. In einigen Städten, auch in Nürnberg, wurde in der kom-
munalen Friedhofssatzung beispielsweise festgelegt, dass auf ihren Friedhöfen nur 
Grabsteine zugelassen werden, die ohne ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt 
wurden9 (Krajewski 2014.). Die Stadt ist mit ihren städtischen Unternehmen nicht 
zuletzt auch Arbeitgeberin und hat Vorbildfunktion, wenn es um eine diverse und 
gendergerechte Besetzung von Stellen geht. Die Aufzählung zeigt nur beispielhaft die 
vielfältigen Aufgaben mit menschenrechtlicher Relevanz. 

All diese Aufgaben sollen mit dem Anspruch einer Good Governance10 von den 
Mitarbeitenden in einer Kommunalverwaltung erbracht werden. Unter guter Regie-
rungsführung versteht das Hochkommissariat für Menschenrechte die Einhaltung des 

9	 Der Beschluss war ein langer Weg, der durch mehrere gerichtliche Instanzen führte mit dem Ergebnis, 
dass die Kommunen Maßnahmen im Rahmen ihrer rechtlichen Kompetenzen treffen dürfen. Dies gilt 
auch für den extraterritorialen Schutz der Menschenrechte 

10	 Für diese Good Governance gibt es keine international vereinbarte Definition, laut dem Hochkommis-
sariat für Menschenrechte (OHCHR) „kann sie die folgenden Themen umfassen: uneingeschränkte 
Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, wirksame Partizipation, Partnerschaften mit meh-
reren Akteuren, politischer Pluralismus, transparente und rechenschaftspflichtige Prozesse und Institu-
tionen, ein effizienter und effektiver öffentlicher Sektor, Legitimität, Zugang zu Wissen, Informationen 
und Bildung, politische Stärkung der Menschen, Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit, und Einstellungen und 
Werte, die Verantwortung, Solidarität und Toleranz fördern“ (vgl. www.ohchr.org/en/good-governance/
about-good-governance (Zugriff: 16. August 2022).
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Versprechens der Menschenrechte, das bürgerliche, politische, wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte umfasst. In der Praxis misst sich das daran, ob die Institutionen 
der Regierungsführung effektiv beispielsweise das Recht auf Gesundheit, angemesse-
nen Wohnraum, ausreichende Nahrung, hochwertige Bildung garantieren (OHCHR 
o. J.). Für gute Regierungsführung hat der UN-Menschenrechtsrat folgende Schlüs-
selattribute identifiziert: Transparenz, Verantwortung, Verantwortlichkeit, Beteiligung 
und Reaktionsfähigkeit (in Bezug auf die Bedürfnisse der Menschen) (ebd.). Verwal-
tungshandeln muss sich an den Menschenrechten orientieren, sie respektieren. Han-
delt die Verwaltung nicht im Geiste der Menschenrechte, ist dies schlichtweg nicht 
legitim.

3.	 Das Recht auf Menschenrechtsbildung

Der ehemalige UN-Generalsekretär Kofi Annan (2000) betonte, dass die Wahrschein-
lichkeit eines friedlichen und gewaltfreien Zusammenlebens umso größer sei, je besser 
die Menschen über ihre eigenen Rechte informiert sind und die der anderen respek-
tieren. Dies gilt gerade auch für das Zusammenleben in einer Stadtgesellschaft. Dabei 
reicht eine Rechtsetzung und Verankerung der Menschenrechte in völkerrechtlichen 
Verträgen und der nationalen Gesetzgebung nicht aus: „Nur, wenn Menschen ihre 
Rechte kennen, können sie diese Rechte auch einfordern und sich für sie einsetzen. 
Menschenrechtsbildung ist daher eine zentrale Voraussetzung, die Menschenrechte zu 
verwirklichen – in Deutschland ebenso wie in allen anderen Staaten“ (Deutsche 
UNESCO-Kommission o. J.). 

Schon in der Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Ver-
einten Nationen (AEMR 1948) wird die Notwendigkeit der Menschenrechtsbildung 
betont. Das Recht auf Menschenrechtsbildung wird aus dem Recht auf Bildung im 
Art. 26 der AEMR abgeleitet in Verbindung mit Art. 13 des Internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Forum Menschenrechte 2006: 14). 
Ein wichtiges Signal für die Menschenrechtsbildung ging von der zweiten Weltkon-
ferenz über Menschenrechte in Wien im Jahr 1993 aus. In der dort verabschiedeten 
Erklärung wird die enorme Wichtigkeit des Bildungswesens und der Menschenrechts-
bildung betont (Sommer/Stellmacher 2009: 20 f.). Im Dezember 2011 verabschiede-
te die Generalversammlung der Vereinten Nationen die United Nations Declaration on 
Human Rights Education and Training (UNDHRET/Erklärung der Vereinten Natio-
nen über Menschenrechtsbildung und –training 2011), die die Inhalte und Ziele von 
Menschenrechtsbildung auf der Grundlage eines Bildungsverständnisses, das neben 
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der Auseinandersetzung mit Inhalten und individuellen Lernprozessen immer auch 
Persönlichkeitsbildung, Teilhabe- und Mitgestaltungsprozesse sowie gemeinsames 
Lernen beinhaltet. Art. 2 der Erklärung beschreibt den seit Jahren bewährten Dreiklang 
aus „Bildung über, Bildung durch und Bildung für Menschenrechte“. Bildung über 
Menschenrechte umfasst „die Bereitstellung von Wissen und das Verständnis für Normen 
und Prinzipien der Menschenrechte sowie der ihnen zugrundeliegenden Werte und 
Mechanismen zu ihrem Schutz“ (Art. 2a). Bildung durch Menschenrechte beinhaltet 
„die Formen des Lernens und Unterrichtens, welche die Rechte sowohl der Lehrenden 
als auch der Lernenden achten“ (Art. 2b). Bildung für Menschenrechte bedeutet „Men-
schen darin zu stärken, ihre Rechte wahrzunehmen und auszuüben sowie die Rechte 
anderer zu achten und hochzuhalten“ (Art. 2c). 

Menschenrechtsbildung wird als lebenslanger Prozess beschrieben, der alle Alters-
gruppen betrifft, daher auch alle unterschiedlichen Bildungskontexte. Beginnend bei 
der frühkindlichen Bildung über die unterschiedlichen Formen der Schul- und Be-
rufsbildung sind auch explizit die Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zielgrup-
pe der Menschenrechtsbildung genannt. Die Gestaltung der Bildungsangebote ist den 
Bedürfnissen und Voraussetzungen der jeweiligen Zielgruppe anzupassen (Art. 3). 
Weiter werden die Staaten aufgefordert, Menschenrechtsbildung für spezielle Berufs-
gruppen anzubieten, die im staatlichen Auftrag handeln. Dazu gehören Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, Verwaltungspersonal, Richter*innen, Vollzugsbeamt*innen 
und militärisches Personal (Art. 7 Abs. 4). 

Auch das World Programme für Human Rights Education (WPHRE), das sich in 
seiner ersten Phase insbesondere auf den Grund- und Sekundarschulbereich bezog, 
fokussierte sich in seiner zweiten Phase (2010-2014) auf Trainingsprogramme für 
Lehrpersonen, das Personal öffentlicher Dienste sowie Polizei und Militär. Dies sind 
Berufsgruppen, die als Akteure und Akteurinnen im staatlichen Auftrag eine beson-
dere Verantwortung innehaben, Menschenrechte selbst zu achten, vor Menschen-
rechtsverletzungen zu schützen und den Zugang zu Menschenrechten zu gewährleis-
ten (UN-Generalversammlung 2005: Art. 37).

An den fehlenden Formulierungen zur Menschenrechtsbildung in nationalen und 
internationalen Dokumenten mangelt es laut Sommer und Stellmacher (2009: 62) 
nicht, jedoch hinkt die Umsetzung noch hinterher. Die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes werden als Adressat*innen der Menschenrechtsbildung an mehreren Stellen 
explizit genannt.
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3.1	 AUFTRAG ZUR MENSCHENRECHTSBILDUNG FÜR 
MITARBEITENDE DER KOMMUNALVERWALTUNGEN

Warum wird in den internationalen Dokumenten neben der Polizei und der Justiz 
gerade auch die Menschenrechtsbildung für Verwaltungspersonal gefordert? So 
wie Polizei und soziale Arbeit muss auch die Verwaltung in Bezug auf die Men-
schenrechte ein doppeltes Mandat erfüllen: Sie steht in einer prioritären Verpflich-
tung, die Menschenrechte aller Einwohner*innen zu achten, zu schützen und zu 
gewährleisten, hat aber gleichzeitig auch die potenzielle Macht, diese Rechte zu 
verletzen. Abhängig von der jeweiligen Aufgabe in der Verwaltung – Eingriffsver-
waltung, Leistungsverwaltung oder Gewährleistungsverwaltung – sind die Rechte 
einzelner Menschen in unterschiedlicher Ausprägung berührt. Es besteht ein 
Spannungsfeld zwischen Eingriffsrechten respektive Eingriffsinteressen und indi-
viduellen Freiheitsrechten. Zulässige Eingriffszwecke können die Aufrechterhaltung 
der nationalen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung, die Verhinderung straf-
barer Handlungen sowie der Schutz der Gesundheit oder der Rechte und Freihei-
ten anderer sein. Die Eingriffe dürfen jedoch nicht willkürlich sein, müssen auf 
gesetzlicher Grundlage erfolgen und verhältnismäßig sein. Mitarbeitende des Ju-
gendamtes müssen beispielsweise das Menschenrecht auf Schutz des Familienlebens 
gegen den Schutz des Kindes bzw. des Kindeswohls abwägen, wenn sie ein Kind 
aus einer Familie nehmen, um dieses, zu seinem Schutz, in einem Heim oder einer 
Pflegefamilie unterzubringen.

In der Rahmengesetzgebung des Staates kommen die Werteentscheidung der ge-
sellschaftlichen Grundordnung zum Ausdruck. An vielen Stellen werden sie durch 
kommunale Vorschriften ergänzt. Dabei gibt es in vielen Tätigkeitsbereichen der 
Kommunalverwaltung im Bereich der Rechtsanwendung eigene Gestaltungsmöglich-
keiten und Handlungsoptionen. Das Leitbild der Stadt Nürnberg legt eine „aktive 
Verwirklichung der Menschenrechte“ fest. Das heißt, dass Handlungsspielräume im 
Sinne der Menschenrechte zu nutzen sind, was voraussetzt, dass ein Bewusstsein bei 
den einzelnen Mitarbeitenden vorhanden ist, wie sie ihren Dienst für die aktive Ver-
wirklichung der Menschenrechte erfüllen können. Formal korrektes Handeln garan-
tiert eben nicht immer Menschenrechtskonformität. Es muss immer wieder reflektiert 
werden, ob die Anweisungen und auch die eigene Auslegung der Vorschriften den 
menschenrechtlichen Prinzipien entsprechen, die sich wie ein roter Faden durch die 
einzelnen Menschenrechte ziehen: Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit, 
Partizipation und Empowerment sowie Rechenschaftslegung und Transparenz. Die 
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menschenrechtlichen Prinzipien beschreiben zum einen, wie Menschenrechte umge-
setzt werden sollen, zum anderen die Ziele, die durch die Verwirklichung der Men-
schenrechte erreicht werden sollen (UN-Generalversammlung 2011: Art. 5). 

Verwaltungshandeln betrifft häufig die Menschenrechte einer Klientel aus besonders 
verletzlichen Gruppen wie Kindern oder Menschen mit Behinderung. Gerade hier 
muss das Bewusstsein gefördert werden, dass die Fachkenntnisse und das durch den 
Dienst in der Verwaltung erworbene Wissen, also auch das informelle Wissen über 
Verwaltungsabläufe, zu Machtasymmetrien zwischen Verwaltung und Klientel führen. 
Die Bürger*innen wissen in der Regel nicht, was für einen Verwaltungsablauf relevant 
ist, und was in die Entscheidungskompetenz der Mitarbeitenden fällt. Bescheide 
müssen zwar eine Rechtsbehelfserklärung enthalten, sodass ein Einspruchs- bzw. 
Widerspruchsrecht besteht. Dies setzt jedoch voraus, dass der Inhalt der Rechtsbe-
helfserklärungen verstanden wird. Die Menschenrechte werden nicht von der Verwal-
tung vergeben, sondern jeder Mensch hat sie von Geburt an inne. Menschenrechte 
sind universelle Rechte und keine Privilegien. Sie gelten für alle und schließen selbst-
verständlich die Mitarbeitenden der Verwaltung als Trägerinnen und Träger von 
Rechten ein. Hier gilt der von Fritzsche (2009: 177) formulierte dreifache Imperativ: 
„Kenne und verteidige deine eigenen Rechte. Anerkenne die gleichen Rechte der 
anderen. Verhalte dich im Alltag selber so, dass du die Menschenrechte der anderen 
anerkennst und nicht verletzt. Verteidige nach deinen Kräften auch die Rechte ande-
rer und helfe nach deinen Möglichkeiten Opfern von Menschenrechtsverletzungen“ 
Aus der Verpflichtungsperspektive für das Verwaltungshandeln leitet er noch einen 
weiteren Imperativ ab: „Kenne die Menschenrechte deiner ‘Klientel‘ und die sich aus 
deiner Position und Profession ergebenden menschenrechtlichen Verpflichtungen und 
übe deine Tätigkeit in Übereinstimmung mit den Menschenrechten aus“ (ebd.: 183). 

Ein von oben verordnetes Leitbild garantiert jedoch noch keine intrinsische Ver-
ankerung der Menschenrechte bei den Mitarbeitenden. Haben beispielsweise Semi-
nare zur interkulturellen Kompetenz in den Fortbildungsprogrammen der Kommunen 
seit vielen Jahren ihren berechtigten Platz gefunden, so hinken die Angebote der 
Menschenrechtsbildung, die speziell auch den Rechtsaspekt mit aufgreifen, noch 
hinterher. Menschenrechtsbildung ist zum einen für die Nachwuchskräfte im Rahmen 
ihrer Ausbildung angezeigt. Sie sollte aber damit nicht abgeschlossen sein, sondern als 
lebenslange und alle Laufbahnen betreffende Aufgabe umgesetzt werden. Dies ist 
nötig, weil sich wie in vielen anderen Berufen auch, Routinen einschleichen, die nicht 
mehr hinterfragt werden und zumeist resistent sind gegen jede Form der Veränderung. 
Eine Notwendigkeit wird nicht gesehen oder die Arbeitsbelastung ist so hoch, dass 
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Fortbildungen als zusätzliche Belastung empfunden und deshalb gemieden werden. 
Hier ist die Bereitschaft der Führungskräfte notwendig, den Wert der Menschenrechts-
bildung zu erkennen. 

Menschenrechtsbildung beinhaltet nicht nur ein Lernen im Sinne einer Zunahme 
von Wissen und Können. In den Antidiskriminierungsseminaren wird diskutiert, wie 
ein diskriminierungsfreier Umgang mit allen Klientinnen und Klienten gelingen 
kann. Teilnehmende, beispielsweise aus dem Sozialamt, stellen bei sich ein hohes 
Misstrauen den Klient*innen gegenüber fest, das sich aufgrund ihrer Erfahrungen 
oft über Jahre manifestiert hat. Hier ist ein Verlernen und Überschreiben etwa von 
diskriminierenden Routinen oder ein Vergessen von im privaten wie beruflichen 
Kontext erworbenen Vorurteilen und Stereotypen, die sich in der Erfahrung fest 
verankert haben, angezeigt. Solche Prozesse brauchen Zeit und Geduld, sind aber 
Voraussetzung für professionelles Verwaltungshandeln im Sinne der Menschenrech-
te (Trappe 2020: 20).

3.2	 MENSCHENRECHTSBILDUNG: PFLICHT ODER RECHT DER 
MITARBEITENDEN DER KOMMUNALVERWALTUNGEN?

Die Stadt Nürnberg bietet seit einigen Jahren verpflichtende Bildungsmodule zum 
Thema Menschenrechte für die Nachwuchskräfte an, die von der Autorin konzipiert 
und durchgeführt werden. Die eintägigen Seminare sind fester Bestandteil des Aus-
bildungsplanes für gewerblich-technische Auszubildende, Verwaltungsfachangestellte 
in Ausbildung und Beamtenanwärter*innen der zweiten und dritten Qualifikations-
ebene. Als Vertiefung schließen eintägige Antidiskriminierungsseminare an. Es gibt 
eine Anwesenheitspflicht für alle Nachwuchskräfte, sie können sich also nicht aussu-
chen, ob sie sich mit dem Thema Menschenrechte beschäftigen wollen oder nicht. Das 
heißt, sie müssen vielleicht auch an einem Thema arbeiten, das sie nicht für relevant 
halten oder das sie nicht interessiert. Da bei Nachwuchskräften auch andere Ausbil-
dungsinhalte verpflichtend zu besuchen sind, wird das Seminar jedoch nicht in Frage 
gestellt, sondern zum Großteil sehr engagiert teilgenommen. Eine interessante Semi-
nargestaltung mit vielen partizipativen Elementen ist dafür die Bedingung. 

Anders ist es im Fortbildungsbereich. Da ist es üblich, dass die Mitarbeitenden der 
Verwaltung aus einem vielfältigen Fortbildungsprogramm auswählen können. Der 
Zusammenhang von Menschenrechten mit beruflichem Handeln ist den meisten 
Mitarbeitenden der Verwaltung nicht geläufig und könnte bei einem verpflichtenden 
Seminar als „Zwangsbeglückung“ aufgefasst werden. Im allgemeinen Fortbildungs-
programm der Stadt Nürnberg gibt es seit Jahren das Angebot eines eintägigen Men-
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schenrechtsseminars „Menschenrechte kennen-lernen“. Hier können sich Mitarbei-
tende der gesamten Stadtverwaltung anmelden. Leider wird dieses sehr spärlich ange-
nommen und muss bei zu wenig Anmeldungen häufig abgesagt werden. Bei der Stadt 
Nürnberg gibt es noch eine dritte Variante, diese beinhaltet abteilungsspezifische 
Menschenrechtsseminare. Sie richten sich an bestimmte Dienststellen und die Inhal-
te werden auf die Arbeitsbereiche zugeschnitten. In einer Vorabanalyse wird bei der 
Abteilungsleitung erfragt, in welchen Arbeitsbereichen die Angestellten tätig sind, 
welche unterschiedlichen Berufsgruppen mit welchen konkreten Aufgaben betraut 
sind, wo Handlungsspielräume bestehen und welche Probleme benannt werden kön-
nen. Diese Seminare werden von den Mitarbeitenden der jeweiligen Abteilung besucht, 
beispielsweise aus dem Jugendamt, dem Sozialamt oder dem Amt für Migration und 
Integration. So ganz freiwillig ist der Besuch dieser Seminare jedoch auch nicht, da im 
Idealfall die Abteilungsleitung die Notwendigkeit der Menschenrechtsbildung vertritt 
und eine Teilnahme nahelegt. 

Was können wir tun, damit sich diese Pflicht zur Menschenrechtsbildung in einen 
Wunsch, vielleicht sogar eine Forderung nach einem Recht auf Menschenrechtsbildung 
verwandeln kann? Tobias Trappe (2019: 55) stellt in einem Beitrag, bei dem es um das 
Recht auf Menschenrechtsbildung bei der Polizei geht, die Frage: „Gibt es Gründe, 
für den Polizeibeamten, die Menschenrechtsbildung nicht nur als Pflicht zu verstehen, 
die er schlicht erfüllen und befolgen muss, sondern auch als sein gutes ‚(Menschen-)
Recht‘?“. Diese Frage kann auch für die Mitarbeitenden der Verwaltung gestellt wer-
den. Warum könnten sie ein Interesse an Menschenrechtsbildung haben? Worin 
könnte der Gewinn liegen? Das Recht auf Menschenrechtsbildung ist das Recht der 
Mitarbeitenden der Kommunalverwaltung, zu verstehen, an welchen Stellen das ei-
gene Tun menschenrechtliche Relevanz hat. Die Notwendigkeit und Wichtigkeit ihrer 
Arbeit wird dadurch deutlich. Ihre Arbeit achtet und schützt die Würde und die 
Subjektstellung der Bürger*innen. Menschenrechtsbildung gibt den Lernenden auch 
die Möglichkeit, sich ihrer eigenen Würde bewusst zu werden und diese zu schützen. 
Dies ermöglicht, sich nicht als Objekt in diesem ganzen Verwaltungsapparat zu emp-
finden, sondern als handelndes Subjekt, das sich beispielsweise diskriminierenden 
Äußerungen in der Verwaltung oder auch von Klient*innen kommend, entgegenstel-
len kann (Trappe 2020: 21 ff.). 

Das Recht auf Menschenrechtsbildung ist auch das Recht, bei der Erfüllung dieser 
Aufgaben nicht alleine gelassen zu werden, sondern durch Aus- und Fortbildung 
unterstützt zu werden. Für die Mitarbeitenden in der Kommunalverwaltung, die im 
Beamtenstatus sind, gilt das Verantwortungsprinzip, das ihre rechtsstaats- und grund-
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rechtssichernde Funktion festschreibt (Lindner 2021: 59). Sie haben die sogenannte 
Remonstrationspflicht11, was bedeutet, dass sich Beamt*innen versichern müssen, ob 
ihre Handlung der Rechtsordnung entspricht. Von dieser Pflicht befreit sie auch nicht 
die Handlungsanweisung eines/einer Vorgesetzten. Die Beamt*innen sind selbst für 
die Überprüfung verantwortlich, inklusive einer Äußerungspflicht, falls sie ein Handeln 
für rechtswidrig halten (ebd.: 68). Da sollten die Menschenrechte an sich ein gesetztes 
Themenfeld an der Hochschule für den öffentlichen Dienst sein. Im Stoffverteilungs-
plan für das Grund- und Hauptstudium im Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung 
an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern, an der die Nachwuchskräf-
te der Kommunalverwaltung ihr Studium absolvieren, sind die Menschenrechte jedoch 
nicht explizit Studieninhalt.12 

Menschenrechtsbildung ist auch eine Form des moralischen Schutzes und soll die 
Mitarbeitenden davor bewahren, Schuld auf sich zu laden. Sie hilft, sich darüber bewusst 
zu werden, wann das eigene Tun eine Grenze hin zur Menschenrechtsverletzung über-
schreitet. Damit schütze sie nach Trappe (2019: 56) zum einen, nicht verachtet zu 
werden, und noch wichtiger, sich selbst nicht verachten zu müssen. Weiter diene Men-
schenrechtsbildung dem eigenen Empowerment, indem die Lernenden durch eigene 
Erfahrungen respektierter Würde dazu bereit seien, auch die Würde und die Rechte 
anderer zu achten und anzuerkennen (ebd.: 57). Tobias Trappe sieht in der Menschen-
rechtsbildung einen zutiefst emanzipatorischen Kern: „Es dient dem ‚aufrechten Gang‘ 
der Menschen, das heißt ihrer Bereitschaft und Befähigung, sich in einem ‚Gefühl‘ der 
sie miteinander verbindenden Würde (sense of dignity) sowohl für die jeweils eigenen 
Rechte (empowerment) einzusetzen als auch für die gleichen Rechte eines jeden anderen 
(Solidarität) – sei es im alltagsweltlichen Zusammenleben, in Prozessen politischer 
Willensbildung oder in der Verwirklichung der beruflichen Aufgaben“ (ebd.: 45).

11	 „Man kann dies als Weigerungspflicht bezeichnen. Verletzt der Beamte seine aus dem Verantwortlich-
keitsprinzip folgende Prüfungs-, Mitteilungs-, Remonstrations- und ggf. Weigerungspflicht, so ist er 
dafür persönlich verantwortlich, d. h. er kann dafür persönlich disziplinarrechtlich und strafrechtlich 
belangt werden“ (Lindner 2021:69).

12	 vgl. Stoffverteilungsplan für das Grund- und Hauptstudium, Studienjahrgang 2021/2024, Hochschu-
le für den öffentlichen Dienst in Bayern – Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung (abrufbar unter: 
https://www.aiv.hfoed.de/fileadmin/user_upload/fhvr/studium/veroeffentlichungen/Stoffverteilungs-
plaene_gvD/stv2124.pdf; Zugriff: 24. August 2022).
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3.3	 ANFORDERUNG AN DIE MENSCHENRECHTSBILDUNG FÜR DIE 
ZIELGRUPPE KOMMUNALVERWALTUNG

Es gibt keine klassische Zielgruppe „Mitarbeitende in der Kommunalverwaltung“, da 
der Adressat*innenkreis sehr heterogen ist. Eine Mitarbeiterin im Ordnungsamt steht 
vor anderen menschenrechtlichen Herausforderungen als ein im Jugendamt Tätiger. 
Die Arbeitsbereiche unterscheiden sich stark voneinander, was eine große Sensibilität 
für die unterschiedlichen Tätigkeitsfelder und die verschiedenen Laufbahngruppen 
erfordert. Falls eine Lehrperson keine persönlichen Erfahrungen im Berufsfeld der 
Verwaltung hat, ist es ratsam, jemanden aus der Praxis zuvor einzubinden, oder als 
Co-Trainer*in für das Seminar zu gewinnen.13 In den verpflichtenden Bildungsmo-
dulen für die Nachwuchskräfte ist eine eher angebotsorientiere Seminargestaltung 
nötig, da es mehr um allgemeine Themen des Verwaltungshandeln geht. Zu den 
Antidiskriminierungsseminaren werden immer Personen aus sogenannten vulnerablen 
Gruppen eingeladen. Diese kommen meistens aus den Verbänden wie beispielsweise 
dem Landesverband der Sinti und Roma, der Israelitischen Kultusgemeinde oder der 
Lebenshilfe. Die Gäste erzählen aus ihrem Alltag, sind offen für Fragen und kommen 
mit den Teilnehmenden ins Gespräch. Ein Austausch auf Augenhöhe fördert die 
Sensibilität und das Verständnis auf beiden Seiten. 

Bei speziellen Seminaren für Abteilungen, wie beispielsweise dem Jugendamt oder 
dem Sozialamt, müssen die Seminare stärker nachfrageorientiert gestaltet sein. Grund-
sätzlich gilt, dass die Methoden, Formen und Formate der Menschenrechtsbildung 
sehr adressat*innengerecht ausgerichtet sein müssen, um angenommen zu werden. 
Bedürfnisse und Voraussetzungen der jeweiligen Zielgruppen müssen in der Konzep-
tion Berücksichtigung finden. Es empfiehlt sich deshalb, verschiedene Varianten von 
Lerneinheiten vorzubereiten, um auch kurzfristig auf individuelle Bedarfe eingehen 
zu können. So kann beispielsweise die UN-Kinderrechtskonvention oder die UN-
Behindertenrechtskonvention mit den daraus sich ergebenden Aufgaben für das je-
weilige Sachgebiet als Themenschwerpunkt angeboten werden. Außerdem erfordert 
Menschenrechtsbildung neben pädagogischer Kompetenz und sinnvollem didaktischen 
Material auch genügend Zeit, um sich auf einen soliden Lernprozess einzulassen 
(Grünnewig et al. 2022: 84).

Gerade in Nürnberg werden in der Menschenrechtsbildung die NS-Verbrechen, 
speziell das von staatlichen Institutionen verübte systematische Unrecht, thematisiert. 

13	 Die Autorin kann hier auf Erfahrungen langjähriger eigner Verwaltungstätigkeit zurückgreifen und hat 
eine Vielzahl von Menschenrechtsseminaren für Mitarbeitende der Stadt Nürnberg durchgeführt.
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Daran schließt eine Reflexion über und die Sensibilisierung für institutionelles Unrecht 
und in Konsequenz daraus die Frage an, wie institutionelles Handeln heute gestaltet 
sein muss, damit die Menschenrechte geschützt werden. Die Verwaltung muss hier 
wachsam bleiben. Deshalb verbindet Fritzsche (2009: 175) die Menschenrechtsbildung 
mit dem Imperativ: Nie wieder! Er sieht darin eine besondere Verantwortung zu einer 
Erziehung zur Antidiskriminierung (ebd.). Schilling hat in ihrer Analyse des Verwal-
tungshandelns im Nationalsozialismus herausgefunden, dass formal korrektes Handeln 
gleichzeitig übergreifende humanitäre Werte verletzen kann und sieht es deshalb als 
große Herausforderung für die Verwaltung, „sowohl Hinweise zu erkennen, die auf 
unrechtmäßiges, willkürliches oder ideologisch beeinflusstes Verwaltungshandeln 
hindeuten könnten, als auch sich fortwährend um rechtsstaatliches Handeln zu be-
mühen“ (Schilling 2013: 88). Weiter betont sie in ihrem Beitrag die Wichtigkeit, 
Verantwortung für das eigene Handeln zu übernehmen mit einem Zitat von Primo 
Levi14: „Es ist geschehen, und folglich kann es wieder geschehen: Darin liegt der Kern 
dessen, was wir zu sagen haben“ (vgl. ebd.).

In Nürnberg wurden drei Menschen von der rechtsextremen terroristischen Ver-
einigung „Nationalsozialistischer Untergrund“ ermordet. Es ist eben auch die jüngs-
te Vergangenheit die verpflichtet, menschenrechtsfeindlichen Diskursen entgegen-
zutreten. 

Bildung über Menschenrechte 

Wie unter Punkt 3 bereits ausgeführt, geht es in diesem ersten Schritt um das kogni-
tive Lernen, Verstehen und die Fähigkeit, Sachlagen einzuschätzen. Dazu gehört das 
Wissen über wichtige Instrumente zum Schutz der Menschenrechte (Konventionen, 
Dokumente), deren Inhalte und Bedeutung wie auch über die sozialen und historischen 
Prozesse in der Entwicklung der Menschenrechte. Für die Mitarbeitenden der Verwal-
tung sind hier wesentliche Punkte die staatliche Pflichtentrias, die menschenrechtlichen 
Prinzipien, ebenso wie die Schranken der Menschenrechte. Je nach Aufgabengebiet 
der Lernenden können spezielle Konventionen wie die Kinderrechtskonvention oder 
die Behindertenrechtskonvention ein Schwerpunkt sein. Neben dem Leitbild und den 
normativen Grundlagen, die sich die Stadt Nürnberg gegeben hat, ist bei den städti-
schen Menschenrechtsseminaren immer die verpflichtende Vergangenheit von einer 
„Stadt der Reichsparteitage“ hin zu einer „Stadt des Friedens und der Menschenrech-
te“ Thema. 

14	 Primo Levi war KZ-Häftling in Auschwitz und hat diesen häufig zitierten Satz in seinem Buch „Die 
Untergegangenen und die Geretteten“, München/Wien 1990: 205, geschrieben.
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Bildung durch Menschenrechte

Im zweiten Schritt geht es um die Form des Lehrens und Lernens, welche die Rechte 
sowohl der Lernenden als auch der Lehrenden achten sollte. Die Seminare sollten 
inklusiv gestaltet sein, deshalb sind die Zugangs- und Teilhabebarrieren zu überprüfen. 
Wesentlich ist ein menschenrechtswürdiges Klima. Um die Würde und die Rechte 
anderer anzuerkennen, ist es eben wichtig, selbst Achtung und Anerkennung zu er-
fahren, um so das Bewusstsein der eigenen Würde und der eigenen Rechte auszubilden. 
Die Sprache ist ein wichtiges Element, d. h. die gewählten Worte sollten einem men-
schenrechtswürdigen Kontext entsprechen. Die inhaltliche Ausrichtung sollte parti-
zipativ angelegt sein und gemeinsam mit den Lernenden gestaltet werden. Welche 
Situationen gibt es in der täglichen Arbeit, bei denen entweder die eigenen Menschen-
rechte oder die der Klient*innen eine Rolle spielen? Das Sammeln von Berührungs-
punkten aus der beruflichen Praxis ist wichtig, muss gut angeleitet und auf die men-
schenrechtlich bedeutsamen Aspekte hingeführt werden. So kann allgemeines Men-
schenrechtswissen in seiner praktischen Relevanz deutlich werden. Dabei ist dem 
Themenfeld Diskriminierung im beruflichen Kontext große Bedeutung beizumessen. 
Im Rahmen der Menschenrechtsbildung muss es möglich sein, kritische Vorfälle zu 
berichten und das eigene Handeln zu reflektieren. Das setzt eine offene Arbeitsatmo-
sphäre, die von Vertrauen geprägt ist, voraus und eine konstruktive Fehlertoleranz. 
Die Lernenden können sich ehrlich und kritisch mit ihren eigenen Vorannahmen und 
Stereotypen auseinandersetzen, wenn Vertraulichkeit im Vorfeld vereinbart wurde und 
niemand für vermeintliche Unwissenheit oder Fehler bloßgestellt wird. So können 
entsprechende Handlungsspielräume ausgemacht und Handlungsoptionen gesucht 
werden. Problematisch kann dies bei stark hierarchisch geprägten Abteilungen sein, 
wenn dort die Anwesenheit der Vorgesetzten die Teilnehmenden verunsichert. 

Bildung für Menschenrechte

Hierbei geht es um die Befähigung zum Handeln und zum emanzipatorischen Denken. 
Empowerment und Solidarität sollen gestärkt werden, um sich für die eigenen und 
für die Rechte anderer einzusetzen. Es sollen eben nicht nur Probleme benannt werden, 
sondern auch Lösungen in Form von Handlungskompetenzen erarbeitet und erprobt 
werden. Im Rahmen einer kollegialen Beratung können Handlungsspielräume iden-
tifiziert werden, die manchmal durch eine „Betriebsblindheit“ im eigenen Tätigkeits-
feld noch nicht wahrgenommen wurden. Menschenrechtsbildung muss die Lernenden 
befähigen und ermächtigen, diejenigen externen wie internen Widerstände zu iden-
tifizieren und zu kritisieren, welche die Erfüllung der Aufgaben erschweren oder 
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vielleicht sogar unmöglich machen. Sie müssen in die Lage versetzt werden, die 
Strukturen der eigenen Behörde/Abteilung dahingehend einzuschätzen, wie men-
schenrechtskonformes Handeln durchführbar ist. Menschenrechtsbildung ermöglicht 
den Lernenden, strukturelle Defizite zu benennen und darauf hinzuwirken, Abhilfe 
zu schaffen. Sie erkennen eine strukturell angelegte Diskriminierung, weil der Zugang 
nicht barrierefrei ist, oder eine eklatante Arbeitsüberlastung, die dazu führt, dass Be-
ratungen nur unvollständig durchgeführt werden können. 

4.	 Fazit

Menschenrechtsbildung soll dazu beitragen, dass eine gemeinsame Menschenrechts-
kultur Einzug hält in die jeweiligen Abteilungen und in die gesamte Kommunalver-
waltung. Diese umfasst eine aktive Verwirklichung der Menschenrechte mit der 
Klarheit, dass menschenrechtswidriges Handeln nicht geduldet wird. Dabei inkludiert 
die Kultur sowohl die Rechte der Beschäftigten als auch die der jeweiligen Klien
ten*innen. Die Umsetzung beginnt für die Teilnehmenden, wenn das Menschenrechts-
seminar zu Ende ist und das erworbene Wissen, die Fähigkeiten und Einstellungen in 
die tägliche Arbeit einfließen. Dabei ist es notwendig, dass sie sich ihrer eigenen Ver-
antwortung bewusst werden und willens sind, diese Kompetenzen konkret einzusetzen. 
Denn Achtung vor den Menschenrechten kann nicht von außen geschaffen, sondern 
nur „erweckt“ und gefördert werden (Bielefeldt 2004: 26). 
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Kriminalisierung von Journalismus in der Türkei
EINE ANALYSE VON MEDIENPROZESSEN ZWISCHEN 2019 UND 2021

Abstracts

Zahlreiche Journalist*innen standen und stehen in der Türkei vor Gericht. Während 
Beobachter diese Gerichtsverfahren als gezielte Einschüchterungsmittel einstufen, 
vertreten türkische Behörden hingegen die Position, dass Meinungs- und Pressefrei-
heit im Zuge der Verfahren gewahrt bleiben. Mit dem Anspruch, diese widersprüchli-
chen Positionen zu beleuchten, beschreibt der Aufsatz mithilfe von Prozessbeobach-
tungsdaten, die von 2019 bis 2021 erfasst wurden, wesentliche Tendenzen in türki-
schen Medienprozessen. Basierend auf einer deskriptiven Analyse der Anklagepunk-
te, Beweismittel, Haftpraktiken und Prozessergebnisse wird gezeigt, dass entgegen 
den Regierungsbeteuerungen die Kriminalisierung journalistischer Aktivitäten in der 
Türkei nicht nur fortbesteht, sondern auch subtiler geworden ist. Der Aufsatz kommt 
zu der Schlussfolgerung, dass Gerichtsverfahren gegen Journalist*innen der Sankti-
onierung und Abschreckung von Berichterstattung dienen, die von der Regierung und 
ihren Kreisen ungewünscht ist. 

Numerous journalists did and continue to stand trial in Turkey. While observers con-
sider the use of judicial proceedings against journalists as a tool of intimidation, the 
Turkish authorities claim that freedom of expression and the press are protected. In 
an attempt to shed light on these contradictory positions, this paper outlines major 
tendencies in media trials in Turkey with the help of trial monitoring data gathered 
between 2019 and 2021. Based on a descriptive analysis of the charges, evidence, 
detention practices and trial outcomes, the paper illustrates that contrary to the claims 
put forward by the government, the criminalization of journalistic activities in Turkey 
continues and indeed has become more sophisticated. It concludes that judicial 
proceedings are being used to penalize journalists and deter them from reporting in a 
manner deemed undesirable by the government and its circles.

1.	 Einleitung

Die Pressefreiheit ist unerlässlich für die Wahrung der Demokratie. Durch die 
Bereitstellung von Informationen, auf deren Grundlage eine öffentliche Debatte 
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stattfinden kann, gewährleistet die Presse, dass Bürger*innen ihr Recht auf freie 
Meinungsäußerung ausüben können. Letzteres schließt auch die Freiheit ein, In-
formationen „zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben“ (Art. 19 Interna-
tionaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte). Darüber hinaus fördert die 
Presse Transparenz und Verantwortlichkeit. Berichterstattung veranlasst Hoheits-
träger, ihre Entscheidungsfindung zu verbessern, während sie den Bürger*innen 
ermöglicht, gut informierte Entscheidungen zu treffen (Limpitlaw 2012: 13). 
Gemeinsam bilden die Meinungs- und Pressefreiheit eine Säule, ohne die viele 
Grund- und Teilhaberechte, darunter die Versammlungs- und Religionsfreiheit, 
das Recht auf Bildung und das Wahlrecht, in sich zusammenfallen würden (Rat der 
Europäischen Union 2014: 3). 

Journalist*innen spielen eine entscheidende Rolle für den Schutz der Menschen-
rechte (UN-Sonderberichtserstatter für Menschenrechtsverteidiger*innen 2022). 
Aufgrund der Bedeutung der Presse sind Staaten dazu verpflichtet, die Sicherheit 
von Medienschaffenden zu gewährleisten (UN-Sonderberichtserstatter zur Mei-
nungsfreiheit 2014, Paragraph 132). Somit tragen die Strafverfolgungsbehörden 
eine besondere Verantwortung: Sie müssen sicherstellen, dass Journalist*innen 
gegen Einschüchterungen geschützt sind (Barata Mir et al. 2021: 15, 24, 116 f.). 
Was aber, wenn von Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichten selbst eine Bedro-
hung ausgeht? 

Die Türkei ist ein besonders anschauliches Beispiel für das Potenzial der Justiz, 
Journalist*innen einzuschüchtern. 2012 wurde das Land als „weltgrößtes Gefängnis 
für Journalist*innen“ (Reporter ohne Grenzen 2012) bezeichnet und steht seither in 
den Top Ten der Rangliste. Zehn Jahre später kennzeichnet die Türkei noch immer 
„eine autoritäre Politik gegenüber kritischen Medien und die Verwendung des Justiz-
systems zu politischen Zwecken“ (Reporter ohne Grenzen 2022). 

Auch das Ministerkommitee des Europarates hat wiederholt seine Besorgnis über 
rechtswidrige Inhaftierungen, Strafverfolgungen und Verurteilungen von Journa
list*innen zum Ausdruck gebracht (Ministerkommitee 2021a, 2021b, 2022a, 2022b). 
Die türkischen Behörden scheinen daran interessiert zu sein, dieses Narrativ zu re-
vidieren. In der Justizreformstrategie vom Mai 2019 hat es sich das Justizministeri-
um zum Ziel gesetzt, die Meinungsfreiheit zu stärken (Justizministerium der Repu-
blik Türkei 2019: 26 f.). Darüber hinaus hat die türkische Regierung in einer 
kürzlich an das Ministerkommitee gerichteten Mitteilung auf Gesetzesänderungen 
hingewiesen, die zur Verhinderung des Missbrauchs von Strafanklagen verabschiedet 
worden seien (Republik Türkei 2022). Trotz aller Kritik an der Türkei hat das Mi-
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nisterkommitee einige positive Entwicklungen, darunter vorbildliche Urteile höhe-
rer Gerichte, Justizreformen und positive Äußerungen hochrangiger Amtsträger 
wohlwollend anerkannt (Ministerkommitee 2022b). 

Die beschriebenen Entwicklungen werfen jedoch Fragen auf: Wie lässt sich die 
anhaltende Kritik vonseiten von Jurist*innen und politischen Beobachter*innen an 
Eingriffen in die Pressefreiheit in Einklang bringen mit den – wenn auch begrenzten 
– positiven Entwicklungen in der Rechtspraxis und den Beteuerungen der türkischen 
Behörden, an Verbesserung zu arbeiten? Um Antworten zu finden, müssen Gerichts-
verfahren, denen Journalist*innen ausgesetzt sind, genauer betrachtet werden. 

Dieser Aufsatz zielt darauf ab, jüngere Tendenzen in der Strafverfolgung von 
Medienschaffenden1 nachzuzeichnen. Er gibt einen Überblick und diskutiert die 
Anklagepunkte, Beweismittel, Urteile und andere Aspekte in Medienverfahren in 
der Türkei zwischen 2019 und 2021. Die Grundlage bieten Prozessbeobachtungs-
daten, die die türkische Nichtregierungsorganisation Media and Law Studies Asso-
ciation (MLSA) erfasst hat. Die Auswertung der Daten trägt dazu bei, etwaige 
Diskrepanzen zwischen der Darstellung der türkischen Behörden und den tatsäch-
lichen Justizpraktiken aufzuzeigen. 

2.	 Der Stand der Meinungs- und Pressefreiheit in der 
Türkei 

Eingriffe in die Meinungs- und Pressefreiheit in der Türkei sind weder neu noch der 
Regierung der Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) eigen. Seit der Grün-
dung der Republik im Jahr 1923 folgen die Behörden der Prämisse, dass ethnische, 
religiöse oder politische Spaltungen die Interessen des Staates nicht gefährden dürfen. 
Sehen sie diese gefährdet, greifen sie in die Meinungsfreiheit ein (Alemdar 2014: 568 f.). 
Unerwünschte Äußerungen wurden und werden zensiert, abhängig von den „roten 
Linien“, welche die Obrigkeiten in verschiedenen politischen Kontexten und Zeiträu-
men gezogen haben.

So duldete die Republikanische Volkspartei in der Zeit des Einparteiensystems 
zwischen 1923 und 1950 keine Opposition und nutzte die Presse im Sinne des kema-
listischen Modernisierungsprojekt des Staates (Kaya/Çakmur 2010: 523 f.). Auch nach 
Einführung des Mehrparteiensystems und eines liberaleren Pressegesetzes griff die neue 

1	 Da außer Journalist*innen auch noch viele andere Personen in die Arbeit der Medien involviert sind, 
befasst sich dieser Aufsatz mit Medienschaffenden insgesamt. Um die Lesbarkeit zu vereinfachen, ver-
wende ich die Begriffe Medienschaffende/Journalist*innen synonym. 
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regierende Demokratische Partei auf die Schließung von Medieneinrichtungen und 
die Verfolgung von Journalist*innen zurück, sobald sie die Presse als zu kritisch emp-
fand (Karpat 1964: 280).

Mit dem Wachstum der Marktwirtschaft in den 1980er Jahren begann sich die 
Eigentümerschaft von Medienhäusern in den Händen einiger weniger Geschäftsleute 
mit engen Verbindungen zur Regierung zu konzentrieren (Turkan 2012: 26, Akser 
2018: 84). Während die Presse so zu einem „bedeutenden Akteur in der Politik“ 
avancierte (Heper/Demirel 1996: 112), erhöhte sich gleichzeitig der Einfluss der 
Regierung auf die Medienkonzerne, die wirtschaftlich abhängig von einer ihnen ge-
wogenen Politik geworden waren.

Die Medienkonzentration spielte später auch der AKP-Regierung in die Hände. 
Der seit den 1990ern den Markt dominierende Dogan-Medienkonzern beispielswei-
se erhielt zahlreiche öffentliche Aufträge, solange die Berichterstattung über die Re-
gierung positiv blieb (Akser 2018: 89). Als die Konzernmedien jedoch anfingen, kritisch 
zu berichten, wurde Dogan durch Betrugsvorwürfe und immense steuerliche Sankti-
onen abgestraft (Akser/Baybars-Hawks 2012: 311, Balamir Coşkun 2020: 644).

Die Kriminalisierung kritischer Berichterstattung durch die AKP steht gleicherma-
ßen in Kontinuität mit Methoden früherer Zeiträume. Bis in die 1990er Jahre sahen 
sich diejenigen, die zum Unmut der Regierenden berichteten, regelmäßig mit Vorwür-
fen der Mitgliedschaft in kommunistischen Organisationen oder separatistischer Pro-
paganda konfrontiert. Ab 1991 diente dann das neue Anti-Terror-Gesetz Nr. 3713 
unter anderem als Instrument zur Verfolgung von Journalist*innen (Sözeri 2015: 10).

Nach der Wahl der AKP 2002 begann zunächst eine Zeit demokratischer Reformen. 
Wie sich dieser Prozess später wandelte, wurde anderenorts besprochen (u.a. 
Alemdaroğlu/Erensü 2018, Esen/Gümüşçü 2016, Esen/Gümüşçü 2020, Castaldo 
2018). Was das Durchgreifen gegen kritische Berichterstattung betrifft, sehen viele 
Wissenschaftler*innen den Beginn in der zweiten AKP-Regierung ab 2007 (u.a. Yeşil 
2014: 155, Akser/Baybars-Hawks 2012: 307). Ein Anzeichen für den sich erhöhenden 
Druck auf die Presse war beispielsweise der 2008 beginnende Ergenekon-Prozess, in 
dem, neben Militäroffizieren und Oppositionspolitikern, knapp zwei Dutzend 
Journalist*innen unter dem Vorwurf vor Gericht gestellt wurden, einen gewaltsamen 
Umsturz der Regierung geplant zu haben (IFEX 2013). 

Die Gezi-Proteste im Sommer 2013 machten die Meinungs- und Pressefreiheits-
probleme deutlich sichtbar. Mit Gezi als „Wendepunkt“ (Yılmaz 2016: 157) folgten 
zahlreiche Razzien in Zeitungsredaktionen, Sperrungen von Websites, Ausweisungen, 
Festnahmen, Anklagen und Verurteilungen von Journalist*innen. 
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Nach dem Putschversuch vom 15. Juli 2016 hat die Regierung „ihre Repression 
gegen kritische Medien auf ein unterträgliches Ausmaß erhöht“ (Önderoğlu 2017). 
Fortwährende Eingriffe in die Pressefreiheit, allen voran der Druck zur (Selbst-)Zensur, 
haben sich negativ auf den Zugang zu Informationen ausgewirkt (Griffen 2019). In 
einer Umfrage mit 2000 Befragten zeigten sich 96 % besorgt über die Folgen von 
Zensur, insbesondere im Hinblick auf die Verschleierung von Menschenrechtsverlet-
zungen und die Behinderung freier Wahlen (Tali 2020: 12). 

Aktuelle Bemühungen, die Presse zum Schweigen zu bringen, mögen wie eine 
Intensivierung bereits bestehender Dynamiken wirken. Allerdings hat sich besonders 
nach 2016 die zugrundeliegende Logik geändert. In vergangenen Jahrzehnten richte-
ten sich staatliche Maßnahmen gegen politische Gegner, hauptsächlich Kurden-, 
Gülen- oder islamistische Bewegungen. Gerieten Journalist*innen ins Kreuzfeuer, 
dann als „Kollateralschaden“ (Martin 2020: 3). Als die AKP jedoch erkannte, dass 
kritischer Journalismus an sich schaden kann, begann sie, diesen als Opposition zu 
betrachten – und zu unterdrücken (ebd.: 127). 

Obwohl Gefahren für die Medien in der Türkei politische, wirtschaftliche und 
rechtliche Ursprünge haben (Kurban/Sözeri 2012: 15), heben Wissenschaftler*innen 
rechtsstaatliche Defizite hervor. Strafverfolgung mithilfe des türkischen Strafrechts 
und der Anti-Terror-Gesetze ist die Hauptquelle für Verletzungen der Meinungs- und 
Pressefreiheit (Akdeniz/Altıparmak 2018). Für eine kompetitiv-autoritäre Regierung 
wie die türkische (Esen/Gümüşçü 2016) ist der Einsatz juristischer Schikane jedoch 
heikel: Einerseits hilft Abschreckung, schädliche Kritik durch die Presse zu verhindern. 
Andererseits darf kein zu großer Reputationsverlust durch übermäßige Repression 
entstehen. Vor diesem Hintergrund wird hier geschlussfolgert, dass die türkischen 
Behörden subtile Taktiken entwickelt haben, um sich vom negativen Image als „Ker-
kermeister von Journalist*innen“ zu lösen, kritische Berichterstattung jedoch weiter-
hin unterbinden zu können.

3.	 Datenerhebung

Die Untersuchung von Medienprozessen ist geeignet um zu beurteilen ob, und falls 
ja, wie Behörden Strafverfolgung einsetzen um Journalist*innen einzuschüchtern. Dies 
ist wichtig, denn wenn die Unabhängigkeit der Justiz in Zweifel steht, werden 
Journalist*innen der Mittel beraubt, sich zu verteidigen. 

Die in diesem Aufsatz verwendeten Daten wurden von der türkischen NGO Media 
and Law Studies Association (MLSA) zwischen 2019 und 2021 durch die Methode 
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der thematischen Prozessbeobachtung erfasst. Prozessbeobachtung ist definiert als „die 
Praxis der Beobachtung und Sammlung von Informationen über Gerichtsanhörungen 
und -verfahren, um die Einhaltung der Standards für ein faires Verfahren zu beurteilen“ 
(OSZE 2014: 1). Um die Daten zu sammeln, protokollieren geschulte Verfahrens
beobachter*innen Gerichtsverhandlungen und füllen ein standardisiertes Formular 
aus, das den Standards des OSZE-Büros für demokratische Institutionen und Men-
schenrechte (OSZE 2012), von Amnesty International (2014) und der Internationa-
len Juristenkommission (2009) entspricht.2 

MLSA beobachtet hauptsächlich, aber nicht ausschließlich Prozesse gegen Medien-
schaffende. Das entscheidende Kriterium für die Auswahl der zu beobachtenden 
Prozesse sind die in der Anklageschrift erhobenen Vorwürfe, die auf einer Äußerung 
der Angeklagten, beispielsweise in Artikeln, Interviews oder Social-Media-Beiträgen 
beruhen müssen. Da dieser Aufsatz an Verfahren gegen Medienschaffende interessiert 
ist, wurden nur Daten aus Prozessen berücksichtigt, in denen mindestens ein*e 
Angeklagte*r beruflich im Medienbereich tätig ist. 

4.	 Datenanalyse

4.1	 ÜBERBLICK ÜBER DIE DATEN UND DIE GEOGRAFISCHE 
VERTEILUNG DER PROZESSE

Die verwendeten Daten wurden von 36 Gerichtsbeobachter*innen in 722 Verhand-
lungen aus 297 Prozessen zusammengetragen. Die Prozesse fanden in 23 Orten in der 
Türkei statt. Die jährliche und geografische Verteilung der Verfahren ist in den Tabel-
len 1 und 2 dargestellt.

2019 2020 2021 Gesamt

Anzahl der Verhandlungen 206 244 272 722

Anzahl der Prozesse 120 141 150 2973

Tabelle 1: Anzahl der beobachteten Anhörungen und Prozesse 3

2	 Das Formular enthält Informationen zu den Angeklagten, dem Gericht, der zuständigen Staatsanwalt-
schaft, der Anklage, den Beweismitteln, den Zeug*innen, der Untersuchungshaft/Freilassung der An-
geklagten, den Verfahrensmerkmalen (z. B. Öffentlichkeit des Verfahrens) und den Urteilen. 

3	 Die Gesamtzahl der beobachteten Prozesse stimmt nicht mit der Summe der beobachteten Prozesse pro 
Jahr überein, da zahlreiche Prozesse nicht innerhalb eines Jahres abgeschlossen wurden. Üblicherweise 
bestehen die Prozesse aus mehreren Verhandlungen, die sich über Monate strecken.
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2019 76 13 11 0 0 0 0 0 2 1 3 1 1 5 0 0 0 1 0 0 1 5 0 120

2020 83 11 25 0 2 1 0 0 1 1 0 0 1 1 0 0 0 0 1 2 0 12 0 141

2021 75 8 30 1 1 3 1 1 7 0 0 1 0 5 1 1 2 0 1 0 0 11 1 150

Tabelle 2: Verteilung der beobachteten Prozesse nach Ort des Gerichts

Es ist ersichtlich, dass Diyarbakır neben Istanbul und Ankara zu den drei Städten 
gehört, in denen die meisten Prozesse stattfanden. Angesichts der Tatsache, dass 
Diyarbakır in Bezug auf die Einwohnerzahl nur die neuntgrößte Stadt der Türkei ist 
(Statista 2022), ist die Prozessrate unverhältnismäßig hoch. Da Diyarbakır die größte 
Stadt der Türkei mit einer mehrheitlich kurdischen Bevölkerung ist, könnte dies ein 
Hinweis darauf sein, dass insbesondere kurdische Journalist*innen im Fadenkreuz der 
Behörden stehen. 

Andere Quellen und Daten, die in diesem Aufsatz vorgestellt werden, bekräftigen 
diese Schlussfolgerung. Basierend auf dem Grundsatz, dass die Republik Türkei auf 
einer „einheitlichen nationalen Identität“ (Yıldız 2005: 143) beruhe, wurden 
Kurd*innen seit deren Gründung 1923 in kulturellen und ethnischen Homogenisie-
rungsbestrebungen marginalisiert. Damit einhergehend sind kurdische Medien seit 
jeher, wenn auch mit variierender Intensität, Schließungen, Veröffentlichungsverboten 
und Gerichtsverfahren ausgesetzt (Çoban 2013: 456-457, Toros 2012: 331). Durch 
exzessive Nutzung des Strafrechts, der Anti-Terror-Gesetze und von Rundfunkvor-
schriften greift der Staat dort in die Meinungsfreiheit ein, wo kurdische Bürger*innen 
und/oder kurdische Themen betroffen sind (Sinclair/Smets 2014: 320, 324). Begrün-
det wird dies mit dem Vorwurf, die (pro-)kurdische Presse sei ein Propaganda- und 
Terrorkanal für die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) (Smets 2016: 14). 

4.2	 DIE ROLLE DER STRAFGERICHTE IN DER JURISTISCHEN 
VERFOLGUNG VON JOURNALIST*INNEN 

Zwei Drittel der Gerichtsverfahren gegen Journalist*innen finden vor Großen Straf-
kammern statt, wie in Abbildung 1 dargestellt. Dies hat erhebliche Auswirkungen, 
denn laut Gesetz4 sind Große Strafkammern für Straftaten zuständig, für die eine 
Haftstrafe von mindestens zehn Jahren vorgesehen ist.

4	 Artikel 12 des Gesetzes Nr. 5235 über die Gründung, Aufgaben und Zuständigkeiten der erstinstanz-
lichen Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der regionalen Berufungsgerichte. 
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Abbildung 1: Verteilung der Verfahren nach Gerichten

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) ist in seiner Rechtspre-
chung zu dem Schluss gekommen, dass Staaten die Meinungsfreiheit von 
Pressemitarbeiter*innen nicht in einer Weise einschränken dürfen, die einen chilling 
effect (zu Deutsch: abschreckenden Effekt) erzeugt. Mehrfach hielt der EGMR selbst 
geringfügige Strafen gegen Medienschaffende für unverhältnismäßig (Smet 2010: 
202 f.). So hat das Gericht entschieden, dass die Verhängung einer Gefängnisstrafe 
wegen einer Pressestraftat nur unter außergewöhnlichen Umständen mit der Mei-
nungsfreiheit vereinbar ist, insbesondere, wenn andere Grundrechte ernsthaft verletzt 
wurden (EGMR 17.12.2004, Cumpănă und Mazăre gegen Rumänien, Z 115).

In Anbetracht dieser Rechtsprechung lässt sich schlussfolgern, dass das Risiko einer 
Haftstrafe von mehr als zehn Jahren, denen sich Angeklagte vor Großen Strafkammern 
gegenüber sehen, geeignet ist, einen abschreckenden Effekt zu erzeugen. Darüber 
hinaus ist bemerkenswert, dass laut offizieller Statistik die große Mehrheit aller Straf-
verfahren vor Strafkammern stattfinden und nur ein erheblich geringerer Teil vor 
Großen Strafkammern (Generaldirektion für Strafregister und Statistiken: 2021). Da 
die Verteilung von Medienprozessen ein entgegengesetztes Muster aufweist, lässt sich 
annehmen, dass diese darauf abzielen, kritische Journalist*innen zum Schweigen zu 
bringen.

4.3	 VON DER BERICHTERSTATTUNG ZUR STRAFTAT: 
ANKLAGEPUNKTE IN MEDIENPROZESSEN

Eine Besprechung aller Anklagepunkte, die Gegenstand der beobachteten Prozesse 
bildeten und in Tabelle 3 dargestellt sind, geht über den Umfang dieses Aufsatzes hi-
naus. Einige Beobachtungen sind jedoch hervorzuheben. 
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2019 2020 2021
Terrorismusakte 61.8 % 60.9 % 59.3 %
Verbrechen gegen die Würde (Beleidigung) (Art. 125 – 131 StGB) 10.2 % 12.0 % 9.1 %
Verbrechen gegen die Symbole und Organe des Staates I – Beleidigung des 
Präsidenten (Art. 299 StGB)

7.0 % 7.1 % 6.3 %

Verbrechen gegen den öffentlichen Frieden 
(Art. 213 – 222 StGB)

4.5 % 4.3 % 5.4 %

Verbrechen gegen die Symbole und Organe des Staates II (Art. 300 – 301 
TCK)

3.8 % 2.7 % 1.8 %

Verstoß gegen Gesetz Nr. 2911 über Versammlungen und Demonstrationen 2.5 % 2.7 % 7.2 %
Verbrechen gegen die verfassungsrechtliche Ordnung 
(Art. 309 – 316 StGB)

1.9 % 1.1 % 0.5 %

Verbrechen gegen Staatsgeheimnisse und Spionage 
(Art. 326 – 339 StGB) 

1.3 % 1.6 % 2.3 %

Verbrechen gegen die Staatssicherheit (Art. 302 – 308 TCK) 1.3 % 0.5 % 0.9 %
Verbrechen gegen die öffentliche Verwaltung (Art. 247 – 266 StGB) 0.6 % 1.1 % 1.8 %
Andere Verbrechen 5.1 % 6.0 % 5.4 %

Tabelle 3: Verteilung der Anklagepunkte nach Verbrechenskategorien

Gerichtsverfahren gegen Medienschaffende beruhen mehrheitlich auf Terrorvorwür-
fen, welche rund 60 % aller Anklagepunkte ausmachten. Die zweitgrößte Kategorie 
der Vorwürfe beziehen sich auf Beleidigungen, die zwischen 15 % (2021) und 19 % 
(2020) aller Anklagepunkte darstellten. Dies schließt „Beleidigung“ im Sinne von Art. 
125 des türkischen Strafgesetzbuches (StGB) und „Beleidigung des Präsidenten“ im 
Sinne von Art. 299 StGB ein. 

Ein anschauliches Beispiel für den Einsatz von Terror- und Beleidigungsvorwürfen 
zur Bestrafung von Journalist*innen sind die zahlreichen Verfahren gegen den Korre-
spondenten der „Welt“ Deniz Yücel. Nachdem er von Februar 2017 bis Februar 2018 
ohne Anklageerhebung in Untersuchungshaft saß, wurde ein Verfahren unter den 
Vorwürfen der „Propaganda für eine terroristische Vereinigung“ (Art. 7/2 Anti-Terror-
Gesetz [ATG]) und der „Aufwiegelung des Volkes zu Hass und Feindseligkeit“ (Art. 
216 StGB) eröffnet. Als Beweismittel führte die Anklage seine Nachrichtenartikel an. 
Das im Juli 2020 in Abwesenheit Yücels ergangene Urteil sprach ihn von den Vorwür-
fen nach Art. 216 StGB frei, verurteilte ihn aber wegen Propaganda zu 2 Jahren, 9 
Monaten und 22 Tagen Gefängnis. Das Gericht ordnete darüber hinaus an, Anklage 
wegen „Beleidigung des Präsidenten“ (Art. 299 StGB) und „Herabwürdigung der 
türkischen Nation und des türkischen Staates“ (Art. 301 StGB) zu erheben. Gleicher-
maßen auf Artikeln von Yücel basierend, beinhaltet diese Anklage unter anderem 
seine Verwendung des Ausdrucks „Genozid an den Armeniern“, sein Zitat eines 
Witzes über die Diskriminierung von Kurd*innen in der Türkei, und einen mit „Put-
schist“ betitelten und einem Foto von Präsident Erdoğan versehenen Artikel. 
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In einem weiteren Fall ist Yücel der „Beamtenbeleidigung“ (Art. 125/3) des 
heutigen stellvertretenden türkischen Justizministers Hasan Yilmaz angeklagt. Die 
Vorwürfe beruhen auf einem Tweet von 2019, in welchem Yücel sich über den Ruf 
von Yilmaz, damals noch Oberstaatsanwalt und Urheber der vorherigen Anklage 
gegen Yücel, als „dümmster Staatsanwalt des Justizpalastes Caglayan“ äußerte. 

Der derzeit in Deutschland lebende Yücel lässt sich mit Prozessen in der Türkei 
kaum mundtot machen. Dennoch maßregeln und strafen die verschiedenen Verfah-
ren ihn für die Ausübung seiner Arbeit und hindern ihn daran, seinem Beruf in der 
Türkei nachzugehen. Die Fälle gegen ihn zeigen, dass die „Meinungs- und Presse-
freiheit“ in der Türkei nur bis zu bestimmten Grenzen bestehen, die von den Regie-
renden eng gesteckt werden. Kritik an beispielsweise der politischen Linie gegenüber 
Minderheiten (z. B. der kurdischen Bevölkerung) oder offiziellen Standpunkten (z. B. 
der Nicht-Anerkennung des Völkermords an den Armenier*innen) sind dort offen-
sichtlich nicht von der „Meinungsfreiheit“ gedeckt. 

Ein weiterer zentraler Aspekt, der aus den Daten hervorgeht, ist die Zunahme 
der Anklagen für „Verstöße gegen das Gesetz Nr. 2911 zu Versammlungen und 
Demonstrationen“. Während solche Gesetzesverstöße in den Jahren 2019 und 2020 
noch knapp 3 % aller Vorwürfe ausmachten, stieg dieser Anteil 2021 auf 7 %. Dies 
deutet darauf hin, dass mittlerweile auch der journalistische Arbeitsprozess an sich 
ins Visier geraten ist, wie in diesen Fällen die Dokumentation von Ereignissen. 

Der freischaffende Journalist Ruşen Takva wurde wegen „Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung“ (Art. 7/1 ATG) und „Verstoß gegen des Gesetz Nr. 2911 
über Versammlungen und Demonstrationen“ angeklagt, weil er im Januar 2021 zur 
Berichterstattung an der Kundgebung „Freiheit und nationale Einheit des kurdischen 
Volkes“ in Van teilgenommen hatte. Die Anklage warf ihm vor, er sei in der Position 
gewesen, die Kundgebung „zu organisieren und zu leiten“ (MLSA 2021b). Die 
vorgebrachten Beweise waren ein Polizeibericht, Takvas Social-Media-Beiträge, ein 
Bild der Demonstration und die Aussage eines Polizisten, der sich jedoch nicht 
einmal daran erinnern konnte, ob Takva tatsächlich an der „Führung“ der Proteste 
beteiligt war. Takva, dem bis zu 18 Jahre Haft drohten, wurde im Oktober 2021 
freigesprochen. Sein Fall zeigt, dass Journalist*innen, die zur kurdischen Bewegung 
berichten, erhöhtem Druck ausgesetzt sind.5 

5	 In der Woche der abschließenden Verhandlung im Prozess gegen Takva standen insgesamt 18 
Journalist*innen in der Türkei vor Gericht, 17 von ihnen arbeiten für kurdische Medien und/oder 
berichten aus Gebieten mit einer mehrheitlichen kurdischen Bevölkerung (Aslan/Kajjo 2021). 
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Im Rahmen von Terrorvorwürfen sehen sich Medienschaffende am häufigsten mit 
Anschuldigungen von Propaganda oder Mitgliedschaft in einer terroristischen Verei-
nigung konfrontiert, wie Abbildung 2 zeigt. Die Vorwürfe beziehen sich in der Regel 
auf die verbotene Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) und/oder die Union der Gemein-
schaften Kurdistans (KCK). 
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Abbildung 2: Verteilung der Anklagen unter Terrorvorwürfen 

Neben Nachrichten, Social-Media-Beiträgen oder der Dokumentation von Ereignis-
sen, stellen Interviews mit Nachrichtenquellen oder die redaktionellen Richtlinien 
der Medien, für die Journalist*innen arbeiten, häufige Beweismittel in Medienpro-
zessen dar. Ein markantes Beispiel ist das sogenannte „Hubschrauber-Verfahren“. Es 
wurde gegen fünf Journalist*innen eingeleitet, nachdem diese über Sicherheitskräfte 
berichtet hatten, die im September 2020 zwei Zivilisten gefoltert und aus einem 
Hubschrauber geworfen hatten. Den Journalist*innen, von denen vier für sechs 
Monate in Untersuchungshaft saßen, wurde „Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung“ vorgeworfen, einer von ihnen zusätzlich „Propaganda für eine terroris-
tische Vereinigung“. In der Akte fanden sich als Beweismittel neben Telefonaten mit 
Quellen, beschlagnahmten Veröffentlichungen (u.a. kurdische Zeitungen), und der 
angeblich provokativen Sprache einer der Angeklagten, auch die Art der Nachrich-
tenagenturen6, für die die Angeklagten arbeiten. Laut Anklage folgen die Agenturen 
den Anweisungen terroristischer Vereinigungen und berichten „gegen den Staat“ 

6	 Die Angeklagten Adnan Bilen, Cemil Uğur und Zeynep Durgut arbeiten für die Mesopotamia Agency, 
die Angeklagte Şehriban Abi arbeitet für die feministische Nachrichtenagentur Jinnews, Nazan Sala ist 
Freiberuflerin. Mesopotamia Agency und Jinnews haben pro-kurdische Redaktionsrichtlinien.
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(Koçak 2021).7 Der Fall zeigt, wie versucht wird, nicht nur kritische Berichterstattung, 
sondern auch die transparente Darstellung von öffentlichkeitsrelevanten Informati-
onen zu unterbinden. 

In den Terror-basierten Verfahren ist auch ein Anstieg der Prozesse auf Grundlage 
von „Offenlegung der Identität von Beamten im Anti-Terror-Einsatz oder die Identi-
fizierung solcher Personen als Ziel“ (Art. 6/1 ATG) auf 6 % in den Jahren 2020 und 
2021 zu verzeichnen. Durch die vage Bezeichnung von „Beamten im Anti-Terror-
Einsatz“ wird dieser Gesetzesartikel verwendet, um die Arbeit von jenen Journalist*innen 
zu kriminalisieren, die kritisch über Angehörige des Militärs, der Polizei, der Justiz 
und der Regierung berichten.

Beispielhaft ist eine Klage gegen vier Mitarbeiter*innen der Zeitung Cumhuriyet 
für einen im April 2020 veröffentlichten Artikel über illegale Bauarbeiten auf einem 
von Fahrettin Altun, dem Kommunikationsdirektor des Präsidenten, gepachteten 
Grundstück. Bemerkenswerterweise wird Altun in diesem Verfahren als Beamter im 
Anti-Terror-Einsatz definiert, den der Nachrichtenartikel angeblich zur Zielscheibe 
terroristischer Vereinigungen gemacht habe (International Press Institute 2021).

Angesichts der massiven Nutzung von Terrorvorwürfen gegen Journalist*innen 
leidet die Glaubwürdigkeit der Justiz. Dies wirft die Frage auf, warum diese Anklage-
punkte so gebräuchlich sind. Drei Gründe scheinen plausibel. Erstens hat die Türkei 
viel Terrorismus erfahren, unter anderem seitens des IS und der PKK, sodass das 
Thema zugänglich ist. Zweitens verstärken die Schwere der Terrorvorwürfe und die 
damit einhergehenden hohen Strafaussichten den silencing effect.8 Drittens werden 
Eingriffe in die Meinungsfreiheit durch die türkische Verfassung und die Europäische 
Menschenrechtskonvention eingeschränkt. Letztere erlaubt Einschränkungen nur 
unter engen Bedingungen, beispielsweise wenn „die nationale Sicherheit, die territo-
riale Unversehrheit oder die öffentliche Sicherheit“ (Art. 10 EMRK) gefährdet sind. 
Da der Kampf gegen den Terrorismus offensichtlich als eine solche Gefährdung be-
trachtet werden kann, ergibt sich hier ein Spielraum für Regierungen, die nach einer 
Rechtfertigung für die Einschränkung des freien Informationsflusses und der Unter-
drückung oppositioneller Ansichten suchen. Wie Martin (2020: 3) angemerkt hat, 
„wollen selbst illiberale Regierungen liberal erscheinen“, und die Fokussierung auf die 
angebliche Identität der Angeklagten als Terrorist*innen erleichtert die Rechtfertigung. 

7	 Die Angeklagten wurden am 6. Januar 2022 von den Vorwürfen der Mitgliedschaft freigesprochen; die 
Angeklagte Sala wurde für „Propaganda“ zu einer Bewährungsstrafe von 1 Jahr und 3 Monaten verurteilt. 

8	 Durch einen silencing effect werden Betroffene zum Verstummen gebracht und ziehen sich aus öffentli-
chen Diskussionen zurück.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

202

4.4	 NACHRICHTEN, TWEETS UND TELEFONATE: BEWEISMITTEL IN 
MEDIENPROZESSEN 

Fast alle Beweismittel in den beobachteten Verfahren stammten aus beruflichen Aktivi-
täten, wie in Tabelle 4 dargestellt. Die größte Kategorie schließt Nachrichtenartikel, 
Kolumnen, andere verfasste Texte und veröffentlichte Fotos ein. Wie Nachrichten als 
Beweise gegen Journalist*innen verwendet werden, wurde bereits in den besprochenen 
Fallbeispielen deutlich. 

Die zweitgrößte Kategorie der Beweismittel machen Social-Media-Aktivitäten aus. 
Für Journalist*innen – und andere Social-Media-Nutzer in der Türkei – ist es unmöglich 
einzuschätzen, welche Äußerungen im Netz kriminalisiert werden könnten, wie das 
Beispiel von Cem Bahtiyar zeigt. Der Journalist stand unter dem Vorwurf der „Beleidigung 
des Präsidenten“ vor Gericht, weil er mit drei Worten – „Yav he he“ („Ja, na klar“) – einen 
Beitrag des Präsidenten kommentiert hatte (Özdilek 2021). Die Tatsache, dass der Jour-
nalist letztendlich einen Freispruch erhielt, ändert nichts an der abschreckenden Botschaft 
des Falls an alle Bürger*innen, die sich übers Internet an öffentlichen Debatten beteiligen. 

2019 2020 2021
Veröffentlichte Texte/Fotos der Angeklagten 45.7 % 39.4 % 30.2 %
Social-Media-Beiträge 19.8 % 25.1 % 19.1 %
Aussagen der Angeklagten/Zeugen/Klagenden 10.7 % 8.4 % 9.7 %
Telefonate mit Quellen 8.6 % 9.5 % 9.3 %
Teilnahme an Versammlungen/Demonstrationen/Kundgebungen 2.5 % 3.2 % 4.7 %
Audio-/Telefon-/technische/physische Überwachung 2.0 % 4.0 % 3.9 %
Reden/ Presseerklärungen/Interviews der Angeklagten 2.0 % 0.8 % 1.8 %
Mitgliedschaft in Vereinen/Parteien 1.5 % 1.6 % 2.9 %
Aufnahmen/Protokolle des Tatortes/der Festnahme 1.5 % 0.4 % 7.6 %
Verbindung zu einer Medieneinrichtung/Zeitung 0.5 % 2.0 % 2.5 %
Veröffentlichungen/Notizen/Archive aus Wohnung/Büro/Kamera/ 
Computer der Angeklagten

0.5 % 1.6 % 1.8 %

Andere 4.6 % 4.0 % 6.5 %

Tabelle 4: Verteilung der vorgelegten Beweismittel 

Während der drei beobachteten Jahre sind die vorgelegten Beweismittel umfangreicher 
geworden. 2019 und 2020 machten vier Kategorien – Veröffentlichungen und Fotos, 
Beiträge in sozialen Medien, Aussagen von Zeugen und Beteiligten, und Telefonate mit 
Quellen – mehr als 80 % aller Beweise aus. Dieser Anteil sank 2021 auf 68 %. Dies rührt 
hauptsächlich von einem Rückgang der als Beweise angeführten Veröffentlichungen und 
Fotos von 46 % im Jahr 2019 auf 30 % im Jahr 2021 her. Gleichzeitig ist 2021 der 
Anteil an Aufnahmen und Protokollen vom Tatort (dies beinhaltet zum Beispiel Poli-
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zeiberichte über Festnahmen bei Protesten) von knapp 2 % im Jahr 2019 auf 8 % im 
Jahr 2021 gestiegen. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der Feststellung, dass 
Journalist*innen häufiger für ihre Berichterstattung von Demonstrationen angeklagt 
werden. Auffällig ist auch, dass der Anteil der Beweise angestiegen ist, die sich auf die 
Verbindung der Angeklagten zu einer Medieneinrichtung (wie im beschriebenen 
„Hubschrauber-Fall“) beziehen. 

Obwohl es sich lediglich um einen vergleichsweise geringen Anteil handelt, sollen 
nachfolgend einige besonders bemerkenswerte Beweismittel erwähnt werden. In fünf 
Prozessen diente die Tatsache, dass die Angeklagten angeblich die App ByLock9 nutzten, 
als Beweis für Terrorvorwürfe. Unter der Kategorie „Sonstige“ finden sich das Senden 
von Geld an Bekannte im Gefängnis, das Auffinden kurdischer Musik auf dem Handy, 
der Besuch eines Theaterstücks, das Führen eines Bankkontos bei einer bestimmten 
Bank, sowie der Nachweis von Sprengstoffpartikeln auf der Kleidung eines Journalisten, 
der durch eine Ausgangssperre monatelang in einem Konfliktgebiet ausharren musste. 

4.5	 UNTERSUCHUNGSHAFT: VERSUCHTE KORREKTUR DES 
„KERKERMEISTER“-IMAGES 

Da die Verfassung die Pressefreiheit schützt, sind laut der türkischen Regierung 
„journalistische Aktivitäten kein Gegenstand von Ermittlungen“ und können „frei 
ausgeübt werden“ (Regierung der Republik Türkei 2022: Z 322). Entsprechend 
befände sich auch niemand aufgrund journalistischer Aktivitäten im Gefängnis. 
Diejenigen, von denen trotzdem behauptet wird, sie seien als Journalist*innen inhaf-
tiert, „wurden nicht für die Weitergabe von Informationen inhaftiert; tatsächlich 
wurden sie verurteilt, weil sie der Mitgliedschaft in verschiedenen terroristischen 
Vereinigungen und der Begehung von Terrorakten oder gewöhnlicher Verbrechen 
schuldig befunden wurden“ (ebd.: Z. 325). 

Im Gegensatz zu diesen Aussagen belegen Daten von Nichtregierungsorganisatio-
nen, dass Journalist*innen in der Türkei für ihre Arbeit verurteilt und inhaftiert werden 
(z. B. Committee to Protect Journalists 2021). Abbildung 3 zeigt, dass auch 
Journalist*innen mit anhängigen Verfahren teilweise in Untersuchungshaft genommen 
werden, wenn auch die Rate deutlich gesunken ist. Saßen 2019 noch 33 Journalist*innen 
in 23 verschiedenen Verfahren in Untersuchungshaft, ging diese Zahl bis 2021 auf 4 
inhaftierte Journalist*innen in 4 Verfahren zurück. Diese Entwicklung, in Verbindung 

9	 ByLock ist ein verschlüsselter Nachrichtendienst, den laut Behörden nur die als Terrorvereinigung 
eingestufte Gülen-Bewegung nutzt.
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mit den Äußerungen der Behörden, lässt den Schluss zu, dass sich der Staat der Legi-
timitätseinbußen durch die Verfahren gegen Medienschaffende bewusst ist. Wenn die 
Justiz auch nicht bereit ist, den Druck auf Journalist*innen abzubauen, scheint sie 
doch bestrebt, zumindest ihr Image aufzubessern. 
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Abbildung 3: Rate der Verfahren mit Angeklagten in Untersuchungshaft 

4.6	 PROZESSERGEBNISSE: WENIGER VERURTEILUNGEN, MEHR 
FREISPRÜCHE, UNKLARE URTEILSSTANDARDS

Zwischen 2019 und 2021 kamen 138 Verfahren gegen Medienschaffende zum Ab-
schluss. Die Rate der Freisprüche ist in diesem Zeitraum von 39 % auf 56 % angestie-
gen, während die Rate der Verurteilungen von 33 % auf 29 % gesunken ist. 

2019 2020 2021
Gerichtsurteile Anzahl % Anzahl % Anzahl %
Freispruch 18 39 % 25 49 % 23 56 %
Verurteilung 15 33 % 22 43 % 12 29 %
Freispruch und Verurteilung 13 28 % 4 8 % 6 15 %

46 51 41

Tabelle 5: Gerichtsurteile10 

10	 Ein Verfahren mit Freispruch und Verurteilung kann in Fällen vorkommen, in denen Angeklagte mit 
mehreren Vorwürfen konfrontiert sind oder in denen sich mehrere Angeklagte vor Gericht verantwor-
ten müssen. 
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2019 wurden 62 Journalist*innen in 31 Verfahren von 63 Anklagepunkten freigespro-
chen. 2020 wurden 48 Journalist*innen in 29 Verfahren von 56 Anklagepunkten 
freigesprochen und 2021 63 Journalist*innen in 29 Verfahren von 74 Anklagepunkten. 
Im Einklang mit der Verteilung der Vorwürfe ergingen die meisten Freisprüche für 
Terrorismus- und Beleidigungsvorwürfe. Der Anstieg der Freisprüche kann mit dem 
Bestreben der Justiz erklärt werden, einen besseren Ruf bezüglich der Einhaltung von 
Rechtsstandards zu erlangen.

2019 wurden 63 Journalist*innen in 28 Verfahren in 64 Anklagepunkten schuldig 
gesprochen. Für 58 der Anklagepunkte erhielten Journalist*innen eine Gefängnisstra-
fe, für die übrigen ergingen Geldstrafen. Die Geldstrafen beliefen sich auf insgesamt 
151.752 türkische Lira, während die Freiheitsstrafen insgesamt 207 Jahre, 3 Monate 
und 18 Tage betrugen. Das entspricht einer durchschnittlichen Haftstrafe von etwa 
3,5 Jahren pro Anklagepunkt. 

Im Jahr 2020 wurden 30 Journalist*innen in 26 Verfahren in 31 Anklagepunkten 
verurteilt. Für 26 der Anklagepunkte erhielten Journalist*innen eine Gefängnisstrafe, 
für fünf erging eine Geldstrafe. Die Geldstrafen beliefen sich auf 30.300 türkische 
Lira, die Haftstrafen auf 105 Jahre und 23 Tage. Das entspricht einer durchschnittli-
chen Haftstrafe von etwa 4 Jahren pro Anklagepunkt.

2021 wurden 27 Journalist*innen in 18 Verfahren in 30 Anklagepunkten verurteilt. 
Während keine Geldstrafe verzeichnet wurde, summieren sich die Haftstrafen auf 73 Jahre 
4 Monate und 5 Tage, was einer durchschnittlichen Strafe von etwa 2,5 Jahren entspricht.

Während Verfahren, die in einem Schuldspruch endeten, deutlich zurückgegangen 
sind, lässt sich in Bezug auf das Strafmaß kein eindeutiges Muster erkennen. Um Ten-
denzen in Medienprozessen erkennen zu können, besteht ein möglicher Ansatz darin, 
Fälle, die sich in den Vorwürfen und Beweisen ähnlich sind, gegenüberzustellen und zu 
prüfen, ob auch die Urteile sich gleichen – wie zu erwarten wäre. Der begrenzte Umfang 
dieses Aufsatzes lässt eine solche Analyse nicht zu. Ich möchte jedoch ein Beispiel anfüh-
ren, das darauf hinweist, dass die Ergebnisse von Medienprozessen in der Türkei unvor-
hersehbar und möglicherweise weniger von der Anwendung rechtlicher Normen als 
vielmehr von politischen Einflüssen geprägt sind. 

Im März 2019 kritisierte die Journalistin Buse Söğütlü in einem Tweet den Rich-
ter Akin Gürlek11 und schrieb: „Wäre Hitler aus seinem Grab auferstanden und 
hätte in Akin Gürleks Stuhl gesessen, hätte er wahrscheinlich dieselben Urteile ge-

11	 Akın Gürlek hat zahlreiche Haftstrafen gegen Journalist*innen, Politiker*innen und Menschen
rechtsverteidiger*innen verhängt, darunter Selahattin Demirtaş (HDP), Canan Kaftancıoğlu (CHP), 
Şebnem Korur Fincancı (Menschenrechtsstiftung der Türkei, Türkischer Ärzteverband) (Bianet 2022).
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sprochen.“ Für diesen Tweet wurde sie der „Identifizierung eines Beamten im Anti-
Terror-Einsatz als Ziel“ beschuldigt (Art. 6/1 ATG). Der Prozess begann im Oktober 
2020 vor der 23. Großen Strafkammer in Istanbul. Gegen den Journalisten Alican 
Uludağ begann im Dezember 2020 vor der 18. Großen Strafkammer in Ankara 
unter der gleichen Anschuldigung ein Prozess. In einem Tweet hatte Uludağ die 
mangelnde Unabhängigkeit der Justiz angeprangert, indem er auf einen Besuch des 
ehemaligen Generalstaatsanwalts von Ankara, Yüksel Kocaman, bei Präsident Erdoğan 
hinwies, infolgedessen Ersterer zum Richter am Kassationsgericht befördert wurde. 
Trotz der Ähnlichkeit ihrer Fälle erging gegen Uludağ im Februar 2021 ein Urteil zu 
einer Bewährungsstrafe von 10 Monaten, während Söğütlü im Februar 2022 einen 
Freispruch erhielt. Ironischerweise lässt sich der unterschiedliche Ausgang der beiden 
Fälle, die aufgrund der Kritik der Angeklagten an der mangelnden richterlichen 
Unabhängigkeit in der Türkei eingeleitet wurden, nicht erklären, wenn die Existenz 
einer unabhängigen Justiz vorausgesetzt wird. Hilfreicher ist die Annahme, dass die 
türkischen Behörden an einigen wenigen „symbolischen“ Fällen interessiert sind, die 
der Behauptung, dass Journalist*innen nicht rechtswidrig verurteilt werden, Glaub-
würdigkeit verleihen. 

Mit Blick auf die Verteilung der Verfahren, in denen Schuldsprüche ergingen, wie in 
Tabelle 6 dargestellt, zeigt sich, dass die meisten Journalist*innen für Terrorismus verur-
teilt wurden. Allerdings sank diese Rate deutlich von 81 % der Urteile im Jahr 2019 auf 
50 % im Jahr 2021. Im Gegenzug stiegen vor allem Verurteilungen aufgrund von „Be-
leidigung des Präsidenten“ von knapp 5 % im Jahr 2019 auf 17 % im Jahr 2021, und 
Verurteilungen für „Verstöße gegen die Privatsphäre und Geheimhaltung“ von 0 % in 
den Jahren 2019 und 2020 auf 17 % aller Verurteilungen im Jahr 2021.

2019 2020 2021
Terrorismusakte 81.2 % 58.1 % 50.0 %
Verbrechen gegen die Symbole und Organe des Staates II
(Art. 300 – 301 StGB)

6.2 % 0.0 % 0.0 %

Verbrechen gegen die Symbole und Organe des Staates I –  
Beleidigung des Präsidenten (Art. 299 StGB)

4.7 % 9.7 % 16.7 %

Verstoß gegen des Pressegesetz Nr. 5187 4.7 % 0.0 % 0.0 %
Verbrechen gegen die Würde (Beleidigung) (Art. 125 – 131 StGB) 1.6 % 9.7 % 3.3 %
Verbrechen gegen Staatsgeheimnisse und Spionage
(Art. 326 – 339 StGB)

0.0 % 16.1 % 10.0 %

Verbrechen gegen Privatsphäre und Geheimhaltung
(Art. 132 – 140 StGB)

0.0 % 0.0 % 16.7 %

Andere 1.6 % 6.4 % 3.3 %

Tabelle 6: Verteilung der Urteile nach Anklagepunkten
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Innerhalb der Terrorverfahren, wie in Abbildung 4 dargestellt, haben während des 
Beobachtungszeitraums Urteile für „Propaganda“ (Art. 7/2 ATG) und „Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung“ (Art. 7/1 ATG), die Vorwürfe der „Unterstützung 
und Beihilfe einer terroristischen Vereinigung/Begehen einer Straftat im Namen einer 
terroristischen Vereinigung“ (Art. 220/6-7 StGB) als führenden Urteilsgrund ver-
drängt. 
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Abbildung 4: Verteilung der Urteile in Terrorverfahren

In seiner Rechtsprechung hat der EGMR mehrere Verstöße der Türkei in der An-
wendung ihrer Terrorgesetze festgestellt, unter anderem aufgrund unklarer Defini-
tionen der Rechtsbegriffe und exzessiver Auslegungen durch die Strafkammern (Molu 
2020: 34 f ). Ein Beispiel dafür ist ein Urteil laut welchem türkische Gerichte Artikel 
220/6 StGB („Begehen einer Straftat im Namen einer terroristischen Vereinigung“) 
so weit auslegen, dass der Straftatbestand in seiner Anwendung weder vorhersehbar 
ist noch ausreichend Schutz gegen willkürliche Eingriffe in andere Rechte liefert 
(EGMR 14.11.2017, Işıkırık gegen die Türkei, Z 70). Urteile wie dieses könnten 
erklären warum Schuldsprüche für Artikel 220/6-7 StGB zurückgegangen sind. Ein 
vielversprechender Ansatz für weiterführende Forschung wäre daher zu untersuchen, 
inwiefern die Rechtsprechung des EGMR die Rechtsprechung türkischer Gerichte 
beeinflusst hat. 
Bei der Betrachtung der Urteile ist zu beachten, dass nach Art. 231 türkischer Straf-
prozessordnung die Strafe in Fällen ausgesetzt werden kann, in denen weniger als zwei 
Jahre Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe verhängt wurden. Dies hat eine Bewährungs-
frist von fünf Jahren zur Folge.
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Abbildung 5: Zur Bewährung ausgesetzte Strafen

Die Rate der zur Bewährung ausgesetzten Strafen in Medienprozessen hat sich in drei 
Jahren verdoppelt, von 20 % im Jahr 2019 auf 43 % im Jahr 2021. Dies erklärt teilwei-
se, warum die Inhaftierungsrate unter Medienschaffenden zurückgegangen ist. Es zeigt 
aber auch, dass, anstelle von einer Kriminalisierung journalistischer Aktivitäten abzu-
lassen, alternative, subtile Strategien zur Anwendung kommen um Journalist*innen 
zum Schweigen zu bringen. 

Obwohl Journalist*innen mit Bewährungsstrafen dem Gefängnis entgehen können, 
behindern diese die journalistische Arbeit. Journalist*innen, die eine solche Strafe 
erhalten haben, neigen eher dazu, Selbstzensur auszuüben oder den Beruf ganz aufzu-
geben, um kein erneutes Verfahren zu riskieren (Akgül 2020). 

5.	 Schlussfolgerung

Dieser Aufsatz hat Tendenzen in den Anklagen, Beweismitteln, Haftpraktiken und 
Urteilen in Gerichtsverfahren gegen Medienschaffende in der Türkei skizziert. Den 
Anstoß dafür bildete die Diskrepanz zwischen der Absicht der türkischen Regierung, 
ihr negatives Image zu revidieren einerseits und fortwährenden Prozessen gegen Me-
dienschaffende andererseits. 

Basierend auf Prozessbeobachtungsdaten von 2019 bis 2021 hat dieser Aufsatz 
deskriptiv gezeigt, dass Strafverfahren genutzt werden, um einzelne Journalist*innen 
für ihre Berichterstattung zu bestrafen und den Berufsstand einzuschüchtern. 
Journalist*innen, die auf eine Weise berichten, die die Regierung, staatliche Behörden 
oder Beamte als unerwünscht oder schädlich erachten, laufen Gefahr, festgenommen, 
angeklagt, und verurteilt zu werden. 
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Zusicherungen, die Meinungs- und Pressefreiheit zu achten, zeugen vom angestreb-
ten Image der Regierung, nicht aber von der Realität. Den Lippenbekenntnissen der 
AKP steht die Tatsache gegenüber, dass Medienschaffende im Zeitraum 2019-2021 
in mindestens 297 Prozessen vor Gericht standen. In 72 dieser Verfahren ergingen 
Schuldsprüche gegen 120 Journalist*innen, 111 von ihnen erhielten Haftstrafen. 

Die türkische Regierung beteuert, dass sich Journalist*innen nicht für ihre Arbeit, 
sondern aufgrund ihrer kriminellen Handlungen – hauptsächlich Terrorakte, Verstö-
ße gegen die Würde oder Verbrechen gegen den Staat – vor Gericht verantworten 
müssen. Die Analyse der vorgelegten Beweise in den jeweiligen Verfahren stützt diese 
Behauptung nicht. Beweismittel sind am häufigsten journalistische Texte und Fotos 
sowie Beiträge in sozialen Medien. Dass sich regelmäßig auch Telefonate mit Nach-
richtenquellen oder Redaktionsrichtlinien in den Anklageschriften wiederfinden, 
unterstreicht einmal mehr, dass die Arbeit von Journalist*innen gewöhnlich die 
Grundlage der Prozesse bildet. 

Wie die angeführten Beispiele gezeigt haben, gibt es eine Reihe von Themen und 
Ausdrucksformen, die eine größere Gefahr der Kriminalisierung mit sich bringen. 
Diese umfassen Kritik an Regierungsmitgliedern – allen voran dem Präsidenten selbst 
– und Amtsträgern, Kritik an Militäroperationen, Berichterstattung über Forderungen 
nach gleicher Teilhabe und gleichen Rechten durch Minderheiten (insbesondere, wo 
die kurdische Bevölkerung betroffen ist), oder die Aufdeckung von Fehlverhalten von 
Personen, die der Regierung nahestehen. 

Neben der fortwährenden Kriminalisierung von Journalismus lässt sich zweitens 
ein enger werdender Handlungsspielraum für Journalist*innen feststellen. Auf den 
ersten Blick mag dies nicht ersichtlich sein, da die Zahl der inhaftierten Medienschaf-
fenden und die Rate der Schuldsprüche gesunken sind. Bei näherer Betrachtung zeigt 
sich jedoch, dass sich das Spektrum der Tätigkeiten erweitert hat, für die Jour
nalist*innen Gerichtsverfahren riskieren. Allein die Tatsache, dass Social-Media-
Beiträge die Grundlage von jedem vierten Verfahren bilden, zeigt, dass die Online-
Sphäre, auf die freischaffende Journalist*innen angewiesen sind, um ihr Publikum 
zu erreichen, kein sicherer Raum für Meinungsfreiheit ist. Dies ist umso besorgnis-
erregender, als in der Türkei die sozialen Netzwerke – genutzt von 61 % der Bevöl-
kerung, um an Informationen zu gelangen – die wichtigste Nachrichtenquelle sind 
(Newman et al. 2022: 108 f.).

Zudem deutet die Zunahme von Prozessen wegen der Teilnahme an Demonstra-
tionen und Kundgebungen darauf hin, dass nicht mehr allein vorrangig das Ergebnis 
journalistischer Arbeit kriminalisiert wird. Stattdessen zeichnet sich die Entwicklung 
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einer umfassenden Strategie ab, bei der Gerichtsverfahren zum Zweck der Abschre-
ckung und Bestrafung für Berichterstattung ergänzt werden durch Strafverfolgung, 
die am Arbeitsprozess selbst ansetzt. 

Als drittes Fazit lässt sich festhalten, dass die Gestaltung der Medienprozesse die 
Einschüchterungswirkung maximiert. Die Mehrzahl der untersuchten Prozesse fand 
vor Großen Strafkammern auf Grundlage von Terrorismusvorwürfen statt. Mit der 
Aussicht auf lange Haftstrafen werden Journalist*innen dazu angehalten, sich zweimal 
zu überlegen, etwas zu schreiben, das Missfallen erregen könnte. Dazu ist wichtig zu 
erwähnen, dass es trotz der Existenz klarer „Hochrisiko“-Themen unvorhersehbar 
bleibt, was tatsächlich zum Gegenstand eines Strafverfahrens wird. Selbst ein unter 
einem Beitrag des Präsidenten kommentiertes „Ja, na klar“ kann für eine Anklage 
ausreichen. Gleichermaßen nicht abzusehen ist der Ausgang von Gerichtsverfahren. 
Fälle, die in allen Aspekten gleich sind, können unterschiedliche Urteile nach sich 
ziehen. Diese Ungewissheit verstärkt die abschreckende Wirkung auf Journalist*innen, 
die unter dem ständigen Risiko der Strafverfolgung arbeiten. 

Während Medienschaffende direkt von der Verletzung ihrer Rechte auf Pressefrei-
heit und freie Meinungsäußerung, ganz zu schweigen vom Recht auf ein faires Ver-
fahren und eine unabhängige Justiz, betroffen sind, wirken sich die Folgen auf die 
gesamte Bevölkerung aus. Ohne eine Presse, die frei über für die Öffentlichkeit rele-
vante Themen berichten kann, können Bürger*innen ihr Recht auf Information nicht 
ausüben. Dies wiederum beeinflusst die Fähigkeit, Beamte zur Rechenschaft zu ziehen, 
auf Entscheidungsprozesse einzuwirken, informiert zu wählen sowie sich selbst und 
andere zu bilden. Daher ist es wichtig, die in dieser Arbeit angesprochenen Aspekte 
weiter zu erforschen und beleuchten.
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IN ERINNERUNG AN GEORG LOHMANN

Arnd Pollmann

Menschliche Endlichkeit
IN ERINNERUNG AN GEORG LOHMANN (1948-2021)

Als Georg Lohmann im Jahr 2013 seine Abschiedsvorlesung an der Otto-von-Gueri-
cke Universität Magdeburg hielt, gab er seinem Vortrag den vieldeutig geistreichen 
Titel: „Endlich!“.1 Dies war zum einen als ein philosophischer Stoßseufzer gemeint; 
als Ausdruck einer gewissen Erleichterung trotz wehmütigen Abschiednehmens von 
einer Institution, die er seit 1996 als Professor für Praktische Philosophie neu mit 
aufgebaut und im Bereich der Geisteswissenschaften fortan auch wesentlich mit geprägt 
hatte. In der Folge des sogenannten Bologna-Prozesses glich diese Institution freilich 
immer seltener jener früheren kreativen Spielwiese kollaborativer Intellektualität, die 
den Philosophen Lohmann einst dazu bewogen haben mochte, sich einen eigenen 
festen Platz in der philosophischen Akademie zu suchen. Zugleich aber war mit dem 
gewitzten Vortragstitel rückblickend auch ein inhaltliches Leitmotiv resümiert, das 
Lohmanns überaus breit und bunt gefächertes Schaffen, seine thematisch vielfältigen 
Forschung-, Vortrags- und Lehrtätigkeiten „im Innersten“ zusammenhielt.

Ob man auf Lohmanns frühe Beschäftigung mit den ethischen und sozialphilo-
sophischen Implikationen der Marx’schen Kapitalismus-Kritik (Lohmann 1991)2 
oder mit Georg Simmels Zeitdiagnosen blickt (Lohmann 1992, 1999), auf seine 
Beiträge der mittleren Phase zu einer Moralphilosophie der „Unparteilichkeit“ im 
Anschluss an Adam Smith, Jürgen Habermas und Ernst Tugendhat (Lohmann 2001, 
2002) oder aber auf das über mehr als zwei Jahrzehnte reifende Spätwerk seiner 
Philosophie der Menschenrechte (dazu exemplarisch Lohmann 1998, 2010a, 2012, 

1	 Eine erweiterte Fassung ist später in der Information Philosophie abgedruckt worden (Lohmann 2014). 
Etwa zeitgleich mit seiner Emeritierung erschien zu Ehren seines 65. Geburtstags die Festschrift: Born-
müller/Hoffmann/Pollmann (2013).

2	 An seine aus dem Gros der seinerzeit geradezu wie am Fließband produzierten Marx-Lektüren 
herausragende Dissertation Indifferenz und Gesellschaft erinnert im vorliegenden Heft Alexander Somek, 
der sich von diesem noch immer zu wenig rezipierten Werk des Freundes bis heute zutiefst beeindruckt 
zeigt.
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2022)3: Spätestens im Rahmen der erwähnten Abschiedsvorlesung wurde deutlich, 
und zwar auch ihm selbst, dass Lohmanns Denken stets um die anthropologische 
Idee einer „radikalen Endlichkeit“ des Menschen gekreist war und um die sich daraus 
in unterschiedlichsten Anwendungskontexten ergebenden normativen Verpflichtungen, 
die Menschen miteinander verbinden. Wer etwa die kapitalistische Lebensform ethisch 
und auch sozialphilosophisch „aus sich selbst heraus“ kritisieren will (Lohmann 1980)4 
oder wem an einer „unparteilich“ begründeten Moraltheorie „gleicher Achtung“ 
gelegen ist (Lohmann 2001), wer eine dezidiert rechtsphilosophisch ausgerichtete 
Theorie universeller Menschenrechte entfalten möchte (im Anschluss an Lohmann 
1998) oder aber zu ergründen versucht, welche konzeptionell zentrale Rolle der 
vieldeutige Begriff „Menschenwürde“ dabei spielt (z. B. in Lohmann 2010b, 2010c, 
2015, 2022 ),5 sollte laut Lohmann jeweils nicht länger darauf hoffen, auf philoso-
phischem Wege zu so etwas wie einer „absoluten“ Letztbegründung zu kommen. 
Stattdessen können all diese recht unterschiedlichen Theorieanliegen und konzepti-
onellen Grundlegungen gemeinsam auf die eine Idee menschlicher Endlichkeit re-
kurrieren. Diese Idee geht einerseits mit der Einsicht in eine stets relative, d. h. 
kontextabhängige, Versehrbarkeit aller Menschen einher, und führt so doch anderer-
seits fast notwendig zu einer konzeptionellen Berücksichtigung „universeller“ An-
sprüche aller Menschen auf egalitäre Berücksichtigung als versehrbare Menschen 
(dazu und für das Folgende: Lohmann 2014).6

Die methodische Ausgangsprämisse dieses philosophischen Leitmotivs besagt, dass 
die Vulnerabilität und Endlichkeit des Menschen nicht länger „als Mangel“ oder auch 
nur als „Beschränkung“ zu verstehen ist, die es im Rahmen einer geeigneten philoso-
phischen Theorie bereits auf konzeptioneller Ebene zu beseitigen gilt. Vielmehr geht 
es bei dieser Fragilität um die zentrale „ermöglichende Bedingung menschlicher 
Leistungen und Ansprüche, also von Wahrheit, Wissen, gutem Leben, sprachlicher 

3	 Auf dem Wege eines imaginär fortgesetzten Zwiegesprächs über die philosophische Begründung 
der Menschenrechte im komplexen Gefüge von Moral, Recht und Politik nimmt Stefan Gosepath in 
diesem Heft auf philosophische Weise Abschied.

4	 Den Lohmann’schen Begriff von Gesellschaftskritik im Anschluss an Karl Marx rekonstruiert Emil Angehrn 
in seinem Beitrag zu diesem Heftschwerpunkt auf überaus anschauliche und produktive Weise.

5	 Der rechtsarchitektonisch zentrale Begriff der Menschenwürde steht im Mittelpunkt der 
letzten Werksphase. Im Rahmen einer kritisch wertschätzenden Würdigung klärt Bernd Ladwig in 
seinem Beitrag zu diesem Themenschwerpunkt die konzeptionellen Grundlagen, aber auch Spannun-
gen innerhalb von Lohmanns Überlegungen zur Menschenwürde.

6	 Auf die bei Lohmann allenfalls angedachte, aber bis zuletzt nicht explizit verhandelte Frage, ob und in-
wieweit auch (zumindest manche) nicht-menschliche Tiere moralischen sowie menschenrechtlichen 
Respekt verdienen, geht ausführlicher Ursula Wolf in ihrem Text zu diesem Heftschwerpunkt ein.
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Verständigung, Gerechtigkeit und Moral“. Ohne Vulnerabilität, so lässt sich dies 
deuten, keine entsprechenden Bewältigungsversuche. Allerdings erweist sich die philo-
sophische Suche nach einem „externen Standpunkt“, der eine „absolute“ oder ander-
weitig „transzendentale“ Begründung normativer Ansprüche, etwa nach Art eines 
säkularisierten „Gottesstandpunkts“ ermöglichen würde, als nicht mehr zeitgemäß, 
ja, als verfehlt. Denn die Ideengeschichte hat hinreichend erwiesen, dass man mit 
einer Perspektive „von nirgendwo“ niemals zu einer universell anschlussfähigen Be-
gründung von moralischen Ansprüchen oder gar positiven Rechten gelangen wird, 
die von Seiten aller Menschen und damit eben „universell“, d. h. überall und gleicher-
maßen, als verbindlich anerkannt werden können. Dies zwingt die philosophische 
Analyse aber keineswegs zu einem „Relativismus“ normativer Beliebigkeit. An die 
Stelle jener absoluten Letztbegründungen hätte stattdessen eine „Hermeneutik“ der 
menschlichen Endlichkeit und Versehrbarkeit zu treten, die zu ergründen, aber auch 
zu begründen versuchte, wie dieser menschlichen Vulnerabilität kapitalismuskritisch, 
moralisch oder auch menschenrechtlich zu begegnen wäre.

Was allerdings die Philosophie hier beizutragen vermag, ist zunächst nicht mehr, 
aber auch nicht weniger als derart anthropologisch und hermeneutisch verfahrende, 
„immanente“ Rekonstruktionen „guter Gründe“, die auf Erfahrungen menschlicher 
Versehrbarkeit beruhen und die daher auch von allen anderen versehrbaren Menschen 
in ihrer Eigenschaft als versehrbare Menschen geteilt werden können – relativ unab-
hängig davon, ob sie diese Gründe auch empirisch bereits teilen. An dieser methodi-
schen Grundüberlegung lässt sich ein philosophisches Ethos ablesen, das sich Lohmann 
von seinem hochverehrten Lehrer, Michael Theunissen, abgeguckt haben dürfte: das 
Große im Auge behalten, aber notfalls eben auch, wie Lohmann gern sagte, „philoso-
phisches Kleingeld“ ausgeben können.7 In fast jedem Text, Vortrag oder Gespräch 
war dieses – weniger bescheidene als selbstkritisch skrupulöse – Ethos auf einladende 
sowie seinerseits vorbildliche Weise spürbar und auch prägend. Manch eine:r seiner 
Weggefährt:innen, Kolleg:innen, Assistenten oder Studierenden mag sich bis heute 
dabei ertappen, eine der typischen Lohmann’schen Gesten, mimischen Regungen oder 
markanten Redeweisen übernommen zu haben.

7	 Ich selbst war gerade erst ein paar Wochen Assistent bei Georg Lohmann in Magdeburg, als 
ich mit einem Problem zu ihm kam. Ein Student hatte sich mit einem Hausarbeitsthema vollkommen 
übernommen. Das Thema schien mir eher für eine Doktorarbeit geeignet. Ich wusste nicht, wie ich 
damit umgehen sollte. Und was Lohmann dann sagte, schien ein sogenannter Versprecher zu sein, aber 
es war doch ein Freud‘scher Versprecher, der sein gewitztes Wesen offenbarte. Er sagte: „Ach, Arnd, wir 
haben alle mal groß angefangen!“
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Fraglos wichtiger aber ist sein intellektueller Einfluss auf die philosophischen De-
batten der letzten drei Jahrzehnte. Und es ist insbesondere die deutschsprachige 
Menschenrechtsdiskussion, die Lohmann, wie kaum ein anderer Philosoph hierzu-
lande, angestoßen und vorangetrieben hat, und zwar sehr wesentlich durch die – in-
terdisziplinäre Kooperation erzwingende – Einsicht, dass die Menschenrechte stets 
bzw. von vornherein in einem Spannungsfeld von moraltheoretischen Begründungen, 
rechtlichen Positivierungen und politischen Auseinandersetzungen zu konzipieren 
sind: als Autor und Herausgeber einer Vielzahl wegweisender Publikationen (vor allem 
Gosepath/Lohmann 1998, Pollmann/Lohmann 2013); durch geradezu unzählige 
Vorträge und Vortragsreisen; als Organisator zahlreicher wissenschaftlicher Tagungen, 
Workshops und institutioneller Initiativen; als Gründungsdirektor des renommierten, 
jährlich am Inter University Centre in Dubrovnik stattfindenden Sommerkurses „The 
Diversity of Human Rights”; als Betreuer des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
dabei doch vor allem als ein mitreißender, provokanter und gelegentlich auf sokratische 
Weise hartnäckiger, vor Ideen sprühender und zudem überaus unterhaltsamer Dia-
logpartner; als ein Denker mit philosophischem, aber auch praxistauglichem Verstand 
sowie mit ungeheuer viel Witz und einnehmendem Esprit.

Lohmann war das, was man im deutschen Kontext mit dem in anderen Sprachen 
vermutlich schwer verständlichen Adjektiv „unprofessoral“ bezeichnet: Stets auf die 
philosophische Sache fokussiert, verzichtete er auf Machtgesten, war nahbar und zu-
gewandt. Er machte bei seinen Gesprächspartner:innen nie einen Unterschied in 
Bezug auf Stellung, Titel, Privilegien oder Herkunft, diskutierte und stritt mit dem 
engagierten Nachwuchs auch dann noch, wenn die von ihm gern als „Großkopferte“ 
bezeichneten Kolleg:innen längst ins Bett gegangen waren. Lohmann war zudem ein 
leidenschaftlicher Lehrer und Vortragender, und zwar sowohl auf nationaler wie auch 
auf internationaler Bühne. Er initiierte langjährige, freundschaftliche Kooperations-
beziehungen zu Kolleg:innen in Kroatien, China, Georgien oder der Slowakei. Es 
machte großen Spaß, gemeinsam mit ihm dorthin zu reisen, und wenn man ihn 
eingeladen hatte, seine neuesten Überlegungen zu präsentieren, so wurden die Vor-
tragsmanuskripte meist erst in letzter Minute, ja, gewissermaßen auf dem Weg zum 
Podium fertig, da er unentwegt haderte, korrigierte, verbesserte. Aber er sagte fast 
immer zu, und zwar besonders gern dann, wenn er nicht einfach nur um die Repro-
duktion bereits fertiger Gedanken gebeten wurde. Und das Publikum, so mein per-
sönlicher Eindruck, hat es nie bereut.

In der erwähnten Abschiedsvorlesung hat Lohmann auch Johann Wolfgang von 
Goethe zitiert („der natürlich in einem anständigen Vortrag nicht fehlen darf“), und 
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zwar mit dem Vers: „Willst du ins Unendliche schreiten,/Geh nur im Endlichen nach 
allen Seiten“. Das war keineswegs zustimmend gemeint, sondern kritisch, ja, als ethi-
scher Protest. Das Motiv der menschlichen Endlichkeit, so Lohmann, ist „radikal“ 
auch in dem Sinn zu verstehen, dass die existenzielle Begrenzung menschlicher Mög-
lichkeiten für das Leben als Mensch maßgeblich ist und nicht, wie bei Goethe, das den 
Menschen überfordernde Ansinnen einer Praxis geübter Selbstüberwindung und 
Selbstüberbietung. Folgerichtig hat Georg Lohmann in der menschlichen Endlichkeit 
– gewissermaßen stoisch – stets auch so etwas wie ein existenzialistisch sinnstiftendes 
„Todesurteil“ gesehen. Dagegen hat er als Philosoph ebenso wenig protestiert wie als 
Mensch. In authentischer, aber niemals zynischer Verknüpfung dieser beider Rollen 
war sich Lohmann stets darüber im Klaren: Die „Erfahrung der Geworfenheit unseres 
Lebens bringt uns dazu, für alles menschliche Leben eine es notwendig begrenzende 
Unverfügbarkeit zu akzeptieren“ (Lohmann 2014: 10).

Es waren daher nicht so sehr die idealistischen Klassiker in Philosophie und Li-
teratur, die ihn besonders faszinierten, sondern ironische Denker des Tragischen – 
allen voran Wilhelm Busch und Carl Valentin. Ihnen gehörte sein philosophisches 
Herz. Von eben jenem Carl Valentin, dem bis heute unterschätzten bayrischen Clown 
und Hegelianer, stammt ein Ausspruch, der kaum besser zum Ausdruck bringen 
könnte, wie Lohmann selbst den ethisch-existenziellen Endlichkeitsgedanken pro-
duktiv zu wenden versucht hat: „Optimist: ein Mensch, der die Dinge nicht so 
tragisch nimmt, wie sie sind.“ Man mag die Endlichkeit des Menschen einseitig 
bedauern, doch das führt zu nichts. Erst wenn man sie zugleich ernst und heiter 
nimmt, lässt sich philosophisch Kapital daraus schlagen. Von Wilhelm Busch wie-
derum stammt ein Satz, der Lohmanns Denken und Wirken, und zwar in ihrem 
jeweils beständigen Werden, treffend auf den Punkt bringt: „Der Philosoph wie der 
Hausbesitzer haben immer Reparaturen“.8 Und eben manchmal noch auf dem Weg 
zum Podium.

In diesem Spannungsfeld aus dialektischem Optimismus in Bezug auf die mensch-
liche Fragilität einerseits und philosophisch darauf aufbauenden Renovierungs- und 
Reparaturarbeiten andererseits entfaltete sich ein immer wieder erstaunliches und 
selbst auch zutiefst menschliches Denken; ein Denken der menschlichen Endlichkeit, 
das vielen von uns, die wir zu Lebzeiten mit ihm Zeit verbringen durften, auf gleich-
sam dialektische Weise „unendlich“ fehlen wird. Georg Lohmann ist im Dezember 

8	 Dies auch das Zitat, das seine Freund:innen und Weggefährt:innen ihrer gemeinsamen Trau-
eranzeige vorangestellt haben: https://lebenswege.faz.net/traueranzeige/georg-lohmann/anzeigen 
(Zugriff: 22. Oktober 2022).
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2021 im Alter von 73 Jahren viel zu früh gestorben. Die deutschsprachige Philosophie 
hat mit ihm einen großartigen Denker verloren. Diese Lücke schmerzt. Doch wie ich 
den warmherzigen, streitbaren, aber niemals nachtragenden Freund in Erinnerung 
habe, wird er selbst das niemandem übelnehmen.
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Stefan Gosepath

Menschenwürde als Residualkategorie
VERSUCH EINER ANNÄHERUNG 

1.	 Andenken an Georg Lohmann

Mein Freund und Kollege Georg Lohmann (1948–2021) ist letztes Jahr leider viel zu 
früh gestorben. Das ist ein riesiger persönlicher Verlust, aber auch ein großer Verlust 
für den deutschen philosophischen Menschenrechtsdiskurs. War es doch Georg Loh-
mann, der das Thema beinahe als Erster großflächig in der deutschen Philosophie 
bearbeitet hat. Georg, der während seines ganzen philosophischen Lebens sehr nah an 
den neusten Forschungsentwicklungen von Jürgen Habermas und mit diesem in regem 
Austausch stand, hatte den turn der kritischen Gesellschaftstheorie hin zu den Rechten 
mitgemacht. Dessen wichtigstes Ergebnis hatte Jürgen Habermas als krönenden Ab-
schluss seiner mithilfe seines Leibniz-Preises finanzierten Forschungsgruppe mit seinem 
Buch Faktizität und Geltung (1992) vorgelegt. Mit dieser Perspektivverschiebung war 
nicht nur das „Medium“ Recht mit in den Blick genommen, sondern auch die grund-
lagenorientierte Rechtswissenschaft, angelsächsisch „Jurisprudenz“ genannt, als 
wichtige Dialogpartnerin mit hinzugekommen, und zwar nicht nur aus Deutschland, 
sondern auch sehr stark aus der damals noch abgrenzend (in Eigen- und Fremdbe-
schreibung) sogenannten „analytischen“ Philosophie.

In den frühen 1990er Jahren am Institut für Philosophie der Freien Universität 
Berlin war Georg, damals Assistent bei Michael Theunissen, so außerordentlich 
freundlich, wofür ich ihm ewig dankbar bin, mich als wesentlich jüngeren, damals 
noch Doktoranden bei Ernst Tugendhat, zu fragen, ob ich mit ihm zusammen eine 
internationale Fachkonferenz zum Thema Menschenrechte organisieren wolle. Gesagt, 
getan – auch wenn es lange gedauert hat. So fand die Konferenz 1995 an der FU 
Berlin mit hochkarätiger Besetzung statt und wurde schließlich 1998 bei Suhrkamp 
als Sammelband in überarbeiteter Fassung publiziert (Gosepath/Lohmann 1998) und 
mehrfach neu aufgelegt (zuletzt in 7. Auflage in 2019). Der Band muss offensichtlich 
in seiner Vielfältigkeit und Grundlegung auf ein breites interdisziplinäres Interesse 
gestoßen sein. Georg hatte den richtigen „Riecher“, nicht nur für ein Thema, das er 
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fortan in der Philosophie gesetzt und besetzt hatte, sondern das für seinen weiteren, 
eigenen intellektuellen und akademischen Lebensweg wegweisend sein sollte. In un-
zähligen Artikeln, deren Anzahl weit in den dreistelligen Bereich geht, und die meist 
auf Vorträgen basierten, hat er das Thema immer wieder bearbeitet und aktualisiert. 
Außerdem hat er mit Arnd Pollmann das Referenzhandbuch zum Thema Menschen-
rechte herausgegeben (Pollmann/Lohmann 2012). Leider ist es ihm nicht mehr ver-
gönnt gewesen, seine Theorie der Menschenrechte in einer großen Monographie zu-
sammenzuführen; wie er sich das für seine Pensionierung vorgenommen hatte und 
wir es uns alle als das zukünftige Referenzbuch gewünscht hätten. Er initiierte nach 
dem Fall der Mauer einen seitdem jährlich stattfindenden Sommerkurs zu Menschen-
rechten am Inter University Centre Dubrovnik, der auch jüngere Wissenschaftler:innen 
immer wieder für das Thema begeistert. Auch ist er gerne und viel ins Ausland gereist, 
um gerade in Ländern mit prekärer Menschenrechtslage (besonders Georgien und 
China, wo er früh und oft war) über Menschenrechte zu sprechen.

Georg war ein sehr offener, liebenswürdiger, vor allem auch witziger, aber auch 
zutiefst romantischer Charakter. Er liebte philosophische Gespräche und diskutierte 
hier gerne sokratisch, kritisch und hartnäckig über seine Menschenrechtsauffassung; 
von diesen Disputationen konnte es für ihn nie genug geben. Dabei zeichnete ihn 
immer ein gutes Gespür für die Qualität von Argumenten und Positionen, aber auch 
vom intellektuellen Charakter und Format derjenigen aus, die mit ihm über men-
schenrechtliche Auffassungen rangen. So hatte er auch bei der Wahl seiner Assistenten 
an seiner akademischen Wirkstätte, der Universität Magdeburg, ein gutes Händchen; 
sind doch Heiner F. Klemme, Bernd Ladwig, Arnd Pollmann, Thomas Hoffmann und 
Falk Bornmüller selbst inzwischen gestandene Philosophen.1

Mit Georg habe ich seit dem Beginn meiner Promotion geradezu ununterbrochen 
diskutiert – bis kurz vor seinem Tod. Ein Thema kam dabei immer wieder zur Sprache 
und zog sich seit seinem ersten Aufsatz zum Thema titelgebend als Konstante durch 
seine Traktate zu den Menschenrechten: Man dürfe sie nicht, wie so häufig, einseitig 
sehen, und zwar entweder als moralische oder juridische Rechte (Lohmann 1998, 
2010a). Auch wenn mich Georgs Vorwurf, dass auch meine Menschenrechtsauffassung 
noch „zu“ moralisch sei, immer wieder mal erreichte, so denke ich doch eigentlich, 
dass ich mit Georgs Auffassung, dass Menschenrechte eben auch positiv rechtlich 
konstruiert seien, übereinstimme – auch wenn ich selbst einen etwas anderen Akzent 
gerade in der Konstruktion der Menschenrechte setzte (Gosepath 2005, 2009, 2010). 

1	 Die drei Letzteren haben auch eine Festschrift zu seinem 65. Geburtstag herausgegeben (Bornmüller/
Hoffmann/Pollmann 2013).
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In letzten Jahren hatten wir dagegen öfter Diskussionen zum Verständnis der Men-
schenwürde. Ich nutze diese verspätete Gelegenheit, um Georg noch einmal mit 
meiner Deutung zu konfrontieren, auch wenn er nun leider, leider nicht mehr repli-
zieren kann; was er sicher liebend gerne im Tenor seiner Veröffentlichungen zum 
Thema aus den letzten Jahren getan hätte (Lohmann 2010, 2015, 2022). Ausgangs-
punkt meiner folgenden Überlegung ist die Diagnose einer paradoxal erscheinenden 
Situation.

2.	 Menschenwürde – Die Ausgangssituation

Der Begriff der Menschenwürde hat in den ethischen, politischen und juristischen 
Debatten der letzten Jahre eine zentrale Rolle gespielt. Kaum ein anderer Begriff taucht 
so selbstverständlich auf, wenn darüber diskutiert wird, was getan werden sollte oder 
nicht getan werden darf. Diese Prominenz der Menschenwürde spiegelt sich in dem 
Stellenwert des Begriffs in vielen Verfassungen und Kodizes, die in den letzten Jahr-
zehnten verabschiedet wurden; angefangen natürlich bei der Charta der Vereinten 
Nationen und dem Artikel 1 des Grundgesetzes, gefolgt von der UN-Menschenrechts-
erklärung, der Europäischen Menschenrechtskonvention, den UN-Menschenrechts-
pakten, der KSZE-Schlussakte und der Bioethik-Konvention bis hin zum Vertrag für 
eine Europäische Verfassung. Neben wenigen weiteren Begriffen, wie denen der 
Menschenrechte, der Freiheit und der Gerechtigkeit, bildet die Würde des Menschen 
augenscheinlich einen Eckpfeiler unserer moralischen Grundüberzeugungen.

Menschenrechte sind – so lässt sich heute feststellen – in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts, bei allen Einschränkungen, zu einem global wirksamen, normativen 
Maßstab der Menschheit geworden. Obwohl sie weiterhin in manchen Staaten zu 
manchen Zeiten missachtet und verletzt werden, sind fast alle Menschen und Staaten 
bereit, die Menschenrechte faktisch als gemeinsamen moralischen Standard zu akzep-
tieren; auch wenn das teilweise nur ein Lippenbekenntnis ist. Leider gibt es weiterhin 
Völkermord, Folter, Gräueltaten und andere Formen staatlicher Willkür, aber Men-
schenrechtsverletzungen und die Missachtung der Menschenwürde werden von einer 
Vielzahl internationaler Organisationen angeprangert, ziehen eine hohe mediale 
Aufmerksamkeit auf sich und sind durch die internationale Staatengemeinschaft 
rechtlich und politisch sanktionierbar. Natürlich gibt es auch immer noch intellektu-
elle Auseinandersetzungen um die Menschenrechte und ihre Verletzungen. So bekla-
genswert das ist, so bleibt doch festzuhalten, dass kaum eine Regierung die ihr vorge-
worfenen Menschenrechtsverletzungen dadurch verteidigt, dass sie die Idee der 
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Menschenrechte ganz leugnet oder als westlichen Imperialismus o. Ä. abstempelt. 
Damit ist mit den Menschenrechten etwas erreicht, was in der bisherigen Geschichte 
ohne Beispiel ist: eine globale, transkulturelle und transnationale moralische Ordnung.

In dieser neuen globalen, transkulturellen und transnationalen moralischen Ord-
nung nach dem Zweiten Weltkrieg spielt die Menschenwürde eine zentrale, wenn 
nicht grundlegende Rolle. Für das Verständnis der internationalen Menschenrechte 
kommt – nach landläufiger Auffassung – dem Begriff der Menschenwürde zentrale 
Bedeutung zu. Die Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
der Vereinten Nationen vom Dezember 1948 beginnt mit der „Anerkennung der allen 
Mitgliedern der menschlichen Familie inhärenten Würde und ihrer gleichen und 
unveräußerlichen Rechte“. Dieser erste Satz des ersten internationalen Menschen-
rechtsdokuments ist – gegebenenfalls mit kleinen Varianten – in die Präambeln der 
meisten internationalen Menschenrechtskonventionen übernommen worden. Artikel 
1 Satz 1 der AEMR bekräftigt die Verbindung von Menschenwürde und Menschen-
rechten, wenn es darin heißt: „Alle Menschen sind frei und an Würde und Rechten 
gleich geboren.“ Auch und gerade das Grundgesetz (GG) der aus den Ruinen aufer-
stehenden Bundesrepublik Deutschland hält prominent in Artikel 1 den Zusammen-
hang zwischen der unantastbaren Würde des Menschen (Absatz 1) und den unverletz-
lichen und unveräußerlichen Menschenrechten (Absatz 2) fest. Bei den „Menschen 
auf der Straße“ und bei vielen Politiker:innen und Aktivist:innen steht die Menschen-
würde ungefragt hoch im Kurs, eben, weil sie verbindlich in den Rechtsdokumenten 
festgeschrieben ist.

Trotz der Bedeutung, die dem Prinzip der Menschenwürde – nach verbreiteter 
Auffassung – zukommt, regt sich dagegen gelegentlich auch Widerspruch. Nicht, dass 
jemand ernsthaft gegen Menschenwürde plädieren würde; nur selten findet sich eine 
offene Absage oder gar Polemik (obwohl es dafür durchaus auch Beispiele gibt). Der 
Einspruch artikuliert sich vielmehr typischerweise im Modus skeptischer Rückfragen. 
Verwiesen wird insbesondere auf die weitgehende inhaltliche Offenheit des Prinzips, 
dem manche in der Tradition Arthur Schopenhauers attestieren, eine bloße „Leerfor-
mel“ zu sein, da es redundant und vage sei.2 Warum?

In der Politischen Philosophie und Rechtsphilosophie war die Verwendung des 
Begriffs der Menschenwürde als eines Grundbegriffs – als eines Begriffs also, der vor 
allem für die Idee und Bestimmung gleicher Rechte eine unersetzbare argumentative 

2	 So z. B. bei Panajotis Kondylis im Schlusssatz seines Artikels „Würde“ für die Geschichtlichen 
Grundbegriffe (Kondylis 1992); eine Diagnose, die in Matthias Herdegens Kommentar zu Artikel 1 des 
Grundgesetzes zitiert und fortgeschrieben wurde.
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Rolle spielen soll und damit nicht nur eine rhetorische (etwa der Abkürzung oder 
Ausmalung) –, beschränkt auf Positionen, die entweder in der Tradition eines christlich-
aristotelischen Naturrechts (z. B. Robert Spaemann) oder einer materialen Wertethik 
(z. B. Max Scheler) argumentieren. Die heute dominierende liberale Politische Philo-
sophie in Deutschland und den USA kam ohne diesen Begriff aus, und zwar auch dort, 
wo sie sich als kantianisch verstand. Alle Ansätze, so könnte man verallgemeinernd 
sagen, die in der einen oder anderen Weise an die vertragstheoretische oder konstruk-
tivistische Grundthese anknüpfen, dass Rechte, und zwar auch unverbrüchliche 
Grund- und Menschenrechte, etwas sind, das wir dadurch hervorbringen, dass wir 
uns als Personen mit solchen Menschenrechten wechselseitig anerkennen, all jene 
Ansätze der sozialen Konstitution von Rechten also, scheinen den Begriff der Men-
schenwürde nicht als einen Grundbegriff, d. h. als einen Begriff oder eine Idee, den 
oder die sie zur Begründung von Rechten voraussetzen müssen, zu brauchen.

Hinzu kommt: Die französische Menschenrechtserklärung des späten 18. Jahrhun-
derts kennt den Würdebegriff ebenso wenig, wie er im amerikanischen Politischen 
Liberalismus des späten 20. Jahrhunderts (bei John Rawls etwa) eine begründende 
Rolle spielt. Noch weniger kann die angelsächsische utilitaristische oder moral sense-
Tradition des Liberalismus mit ihm theoretisch etwas anfangen. In der Geschichte der 
Menschenrechtserklärungen ist bekanntlich der Würdebegriff überhaupt erst relativ 
spät in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 aufgetaucht. Die 
Theorie und Praxis der Menschenrechte oder allgemeiner der politischen Philosophie 
ist offensichtlich tatsächlich lange ohne diesen Begriff ausgekommen. Da klassisch 
liberale Staaten oft totalitären Bedrohungen besser widerstanden haben als andere, vor 
allem christliche Staaten, sollte einem das zu denken geben.

Auch wenn der Begriff der Menschenwürde neuerdings in diese klassisch philoso-
phische Tradition einzuziehen scheint, so könnte man ihn in dieser Tradition für be-
grifflich redundant erachten: Statt die aufgeklärt-liberale Moral als eine Moral der 
universellen gleichen moralischen Achtung zu bestimmen, kann man sie auch als eine 
Moral der Respektierung der individuellen Menschenwürde konzipieren. Damit 
verweist man auf den gleichen basalen Status, den Personen sich gegenseitig zuerken-
nen müssen, wenn sie sich wechselseitig als gleiche und autonome Personen ansehen 
müssen. Dieser moralisch grundlegende Gedanke ließ und lässt sich auch mit anderen 
begrifflichen Mitteln ausdrücken (so noch Gosepath 2004: 164-168).

Skeptische Vertreter:innen der Philosophie geben zudem zu bedenken, dass der 
öffentliche moralische Diskurs durch die Berufung auf die Menschenwürde willkürlich 
abgebrochen werden könne und dass die Würde oft genug als ein rhetorisches Mittel 
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der Tabuisierung fungiere. In der Rechtswissenschaft herrscht außerdem Besorgnis, 
dass Rationalität und Transparenz der Verfassungsinterpretation Schaden leiden 
könnten, sobald der inhaltlich schwer bestimmbare und zugleich emotional hoch 
aufgeladene Begriff der Menschenwürde ins Spiel komme. Manche fürchten darüber 
hinaus um den freiheitlichen Charakter der Rechtsordnung, den sie durch moralische 
Absolutheitsansprüche gefährdet sehen.

3.	 Deutung des Begriffs der Menschenwürde

Eine erste naheliegende Möglichkeit, diese Diagnose der allgemeinen Akzeptanz des 
Menschenwürdebegriffs bei gleichzeitiger fachlicher Skepsis zu deuten, besteht darin, 
sie so zu verstehen, wie das Grundgesetz lange verstanden worden ist: Die Erfahrung 
der nationalsozialistischen Gräuel haben es nötig gemacht, für die Menschenrechte 
nach einem sichereren, in gewisser Weise absoluten Grund zu suchen, der eben in der 
Menschenwürde gegeben sei. Die Würde wird danach zu einem moralfundierenden 
Begriff. Gegen diese Deutung spricht erstens schon, dass man jahrhundertelang auch 
gut ohne den Begriff ausgekommen ist und dennoch glaubte, eine überzeugende re-
ligiöse oder philosophische Begründung zu haben. Dagegen müsste dann erst einmal 
gezeigt werden, was der Begriff zur Begründung wirklich austragen kann. Zum Zwei-
ten herrscht (nach langen Erfahrungen des Scheiterns solcher Versuche) heute eine 
gewisse Skepsis gegenüber jeder Art von Letztbegründung in der praktischen Philo-
sophie. Auch dagegen müsste eine Begründung, die sich auf Menschenwürde bezieht, 
zeigen, dass sie hier bessere Chancen hat als viele gescheiterte Versuche vor ihr.

Dagegen bietet eine andere, entgegengesetzte Möglichkeit – wie ich zu argumen-
tieren versuchen werde – eine viel plausiblere Deutung. Diese besteht darin, den 
Zusammenhang sehr viel schwächer zu interpretieren: Die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte will demnach mit dem Ausdruck „Würde“ bewusst unbestimmt und 
allgemein eine Reihe unterschiedlichster Vorstellungen aufrufen, ansprechen oder 
versammeln, die nur eines eint, und zwar der Widerstand gegen die nationalsozialis-
tischen Gräuel (aus welchen weiteren Gründen auch immer). Menschenwürde und 
Menschenrechte – so verstanden – stellen eine Art „überlappenden Konsens“ verschie-
dener Moralauffassungen dar, die somit auf den geteilten Begriff gebracht wurden. 
Dies scheint man schon bei der Abfassung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte gesehen zu haben. Jacques Maritain, der das philosophische Komitee zur Ab-
fassung dieser Erklärung leitete, drückte das so aus: „Yes, we agree about the rights, 
but on condition no one asks us why“. Diese Deutung, der ich mich anschließe, 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

228

vertritt mithin die methodische und inhaltliche These, dass sich durch angemessene 
Reflexion ein ökumenisch begründbarer theoretischer Konsens hinsichtlich des Inhalts, 
der Form, Begründung und juridischen Durchsetzung global zwischen den verschie-
denen Weltanschauungen herstellen lässt.

Stimmt man dieser Deutung zu, kann und darf der Würdebegriff, aufgrund seiner 
strategischen Rolle als Sammelbecken verschiedener religiöser und weltanschaulicher 
Auffassungen, natürlich keinen letzten, absoluten Grund darstellen, sondern vielmehr 
so etwas wie ein Banner, ein gemeinsames Symbol. „Würde“ ist dann als ein statusan-
zeigender Begriff zu verstehen. Dass wir Würde „haben“, bedeutet dann zunächst, dass 
uns bestimmte Menschenrechte zukommen. Aber nicht nur. Der zentrale Aspekt der 
hier vorgeschlagenen Deutung besteht darin, „Menschenwürde“ als einen pluralistisch 
gerechtfertigten normativen Überschuss zu verstehen. Die Rolle dieses Begriffsverständ-
nisses der Menschenwürde besteht in folgenden Funktionen:

Die erklärende und begründende Rolle des Begriffs liegt darin, dass man begrün-
dungstheoretisch eine elastische Bedeutung, einen noch-nicht voll interpretierten 
Begriffsinhalt braucht. Menschenwürde ist die „Würdigkeit eines jeden vernünftigen 
Subjects, ein gesetzgebendes Glied im Reiche der Zwecke zu sein“ (Kant 1968: 439). 
Ein solches gesetzgebendes Glied zu sein, heißt, nicht legitimatorisch übergangen zu 
werden und zu wissen, dass man andere nicht übergehen soll. Subjekte mit Menschen-
würde sind deshalb Menschen mit einem unbedingt zu achtenden Recht auf Recht-
fertigung. Dies ist das basalste moralische und juridische Recht, das die konstituieren-
de Basis für alle weiteren Grundrechte ist. Untrennbar verbunden ist der Begriff der 
Menschenwürde mit dem der Selbstbestimmung, und zwar in einer moralischen 
Bedeutung, die bereits eine politische Komponente enthält: Es geht um das Nichtbe-
herrschtwerden durch andere, nicht legitimierte Kräfte. Wir schulden uns und allen 
anderen Personen Respekt vor ihrer Autonomie und damit die Achtung aller Personen 
als „Zwecke an sich selbst“ (siehe Forst 2005).

Die Pointe dieser Begriffsdeutung besteht darin, dass sie dennoch als Grundlage 
der Argumentation gegen skeptische Argumente der Leere und Redundanz fungieren 
kann: Die spezifische Pointe des Begriffs der Menschenwürde besteht danach nämlich 
darin, dass Würde nicht abwägbar sein soll. Das Prinzip der Menschenwürde stellt 
einen ausgezeichneten Status seiner Träger:innen heraus, der unveräußerlich ist und 
nicht gegen andere ethische (oder außerethische) Ansprüche abgewogen werden kann. 
In dieser Deutung kann der Würdebegriff als gemeinsames Symbol dieses besonderen 
Status von Personen fungieren. Dass wir Würde „haben“, bedeutet so nichts anderes, 
als dass wir selbst aufgrund dieses Status, den wir uns wechselseitig zuschreiben, uns 
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wechselseitig nach anerkannten Verfahren bestimmte Rechte zuschreiben (können). 
Das läuft dann auf eine stete, nie abgeschlossene, unhintergehbare und nicht stillstell-
bare Neuaushandlung des normativen Überschusses hinaus.

Nach dieser Deutung ist der Begriff der Menschenwürde gerade nicht obsolet: Zwar 
wird die Äquivalenzthese akzeptiert, nach der „Menschenwürde“ auch durch eine 
Kombination anderer Begriffe ausgedrückt werden kann. Naheliegende Kandidaten 
dafür sind etwa der gleiche Status von Personen, das „Recht auf Rechtfertigung“, 
Achtung, Autonomie etc. Statt „unsere“ Moral der Respektierung der individuellen 
Menschenwürde zu bestimmen, kann man sie auch als eine aufgeklärt-liberale Moral 
der universellen gleichen moralischen Achtung konzipieren. Damit verweist man auf 
den gleichen basalen Status, den Personen sich gegenseitig zuerkennen müssen, wenn 
sie sich wechselseitig als gleiche und autonome Personen ansehen müssen. Unter der 
(vagen) Rede von gleicher (Menschen-)Würde wird gemeinhin verstanden, dass jedem 
gleiche Achtung gebührt, dass Autonomie respektiert werden muss und jede Person 
bei allen sie betreffenden Regelungen berücksichtigt wird, indem die Regelungen für 
alle im Prinzip einsichtig begründet werden.

Diese „ökumenische“ Deutung lehnt aber die Obsoleszenzthese ab: „Menschen-
würde“ als Begriff ist weder redundant noch deshalb obsolet! Denn „Menschenwürde“ 
ist – so die These – pluralistisch gerechtfertigter normativer Überschuss. Deshalb ist 
der Begriff der Menschenwürde nicht leer, nicht redundant und nicht obsolet. Denn 
nach diesem Begriffsverständnis hält „Menschenwürde“ als Grundkategorie offen, dass 
es weitere oder anders bestimmte Grund- und Menschenrechte geben kann, als die 
bisher be- oder anerkannten. Die Vollständigkeit unserer Listen von Menschenrechten 
garantieren alternative grundlegende moralphilosophische Begriffe wie Person und 
Autonomie nicht. So ist beispielsweise zurzeit strittig, ob Würde auch für nicht-auto-
nome Menschen oder nur bei rationalen bzw. der Rationalität prinzipiell fähigen 
Personen gelten soll, oder ob der Begriff der Würde tatsächlich auf Menschen qua 
Gattung beschränkt werden darf oder ob nicht auch nicht-menschliche Wesen als mit 
Würde ausgestattet angesehen werden können bzw. sollen.

Von dieser Begriffsdeutung können und sollen die Bedingungen und Verletzungen 
(Herabsetzung, Demütigung, Erniedrigung etc.) der Menschenwürde adäquat erfasst 
werden können. In dieser Deutung hat „Menschenwürde“ einen normativen Über-
schuss. Es handelt sich um eine strukturelle Definition, die noch offen bleibt für 
neuen informationellen Überschuss bei neuen Phänomenen, die man als Menschen-
würde-Verletzung begreifen möchte. Ein neues Phänomen erkennt man oft erst an 
neuen Erfahrungen einer (möglichen) Menschenwürde-Verletzung. „Menschenwürde“ 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



zfmr 2 ❘ 2022

230

kann unser Verständnis von Menschenrechten und Grundrechten informativ anrei-
chern, wenn neue Phänomene erkannt werden, die unter den pluralistisch gerechtfer-
tigten normativen Überschuss der Menschenwürde-Verletzung gefasst werden können, 
eben, weil die Menschenwürde strukturell offen ist. Sie fungiert also als abkürzender 
Begriff für die Grundlage von Menschen- und Grundrechten und moralischer Gleich-
heit, der immer dann eine besondere Funktion hat, wenn Inhalt oder Extension von 
Rechten oder Gleichbehandlung unklar sind. Wegen seiner Funktion als Fundierung 
sowie wegen des pluralistisch gerechtfertigten normativen Überschusses kann der 
Begriff der Menschenwürde nicht in einem Katalog von Rechten und Pflichten voll-
ständig aufgelistet und damit überflüssig werden. Immer dort, wo die Menschenwür-
de als bedroht oder als verletzt empfunden wird, wird auf ein Verständnis menschlicher 
Würde und ihrer Grundlage rekurriert.

Anstatt zu versuchen, mithilfe der in der Philosophie vorfindlichen Menschenwür-
debegriffe die angewandten Probleme zu lösen, sollte man dort ansetzen, wo die 
Menschenwürde als bedroht, als verletzlich empfunden wird, um dann zu fragen, 
welches Vorverständnis menschlicher Würde und ihrer Verletzungen in diesen Anwen-
dungskontexten dafür verantwortlich ist, dass man glaubt, nicht auf den Rückgriff auf 
die Menschenwürde verzichten zu können. Man muss zunächst die Phänomene der 
potentiellen Würdemissachtungen betrachten, um dann in einem zweiten Schritt zu 
untersuchen, ob und inwieweit sich daraus ein moralphilosophisch attraktiver Begriff 
von Menschenwürde entwickeln lässt.

Gestützt wird die problemorientierte Strategie durch die Vermutung, dass sich der 
steile Aufstieg der Menschenwürde in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gerade 
dadurch erklären lässt, dass man mit diesem Begriff so etwas wie eine fundamentale 
Unangebrachtheit, eine „Unmenschlichkeit“ im Umgang mit Menschen ausdrücken 
kann – jenseits aller Unterschiede der philosophischen, ideologischen und religiösen 
Grundhaltungen. Dieser „ökumenische“ Charakter des modernen Menschenwürde-
verständnisses steht aber in einem grundsätzlichen Spannungsverhältnis zu den ver-
schiedenen philosophiehistorisch motivierten Konkretisierungen in der modernen 
Debatte, spricht also ebenfalls dafür, sich zunächst damit zu beschäftigen, weshalb uns 
die Menschenwürde so wichtig zu sein scheint, bevor wir versuchen zu erklären, was 
Menschenwürde eigentlich ist.3

3	 Andere Aspekte des Menschenwürdebegriffs werden mit dieser engeren, spezifischeren Deutung 
nicht erfasst; zum einen beispielsweise soziale Verhältnisse des sich würdevoll Behandelns und zum 
anderen praktische Selbstverhältnisse, des sich um einen selbst Kümmerns. Die vorgeschlagene Deutung 
ist also nicht umfassend.
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Da dem Sinn der Menschenwürde trotz intensiver Debatten in den Augen seiner 
Kritiker etwas notorisch Unklares oder Vages anzuhaften scheint, erscheint die hier 
vorgeschlagene Deutung lohnend, die ökumenisch, induktiv und negativ verfährt. 
Mit einem ökumenischen Begriff der Menschenwürde soll nach einem „überlappenden 
Konsens“ trotz pluraler Weltanschauungen in wesentlichen moralischen Fragen gesucht 
werden. Zu diesem Zwecke scheint es besser, induktiv von den Phänomenen statt von 
den Theorien her zu verfahren. Die gesuchte mögliche Einigung ist eher bei der weit 
verbreiteten Ablehnung bestimmter Phänomene und Praktiken als (menschen-)un-
würdig zu erwarten.

Spätestens an dieser Stelle – denn Georg Lohmann konnte unruhig werden, wenn 
ihm inhaltlich etwas nicht passte, und auch öfter schon einmal dazwischen quasseln, 
wenn auch stets ganz nett und freundlich – hätte er widersprochen. Derart offen schien 
ihm das Konzept der Menschenwürde trotz aller historischen Entwicklung und Kon-
struktion nun doch nicht. Darüber hätte ich gerne mit ihm weiter diskutiert. In 
persona wird das leider nicht mehr möglich sein. Aber im Geiste.
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Rechtsverbürgende Kraft und republikanische Praxis
GEORG LOHMANN ÜBER MENSCHENWÜRDE UND 
MENSCHENRECHTE

1.	 Eine neue Art der Würde

In welchem Verhältnis steht die Menschenwürde zu den Menschenrechten? In den 
jeweiligen Anfängen war gar kein Zusammenhang erkennbar: Beide Begriffe kamen 
unabhängig voneinander in Gebrauch und verwiesen sogar auf gegensätzliche Grund-
vorstellungen gesellschaftlicher Ordnung. Das ältere Konzept der Würde bezeichne-
te einen herausgehobenen Rang oder Wert in einer primär geschichteten Sozialstruk-
tur. Das jüngere Menschenrechtskonzept entstammt dagegen dem Kontext einer 
Anfechtung absolutistischer Staatsgewalt und kolonialer Fremdherrschaft und sah 
eine durch Statusgleichheit gekennzeichnete Sozialstruktur vor. Auch gehörte zur 
traditionell verstandenen Würde eine Leistungskomponente: Der Positionsinhaber 
musste sich seiner herausgehobenen Stellung durch angemessenes Verhalten würdig 
erweisen. Hingegen wurden die Menschenrechte von vornherein nicht nur als egali-
täre, sondern auch als unbedingte und unverlierbare Ansprüche verstanden: Niemand 
musste sie sich verdienen, keiner konnte sie, oder jedenfalls den Status, ihr Subjekt 
zu sein, verwirken.

Georg Lohmann (2010) zufolge musste das Würdekonzept erst zwei Veränderungen 
erfahren, um in das semantische Feld der Menschenrechte einrücken zu können. 
Erstens musste es die Bedeutung eines allgemeinen, jedem Menschen zukommenden 
Wertes gewinnen; für diesen Schritt steht beispielhaft die Moralphilosophie Kants, 
die indes eine auf Pflichten und nicht auf Rechten gründende Theorie ist. Daher war 
zweitens eine auf die Idee der Rechte zugeschnittene Reformulierung der Würdevor-
stellung nötig. Zu ihr kam es, Lohmann zufolge, erst nach dem Zweiten Weltkrieg 
unter dem Eindruck der Kriegsgräuel sowie der nationalsozialistischen Massenmorde. 
Der Würdebegriff bot sich demnach nicht zuletzt als konsensfähige Grundlage für den 
neuen völkerrechtlichen Straftatbestand der „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ 
(crimes against humanity) an.
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Um diese neue Rolle hervorzuheben, schlägt Lohmann vor, überhaupt nur im 
völker- und auch menschenrechtlichen Zusammenhang von „Menschenwürde“ zu 
reden und davon die in stratifizierte Sozialordnungen eingebettete besondere sowie die 
in Kants Moralphilosophie begründete allgemeine Würde abzusetzen (Lohmann 2015: 
175). Damit soll allerdings nicht gesagt sein, dass diese früheren Verwendungsweisen 
für das neue Begriffsverständnis folgenlos geblieben wären. Wie Lohmann mit Jeremy 
Waldron annimmt, gehört zum Würdekonzept weiterhin „das Bedeutungsmoment 
der Herausgehobenheit und der besonderen Wertschätzung eines ‚higher rank‘“ (Loh-
mann 2010: 50). Und Kants Würdekonzeption findet etwa Ausdruck in der verfas-
sungsrechtlichen Formel, der Mensch dürfe nicht zum bloßen Objekt staatlichen 
Handelns gemacht werden. Auch die Menschenbild-Formel des Bundesverfassungs-
gerichts verrät kantischen Einfluss: Der Würdenorm liege „die Vorstellung vom 
Menschen als einem geistig-sittlichen Wesen zugrunde, das darauf angelegt ist, in 
Freiheit sich selbst zu bestimmen und sich zu entfalten“ (BVerfGE 45, 187 [227]).

Darin ist zugleich ein Hinweis auf humanspezifische Vermögen enthalten, die für 
eine Rechtfertigung unseres allgemein-menschlichen higher rank, im Verhältnis zu 
Tieren und Pflanzen, in Frage kommen. Vielleicht haben wir alle als Gattungswesen 
einen ganz besonderen moralischen Status, eben, weil wir zu sittlicher und persönlicher 
Selbstbestimmung imstande sind. Dieser Status bestünde darin, dass uns Menschen-
rechte zukommen, die wiederum auf den Schutz und die Achtung der Würde zuge-
schnitten wären. Die Menschenwürde begründet demnach die Menschenrechte und 
spielt zugleich eine orientierende Rolle bei der Bestimmung des Inhalts der Rechte. 
Die Begründung verweist auf die Bestimmung, weil sonst unklar bliebe, was mit einer 
Fundierung der Rechte in der Würde normativ gewonnen wäre. Wir wüssten dann 
zwar, dass wir moralisch zählen, nicht aber, wozu uns dies inhaltlich verpflichtet.

Lohmann legt allerdings mit seiner Nachzeichnung der Genese des Würdegedankens 
nur die Grundlage für eine sehr viel kompliziertere Verhältnisbestimmung von Men-
schenwürde und Menschenrechten. Er hält es für trügerisch einfach, die Würde bloß 
als moralische Basis und als zentrales Grundgut der Rechte zu begreifen. Dies würde 
uns auf den Irrweg eines moralischen Rechtefundamentalismus führen, in dem die 
politische und die positiv-rechtliche Dimension der Menschenrechte nur die nachge-
ordnete Rolle der Verwirklichung eines moralisch schon zureichend gerechtfertigten 
Anspruchs spielten.

Lohmanns alternative Deutung beginnt mit der Bestimmung der Fundierungsfunk-
tion der Menschenwürde als einer „rechtsverbürgenden Kraft“. Ohne diese Kraft 
könnten wir von einer Pflichtenmoral nicht zu einer normativen Ordnung von sank-
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tionsbewehrten Rechten und Pflichten gelangen. Weil zu diesem Übergang ein „voli-
tives Moment“ gehöre, müsse der Einzelne sich selbst achten, um von allen anderen 
eine Beachtung als Subjekt erzwingbarer Ansprüche verlangen zu können. Die rechts-
verbürgende Kraft der Menschenwürde setze sodann eine republikanische Praxis in 
Gang: Die Adressaten der Normordnung müssten sich zugleich als deren freie und 
gleiche Mitautoren verstehen dürfen. Zur Verwirklichung eines Systems der Rechte 
gehörten darum auch auf Moral nicht reduzierbare Spielräume politischen Entscheidens.

Ich möchte jede dieser Behauptungen in Zweifel ziehen. Weder glaube ich, dass 
die Rede von einer „rechtsverbürgenden Kraft“ die Idee verständlich machen kann, 
dass die Menschenwürde die Menschenrechte fundiere. Noch halte ich die Behauptung 
für überzeugend, dass einer Moral mit Rechten ein volitives Moment zugrunde liege; 
diese Behauptung scheint mir vielmehr mit der auch von Lohmann anerkannten 
Kategorizität der Menschenrechte unvereinbar zu sein. Und schließlich will ich auch 
die „republikanische“ Deutung der durch die Menschenwürde initiierten Praxis in 
Zweifel ziehen. Dies sind wesentlich negative Beweisziele. Eine eigene, konstruktive 
Konzeption der Menschenwürde werde ich hier schuldig bleiben müssen.1 Aber 
Kritik ist die Art der Anerkennung, die ein bedeutender Denker verdient. Für Lohmann 
zumal schlug das Herz der Philosophie im argumentativen Streit, und es ist ein Jammer, 
dass er auf die folgenden Einwände nichts mehr wird erwidern können, weshalb ich 
nur hoffen kann, dass sie auf einer fairen Nachzeichnung seiner Konzeption beruhen.

2.	 Würde als rechtsverbürgende Kraft?

Was ist mit einer rechtsverbürgenden Kraft der Würde gemeint? Ist dies eine angemes-
sene Reformulierung für den Gedanken, dass die Menschenwürde die Menschenrech-
te fundiere? Mit „Fundierung“ ist gemeint, dass uns Menschenrechte zukommen, weil 
wir eine Würde haben. Aus ihr gehen die rechtfertigenden Gründe für unseren men-
schenrechtlichen Status hervor. Lohmann legt zusätzlich Wert darauf, dass die Würde 
neben dieser rechtfertigenden auch eine motivationale Rolle spielen müsse. Für beides 
soll der Begriff der rechtsverbürgenden Kraft einstehen. Aber kann er das?

Zunächst zur Rechtfertigung. Lohmann begreift „Bürgen“ als einen relationalen 
Begriff: „A bürgt mit B aufgrund von C für D gegenüber E“ (Lohmann 2010: 56). 

1	 Tatsächlich glaube ich nicht, dass die Menschenwürde unseren menschenrechtlichen Status zu 
fundieren vermag. Eher sollten wir sie mit diesem Status identifizieren und ein menschenwürdiges 
Leben mit dem sicheren Genuss aller Rechte gleichsetzen, die aus ihm resultieren. Dazu ausführlich 
Ladwig (2012, 2022 (i.E.)).
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Zum Beispiel bürge ein individueller Mensch (A) mit seiner Menschenwürde (B) für 
das Haben von Rechten (D) gegenüber einem anderen Menschen (E), der wissen 
wolle, warum A ein Subjekt von Rechten sei. Nur erwähnt sei, dass eine der Variablen, 
C, in Lohmanns Anwendung nicht vorkommt. Vielleicht setzt er stillschweigend 
voraus, dass die Menschenwürde (B) keiner weiteren Begründung (C) bedürfe, sondern 
in sich selbst gegründet sei. Wie auch immer: Das Bürgen spielt jedenfalls eine Rolle 
in normativen Beziehungen. Aber spielt es darin die Rolle eines fundierenden Grundes, 
wie Lohmann sie für die Menschenwürde vorsieht?

An einem anderen Beispiel wird leicht ersichtlich, dass dies nicht der Fall ist: Petra 
bürgt mit ihrem guten Namen für die Vertrauenswürdigkeit ihrer Freundin Ayshe 
gegenüber Mary. Vielleicht hat Ayshe Mary etwas versprochen, und diese zweifelt nun 
an Ayshes Bereitschaft, das Versprechen zu halten. Auf Petra hingegen hält sie große 
Stücke, was diese nutzt, um Marys Zweifel an Ayshes Zusage zu zerstreuen. Was liegt 
der Beziehung normativ zugrunde? Offenbar Ayshes Versprechen gegenüber Mary. 
Erst sekundär kommt hinzu, dass Petra sich für ihre Freundin verbürgt. Diese wäre 
zur Einhaltung ihrer Zusage auch dann verpflichtet, wenn Petra sich nicht für sie 
verbürgt hätte. 

Wäre das Verhältnis grundsätzlich anders, wenn wir anstelle von Petras guten Na-
men die Menschenwürde einsetzten und anstelle des Einhaltens eines Versprechens 
das Haben von Rechten? Analog läge es doch nahe, zu sagen: Warum auch immer 
Mary ein Rechtssubjekt ist, ihr Status wird durch die Menschenwürde, mit der sie 
angeblich für ihn bürgt, nicht ursprünglich begründet. So wie Mary von Ayshe nicht 
erst aufgrund des guten Namens von Petra die Einhaltung des Versprechens verlangen 
darf, sondern schon aufgrund des Versprechensaktes selbst, so kommen ihr Menschen-
rechte nicht erst aufgrund ihres Bürgens mit ihrer Menschenwürde zu. „Bürgen“ ist 
daher jedenfalls mit Blick auf die mögliche rechtfertigende Rolle der Menschenwürde 
ein irreführender Begriff. Dann allerdings bleibt bei Lohmann offen, was stattdessen 
unseren menschenrechtlichen Status fundiert.

Was die Frage der Motivation angeht, so können Bürgschaften gewiss auch als 
Beweggründe wirken. Wiederum an unserem Beispiel: Vielleicht hatte Ayshe zunächst 
tatsächlich nicht die Absicht, sich an ihr Versprechen zu halten. Doch da sie sich Pet-
ra verbunden fühlt, die mit ihrem guten Namen für sie bürgt, ist sie nachträglich doch 
zur Pflichterfüllung motiviert. Ebenso mag Mary nur aufgrund der Vermutung, dass 
Petra im Zweifelsfall für Ayshe einstehen werde, deren Versprechen angenommen 
haben. Das sollten wir allerdings nicht so verstehen, als könnte überhaupt nur der 
zusätzliche Faktor des Verbürgens die motivationale Kraft eines Versprechens verständ-
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lich machen. Das wäre eine für moralische Institutionen wie das Versprechen fatale 
Vermutung. Für Beziehungen zwischen moralischen Akteuren ist ganz allgemein die 
Unterstellung tragend, dass jeder eine Pflicht rein aus Einsicht beachten könne. Wer 
einer anderen Person dieses Vermögen generell abspricht, versagt ihr damit die Aner-
kennung als moralische Akteurin. Auch wer einem anderen etwas verspricht, über-
nimmt damit eine – spezielle – moralische Pflicht, deren Beachtung rein aus Einsicht 
von ihm zu erwarten ist.

Nun spricht Lohmann von einer „rechtsverbürgenden Kraft“, und wir kennen 
tatsächlich einen Kontext, in dem diese eine wesentliche motivationale Rolle spielt. 
Dieser Kontext ist das positive Recht. Wenn etwa ein Grundrecht durch ein zwangs-
bewehrtes Gesetz verbürgt wird, so hat dies den Sinn, eine Normbeachtung auch durch 
solche Normadressaten sicher zu stellen, die das Recht nur aus Furcht vor äußeren 
Sanktionen befolgen. Aber das liegt einfach daran, dass das positive Recht, anders als 
die Moral, seinen Adressaten die Motive der Normbefolgung freistellt. Für seine tat-
sächliche Geltung ist entscheidend, dass und nicht warum möglichst alle eine Norm 
beachten. Zwar sollen alle sie auch aus Einsicht in die guten rechtfertigenden Gründe, 
die für ihre Geltung sprechen, beachten können; aber die verhaltenssteuernde Wirkung 
einer Norm des positiven Rechts darf von dieser Möglichkeit allein nicht abhängen.

Die Menschenwürde spielt indes keine zur Zwangsbewehrung des Rechts analoge 
Rolle; sie wird von Lohmann nicht bereits als juristischer Begriff eingeführt. Vielmehr 
soll sie verständlich machen, was uns dazu bewegen könnte, von einer reinen Pflich-
tenmoral zu einer objektiven Rechtsordnung (law) mit sanktionsbewehrten subjekti-
ven Rechten (rights) überzugehen (Lohmann 2010: 56). Man könnte natürlich einfach 
sagen, es sei das Wissen um die eigene Menschenwürde, die ein Subjekt dazu motivie-
re, von allen anderen eine ihm selbst geschuldete Beachtung und auch deren Deckung 
durch die Sanktionsmittel einer Rechtsgemeinschaft einzufordern. Das aber würde 
nur zurückführen zu der offen gebliebenen Frage nach der rechtfertigenden Kraft der 
Würde: Woher weiß ich denn, dass ich sie habe? Ich kann ja nur um etwas wissen, das 
es gibt und das mich dann auch dazu berechtigen mag, von anderen zu verlangen, 
mich als Rechtssubjekt anzuerkennen.

3.	 Müssen wir die Menschenrechte wollen?

Vielleicht sollten wir daher besser sagen, dass „Bürgen“ ein unglückliches Bild für das 
von Lohmann eigentlich vermeinte Fundierungsverhältnis ist. Doch einmal angenom-
men, eine solche Fundierung funktionierte: Warum sollte dann zusätzlich noch ein 
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„volitives Moment“ nötig sein, um von Pflichten zu Rechten zu gelangen? Lohmann 
schreibt dazu in einem früheren Text: „Gleichwohl folgt aus der puren Wechselseitig-
keit moralischer Verpflichtungen noch nicht automatisch, daß die beteiligten Personen 
sich als Träger von Rechten ansehen. Dazu bedarf es offenbar einer willentlichen 
Entscheidung, das Objekt moralischer Verpflichtungen auch als Träger von Rechten 
anzuerkennen“ (Lohmann 1998: 86). Wenn es einer willentlichen Entscheidung bedarf, 
dann ist sie eine notwendige Bedingung dafür, dass ein beliebiges Objekt der Rücksicht 
zugleich als Subjekt von Rechten gilt. Weil diese keine natürlichen Eigenschaften 
seien, müssten sie, so Lohmann (ebd.), „von einer bestimmten Autorität gestiftet“ 
werden; und wenn dafür keine „höhere Autorität“ wie Gott, die Natur oder die Vernunft 
in Frage komme, so könnten offenbar nur die moralischen Akteure selbst sie stiften, 
indem sie einander allgemein und reziprok als Rechtsubjekte anerkennen. 

In diesem gedanklichen Rahmen spielt nun die Menschenwürde die Rolle, das für 
Menschenrechte konstitutive Wollen verständlich zu machen. In Lohmanns Worten: 
„Sich seiner Menschenwürde bewusst zu sein und sich von anderen in seiner Menschen-
würde geachtet zu wissen, gibt dem Einzelnen eine Kraft, die er als Selbstachtung aus-
drückt; (…) und die er in eine Rechte setzende und Rechte verlangende Praxis umsetzt“ 
(Lohmann 2010: 56). Weil uns also das Bewusstsein der eigenen Würde eine Selbstach-
tung einflößt, bringen wir allen anderen die normative Erwartung entgegen, im Rahmen 
einer Rechtsordnung als Subjekte von (Menschen-)Rechten anerkannt zu werden.

Doch ist hier wirklich eine willentliche Entscheidung konstitutiv für die Menschen-
rechte? Eine Entscheidung ist nur dann normativ unverzichtbar, wenn wir sie auch 
unterlassen dürften und wenn ein bestimmter normativer Schluss ohne sie nicht ge-
zogen werden dürfte. Das beste Beispiel dafür ist ein (echter) Vertrag: Nur dann, wenn 
jede Partei frei von Zwang und Manipulation zu einer Vereinbarung „ja“ gesagt hat, 
ist sie durch diese auch selbst gebunden. Das setzt die Freiheit jeder Partei voraus, sich 
der Vereinbarung auch zu verweigern. Doch es erscheint abwegig, im Falle der Men-
schenrechte eine solche Freiheit vorauszusetzen. Hätte ich das Recht auf Grundfrei-
heiten und auf die Achtung meiner Unversehrtheit nicht, wenn andere von ihrer 
normativen Möglichkeit Gebrauch gemacht hätten, mir eine solche Anerkennung als 
Rechtssubjekt zu verweigern (vgl. Schaber 2013: 96)? Warum dürfte ich mich dann 
über jemanden empören, der einen anderen foltert, weil er diesen nun einmal nicht 
als Rechtssubjekt gelten lassen wolle?

Meines Erachtens hat Lohmann zwar recht, wenn er sagt, dass zur Begründung 
einer Moral mit Rechten gehört, dass die Subjekte der Begründung sich selbst achten. 
Doch dieses Selbstverhältnis ist keine Sache ihres freien Entscheidens und gibt diesem 
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auch keine eigene normative Kraft im Begründungsverfahren. Es ist keine Hyposta-
sierung der Vernunft zu einer „höheren Autorität“, wenn man sagt, dass im Zweifels-
fall einzig gute Argumente über unseren moralischen Status „entscheiden“ dürfen. 
Und dabei ist es nicht kontingent, ob die Beteiligten an einer moralischen Argumen-
tation sich selbst achten.

Zu moralischen Normen gehört der Anspruch, dass eine beliebige zurechnungsfä-
hige Person sie in ihr Gewissen aufnimmt. Sie müssen darum durch rechtfertigende 
Gründe gedeckt sein, die unter allen möglichen Normadressaten teilbar sind (ausführ-
lich Ladwig 2020: 45-50). Zugleich ist aber jede Adressatin ein unvertretbar einzelnes 
Subjekt ihres Lebens, dessen Gelingen für sie einen Eigenwert hat. Allgemein teilbare 
Gründe für Normen sind darum nur möglich, wenn niemand sich selbst verleugnen 
muss, um ihnen beizupflichten. Sie müssen aus der Perspektive jeder einzelnen Norm
adressatin annehmbar sein. Jede wird folglich Garantien verlangen, dass ihr individu-
elles Wohl nicht einfach für ein Gesamtwohl geopfert werden darf. Sie wird darauf 
Wert legen, in der von ihr mitbegründeten Normordnung auch selbst als ein Zweck 
der Moral zu gelten.

Der moralische Status besteht darum in einem Recht auf Rechte (ebd.: 99-103). Es 
gibt jedem Mitglied der moralischen Gemeinschaft die normative Autorität, von allen 
anderen eine ihm selbst geschuldete Beachtung einzufordern. Und die Selbstachtung 
ist die Reflexionsform dieses Status im Selbstverhältnis der Person. Sie besteht darin, 
dass jemand im vollen Sinne, kognitiv und ebenso affektiv, „realisiert“, dass er, in den 
Worten von John Rawls, eine „sich selbst beglaubigende Quelle gültiger Ansprüche“ 
ist (Rawls 2006: 50). Nur unter dieser Bedingung der Selbstachtung ist eine Norm-
ordnung möglich, welche die Zustimmung jeder einzelnen Teilnehmerin am morali-
schen Diskurs verdient. Die Normordnung muss durch die Form subjektiver Rechte 
gekennzeichnet sein.2 Und da die Teilnehmer am moralischen Diskurs allesamt 
Menschen sind, werden sie einander Rechte als Menschen zuerkennen.

Die Existenz dieser Rechte bildet dann auch die beste Erklärung dafür, warum wir 
Praktiken wie die Folter als würdeverletzend verstehen. Durch sie wird drastisch deut-
lich, was es heißt, den moralischen Status eines Menschen als eines Subjekts von 
Menschenrechten zu missachten. Wir müssen dazu nicht annehmen, dass wir uns 
zuvor für eine allseitige Anerkennung als Rechtssubjekte entschieden hätten. Die 
Entscheidung spielt hier keine eigenständige Rolle; sie ist normativ redundant. Die 
auch von Lohmann anerkannte Kategorizität der Menschenrechte wird nur verständ-

2	 Zu diesem Formaspekt der Moral vgl. Wolf (2012: 15).
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lich, wenn wir annehmen, dass wir diese Rechte durch moralisches Argumentieren 
entdecken. Wir entdecken sie in dem ontologisch unverdächtigen Sinne eines Schlus-
ses auf die beste Erklärung für die Verwerflichkeit einer Handlungsweise (vgl. Schaber 
2013: 98). Wenn wir gleichwohl von einem „Wollen“ reden möchten, so ist dies ein 
unbedingt gesolltes Wollen: Wir müssen uns moralisch gesehen als Subjekte von Men-
schenrechten verstehen (wollen), weil wir sonst einen moralischen Fehler machten.

4.	 Antipaternalismus der Würde?

Lohmann (2010: 57 ff.) behauptet weiter, dass die Menschenwürde eine spezifisch 
republikanische Praxis begründe. Er überträgt dazu Immanuel Kants Bild eines Reiches 
der Zwecke aus dem Raum der Moral in den Bereich des Rechts und der Rechte. Im 
Reich der Zwecke seien wir selbstgesetzgebend für die Normen verantwortlich, denen 
wir zugleich als Adressaten gehorchten. In eben dieser Doppelrolle als Autoren und 
Adressaten der Gesetze bestehe Kant zufolge unsere Würde als vernünftige Wesen. 
Wenn nun aber die Menschenwürde, wie Lohmann glaubt, eine Konstitutionsbedin-
gung eines Systems von Rechten ist, so sollten wir uns auch dessen Verwirklichung als 
eine Praxis der Selbstgesetzgebung vorstellen.

Lohmann (2015: 175) sieht darin die antipaternalistische Pointe der Menschen-
würde. Um ihr gerecht zu werden, müssten wir im republikanischen Sinne von unse-
ren politischen Teilnahmerechten Gebrauch machen und das System der Rechte im 
Angesicht immer neuer Unrechtserfahrungen fortentwickeln. Dies schließe völker-
rechtliche Reformen ein, damit die Menschenrechte auch im positiven Recht als 
universale Rechte zur Geltung kommen könnten. Wiederum verspricht sich Lohmann 
hier von der rechtsverbürgenden Kraft der Menschenwürde eine bewegende Wirkung, 
analog zur nationalen Idee, die die Bildung demokratischer Rechtsstaaten motiviert 
habe (Lohmann 2012: 167).

An diesen Überlegungen stört mich nicht der Schluss, dass die Menschenrechte einer 
Verwirklichung im Medium demokratischer Politik bedürften, und ebenso wenig die 
– allerdings bis auf weiteres utopische – Übertragung dieser republikanischen Idee auf 
inter- und transnationale Verhältnisse. Zweifelhaft kommen mir vielmehr wiederum die 
Grundlagen vor. Lohmann deutet die republikanische Idee der Menschenwürde erneut 
so, dass sie nach Spielräumen für genuines – und diesmal politisches – Entscheiden 
verlange. Die antipaternalistische Pointe der Menschenwürde soll gegen einen Funda-
mentalismus der Moral sprechen, der Politik und positives Recht darauf reduzierte, die 
substantiell schon feststehenden Rechte nur noch nachträglich um- und durchzusetzen. 
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Ein solcher (Begründungs-)Fundamentalismus wäre zwar plausibel, wenn die 
Menschenrechte rein moralische Normen wären, „da die Gültigkeit moralischer Nor-
men nicht demokratisch, das heißt durch Entscheidungen der Betroffenen oder der 
der Norm Unterworfenen gesetzt werden [sic!], sondern schlicht begründet werden 
und der ‚Raum der Gründe‘ ist nicht durch Entscheidungen abgegrenzt, sondern durch 
Argumente“ (Lohmann 2012: 163). Die Menschenrechte seien aber keine rein mora-
lischen Normen. Sie setzten vielmehr, „dank des antipaternalistischen Menschenwür-
debegriffs, voraus oder sie fordern, dass die Träger der Rechte und die Betroffenen auch 
Autoren der Rechte und der entsprechenden Gesetze und Verfassungen sind“ (ebd.). 
Der antipaternalistische Effekt einer Achtung der Menschenwürde wirke einem Fun-
damentalismus der Moral entgegen, „da das Haben von (rechtlich gefassten) Men-
schenrechten nicht einfach aus ‚Quellen‘ resultieren darf, die der politischen Rechts-
gemeinschaft extern sind“ (Lohmann 2015: 175 f.). Extern sind ihr Lohmann zufolge 
nicht nur Berufungen auf Vernunftgründe oder „von Natur aus“ bestehende Ansprü-
che. Bereits die Idee, dass uns Menschenrechte aufgrund einer moralischen Argumen-
tation zustünden, bleibe paternalistisch verkürzt, denn wiederum legt Lohmann Wert 
darauf, dass diese Rechte „gestiftet und anerkannt werden“ (Lohmann 2012: 158), und 
zwar vermittelst demokratischer Meinungs- und Willensbildung.

Nun ist es eine Sache zu sagen, dass die Menschenrechte mehr sein sollten als bloß 
moralisch begründete Ansprüche. Sie sollten auch als starke, zwangsbewehrte Rechte 
gelten, die dazu der konkretisierenden Ausgestaltung in einem politischen, idealerwei-
se demokratischen, Prozess bedürfen. Doch es ist eine andere Sache, dies als eine ge-
nuine Forderung der Menschenwürde zu verstehen, weil diese nach einer republika-
nischen Praxis der Rechtsverwirklichung verlange. Lohmann selbst übernimmt die 
„republikanische“ Idee der Identität von Autoren und Adressaten normativer Ord-
nungen aus Kants Moralphilosophie. Kant hat mit dieser Philosophie selbst schon 
einen – wenn man so will – antipaternalistischen Anspruch verbunden, denn er versteht 
sie als eine Explikation des Prinzips der Autonomie. Man muss ihm nicht in jeder 
Beziehung folgen, um nachvollziehen zu können, warum eine moralische Norm, die 
wir aus guten rechtfertigenden Gründen als gültig begreifen, uns als Vernunftwesen 
nicht von außen zustößt. Wer eine Norm aus Einsicht in ihre Wohlbegründetheit 
befolgt, erfährt sie nicht als heteronome Zumutung und sein Handeln nicht als fremd-
bestimmt. Das gilt offenbar auch für menschenrechtliche Normen, soweit diese noch 
nicht durch den politischen Prozess und im positiven Recht konkretisiert wurden. 
Daher ist unklar, warum Lohmann meint, dass eine rein moralische Rechtebegründung 
gegen den Antipaternalismus des Würdegedankens verstieße.
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Auch verfassungsrechtlich ist dies nicht plausibel. Das deutsche Grundgesetz gibt 
dem Gesetzgeber zwar Spielraum für eine Ausgestaltung des Systems der Grund-
rechte. Aber dieser Spielraum endet, wenn der sogenannte Würdekern berührt ist. 
Die Menschenwürde steht als Grundnorm des Gemeinwesens gerade nicht zur 
Disposition politischen Entscheidens; und diese Unverfügbarkeit überträgt sich auf 
die einzelnen Grundrechte, sofern ein Eingriff in sie zugleich ein Angriff auf die 
Menschenwürde wäre. Folgt man diesem Gedanken, so mutet uns das Grundgesetz 
eine praktisch-politische Doppelrolle zu: Wir sind als Bürgerinnen und Bürger zur 
demokratischen Ausgestaltung eines Systems der Rechte angehalten, dessen in der 
Menschenwürde gegründeten Kern wir als moralische Akteure autonom anerkennen 
sollen. Weder als politische noch als moralische Akteure sind wir demnach fremd-
bestimmt.

5.	 Fazit

Ich habe drei Fragezeichen hinter Lohmanns Versuch einer Verhältnisbestimmung von 
Menschenwürde und Menschenrechten gesetzt. Erstens halte ich die begriffliche Be-
stimmung der Würde als rechtsverbürgende Kraft für irreführend. Zweitens glaube 
ich nicht, dass wir, um zu einer Moral mit Rechten zu gelangen, mehr benötigen als 
eine überzeugende moralische Begründung; das von Lohmann postulierte „volitive 
Moment“ kommt mir überflüssig vor. Drittens sehe ich nicht, was paternalistisch an 
der Idee sein sollte, dass uns Menschenrechte „schon aufgrund einer moralischen 
Argumentation“ zustehen. Anders als Lohmann bin ich in der Tat der Ansicht, dass 
„moralische Begründungen allein“ Menschen zu Trägern von Menschenrechten ma-
chen. Die demokratische Willensbildung kommt erst mit der allerdings notwendigen 
Ausgestaltung dieses Status ins Spiel. Dabei bildet aber der Würdekern, weil mit ihm 
das Recht auf Rechte selbst zur Disposition steht, die Grenze und nicht den Gegenstand 
freien politischen Entscheidens.
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Ursula Wolf

Ist es sinnvoll, Tieren Rechte zuzuschreiben?

Dass man Tieren kein unnötiges Leiden zufügen sollte, wird inzwischen von den meis-
ten Menschen akzeptiert und ist auch im Tierschutzgesetz (TierSchG) und im Staatsziel 
Tierschutz der Verfassung festgeschrieben. Dieses moralische Prinzip des klassischen 
Tierschutzes gilt aber vielen heute als zu schwach. Die Tierrechtsbewegung betont, dass 
Tiere Lebewesen mit eigenen Interessen sind und als solche fundamentale moralische 
Rechte haben, die verbieten, dass sie unter Verletzung dieser Interessen zu menschlichen 
Zwecken benutzt werden dürfen. Der political turn in der Tierethik geht darüber hinaus, 
indem er juridische Rechte für diejenigen Tiere fordert, die in der menschlichen Ge-
meinschaft leben und genutzt werden. Die Einführung von juridischen Rechten für 
Tiere wäre das denkbar stärkste Mittel zur Verbesserung ihrer Lage. Doch sollte dieser 
Begriff auf schwachen Füßen stehen, wären auch die Forderungen auf seiner Basis 
angreifbar. Es ist also zunächst zu klären, ob es begrifflich angemessen ist, Tieren über-
haupt Rechte zuzuschreiben, und, wenn ja, in welchem Sinn das möglich ist.

1.	 Was sind moralische Rechte, und welche Wesen 
können sie haben?

Georg Lohmann hat in seinen zahlreichen Aufsätzen über Menschenrechte nirgends 
explizit die Frage nach Tierrechten behandelt, hat sich darüber aber in informellen 
Diskussionen klar geäußert. Er akzeptiert die Vorstellung, dass wir über den bloßen 
Tierschutz hinaus Tiere als echte Gegenstände moralischer Rücksicht sehen müssen, 
weist aber die Rede von moralischen Tierrechten zurück. Dies aus zwei Gründen.

Der erste Grund betrifft nicht nur die Rede von Tierrechten, sondern von morali-
schen Rechten allgemein. Sein Argument lautet, dass wir von Rechten im strengen 
Sinn nur im gesetzten Recht reden können. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass es 
jemanden mit einer Verpflichtung gibt, das Recht zu beachten, und dass man diese 
Beachtung einklagen kann bei einer staatlichen Instanz mit Machtbefugnis, die das 
Recht mithilfe von Sanktionen durchsetzt. Bei moralischen Rechten fehlt eine solche 
Instanz, weshalb Lohmann sie als „schwache Rechte“ bezeichnet, welche eigentlich 
nur moralisch begründete „Ansprüche“ und noch nicht „Rechte im vollen Sinn“ sind 
(Lohmann 1998: 67, 83).
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Der zweite Grund betrifft speziell die Tiere. Diese können nur Objekte moralischer 
Rücksicht sein, aber sie sind keine moralischen Subjekte, die selbst moralische Ver-
pflichtungen haben können. Das ist natürlich zutreffend, aber wie Lohmann selbst 
sagt, gilt dasselbe auch für Kleinkinder und überhaupt Menschen, welche nicht in der 
Lage sind, selbst moralisch zu handeln. Wenn wir diesen moralische Rechte oder etwas 
Ähnliches zuschreiben, können und müssen wir dasselbe auch mit Tieren tun.

Aber dann sind wir zurückverwiesen auf die erste Frage, ob es moralische Rechte 
gibt oder besser: ob es sinnvoll ist, diesen Begriff zu gebrauchen, oder ob wir im Kon-
text der Moral besser den schwächeren Begriff des moralischen Anspruchs verwenden 
sollten. Ich denke, dass es sich letztlich um eine Wortfrage handelt. Denn auch von 
Ansprüchen kann man sinnvollerweise nur reden, wenn es Adressaten gibt, an die man 
sie zu stellen berechtigt ist, d. h. die eine entsprechende Verpflichtungen haben, sie zu 
erfüllen. Diese Berechtigung liegt vor, wenn der Anspruch durch unsere moralischen 
Normen gestützt ist, und ihre Durchsetzung wird durch die moralischen Sanktionen 
wie Empörung, Missbilligung u. Ä. geleistet. Dass die moralische Gemeinschaft keine 
klar umrissene Instanz ist wie ein Rechtssystem, dass die Zuordnung von Rechten und 
Pflichten nicht immer eindeutig ist, ändert, meine ich, nichts daran, dass wir jeman-
dem, der in einer bestimmten Hinsicht unter eine moralische Norm fällt, ein morali-
sches Recht auf Behandlung gemäß der Norm zuschreiben können. Er kann dieses 
Recht unter Berufung auf die geteilten Normen einfordern, wenngleich moralische 
Rechte in der Tat in der Hinsicht schwach sind, dass sie nicht im engeren Sinn ein-
klagbar sind (vgl. Tugendhat 1993: 347 ff.).

Nun ist auch Lohmann bereit, im Übergang zur Etablierung der Menschenrechte, 
die moralisch begründet sind, von moralischen Rechten zu reden. Er hält das allerdings 
nur im Kernbereich der Moral der gleichen Rücksicht und Achtung für möglich, in dem 
wir es mit zur Selbstbestimmung fähigen Personen zu tun haben, die sich wechselseitig 
als solche anerkennen und dadurch zugleich die Bedingungen zur Selbstachtung schaf-
fen (Lohmann 1998: 85). A hat dann ein Recht gegenüber B, wenn er einen moralisch 
begründeten Anspruch hat, dass B eine korrespondierende Verpflichtung erfüllt. Men-
schenrechte sind, so Lohmann, zunächst moralische Rechte, die aber auf der Basis der 
Aufklärungsmoral, die wechselseitige Anerkennung in eins mit Selbstachtung enthält, 
einen starken Sinn erhalten, der am positiven Rechtsbegriff orientiert und auf Positivie-
rung ausgerichtet ist (Tugendhat 1993: 350, Lohmann 1998: 89). Andererseits räumt 
er ein, dass die Positivierung der Menschenrechte vorläufig auf jeweilige Rechtsgemein-
schaften beschränkt bleibt, sodass dem universalen Gehalt der Menschenrechte keine 
Instanz entspricht, bei der man ihre Beachtung einklagen kann (Lohmann 1998: 91).
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Wenn sich aber auch aus der universalen modernen Moral keine einklagbaren 
Rechte im engeren Sinn für alle zu moralischem Handeln fähigen Menschen (mora-
lischen Subjekte) gewinnen lassen, dann leuchtet mir nicht mehr ein, warum man nur 
in dieser Moral den Begriff eines moralischen Rechts einführen kann, statt ihn wie 
oben angedeutet zu verwenden. Eine Moral besteht in einem System sozialer Normen, 
das in einer bestimmten Gemeinschaft geteilt wird, dessen Befolgung die moralischen 
Subjekte wechselseitig voneinander erwarten. Das Moralsystem erzeugt so auf der 
einen Seite Verpflichtungen, die Normen gegenüber den anderen zu befolgen, auf der 
anderen Seite Rechte, dass man von den anderen gemäß der Normen behandelt wird. 
Dazu gehören außerdem psychologische Mechanismen, welche die Motivation zur 
Befolgung der Normen und zu ihrer Aufrechterhaltung bei Verletzungen steuern. Je 
nach Inhalt der Normen reichen diejenigen, die unter sie fallen, aber über den Kreis 
der moralischen Subjekte hinaus. Das Verbot z. B., anderen Leiden zuzufügen, lässt 
sich nicht nur auf moralische Subjekte anwenden, sondern auch auf Menschen, welche 
nicht moralfähig sind, oder auf Tiere. Wenn der Rechtsbegriff einfach die passive 
Seite mit Bezug auf die Individuen bezeichnet, die unter eine Norm fallen, dann gibt 
es aus meiner Sicht keinen Grund, hier nicht von moralischen Rechten zu reden. Dass 
die Objekte der Moral in diesem Fall ihre Rechte nicht einfordern können, spielt nach 
dieser Definition keine Rolle.

Versteht man den Begriff eines moralischen Rechts in diesem Sinn, haben Tiere 
eindeutig moralische Rechte. Sie fallen unter eine ganze Reihe von Normen, die ihr 
Wohl im Hinblick auf wichtige Lebensbereiche schützen. Sie können passiv unter 
Schmerzen, Angst oder Stress leiden, sie haben Wünsche und Betätigungsdrang, an 
deren Ausübung man sie hindern kann, sie haben soziale Beziehungen, deren Verun-
möglichung zu Störungen ihres Wohlbefindens führen kann. Natürlich gibt es auch 
Bereiche im Leben von moralischen Subjekten, welche bei Tieren nicht vorkommen 
und wo wir daher Tieren keine Rechte zuzuschreiben brauchen. Das gilt für das Inte-
resse an Anerkennung, den Wunsch nach Bildung, nach Meinungsfreiheit und ande-
res, was auf Fähigkeiten beruht, welche nur Menschen besitzen.

2.	 Können Tiere juridische oder politische Rechte 
haben?

Nun können diejenigen Träger moralischer Rechte, die keine moralischen Subjekte 
sind, diese nicht selbst einfordern. Das müssten stellvertretend die moralischen Sub-
jekte für sie tun, und da moralische Rechte ohnehin schwach sind, scheint das aus-
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sichtsreicher, wenn man diese Rechte institutionalisiert. Es sind insbesondere zwei 
Bereiche, wo die politische Tierschutzbewegung die Einführung von juridischen 
Tierrechten zu erkämpfen versucht, nämlich einmal Freiheitsrechte, zum anderen 
Teilnahmerechte in der politischen Gemeinschaft.

Im ersten Fall wird gefordert, Tiere als Rechtspersonen anzusehen, die nicht un-
rechtmäßig inhaftiert werden dürfen. Aktuell ist der Fall einer Elefantin, die ohne 
Artgenossen in einem Zoo in New York lebt und die als autonomes und intelligentes 
Wesen nicht gefangen gehalten werden dürfe (Ahne 2022). Nun besteht kein Zweifel, 
dass die Lebensbedingungen der Elefantin kritikwürdig sind. Aber ich halte es nicht 
für sinnvoll, von Inhaftierung zu sprechen, weil sich jemand nur zu Unrecht inhaftiert 
fühlen kann, wenn er ein Verständnis seiner Rechte gegen den Staat hat, und ein 
solches Verständnis haben Elefanten nicht. Die Elefantin muss aus dem Zoo „befreit“ 
werden, weil zwei ihrer Grundbedürfnisse verletzt sind, die zentral für ihr Wohlergehen 
sind: Erstens mangelt es ihr an Betätigungsmöglichkeiten, in denen sie ihre hoch 
entwickelten Fähigkeiten ausleben kann; zweitens mangelt es ihr am Umgang mit 
Artgenossen, der ebenfalls zu den essentiellen Bedürfnissen von Elefanten gehört. Die 
angemessene Beschreibung ist also die, dass auch Tiere selbständige Lebewesen sind, 
die ihr eigenes Leben leben, und dass wir, da Tiere unter die Moral fallen, die Grund-
bedingungen dieses Lebens nicht verletzen dürfen. Sollte ein Tier, das innerhalb der 
menschlichen Gemeinschaft lebt, gleichwohl die Möglichkeit haben, ein Leben nach 
seinen Bedürfnissen und Fähigkeiten zu leben, so sehe ich keinen Grund, warum es 
„befreit“ werden müsste.

Der zweite Fall betrifft Tiere, die in der menschlichen Gemeinschaft genutzt werden. 
Hier wird von der politischen Tierschutzbewegung argumentiert, dass wir diese Tiere 
nicht einfach als leidensfähige Wesen mit einem subjektiven Wohl verstehen dürfen, 
sondern sie als Kooperationspartner sehen müssen, die als solche vor Ausbeutung 
geschützt werden und Rechte der Mitbestimmung u. Ä. bekommen müssten. Nun 
gibt es vielleicht einige wenige Fälle von Nutztieren, die tatsächlich selbst eine Vorstu-
fe eines Kooperationsverständnisses haben, z. B. Hunde, die mit einzelnen Menschen 
zusammenarbeiten, wie Blindenhunde oder Polizeihunde. Diese wenden gerade ihre 
besonderen Fähigkeiten in der Tätigkeit für Menschen an. Nichts dergleichen ist aber 
für die Mehrzahl der Nutztiere in der Nahrungsproduktion oder in Tierversuchen der 
Fall; sie sind vielmehr im Hinblick auf den Nutzen passiv und werden – so gesehen 
– in der Tat für menschliche Zwecke instrumentalisiert. Aber Tiere haben anders als 
Menschen kein Autonomiestreben und kein politisches Partizipationsinteresse. Nutz-
tiere haben ein moralisches Recht, als Wesen, die ihr eigenes Wohl erstreben, berück-
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sichtigt zu werden, und das heißt: durch die Haltung nicht geschädigt zu werden, 
gefüttert und versorgt zu werden, hinreichende Bewegungs- und Betätigungsmöglich-
keiten sowie soziale Kontakte zu haben. (Das gilt im Übrigen für alle Tiere innerhalb 
der menschlichen Gemeinschaft, auch wenn sie nicht mit uns „kooperieren“). Wie 
Georg Lohmann in E-Mail-Kommentaren vorgeschlagen hat, müssten, da Tiere diese 
Rechte nicht selbst einfordern können, Menschen dies stellvertretend für sie tun und 
nach Möglichkeit (nach Prüfung der Praktikabilität) diese Rechte zu positivieren 
versuchen. Darüber hinaus Bürgerrechte für Tiere zu fordern, ist zwar rhetorisch ef-
fektvoll, aber begrifflich unangemessen.
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Emil Angehrn

Immanente und transzendierende Kritik
DIE HISTORISCHE DIMENSION DER SOZIALKRITIK

Einen Angelpunkt der frühen Schriften von Georg Lohmann bildet der Begriff der 
Kritik. Er bildet einen naheliegenden Ansatz für ein politisch-philosophisches Denken, 
das sich im Horizont der Kritischen Theorie im Anschluss an Karl Marx entwickelt. 
Dessen Werk lässt sich im Ganzen und grundlegend als Kritik lesen – als Kritik der 
politischen Ökonomie, der bürgerlichen Gesellschaft, der idealistischen Philosophie, 
der bestehenden Verhältnisse, der herrschenden Ideologie. Dabei kommen die Pointe 
und das Problem des Kritikgedankens durch dessen zwiefältige Ausformulierung – als 
immanente und transzendierende Kritik – zum Tragen. In Frage steht, woher Kritik 
ihren Impuls bezieht und worin sie ihre Geltung begründet. Das Spannungsverhältnis 
beider Sichtweisen umreißt den Horizont einer systematischen Selbstvergewisserung 
der Kritik.1

1. Den nächsten Ausgangspunkt einer Kritik, die über die Kontingenz des Urteilens 
hinauskommen will, stellt die immanente Kritik dar. Sie operiert nicht mit einem selb-
ständigen, theoretisch oder lebensweltlich begründeten normativen Maßstab, sondern 
rekurriert auf intrinsische Elemente des Kritisierten selbst. Sie schmiegt sich an die Erkun-
dung und adäquate Beschreibung des Gegenstandes an und will diesem selbst die Stoß-
richtung und den Geltungsgrund einer kritischen Auseinandersetzung mit ihm entnehmen. 
Das enge Junktim, das der junge Marx mehrfach thematisiert, kristallisiert sich in der Idee 
einer „kritischen Darstellung“, deren berühmtes Vorbild G.W.F. Hegels Vorrede zur Phä-
nomenologie des Geistes formuliert, worin Hegel dekretiert, das Leichteste sei, „was Gehalt 
und Gediegenheit hat, zu beurteilen, schwerer, es zu fassen, das schwerste, was beides 
vereinigt, seine Darstellung hervorzubringen“ (Hegel 1952: 11). Die Stelle findet ihr Echo 
in einem Brief an Ferdinand Lassalle, in welchem Marx das Projekt einer Kritik der öko-
nomischen Kategorien ankündigt, die „zugleich Darstellung des Systems und durch die 
Darstellung Kritik desselben“ sein soll (Marx/Engels 1954: 80). 

1	 Es bildet ein Scharnier des Aufsatzes Lohmann (1980) und einen konzeptionellen Ausgangspunkt 
der Dissertation Lohmann (1991).
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Nun lässt die Verschränkung von Darstellung und Kritik unterschiedliche Lesarten 
zu. Ein genereller Modus kritischer Darstellung kann darin bestehen, in einer Sache 
interne Spannungen und Inkonsistenzen, Dysfunktionalitäten oder Widersprüchlich-
keiten auszumachen, die möglicherweise im System unterdrückt, marginalisiert oder 
verdeckt werden, die sich aber doch – langfristig, im Ganzen, in den Folgen – negativ 
auswirken, als innere Unwahrheit, Krisentendenz oder destruktive Kraft zum Tragen 
kommen. Kritik in dieser Form artikuliert sich gleichsam als Selbstwiderlegung oder 
Selbstkritik eines systemischen Zusammenhangs. Nicht zuletzt im Ökonomischen 
liegen Aspekte solcher interner Gegenläufigkeit auf der Hand (klassisches Beispiel ist 
Marx‘ Theorem vom tendenziellen Fall der Profitrate).

Von anderer Art ist die immanente Kritik, die einen Funktionsmechanismus mit 
normativen Leitvorstellungen konfrontiert, die von ihm in Anspruch genommen, doch 
faktisch geleugnet und verletzt werden. Auch hier können daraus systemische Unstimmig-
keiten resultieren, die sich jedoch anders auswirken als rein funktionale Defizite oder 
Störungen. Es sind normative Herausforderungen, die sich gegebenenfalls als Einspruch 
und moralischer Protest äußern oder als Widerstand und Veränderungskraft mobilisiert 
werden können. So kann der Kritiker, meint Marx, an das bestehende Bewusstsein an-
knüpfen und „aus den eigenen Formen der existierenden Wirklichkeit die wahre Wirklich-
keit als ihr Sollen und ihren Endzweck entwickeln“ (Marx 1956a: 345) – „man muss die 
versteinerten Verhältnisse dadurch zum Tanzen zwingen, dass man ihnen ihre eigne Me-
lodie vorsingt!“ (Marx 1956b: 381). Es sind die moralischen und politischen Ideale von 
Freiheit und Gerechtigkeit, auf die der Kritiker sich gegen das herrschende Unrecht beruft, 
indem er sie gleichzeitig als eigene Ideale und proklamierte Normen der bürgerlichen 
Gesellschaft aufweist. In diesem Sinne kann die Kritik ethisch Stellung beziehen, ohne 
moralistisch zu argumentieren: „Die Kommunisten predigen überhaupt keine Moral“, 
heißt es in der Deutschen Ideologie (Marx/Engels 1962a: 229). Indessen bleibt ein Unge-
nügen in dieser Berufung auf die immanenten Richtwerte des Systems gegen dessen fak-
tische Realität. Kritik muss zusätzlich die abstrakte und verfälschende Version dieser 
Ideale im Selbstverständnis wie in der Praxis der bürgerlichen Gesellschaft hinterfragen 
und in ihrer Inkonsistenz aufweisen. Der Rekurs auf die immanente Normativität des 
Seienden ist selbst kritisch zu durchleuchten. Die formelle Freiheit, die abstrakte Gleichheit 
der losgelösten Individuen, die Gerechtigkeit des Äquivalententauschs sind unzulängliche 
Ideale, die durch die Bedingungen ihrer Realisierung ausgehöhlt und widerlegt werden. 
Wirkliche Kritik muss ein emphatischeres Verständnis der bürgerlichen Ideale einklagen.

2. In diesem Sinne ist über die schematische immanente Kritik hinauszugehen. Die 
Idee von Gerechtigkeit, die als Kriterium einer wirklichen Kritik beansprucht wird, 
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transzendiert das interne Regulativ der bestehenden Gesellschaft. Verlangt sind subs-
tanzielle Bestimmungen des gerechten, gelingenden, humanen Lebens, die als Gegen-
bilder und Referenzpunkte der Kritik fungieren. Sie mögen sich in einem ähnlichen 
Bezugsrahmen wie die bürgerlichen Ideale bewegen, auf die modernen, naturrechtlichen 
Rechts- und Moralprinzipien rekurrieren und sich mit Universalisierungspostulaten 
und Menschenrechtsideen verbinden. Es ist dann eine Frage der historischen und so-
zialen Analyse, wieweit solche Prinzipien jenseits des bürgerlichen Verständnisses zu 
verorten und eine auf ihnen aufbauende Auseinandersetzung als „transzendierende“ 
Kritik zu betrachten ist. Schematisch geht die transzendierende Kritik von einem ex-
ternen und höherstufigen Prinzip aus, in dessen Licht sie ein bestehendes System und 
dessen immanente normative Ordnung auf ihre Berechtigung hin prüft. Idealiter kann 
der Rekurs etwa auf apriorische Moralprinzipien zurückgreifen oder auf universale, 
quasi-transzendentale Geltungsprinzipien, wie sie Jürgen Habermas und Karl-Otto 
Apel als konstitutive Grundlagen sozial-kommunikativer Verhältnisse aufweisen.

Indessen bleibt solches Hinausgehen über die immanente Kritik insofern in der 
Schwebe, als zwischen der ethischen oder transzendentalen Reflexion und der internen 
Rekonstruktion eine Kluft verbleibt. Erfordert wäre ein Hinausgehen, das dem Kriti-
sierten gegenüber nicht kontingent oder thetisch-äußerlich ansetzt, sondern aus der 
engen Auseinandersetzung mit dem Bestehenden hervorgeht. Es wäre eine transzen-
dierende Kritik, deren Prinzipien ihrerseits mit dem Kritisierten zu tun haben, gleich-
sam in der Tiefe mit ihm verwachsen sind, ohne sich auf seine erklärten Prinzipien 
abzustützen oder im Aufweis interner Inkonsistenzen aufzugehen. Es geht darum, 
andere, fundamentalere Kriterien im eigenen Untergrund eines bestehenden Normen-
systems, im Innersten des geltenden Rechtsverständnisses auszumachen und in diesem 
Sinne die „transzendierende“ Betrachtung selbst als vertiefende Form der „immanen-
ten“ Analyse durchzuführen. Die transzendierende Kritik, die ihren Gegenstand in 
seinem eigensten Sein und seiner essentiellen Falschheit erfassen will, beansprucht 
einen Zugang, der die Grundlagen des Kritisierten berührt. Gegenüber der Divergenz 
zwischen Begriff und Realität geht der Anspruch auf eine radikalisierte immanente 
Analyse, in deren Licht die Prinzipien zu formulieren sind, von denen her eine histo-
risch-soziale Konstellation zum Gegenstand der theoretischen und praktischen Kritik 
wird. Die mit der Sache verflochtene transzendierende Kritik ist dann eine radikalere, 
vertiefte immanente Kritik.

Die Frage ist, woher sie ihre Bestimmtheit gewinnt. Zwei unterschiedliche Wege 
zeigen sich, auf denen über die formelle immanente Kritik hinausgegangen werden 
kann. Der eine geht gleichsam tiefer in die Immanenz hinein, um die interne norma-
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tive Selbstbeschreibung kritisch zu durchleuchten. Der andere erweitert die Kritik aus 
einem externen, historischen Blickwinkel.

3. Der erste Weg gilt der internen Kritik der proklamierten Ideale und normativen 
Vorstellungen. Der einfache Rekurs auf die eigenen Normen und Werte eines Systems ist 
deshalb keine tragfähige Basis, weil sich jene als in sich zwiespältig, verzerrt, falsch erwei-
sen können. Die interne Falschheit steht im Fokus dessen, was Marx als Ideologie entlarvt. 
Die kritische Sozialanalyse ist nicht nur Anklage des Unrechts, sondern zuvor Ideologie-
kritik, Abrechnung mit dem falschen Bewusstsein, mit dem falschen Verständnis und der 
falschen Rechtfertigung des Systems. Paul Ricœur hat das Modell dieser Kritik – in eins 
mit den Ansätzen von Sigmund Freud und Friedrich Nietzsche – unter dem Titel einer 
Hermeneutik des Verdachts expliziert (Ricœur 1965: 40-44). Es steht für einen besonde-
ren Typus der Hermeneutik, der nicht die (zeitliche, kulturelle) Kluft zwischen einem 
fremden Sinngegenstand (einem alten Text, einer exotischen Lebensform) und unserem 
Verstehen überbrücken, sondern die interne Intransparenz und Unverständlichkeit des 
Gegenstandes für sich selbst aufheben will. Im Zielpunkt der Kritik ist nicht eine äußere 
Widerlegung, sondern zuletzt eine Selbstaufklärung und Selbstkorrektur des verzerrten, 
befangenen, falschen Bewusstseins. Darin liegt das emanzipatorische Potenzial einer 
Kritik, die dem Kritisierten selbst zugutekommen soll (wie die Psychoanalyse, heuristisches 
Modell solcher Kritik, ihren Fluchtpunkt in der Therapie hat und ihr Kriterium darin 
besteht, eine Deutung in das Selbstverständnis des Analysanden aufnehmen zu können).

Kritik an der immanenten Kritik bedeutet Kritik an deren vorgegebenem Maßstab 
und dessen unzulänglichem begrifflichen und normativen Verständnis. Es ist keine 
losgelöste Prinzipiendiskussion, sondern eine Auseinandersetzung, die in direkter Ad-
ressierung an bestehende Bewusstseinsformen und in materieller Auseinandersetzung 
mit herrschenden Normvorstellungen vollzogen wird. Sie hat einen Nukleus in der 
Kritik einer Falschheit, die essentiell mit Befangenheit, Selbsttäuschung, Manipulation 
verknüpft ist. Solche Kritik arbeitet sich ab an einer bestehenden Falschheit, von der 
sich das Kritisierte und der Standpunkt der Kritik gleichermaßen zu befreien haben.2 
Wie der Analytiker das eigene Unbewusste in das Gespräch mit dem Analysanden 
einbringt, setzt sich der Ideologiekritiker mit einer Intransparenz auseinander, die nicht 
nur fremd und die des Anderen ist. Die solcherart vertiefte Selbstvergewisserung der 
Kritik ist eine Weise, den engen Rahmen immanenter Kritik zu überschreiten.

4. Der andere Weg ist derjenige, dem Georg Lohmann in seiner Marx-Lektüre folgt. 
Er unterscheidet ihn von drei anderen Versionen einer Überschreitung der immanenten 

2	 So will sich Marx’ polemische „Kritik der kritischen Kritik“ des materialistischen Standpunkts der 
Kritik versichern (Marx/Engels 1962b).
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Kritik, die in der Literatur als normative Gesichtspunkte der von Marx teils in den Früh-
schriften, teils im Kapital praktizierten Gesellschaftskritik nachgezeichnet, stellenweise 
als unzulänglich kritisiert worden sind: die geschichtsphilosophische Kontextualisierung 
(in der Geschichte von Klassenkämpfen bzw. der Entwicklung von Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen), die produktivistische Orientierung an einem emphatischen 
Arbeitsbegriff sowie die rousseauistische Lesart des Allgemeinen in Anlehnung an die 
volonté générale oder die freie Assoziation der Individuen (Lohmann 1991: 64-69). Von 
diesen drei bei Marx auszumachenden, explikationsbedürftigen und kritisch zu diskutie-
renden Ansätzen hebt Lohmann eine andere, in seinen Augen „nicht weniger problem-
beladene, doch vom Ansatz her fruchtbarere“ Kritikperspektive ab, die er „in der Struktur 
und Funktion der historiographischen Passagen des Kapitalbuchs“ angelegt sieht (ebd.: 69). 
Zur Diskussion stehen die deskriptiv-narrativen Passagen, in denen Marx die systemati-
sche Analyse der Funktionsweise des Kapitalismus mehrfach unterbricht und in substan-
zieller Weise ergänzt. Sie fungieren nicht als bloße Illustrationen, sondern haben eine 
eigenständige theoretische Funktion. Sie breiten die lebensweltlichen Zusammenhänge 
aus, aus denen heraus sich das kapitalistische System entwickelt und die dessen Selbstex-
plikation und geschichtlicher Legitimation mehrfach widersprechen. Es sind Lebenszu-
sammenhänge, in denen sowohl die normative Negativität und Leidensbilanz des Systems 
wie der Widerstand und Protest gegen dieses zum Ausdruck kommen.

Es geht um eine historische Lektüre als Kritik. In ihrer Grundhaltung teilt sie die 
Umkehrung, die Walter Benjamin gegen den traditionellen Historismus einklagt: nicht 
eine Historie der Macht und der Sieger, sondern eine Geschichte aus der Perspektive 
der Besiegten und der Opfer zu schreiben, die weithin eine Geschichte der Zerstörung, 
der Unterdrückung und des Leidens ist. Diese Geschichte freizulegen, für welche sich 
Marx wiederholt an die offiziellen Berichte der Fabrikinspektoren hält, bedeutet einen 
kritischen Blick auf die Verhältnisse zu werfen, der diese gegen ihre ideologische Ver-
hüllung als Realität von Gewalt und Unrecht entlarvt. In besonderer Weise trifft dies 
für die Erhellung der Vor- und Nachgeschichte zu: für die Rekonstruktion der Urge-
schichte der Kapitalbildung mit der gewaltsamen Trennung von Arbeit und Kapital 
in der „ursprünglichen Akkumulation“ mit der Enteignung breiter Bevölkerungsmas-
sen und für die Aufdeckung der realen Auswirkungen des funktionierenden Kapita-
lismus mit der wachsenden Ungleichheit und Verelendung.

Gegenüber den einzelnen Funktionszusammenhängen, welche die Kritik der poli-
tischen Ökonomie analytisch herausarbeitet, geht die historische Außenperspektive auf 
das System in seiner Totalität und macht deutlich, was in diesem auf dem Spiel steht; 
welches seine innersten Triebkräfte, seine tiefsten Wurzeln, seine verdeckten Grundla-
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gen sind. Sie lässt die Negativität im Bestehenden wie den Widerstand dagegen erken-
nen; in ihrem Licht kommt mit dem systemischen Zusammenhang der Herrschaft 
zugleich der Selbstwiderspruch des Ganzen zur Sprache. Die historiographischen 
Passagen rechnen dem funktionierenden System seine realen Kosten und inhumanen 
Konsequenzen vor, sie halten dem ideologischen Selbstbild die nackte Realität entgegen. 
Eine solcherart entlarvende Historie ist der von Nietzsche und Michel Foucault prak-
tizierten genealogischen Kritik verwandt, welche – so Nietzsches Beispiel – die niederen 
Ursprünge der herrschenden Moral aufdeckt und darin diese selbst untergräbt. Sie ist 
– in eins – Zersetzung der falschen Selbstbeschreibung und Kritik der Sache selbst. Als 
Ideologiekritik paktiert sie mit der Hermeneutik des Verdachts.

Nicht zuletzt ist die historische Rekonstruktion eine Gegeninstanz gegen die Ge-
schichtsverdrängung, die mit einer ideologischen Selbstimmunisierung einhergeht. 
Das ahistorische Verständnis, das die herrschenden Verhältnisse mit dem Schein der 
Ewigkeit umgibt, verdrängt die historische Kontingenz und Faktizität, in deren Me-
dium die Spur von Unrecht und Gewalt dechiffriert wird. Geschichtsbewusstsein und 
historische Analyse sind von sich aus Instanzen des kritischen Bewusstseins, gegebe-
nenfalls des subversiven Widerstands. Zugleich sind sie Formen der kognitiven 
Durchdringung, denen ein erkenntnismäßiges Privileg gegenüber der positivistischen 
Registrierung zukommt. Wie in der Hermeneutik des Verdachts verbinden sich in ihr 
die explanatorische Kraft mit einem genuin kritischen Potenzial.

5. Es ist bemerkenswert, dass auch in Lohmanns späterem Arbeitsschwerpunkt, in 
der breit angelegten, facettenreichen Beschäftigung mit dem Problem der Menschen-
rechte, etwas von diesem Impuls der frühen Auseinandersetzung um das kritische 
Denken wiederkehrt. Auf den ersten Blick könnte man die Idee der Menschenrechte 
geradezu als paradigmatische Ausformulierung der transzendierenden Kritik sehen, 
die auf einen Maßstab jenseits der partikularen historischen und sozialen Geltungen 
zurückgreift. Indes liegt die Pointe in Lohmanns Befassung mit dem Thema wesentlich 
darin, dass die Universalität der Menschenrechte nicht in einem moralphilosophischen 
Apriori aufgeht. Menschenrechte, so sein variierend gesetzter Akzent, sind positive 
Rechte.3 Schon die Genealogie der Menschenrechte über die unterschiedlichen „Er-
klärungen“, Chartas, Abkommen, Verfassungen ist mehrfach als Korrelat zu kollekti-
ven Erfahrungen von Unrecht und Gewalt diagnostiziert worden, zuletzt profiliert im 
Blick auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte im Schatten der Erschütte-
rungen des Zweiten Weltkriegs. Ich kann an dieser Stelle auf die vielschichtigen Dis-

3	 In Lohmann (1998) sowie in zahlreichen weiteren Aufsätzen und Vorträgen.
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kussionen um juridische und moralische Rechte, positives Recht und Naturrecht, 
Menschenrechte und Grundrechte etc. nur verweisen. Hervorheben will ich einen 
anderen, korrelierten Aspekt, der mit der Bedeutung der historiographischen Passagen 
im Kapital-Buch verwandt ist. Die Betonung der Rechtspositivität und der kritisch-
historische Blick bedingen analoge Auseinandersetzungen mit dem ethischen Univer-
salismus, wobei die historische Dimension einen eigenen Zugang zu den motivatio-
nalen und normativen Grundlagen der Rechtsfrage eröffnen kann; der Verweis auf 
individuelle wie kollektive und menschheitliche Leidenserfahrungen ist ein Aspekt 
dieser Konstellation. Es ist lohnend, der Spur, die neben der Positivität die Historizi-
tät der Menschenrechte hervortreten lässt, nachzugehen, auch im Anschluss an Loh-
manns Diskussion der „ernüchterten“ Geschichtsphilosophie in Habermas’ Gesell-
schaftskritik (Lohmann 2014). Die historische Reflexion eröffnet einen eigenen Weg 
der Verständigung über Kontexte und Grundlagen der Menschenrechte.
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Alexander Somek

Die Indifferenzschrift: Eine hartnäckige Buchanzeige

Seitdem ich Indifferenz und Gesellschaft (Lohmann 1991) gelesen habe, bin ich bestrebt, 
das Werk dem Vergessen zu entreißen, denn mir war schon damals klar, dass ein Werk, 
das sich subtil mit zentralen Kategorien des Marxschen Kapitals auseinandersetzt und 
dessen Vorwort im Jahr 1989 verfasst worden ist, Gefahr laufen musste, mit jener 
Indifferenz bedacht zu werden, die es im Titel trägt. Dabei bietet das Buch alles, was 
an der Marxschen Warenformanalyse von bleibendem Interesse ist, zumal Georg 
Lohmann darin präzise und mit beständiger Rücksicht auf Michael Theunissen die 
Beziehung zur Hegelschen Wesenslogik Schritt für Schritt und mit didaktischer Sorg-
falt entwickelt. Ich lernte somit durch die Lektüre mindestens so viel über Hegel wie 
über Marx. Wahrscheinlich ist die Klarheit der Gedankenführung, die trotz der kom-
plexen Thematik durchgehalten wird, der Vertrautheit mit der analytischen Philosophie 
geschuldet; zumal ich an manchen Stellen, vor allem gegen Ende, den Eindruck hatte, 
dass nicht nur Theunissen, sondern auch Ernst Tugendhat manche Passagen mit 
freundlich-nickender Zustimmung gelesen hätte. Gekrönt wird der Hegel-Marxistische 
und mitunter analytische Zugang zur Thematik mit Querbezügen zur Luhmannschen 
Systemtheorie (Lohmann 1991: 301). Das Buch zeigt so ganz nebenbei, dass der 
Autor die diversen philosophischen Vokabulare beherrscht und er daher keine Not 
hat, das Gelesene vor dem Publikum langwierig auszubreiten. Kraft seiner Genauigkeit 
und Vertrautheit mit der klassischen deutschen Tradition ist das Buch schlicht durch 
die Art, wie es auftritt, ein Paradebeispiel dafür, was Philosophie zu leisten imstande 
ist, wenn sie gelingt. Das Buch hätte es an sich verdient, in viele Sprachen übersetzt 
zu werden. Auch diesbezüglich mag der Zeitpunkt der Veröffentlichung dem entge-
gengestanden sein, was die gebildete Welt der Indifferenzschrift geschuldet hätte.

Schon bei meiner ersten Begegnung mit Lohmann, die wohl Mitte der 1990er 
Jahre in Wien stattgefunden haben muss, habe ich ihm eingeschärft, dass dieses Buch 
ein Meisterwerk sei. Er war zu bescheiden, um mir vollumfänglich beizupflichten, 
obwohl er sich vielleicht insgeheim über das Lob ein wenig freute. Allerdings wollte 
er von diesem Buch damals gar nicht mehr so viel wissen. Ich vermutete, das war 
deswegen der Fall, weil er zu lange daran gearbeitet hatte oder aber sich mit seiner 
Philosophie der Menschenrechte in eine andere Richtung entwickelt hatte. Diese 
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Entwicklung habe ich immer mit einem gewissen Bedauern zur Kenntnis genommen, 
weil die Menschenrechte – man möge mir diese Bemerkung nachsehen – doch ein 
weniger komplexes Thema darstellen als die Grundlagen der marxistischen Gesell-
schaftsanalyse (indigniertes Hüsteln unter den Herausgeber*innen der Zeitschrift für 
Menschenrechte).

Das Werk ist allein schon aus wissenschaftsgeschichtlicher Sicht als eine Meister-
leistung zu betrachten, zumal es das Vokabular des westlichen Marxismus unter Rekurs 
auf Marx, Hegel und Luhmann teilweise ersetzt und teilweise neu kalibriert, indem 
es die unter dem Kapitalismus auftretenden Beziehungen als Relationen der Gleich-
gültigkeit analysiert, die ihren Ursprung zuletzt in der Indifferenz der Gebrauchswer-
te in der Äquivalenzform des Warentausches haben. Die „Verdinglichung“, die wie ein 
heller Stern aus Lukács Geschichte und Klassenbewusstsein (Lukács 1988) hervorleuch-
tet, und der altbekannte „Fetischismus“ der Warenform werden bei Lohmann als 
„sozial-strukturelle Indifferenz“ rekonstruiert (Lohmann 1991: 214, 230, 236 f.). 
Lohmann vollzieht auf diese Weise so etwas wie die letzte Sprachreform des westlichen 
Marxismus, der damit seinen höchsten Grad an analytischer Durchdringung erreicht. 
Genauer und besser geht es nicht mehr, auch wenn die Differenzierungen zwischen 
unterschiedlichen Formen der Indifferenz rückblickend ein wenig scholastisch anmu-
ten („funktionale“, „basale“, „mediale“, „systemische“, „individuale“ etc.). Wesentlich 
ist, dass damit eine Analyse von Beziehungen der Gleichgültigkeit gegenüber anderen 
und anderem gelingt. Sie betreffen zunächst die Relationen zwischen ausgetauschten 
Waren, dehnen sich aber mit der Abstraktheit der Arbeit auch auf unsere Beziehungen 
zu unseren eigenen Tätigkeiten aus. Sie umfassen die Beziehungen zu anderen Men-
schen, zu unseren wertgeladenen Traditionen und schließlich auch zu uns selbst. Die 
Indifferenz gegenüber dem eigenen Sein-Können nistet sich zuletzt im innersten 
Zirkel des Selbstverhältnisses ein. In dieser Hinsicht bietet das Buch eine bis heute 
aktuelle Zeitanalyse.

Zwei Themen dieses Werkes haben mich seit der Lektüre begleitet und mein eige-
nes Denken zutiefst geprägt. In der Tat bedurfte es der erneuten Lektüre nach beina-
he 30 Jahren, um zu entdecken, dass das, was ich in Einführungsveranstaltungen über 
Entfremdung im Kontext des Rechtsverhältnisses ausführe, durchgängig von Lohmanns 
Rekonstruktion der Indifferenz im Selbstverhältnis des Arbeiters beeinflusst ist. Sein 
Werk hat sich einfach bei mir festgesetzt; woran sich zeigt, dass ich die Indifferenzschrift 
offenbar im wahrsten Sinne des Wortes absorbiert habe. 

Das erste Thema ist die Rehabilitierung des Rechts im Verhältnis zu Marx. Dieser 
war, was das Recht betrifft, ein reiner Funktionalist (Lohmann 1991: 254 f.). Recht 
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ist demnach das, was den Warentausch ermöglicht, und dazu bedarf es unter kapita-
listischen Vorzeichen willkürfreier gleicher Personen. Die Geltung des Rechts wird 
„auf die faktische Wirklichkeit einer durch strukturellen Zwang gesicherten Funktio-
nalität des Rechts reduziert“ (Lohmann 1991: 254). Das Rechtsverhältnis ist demnach 
eben nur ein Willensverhältnis, in dem sich ein ökonomisches Verhältnis widerspiegelt. 
Von einer idealisierenden Überhöhung der mit dem Rechtsverhältnis mitgedachten 
Freiheit und Gleichheit will Marx nichts wissen. Lohmann insistiert demgegenüber 
darauf, dass dieser die implizite praktische Rationalität dieser Normen voraussetzen 
müsse, um ihre idealisierende Überhöhung überhaupt kritisieren zu können. Er besteht 
daher darauf, dass eine „Funktionalisierung eines moralisch begründeten (naturrecht-
lichen) Rechts auf die Erfordernisse der ökonomischen Verhältnisse wegen der impli-
zit normativen Geltungsansprüche nicht ohne ‚Rest‘ und ‚Widerstand‘ durchführbar“ 
(Lohmann 1991: 263) ist. Sie ist dies deswegen nicht, weil sonst nicht verständlich 
wäre, warum die als „Charaktermasken“ ökonomischer Verhältnisse fungierenden 
Individuen an den verpflichtenden Charakter von Rechtsnormen glauben und glauben 
müssen (Lohmann 1991: 279). Wenn man normative Gehalte umstandslos in Funk-
tionsimperative umdeutet, bliebe vom Marxismus, wie vielleicht bei Marx selbst, bloß 
der Zynismus (Lohmann 1991: 286 f.).

Das zweite Thema betrifft die Analyse des Sinnverlustes im Selbstverhältnis, durch 
welche sich die Indifferenzschrift in gewisser Weise an die Existenzphilosophie an-
schlussfähig macht (Lohmann bekannte mir gegenüber einmal eine gewisse Affinität 
zu Karl Jaspers). Die Grundlagen der eigenen Tätigkeit werden von Lohnarbeitern 
bekanntlich zur „Arbeitskraft“ verdinglicht (Lohmann 1991: 315 f.). Der Lebensvoll-
zug dient der Herausbildung und Erhaltung der Verkäuflichkeit der Arbeitskraft. 
Lohmann sieht deutlich, dass vor dem normativen Hintergrund des Lebens als Zweck 
an sich selbst darin eine „Verkehrung“ liegt, weil die Arbeitskraft an sich ein Mittel 
zum Zweck des Lebens sein müsste. Diese Verkehrung ist die Konsequenz einer An-
passung. Lohmann verfährt an diesem Punkt sehr präzise. Der Kapitalismus ist kein 
Herrschaftssystem (Lohmann 1991: 329, 333). Die Lohnarbeiter werden nicht an den 
Arbeitsplatz gekettet, dorthin gepeitscht oder gleich Sklaven gehandelt. Sie machen 
freiwillig mit. Aber diese Freiheit wird durch die Macht, die der Kapitalismus über sie 
ausübt, überformt. Die Arbeitenden sind dem Zwang der ökonomischen Verhältnis-
se ausgesetzt. Unter dem Druck, ihr Ein- und Auskommen durch unselbständige 
Arbeit erwerben zu müssen, ändert sich ihre Einstellung zu ihrem Arbeitsvermögen. 
Es wird im Hinblick auf die Nachfrage bestimmt: Ausbildung statt Bildung nach Lust 
und Laune. Die Menschen übernehmen den systemischen Standpunkt des Kapitals 
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und begreifen sich als Humanressource. Das führt in letzter Konsequenz zu einer 
tiefen Entfremdung von sich, die mit einer ebenso tiefen Entfremdung von anderen 
verbunden ist.

Beide Formen sind manifest in einer „Entqualifizierung“ der Selbstbestimmung, 
die Lohmann im Anschluss an Charles Taylor (1988: 11 f., 22) daran erkennt, dass 
„starke“ Wertungen irrelevant sind (Lohmann 1991: 356 f.). Schwache Wertungen 
machen sich kenntlich an „likes“, also den spontanen Kundgaben von Präferenzen, 
während starke Wertungen ein kontrastives Vokabular verwenden, mit dem etwas als 
höherwertig oder edler als etwas anderes ausgegeben wird. Sie ermöglichen norma-
tive Orientierung, bedürfen aber, um intersubjektive Relevanz zu haben, der Veran-
kerung in einer gemeinsamen Lebensform (Lohmann 1991: 335, 357). Die Gleich-
gültigkeit, die sich im Kapitalismus in das menschliche Selbstverhältnis einnistet, ist 
eine Gleichgültigkeit gegenüber einem sinnerfüllten Leben in Gemeinschaft mit 
anderen. Sie verdankt sich der Reduktion von starken auf schwache Wertungen. Weil 
der Gebrauch starker Wertungen unter dem Vorzeichen des Zwangs der ökonomischen 
Verhältnisse nur schwer zur Verfügung steht, spricht Lohmann von einer „zwanghaf-
ten“ Negation des selbstreflexiven Wollens (Lohmann 1991: 358). Es hätte nicht viel 
gefehlt und Lohmann hätte daran anschließend darüber tiefsinnig werden können, 
wie dieser Sinn- und Beziehungsverlust in der „Spätmoderne“ durch den ästhetischen 
Aufputz eines „kuratierten Lebensstils“ in einer Gesellschaft vorgeblicher Singulari-
täten kompensiert wird (dazu bekanntlich Reckwitz 2017). Jedenfalls ließe sich, 
meines Erachtens, eine direkte Linie ziehen von der letztgültigen, wenn auch kriti-
schen, Ausformulierung einer marxistischen Sozialphilosophie zur Kultursoziologie 
der Gegenwart.

Georg Lohmann war der erste von mir aufgrund der Lektüre verehrte Denker, 
dem ich auch persönlich begegnen durfte. Bis heute macht mich ein Zusammentref-
fen mit Menschen, die Denkwunderwerke vollbracht haben, nervös. Mich plagt stets 
die Sorge, sie mit meinem bescheidenen Intellekt zu langweilen. Wer Georg Lohmann 
kannte, wird sofort wissen, was ich meine, wenn ich sage, dass das Beisammensein 
mit ihm denkbar angenehm war. Wir redeten über unsere Projekte. Ich fühlte mich 
nie von ihm belehrt oder bedrängt, meine Interessen erklären zu müssen („Wieso 
beschäftigst du dich denn damit?“). Es war deutlich, dass er, was seine eigenen Pläne 
anging, keine vorgefasste Meinung hatte und von reiner Neugier getrieben war. 
Damals begann er, sich neben den Menschenrechten mit der Philosophie der Gefüh-
le zu befassen. Die Indifferenzschrift lag damals, so wollte es mir scheinen, schon 
lange hinter ihm. Bis an das Ende meines eigenen Lebens werde ich nicht nur Loh-
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mann in bester Erinnerung behalten, sondern weiterhin unbeirrt als obstinater 
Missionar (für die Jugend: „Cheerleader“) der Indifferenzschrift herumlaufen. Denn 
würde sie vergessen, wäre die Philosophie um einen Text ärmer, den sie mit Recht als 
einen Klassiker behandeln sollte.
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